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Vorwort der beteiligten Stiftungen

Otto Brenner Stiftung und Heinrich-Böll-Stiftung 

Um aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen in unserem Land verstehen 
zu können, sind empirisch fundierte mentalitätspolitische Analysen un-
erlässlich. Zum nunmehr zwölften Mal spüren die Leipziger Autoritaris-
mus Studien demokratischen wie antidemokratischen, pluralistischen wie 
autoritären Einstellungsmustern nach und zeichnen ein empirisches, fa-
cettenreiches Bild von Ansichten, Werten und Stimmungen in der Bevöl-
kerung. 

Festzustellen ist: Theorie und Praxis unserer Demokratie werden von 
den Bürgerinnen und Bürgern in diesem Land stark unterschiedlich be-
wertet. Zwar stellt der Großteil der Bevölkerung die Demokratie an sich 
weiterhin nicht infrage, jedoch sind die Zustimmungswerte zur verfas-
sungsmäßigen und zur gelebten Demokratie so niedrig wie seit Jahren 
nicht. Auch die unterschiedlichen Bewertungen im Westen und im Osten 
unseres Landes stechen hervor. 

Die in diesem Jahr zum ersten Mal eingesetzte Freitext-Befragung gibt 
Aufschluss über die subjektiven Beweggründe für negative Bewertungen 
unserer Demokratie. Genannt wurden hier an vorderster Stelle »Politi-
ker«, »Parteien«, »Regierung« und »Bürokratie«. Insgesamt zeigt sich, dass 
die Wahrnehmung krisenhafter Zeiten mit einer Skepsis gegenüber den 
Lösungskompetenzen unserer demokratischen Institutionen einhergeht. 

Darüber hinaus ist das Gefühl, keinen Einfluss auf  die Politik ausüben 
zu können, in der Bevölkerung weit verbreitet. Einmal mehr verdeutlicht 
dies die Notwendigkeit einer ausgeprägten politischen Bildungsarbeit, die 
zur Stärkung politischer Teilhabe beiträgt und dabei ein realistisches Ver-
ständnis demokratischer Prozesse vermittelt.

Zwar sank im Vergleich zu den vorherigen Erhebungen der Bevölke-
rungsanteil mit einem geschlossen rechtsextremen Weltbild, jedoch ist 
das kein Grund zur Entwarnung: Die Zustimmung zu ausländerfeindli-
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chen Einstellungen bleibt bundesweit hoch und nimmt in den westdeut-
schen Bundesländern sogar zu. Und auch Antisemitismus ist nach wie vor 
tief in unserer Gesellschaft verankert. Dessen Erhebung wurde in diesem 
Jahr erstmals um die Dimensionen »postkolonialer Antisemitismus« und 
»antisemitischer Antizionismus« erweitert, um aktuelle Entwicklungen des 
Antisemitismus besser erfassen zu können. 

Des Weiteren bewegen sich antifeministische, sexistische und trans-
feindliche Einstellungen auf hohem Niveau und finden sich in allen ge-
sellschaftlichen Gruppen, vor allem jedoch auf der rechten Seite des poli-
tischen Spektrums. Darin spiegelt sich wider, dass Feministinnen und 
Transpersonen von Parteien und Bewegungen im äußeren rechten Spek-
trum offensichtlich zu einem zentralen Feindbild gemacht werden. 

Ihren analytischen Blick wirft die diesjährige Erhebung auch auf die 
Einflüsse von sozialer Ungleichheit und sozialräumlichen Kontexten auf 
die Verbreitung rechtsextremer Einstellungen. Hier zeigt sich der bemer-
kenswerte Befund, dass auf individueller Ebene Faktoren wie Arbeitslo-
sigkeit und niedriges Einkommen wenig Erklärungskraft besitzen. Rechts-
extreme Einstellungen scheinen viel stärker befördert durch subjektive 
Deprivationserfahrungen, allgemeine Angst und insbesondere durch das 
Gefühl, dass es Deutschland insgesamt wirtschaftlich schlecht gehen würde. 

Die Leipziger Autoritarismus Studien sind inzwischen eine Institu-
tion: Sie bilden einen zentralen Referenzpunkt für die offene gesell-
schaftspolitische Debatte. Gerade weil sie auf so großes Interesse stoßen, 
ist es wichtig, den Leserinnen und Lesern alle Informationen mitzuge-
ben, die sie brauchen, um die Ergebnisse informiert einordnen zu kön-
nen. Als unterstützende Stiftungen freuen wir uns deshalb, dass die dies-
jährige Studie ein eigenes Kapitel zu methodischem Vorgehen beinhaltet, 
das einen niedrigschwelligen Einstig in zentrale Fragen der Messung und 
Repräsentativität der Ergebnisse bietet. Die Unterstützung ist für uns ein 
wichtiger Beitrag, unsere Demokratie von innen heraus zu stärken. Für 
die bewährte Zusammenarbeit danken wir dem Team um Oliver Decker 
und Elmar Brähler – und wünschen eine anregende Lektüre!

Berlin und Frankfurt am Main im Herbst 2024

Heinrich-Böll-Stiftung  Otto Brenner Stiftung
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1. Vereint im Ressentiment: 
 Autoritäre  Dynamiken und rechtsextreme 
Einstellungen in Deutschland 2024

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

Autoritarismusforschung

Die Kritische Theorie ist mit ihrem Autoritarismus-Konzept bis heute 
zentrale Referenz der Vorurteilsforschung. Entstanden in den 1920er 
Jahren, um das Aufkommen des Faschismus zu erklären, war die Autori-
tarismus-Forschung gleichzeitig der Versuch, die politische Einstellung 
der Menschen in ihrem engen Zusammenhang mit den gesellschaftlichen 
Widersprüchen zu verstehen. So war in der Kritischen Theorie mit Auto-
ritarismus nicht eine bloße Einstellungs- und Vorurteilsforschung gemeint, 
sondern damit ebenso eine Gesellschaftskritik verbunden: die Kritik der 
gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen Menschen diese destrukti-
ven Einstellungen hervorbringen. Obwohl die Ziele der faschistischen 
Bewegungen vor hundert Jahren den Interessen der meisten Bevölke-
rungsgruppen diametral entgegenstanden, hatten sie doch in fast allen 
politischen Milieus ihre Anhänger. Darüber hinaus zeigte sich in den em-
pirischen Untersuchungen des Instituts für Sozialforschung in Frankfurt 
am Main unter seinem Leiter Max Horkheimer Ende der 1920er Jahre, 
dass nicht nur unter den Anhängern faschistischer Bewegungen eine la-
tente Sehnsucht nach Autorität und Gruppenidentität bestand. Auch bei 
jenen, die sich auf einer bewussten Ebene für die Ziele der demokrati-
schen Parteien, der Gewerkschaften oder auch der Kirchen aussprachen, 
war der Wunsch nach einer »Prothesensicherheit« der Autorität groß 
(Fromm, 1936, S. 179). Ebenso war die Wut auf Schwäche und die Legiti-
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mation ihrer Aggressionen bei ihnen zu finden. Gerade einmal ein Sechs-
tel der Befragten war offen für eine demokratische Gesellschaft und be-
reit, sie zu verteidigen – so stellte es Fromm nach Auswertung einer breit 
angelegten Fragebogenstudie fest. Die überwiegende Mehrheit war – egal 
ob Sozialdemokraten, Linkssozialisten, Kommunisten, Bürgerliche oder 
Nationalsozialisten – anfällig für die faschistische Propaganda der unter-
würfigen Verehrung von Stärke und des Hasses auf Schwäche und schein-
bare Abweichung (Fromm, 1937/38, S. 188). 

Erich Fromm war als Sozialforscher an der Umsetzung der ersten 
Autoritarismus-Befragung beteiligt. Aber er war auch Psychoanalytiker. 
Wahrscheinlich fiel ihm angesichts der beschriebenen Dynamik deshalb 
die frappierende Ähnlichkeit zu einer Perversion auf, dem Sadomasochis-
mus: »Daß die Unterwerfung unter eine Autorität lustvoll sein kann, macht 
es erst verständlich, daß es so verhältnismäßig leicht war, Menschen zur 
Unterordnung zu zwingen« (Fromm, 1936, S. 168). Fromm erkannte das 
»sadomasochistische Syndrom« aus autoritärer Unterwürfigkeit, autoritä-
rer Aggression und Betonung der Konventionen als Spiegel einer Ge-
sellschaft, in die ihre Mitglieder von Kindesbeinen an gewaltvoll hinein-
wuchsen und die ihre Herrschaft immer wieder auf Macht und Stärke be-
gründete. Entschädigt wurden die Individuen durch die Identifikation mit 
derselben Macht, der sie sich eben noch unterworfen hatten. Waren auch 
Bedürfnisse verpönt, die sich nicht in das Schema einfügten, so konnten 
sie sich doch schadlos halten im Genuss der Unterwerfung von anderen.

Im Anschluss an Erich Fromm widmete sich die Arbeitsgruppe um 
Theodor W. Adorno und Else Frenkel-Brunswik im US-amerikanischen 
Exil der autoritären Persönlichkeit und erweiterte Fromms Bild des auto-
ritären Charakters um zusätzliche Facetten. Neben den Sadomasochismus 
traten weitere Psychodynamiken. Eine dieser Erscheinungsformen des 
Autoritären war der Glaube an eine große Verschwörung und an dunkle 
Mächte, die im Hintergrund bedrohliche Dinge aushecken (Adorno et al., 
1950). Zur Unterwerfung unter eine Autorität gehört auch die Anerken-
nung der durch eben diese Autorität repräsentierten Realität, selbst wenn 
sie auf Kosten des Eigenen geht. Nimmt die reale Hilflosigkeit so drü-
ckende Formen an, dass auch die Anerkennung einer Autorität keine Aus-
sicht auf Macht und Kontrolle mehr versprechen kann, bleibt noch die 
Flucht aus der Realität. Anstelle einer Autorität wählen die Mitglieder die 
Gruppe zu ihrem Ideal. Die autoritäre Gruppe wird durch Verschwö-
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rungserzählungen und geteilten Aberglauben aneinander gebunden, ihr 
Bindeglied ist die Verleugnung der Realität (Chasseguet-Smirgel, 1975). 
Dabei kann die Verleugnung der Realität so weit gehen, dass selbst mitei-
nander konkurrierende Verschwörungsnarrative gleichzeitig bei densel-
ben Menschen Anklang finden – selbst wenn sich die Erzählungen wider-
sprechen (Schließler et al., 2020). Alles, was außerhalb dieser Gruppenfan-
tasie liegt, wird als Bedrohung der neuen Gruppenrealität empfunden 
und verfolgt.

Fiel dem Psychoanalytiker Fromm die Nähe des »klassischen autoritä-
ren Typus« zum Sadomasochismus auf, so weist auch das neue Syndrom 
eine erstaunliche Ähnlichkeit mit einer anderen Variation des Sexualver-
haltens auf: dem Fetischismus. Dem Fetischisten ist ebenfalls grundsätz-
lich zugänglich, dass seine sexuelle Präferenz für Dinge mindestens un-
gewöhnlich ist, jedoch bleibt diese Anerkennung der Realität gleichzeitig 
ohne Konsequenz für seine Vorliebe. Die sich daraus ergebende Doppel-
bewegung aus Verleugnung und Anerkennung ist eine Möglichkeit, mit 
einer der Erfüllung des Wunsches entgegenstehenden Realität umzuge-
hen. Verleugnung ist psychoanalytisch gesprochen ein Abwehrmechanis-
mus. Er ermöglicht, an einem Wunsch gegen jede Realität festzuhalten 
und doch halbwegs alltagstauglich zu bleiben (Freud, 1927). Dabei be-
treffen Verleugnung und Fetischismus nicht allein Einzelschicksale, sie 
erfassen ganze Gruppen (Morgenthaler, 1974). Wie einem Verschwörungs-
theoretiker eigentlich die Absurdität seines Wahngebildes klar ist, er es 
aber trotzdem mit aller Dringlichkeit braucht, so verhält sich in gewisser 
Weise die ganze Gesellschaft. So besteht die Chance, über diese Psycho-
dynamik des autoritären Fetischismus etwas über die Gesellschaft und 
ihr Zentrum zu erfahren. 

Denn weder Sadomasochismus noch Fetischismus sind Phänomene 
der Vergangenheit. Wenn ein autoritärer »Führer« nicht zu sehen ist, wird 
die bestehende autoritäre Dynamik in der Gesellschaft meistens unter-
schätzt. Aber auch heute finden wir sie durchzogen von autoritären Ag-
gressionen, auch heute richtet sich der Hass gegen jene, die schwach oder 
abweichend erscheinen. Sei es, weil sie die Fantasie wachrufen, »anders« 
zu sein, oder mit ihrem Verhalten gegen Konventionen verstoßen. Mi-
granten, Juden, Sinti und Roma oder Homosexuelle ziehen Hass auf sich, 
so zeigt es unsere Studienreihe seit Jahren (Decker et al., 2022) und so 
müssen wir es auch in der aktuellen Leipziger Autoritarismus Studie wie-
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der feststellen. Dabei sind diese Ressentiments in der vielbeschworenen 
»Mitte« der Gesellschaft nicht nur weit verbreitet, etwas in der Mitte der 
Gesellschaft, in ihrem Zentrum, bringt sie überhaupt erst hervor. Um 
einen Zugang in dieses Zentrum zu erhalten und den Ursprung zu er-
gründen, bedarf es der genauen Betrachtung der Individuen samt ihrer 
Einstellung, Ressentiments, Erwartungen und Gefühle. 

Eine autoritäre Masse kann nicht nur durch einen »Führer«, sondern 
durch ein abstraktes Gruppenideal konstituiert sein. Schon in der Vergan-
genheit stellten wir fest, dass die Autorität, mit der die Menschen in 
Deutschland identifiziert sind, die Größe und Macht der »nationalen 
Wirtschaft« ist (Decker, 2019). Auch deshalb ist wahrscheinlich seit eini-
gen Jahren der Wunsch nach einem autoritären Führer in der Regel nied-
riger, als es die Aggressionen sind. Der Fetischismus bietet einen Zugang 
zur autoritären Dynamik, deren gesellschaftliches Zentrum im Wesent-
lichen von der Ökonomie bestimmt ist. Die Art und Weise, wie die Le-
bensgrundlagen der Menschen hergestellt werden, ist ein zentrales Merk-
mal von Gesellschaften. Man kann sie in der Geschichte und in der 
Gegenwart deshalb an der Produktionsweise unterscheiden. 

Eine auf Wachstum geeichte, warenproduzierende Gesellschaft be-
steht schon seit dem 19. Jahrhundert und seit ihrer Durchsetzung ist die 
Verleugnung die Voraussetzung dieser Art des Wirtschaftens (Decker, 
2011). Wie die Waren produziert werden, was die Lebenskosten für dieje-
nigen sind, die sie herstellen müssen, und wie der solcherart produzierte 
Reichtum verteilt wird, bleibt im Zwischenraum von Wissen-Können 
und Nicht-wissen-Wollen. 

Entsprechend beschreibt der heutige Leiter des Instituts für Sozialfor-
schung, Stephan Lessenich, die Verleugnung als zentrale Abwehr einer 
auf beschleunigtes Wachstum angelegten Ökonomie (Lessenich, 2017). 
Wenn Lessenich für sein Buch den programmatischen Titel »Neben uns 
die Sintflut« (ebd.) wählt, bringt er diesen Abwehrmechanismus unter der 
Hand auch mit einer Katastrophe biblischen Ausmaßes zusammen, man 
könnte sagen mit einer Apokalypse. Auch wenn er die Verbindung nicht 
zieht, Apokalypse und Verleugnung sind eng verbunden mit der autoritä-
ren Dynamik der Gegenwartsgesellschaft. 
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Krisen und Apokalypse

Seit mehr als einem Jahrzehnt bestimmen Krisen das Leben der Deut-
schen. Sie folgen dicht auf dicht, teilweise überlappen sie sich. Sie erfas-
sen den Kapitalmarkt- und die Weltwirtschaft, es gibt eine Migrations-
krise, eine durch den Klimawandel ausgelöste ökologische Krise, die 
COVID- 19-Pandemie. Auch die Kriege gegen die Ukraine und im Na-
hen Osten sind Teil dieser krisenhaften Gegenwart. Kein Wunder, dass 
die Gesellschaft für deutsche Sprache das Wort »Krisenmodus« zum Wort 
des Jahres 2023 kürte (GfdS, 2023). Auch Begriffsschöpfungen wie Mul-
tikrise oder Polykrise sind Ausdrücke einer durch die Zeitgenossen wahr-
genommenen Krisenkonjunktur. Und es stimmt sehr wohl: Unsere Gegen-
wart ist an Herausforderungen und destruktiven Potenzialen alles andere 
als arm. Wenn aber die beständige Krisenrhetorik nicht in einer Lösung 
mündet, taucht der Verdacht auf, dass die Rede über die Krisen eher der 
Verleugnung als der Anerkennung der Realität zuzurechnen ist. 

Bei genauerem Hinsehen gibt der Krisen-Begriff bereits selbst Aus-
kunft über den Zustand der Gesellschaft und seine Funktion. »Krisis« 
(κρίσις) wurde zunächst verwendet im Sinne einer Beurteilung oder Ent-
scheidung, zwischen wahren und falschen Aussagen, zwischen der richti-
gen und der falschen Entscheidung. Deshalb teilt sich auch die »Kritik« 
mit der »Krise« diese griechische Wurzel. Über die Jahrhunderte verschob 
sich die Wortbedeutung, bis heute mit der Krise der Tiefpunkt in einer 
Entwicklung gemeint ist, der entscheidende Moment in einer zugespitz-
ten Lage. Kurz: Es geht um Wendepunkte, deren Aufziehen erwartet wird. 

Um ein Verständnis von der Krisengesellschaft zu erhalten, ist ein wei-
terer Aspekt von besonderer Bedeutung: Krisen sind weniger durch ob-
jektive Entwicklungen bestimmt als durch die subjektive Bedeutung, die 
ihr die Individuen zugestehen. Schon Anfang der 1970er Jahre wies der 
Frankfurter Sozialphilosoph Jürgen Habermas auf diese Eigentümlich-
keit von Krisen hin: »Erst wenn die Gesellschaftsmitglieder Struktur-
wandlungen als bestandskritisch erfahren und ihre soziale Identität be-
droht fühlen, können wir von Krise sprechen.« (Habermas, 1973, S. 12) 
Das soll heißen: Was als Wendepunkt erlebt wird, dass hängt nicht nur 
von außen hereinbrechenden Ereignissen ab, manchmal sogar von diesen 
zuletzt. Ohne die Bewertung einer Entwicklung als Entscheidungsmoment 
gibt es keine Krise. In manche Katastrophe schlidderte die Menschheit 
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sehenden Auges, ohne vorher schlaflose Nächte gehabt zu haben oder 
überhaupt beunruhigt gewesen zu sein. Andere wiederum wurden in 
ihrer Dimension maßlos überzeichnet. Wenn es darauf ankommt, wie be-
droht man sich fühlt – folgen wir hier Habermas’ Formulierung –, dann 
bestimmt der Blick des Betrachters die Größe der Gefahr. Und erst diese 
Wahrnehmung macht eine drohende Katastrophe zur Krise. Und so 
kommt die Ahnung auf, dass in der Krisenwahrnehmung genauso stark 
der Wunsch mitschwingt, es möge mit diesem Tiefpunkt das Ende eines 
Zustands erreicht sein, wie die Sorge, der Gang der Dinge könnte unbe-
rührt weitergehen. 

Wenn es darüber hinaus nicht nur um eine Krise geht, die eine Gesell-
schaft bewegt, sondern die Menschen beständig von neuen Entwicklun-
gen in den Bann gezogen werden, deren Wahrnehmung aber ohne Folgen 
bleibt, dann wird die Frage drängend, was die Gründe für eine derartige 
Krisenverhaftetheit sind. So macht dieses Muster der Krisenwahrneh-
mung die darunterliegende Logik der Verleugnung unabweisbar. Ihre psy-
chische Logik verbindet sich eng mit der ökonomischen: Bis heute lösen 
die neoliberale Wirtschaftspolitik und ihre Folgen – fehlende Investitio-
nen in Bildung, Schulen, Pflege und Gesundheit, Infrastruktur des öf-
fentlichen Personenverkehrs – bei weitem weniger politischen Protest 
aus, als die Krisenrhetorik an Aufmerksamkeit erhält. Stattdessen ist die 
Gesellschaft geprägt von einer Polarisierungsbereitschaft entlang wech-
selnder Themen und von Ressentiments gegen jedwede Gruppe, die als 
Minorität oder abweichend erscheint.

Menschen handeln aus Gründen, akademischer würde man auch sa-
gen: Sie sind durch unterschiedliche Wünsche in ihrer Handlung und 
Wahrnehmung motiviert. Die Motivation mag einem unbeteiligten Be-
trachter rational nachvollziehbar sein oder ihm völlig abwegig erschei-
nen, dennoch liegt Beziehungen, Handlungen oder Erleben von Men-
schen immer eine Motivation zugrunde. Sigmund Freud hat den Men-
schen konsequent als ein wünschendes und fantasierendes Tier gedacht 
(Lohmann, 2006): Hinter dessen Handlungen steht immer ein Wunsch, 
der ebenso der Vater des Gedankens wie der Tat ist, und doch ist dem 
Handelnden das Gros seiner Wünsche unbewusst. Das gilt auch, wenn es 
nicht die Motivation eines Menschen ist, sondern die von vielen: Grup-
pen, soziale Milieus, politische Verbände, Nationen. Und so ist eine Mo-
tivation auch der Grund für die Aufmerksamkeit auf den nächsten Ent-
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scheidungsmoment, sie bestimmt, an welcher Stelle er sich zeigt und auf 
welche Entwicklung nicht geschaut wird.

Die Bereitschaft, auf Reizthemen beständig mit hoher Erregung zu 
reagieren, gewissermaßen wie der Pawlowsche Hund auf den dargebote-
nen Klingelton, kann man mühelos als das Kennzeichen der ersten zwei 
Dekaden des gerade eben angebrochenen 21. Jahrhunderts bezeichnen. 
»Triggerpunkte« nannte das die Berliner Forschungsgruppe aus den So-
ziologen Steffen Mau, Thomas Lux und Linus Westheuser (2023) und 
fand damit ein treffsicher ausgewähltes Bild. Mau und seine Kollegen 
schlussfolgern zwar einerseits, dass die Gesellschaft bei weitem nicht so 
polarisiert sei, wie die öffentlichen Debatten vermuten lassen, bestätigen 
jedoch andererseits die beständige Polarisierungsbereitschaft. Und sie liefern 
noch eine andere interessante Beobachtung. Denn darüber hinaus weisen 
sie auf ein Phänomen hin, das mit jener Erregungsbereitschaft auf das 
Engste verbunden ist: die Bereitschaft zur Gruppenbildung und die Kon-
junktur widerstreitender kollektiver Identitäten (Niethammer, 2000). So 
können wir mit dem Befund der »Triggerpunkte« etwas über die Bedeu-
tung eines Phänomens der Gegenwart erfahren: Die immer wiederkeh-
renden Entscheidungsmomente führen keinesfalls zu ihrer gemeinsamen 
Bewältigung durch die gesamte Gesellschaft. Vielmehr kommt es – auch 
jenseits des konkreten Inhalts – zu Positionierungen »dafür oder dage-
gen«. Das ist im Übrigen genau die Polarisierung, von der die Autoren 
eigentlich sagen, sie existiere nicht. Wenn aber die eigene Ansicht derart 
unaufgefordert und unversöhnlich artikuliert wird, dann ist dies die per-
manente Suche nach Entscheidungsmomenten. Es ist die Suche nach lau-
ter kleinen Krisen des Alltags, die im Kleinen der zwischenmenschli-
chen Beziehungen wiederholen, was auch im Großen gewünscht wird. So 
kommt schlagartig der Verdacht auf, dass die Entscheidungsmomente ge-
nauso wie die Gruppenidentitäten befürchtet und ersehnt sind. 

Wenn dieser Verdacht stimmt, dann wiederholt die Gesellschaft seit 
Dekaden ein psychisches und soziales Muster. Man könnte auch sagen: 
Es ist ein Wiederholungszwang am Werk. Und das Muster ist nicht die 
Schutzsuche vor dem Schrecklichen, die Wahrnehmung der Gefahr, um 
ihr entgehen zu können, sondern die Schutzsuche beim Schrecklichen 
(Türcke, 2002, S. 134). Verräterisch ist deshalb, dass alternativ zur Krise 
die Rede häufig von der Apokalypse ist: Krisenpolitik und die Politik der 
Apokalypse liegen nah beieinander (Bröckling, 2023). Das gilt nicht nur 
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für die AfD als Profiteur einer »Migrationskrise«, die sie selbst mit her-
beigeredet hat. Gerade weil der menschengemachte Klimawandel eine der 
größten Herausforderungen unserer Gegenwart ist, offenbart auch hier 
das Szenario eines »apokalyptische[n] Klimawandel-Endgames« (MDR, 
2022) einen Eindruck davon, dass es nicht nur um ihre Bewältigung geht. 
Mehr noch als der Krisenbegriff gibt die Apokalypse in ihrer wörtlichen 
Übersetzung etwas von dem Wunsch preis, welcher der Wortwahl zu-
grunde liegt: Sie ist die »Offenbarung«, der Moment, in dem sich das Ret-
tende zeigen soll, und sie geht einher mit der Entscheidung zwischen Er-
wählten oder Verworfenen.

Nervöse Zeiten

So neu ist diese nervöse Krisenbereitschaft nicht. Schon zu Beginn des 
20. Jahrhundert verdichteten sich die Beobachtungen, dass die Nerven 
der Zeitgenossen bis zum Zerreißen gespannt waren. Deshalb hießen 
psychisch Kranke – jenseits ihrer jeweiligen Erkrankung und deren Ursa-
che – oft schlicht Nervöse oder Neurotiker. Sie litten an stressbedingter 
»Neurasthenie«, so ein prominentes Erklärungsmodell in der damaligen 
Zeit für dieses Leiden (Kury, 2012). Das kam nicht von ungefähr, son-
dern war am Ende des »langen 19. Jahrhunderts« (Hobsbawm, 2017) des-
sen Niederschlag im Individuum. Zu Beginn stand die Französische Re-
volution, sie markiert das Überschreiten der Schwelle von der Neuzeit 
zur Moderne. Mit ihr begann eine Zeit »sich überstürzenden Ereignisse 
politischer Umwälzungen« (Gumbrecht, 1978, S. 103), die seitdem die Er-
fahrung prägten. Der »Imperativ des Wandels« (ebd., S. 126) wurde para-
doxerweise auf Dauer gestellt. Einen Eindruck von der Wirkung dieser 
permanenten Umwälzung geben bereits Karl Marx und Friedrich Engels 
in ihrem Kommunistischen Manifest:

»Die fortwährende Umwälzung der Produktion, die ununterbrochene Er-
schütterung aller gesellschaftlichen Zustände, die ewige Unsicherheit und Be-
wegung zeichnet die Bourgeoisepoche vor allen anderen aus. Alle festen ein-
gerosteten Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungen 
und Anschauungen werden aufgelöst, alle neugebildeten veralten, ehe sie ver-
knöchern können.« (Marx & Engels, 1848)
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In der individuellen »Nervosität« zeigten sich die Folgen einer seit dem 
19. Jahrhundert immer größere Fahrt aufnehmenden, dauerhaften Ent-
grenzung, einer sich »beständig selbst überholenden Moderne« (Bergeron 
et al., 1969, S. 297). Das war nicht einmal nur eine Metapher, sondern 
wurde mit dem technischen Fortschritt wie der Eisenbahn Alltagserfah-
rung. Heinrich Heine beschreibt als Zeitgenosse die Wirkung: »Durch 
die Eisenbahnen wird der Raum getötet, und es bleibt uns nur noch die 
Zeit übrig.« (Heine, 1963) Die Beschleunigung setzte sich im 20. Jahrhun-
dert, dem Zeitalter der Extreme (Hobsbawm, 1995), fort und hält bis heu-
te an (Rosa, 2005). 

Waren die Beschleunigung und Entgrenzung für die Zeitgenossen von 
Heinrich Heine, Karl Marx und Sigmund Freud bereits eindrucksvoll und 
rüttelten an den Nerven, ist diese tiefste Wirkung auf die Menschen heu-
te keinesfalls Vergangenheit. Die »moderne[n] Zeiten« (Decker & Kiess, 
2013) halten bis heute an. Das massenweise Auftreten von Burnout, Auf-
merksamkeitsstörungen und Depressionen kann man als Äquivalent zum 
Sammelbegriff der Neurose vom Anfang des 20. Jahrhunderts verstehen: 
Im Extrem der Erkrankung zeigt sich, wie groß die Belastung im Regel-
fall des Alltags ist und wie wenig die Menschen sich von der Überfor-
derung abgrenzen können (Ehrenberg, 1998; Sennett, 1998; Rosa, 2011; 
Türcke, 2011). 

Möglicherweise ist die nervenaufreibende Gewalt der Beschleunigung 
mit dem neuesten technischen Fortschritt der Digitalisierung und der bis-
her letzten ökonomischen Innovation des Neoliberalismus sogar noch in-
tensiver geworden. Beide nahmen zum Ende der 1970er Jahre Fahrt auf 
und ihr Tempo nimmt weiter zu – nicht ohne Konsequenzen für das in-
dividuelle Nervenkostüm und das politische Geschehen. Die weit ver-
breiteten autoritären Einstellungen sind eine Folge dieser andauernden 
Entwicklung. Der Bielefelder Sozialpsychologe Wilhelm Heitmeyer stellt 
zwischen beidem einen engen Zusammenhang her: 

»Die alternativlose Durchsetzung eines Flexibilisierungszwanges, der beispiels-
weise eingelebte soziale Lebens- und sozialisatorische Entwicklungsrhythmen 
zerstört, gehört ebenso zum neuen Charakter eines autoritären Kapitalismus, 
wie gezielte Verletzungen menschlicher Integrität.« (Heitmeyer, 2001, S. 501) 

Aber auch für diese autoritäre Dynamik gilt: Ein »Flexibilisierungszwang« 
könnte ohne die Bereitschaft, diese Flexibilität auch als eigenes zu begeh-
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ren, nie eine solche Bannkraft entfalten. Ob die autoritäre Masse durch die 
gemeinsame Identifikation mit einem Führer, einer Ideologie oder einem 
abstrakten Objekt wie dem Kapitalismus konstituiert wird, ist an dieser 
Stelle zweitrangig. Das Merkmal des Autoritarismus bleibt, dass er von 
einem Wunsch getragen wird, so ambivalent dieser auch ist: 

»Was man z. B. ›Autorität‹ nennt, setzt in höherem Maße, als man anzuerken-
nen pflegt, eine Freiheit des der Autorität Unterworfenen voraus, sie ist selbst, 
wo sie diesen zu ›erdrücken‹ scheint, nicht auf einen Zwang und ein bloßes 
Sich-Fügen-Müssen gestellt.« (Simmel, 1908, S. 102) 

Ohne die Freiwilligkeit der Unterwerfung ist die dauerhafte Übernahme 
des Flexibilisierungsimperatives nicht zu haben. Und die freiwillige Unter-
werfung erfolgt, weil mit ihr die Aussicht auf eine Wunscherfüllung ver-
bunden ist.

Somit ist der »libertäre Typus« des Autoritären, den die Basler For-
scherin Carolin Amlinger und ihr Kollege Oliver Nachtwey (2022) be-
schreiben, zwar nicht wirklich neu, beeindruckend ist allerdings, wie klar 
Amlinger und Nachtwey diese autoritäre Reaktion unabhängig von der 
politischen Selbstverortung ihrer Studienteilnehmer freilegen können. 
Und dass die reale Hilflosigkeit gegenüber der Übermacht der Gesell-
schaft gerade im Kontrast zu ihren Freiheitsversprechen die autoritäre 
Dynamik derzeit besonders befeuert, das ist hoch plausibel. 

Denn auch heute gilt trotz aller gesellschaftlichen Liberalisierung von 
Lebensentwürfen die polemische Beobachtung, dass der Mensch »dop-
pelt frei ist«: frei von der Möglichkeit, seine Lebensgrundlage selbst zu 
produzieren, und frei, seine Arbeitskraft zu verkaufen. Der Mensch ist 
zum Verkauf seiner Arbeitskraft gezwungen, anders können die wenigs-
ten ihr Überleben in dieser Gesellschaft absichern. Das autoritäre Ord-
nungsschema des flexibilisierten Kapitalismus hat weiterhin zwei Seiten, 
seine binäre Ordnung lautet »drinnen oder draußen«. Man könnte auch 
sagen: erwählt oder verworfen. Der Mensch ist die einzige Ware, die die-
ses binäre Ordnungsschema am eigenen Leib erfährt, und es ist bei wei-
tem rigider als so manches, gegen das gegenwärtig mit Verve gekämpft 
wird (Decker, 2023).

Hellsichtig hatte schon Anfang der 1980er Jahre der britische Soziolo-
ge Stuart Hall auf die Notwendigkeit einer politisch-ökonomischen Ak-
tualisierung des Autoritarismus-Konzepts hingewiesen. Er studierte die 
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Reaktionen auf den »Thatcherismus« in Großbritannien und die »Rea-
ganomics« in den USA. Die flächendeckende Privatisierung von öffentli-
chen Gütern, die Entgrenzung des Marktes durch weitestgehende Kom-
modifizierung und Freihandel, der Abbau des Wohlfahrtsstaats und die 
Zerschlagung der gewerkschaftlichen Organisationen wurden die Kenn-
zeichen der erneuerten, bis heute bestehenden marktliberalen Ordnung. 
Hall stellte bereits in der Frühphase dieser neuen Ordnung fest, dass die 
Reaktion auf sie keinesfalls eine breite Solidarisierung ist, sondern ein 
»autoritärer Populismus« (Hall, 1982). 

Die offenen Formen des »autoritären Populismus« sind heute in fast 
allen Ländern auf dem Vormarsch, ja, die gesamte Gesellschaft ist in Fol-
ge von einer autoritären Dynamik durchzogen, sie erfasst Menschen in 
allen sozialen Lagen und in allen politischen Lagern. Wenn heute die US-
amerikanische Sozialphilosophin Wendy Brown (2018) Halls Befund auf-
greift und erweitert, von einem Autoritarismus spricht, der »festive and 
even apocalyptic« (Brown, 2018, S. 89) sei, trifft sie ins Zentrum, genau 
genommen: in die Mitte der Gegenwartsgesellschaft. Der Autoritarismus 
hat eine Tendenz zu Entscheidungsmomenten. Die Krise ist nicht um-
sonst das Feld, welches extrem-rechte Parteien mit Erfolg bewirtschaften. 

Vom Ressentiment zum Massenwahn:  
Antisemitismus als Alltagsreligion

Durch den Neoliberalismus konnte zwar im politisch-ökonomischen Sys-
temkampf  der Sieg über den Ostblock errungen werden, aber gleichzeitig 
schuf er durch seine unbegrenzte Entfaltung seine eigenen Gespenster 
(Decker, 2022). Die Wut, die sich unter anderem auf  Migranten entlädt, ist 
eine autoritäre Aggression und sie kann durchaus als Bewältigungsstrategie 
verstanden werden. Würde man aber in diesem Hass auf  »Andere« bloß die 
kalkulierte Manipulation neoliberaler Politik sehen – die Umlegung des 
Grolls über die Verhältnisse auf  wehrlose Sündenböcke –, würde man die 
Freiwilligkeit übersehen, die in jedem Autoritätsverhältnis besteht. Deshalb 
ist es notwendig, zwischen einer Krisenreaktion des Neoliberalismus und 
einer Krisenbewältigung im Neoliberalismus zu unterscheiden. 

Zur Ergründung dieses Unterschieds ist eine weitere Beobachtung 
von Karl Marx hilfreich. Einer seiner berühmten Sätze wird oft zitiert 
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und fast genauso oft falsch. Marx verwies pointiert auf die Bedeutung der 
Religion, als er von ihr als dem »Opium des Volkes« sprach. Diese Be-
schreibung zeugt von einer großen Empathie, mit welcher der Religions-
kritiker auf die Religion als »Seufzer der bedrängten Kreatur« blickte 
(Marx, 1844, S. 378). Die Religion ist der Versuch des Menschen, in den 
bedrückenden Verhältnissen leben zu können, indem er diesen die Aus-
sicht auf eine erlösende Zukunft an die Seite stellt. Am Ende der Zeit 
kommt das Reich des Herrn und findet endlich das irdische Jammertal 
sein Ende. Religion entsprang dem Wunsch, dass es so, wie es ist, nicht 
bleiben kann. Sicher, dieses Trostmittel wurde als Herrschaftsmittel ein-
gesetzt, entzogen oder dosiert, aber gesucht und gefunden wird es aus 
einem tief empfundenen, menschlichen Wunsch nach einem Ende der 
unhaltbaren Zustände. In den Momenten, in denen aber die Vergeblich-
keit des Wartens überdeutlich zutage trat, schlug die versöhnende Hoff-
nung in destruktive Ressentiments um – der christliche Antijudaismus ist 
jahrhundertelang das Ventil gewesen (Graus, 1987). 

Die autoritäre Aggression heute zeigt an, dass auch die moderne Ge-
sellschaft von der Hoffnung auf Versöhnung angetrieben ist. An ihre be-
ständigen technischen Neuerungen »knüpfen sich jene utopischen Hoff-
nungen, die mit zunehmender Geschwindigkeit das vermeintliche Ziel 
der Geschichte, den ewigen Frieden, zu erreichen trachteten« (Bergeron 
et al., 1969, S. 303). So aufgeklärt und modern die Gesellschaft erscheint, 
so wenig kann sie auf die Erlösungshoffnung verzichten. Und auch in ihr 
schlägt die Hoffnung in Destruktivität um, wenn das Scheitern des Ver-
sprechens überdeutlich wird. 

Der Soziologe Detlev Claussen (1993) hat auf die Wirkung jener Mo-
mente hingewiesen, in denen sichtbar wird, dass die Naturbeherrschung 
und Kontingenzbewältigung immer fragil bleiben: Die Ambivalenz äu-
ßert sich in aggressiven Ressentiments gegenüber jenen, die in der ge-
sellschaftlichen Ideologie bis heute entweder eng verbunden werden mit 
der Natur – Frauen, Schwarze – oder selbst für Schwäche und die Am-
bivalenz von Identität stehen – Juden, Sinti und Roma. Wenn Claussen 
vom Antisemitismus als »Alltagsreligion« spricht, wird seine Funktion 
in modernen Gesellschaften deutlich. Er ermöglicht, was im Scheitern 
notwendig wird: Aus der Erfahrung der fortgesetzten Hilflosigkeit ent-
steht das Ressentiment, welches aus der Masse heraus befriedigt werden 
kann. 
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Ist auch das antisemitische Ressentiment eng verbunden mit gegen-
wärtigen gesellschaftlichen Entwicklungen, so hat der von ihm getrage-
ne Vernichtungswille noch eine andere Quelle. Der eliminatorische Anti-
semitismus der Shoah war nicht allein aus den damaligen Verhältnissen 
zu erklären. Schon in den 1940er Jahren war klar, dass die systematische 
und auf höchstem Niveau instrumenteller Vernunft betriebene Vernich-
tung der europäischen Juden nicht allein in den gesellschaftlichen Dyna-
miken begründet liegen konnte. Unter dem Eindruck der Shoah kam mit 
der instrumentellen Vernunft auch die Zivilisationsentwicklung des Men-
schen in den Blick (Horkheimer & Adorno, 1944). 

Menschliche Gesellschaften, so eine zentrale Erkenntnis der Kritischen 
Theorie, kennzeichnet der Versuch, sich vom unvorhersehbaren Ein-
brechen der Naturgewalten zu emanzipieren. Dieser Versuch der Beherr-
schung richtet sich nicht nur gegen die äußere Natur (Wetter, Erdbeben, 
Dürre). In einer immer weiter gehenden Verinnerlichung der Kontrolle 
und Selbstbeherrschung wird auch der Mensch, der menschliche Körper 
und damit die menschliche Natur, der Kontrolle unterworfen. Bereits 
 Nobert Elias sah es als Aufgabe einer »historischen Gesellschaftspsy-
chologie«, diesen »Prozess der Zivilisation« nachzuzeichnen, der zu einer 
immer weitergehenden Beherrschung nicht nur der äußeren, sondern 
auch der inneren Natur (der eigenen Affekte, Wünsche und körperlichen 
 Bedürfnisse) führt (Elias, 1939a, S. 385; Elias, 1939b). 

Wie Adorno und Horkheimer war auch Elias klar, dass trotz aller Be-
mühungen nicht nur die Erfahrung der Unkontrollierbarkeit von Natur 
bestehen bleibt: Mit der Beherrschung der inneren Natur (des eigenen 
Körper) und der äußeren Natur hat die Gesellschaft die Naturgewalt nicht 
überwunden, sondern wiederholt.1 Ihre Destruktionspotenziale wachsen 
mit den Potenzialen der menschlichen Möglichkeiten an. Gesellschaft ist 
so eine Art »zweite Natur« geworden, in ihrer vergesellschafteten Gewalt 
selbst so mächtig und oft genug gewaltvoll, wie jene erste, die überwun-
den werden sollte. Nicht nur im Verhältnis zu anderen Menschen, sondern 

1 Dass sich manchmal sogar im Versuch der Überwindung dieser Geschlechterordnung 
noch die »narzisstische Idee von der Verfügbarkeit der Welt, und auch der des Leibes und 
der Psyche findet«, macht die Stärke des Antriebs zur Herrschaft über die Natur deutlich 
(Landweer, 1994, S. 64). Der Wunsch, sich der Kontingenz der eigenen Natur zu entziehen, 
und der Versuch, dies mit instrumentellen Eingriffen zu erreichen, finden sich selbst bei je-
nen, die diese Herrschaft kritisieren.
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auch im Verhältnis zur inneren und äußeren Natur äußert sich diese Am-
bivalenz als »Ressentiment der beherrschten Subjekte der Naturbeherr-
schung« (Horkheimer & Adorno, 1944, S. 238). 

Die Leipziger Autoritarismus Studie 2024

In den folgenden Kapiteln legen wir die Ergebnisse der aktuellen Befra-
gung zur autoritären Dynamik und rechtsextremen Einstellung in Deutsch-
land vor. Sie zeigen einen Anstieg der rechtsextremen Einstellung in 
Deutschland und einen Legitimationsverlust der im Alltag erfahrenen 
Demokratie. Der Antisemitismus steigt in Westdeutschland – trotz seiner 
Sanktionierung infolge der Shoah – in seiner tradierten Form nach einem 
langjährigen Abwärtstrend nun wieder deutlich an. In seinen anderen 
Ausdrucksformen sehen wir eine vergleichbare Entwicklung in Ost- und 
Westdeutschland. 

Zwar hat die Verbreitung der rechtsextremen Einstellung nicht in dem 
Maße zugenommen, wie die Wahlerfolge der extrem-rechten AfD hätten 
vermuten lassen. Dennoch existiert mit der AfD eine Partei, die den in 
der Gesellschaft vorhandenen destruktiv-aggressiven Wünschen ein Poli-
tikangebot macht: Ihre Bindekraft hat zugenommen und sie kann sich im 
Osten auf den Anteil derjenigen stützen, die seit Jahren Ressentiments 
teilen und nur auf die Legitimation warten, die Wut gegen Migranten, 
 Juden, Homosexuelle oder »Schwache« und »Abweichende« zu richten. 
Was der AfD dadurch im Osten bereits gelang – neue Wählerschichten 
anzusprechen und an sich zu binden –, steht in Anbetracht des Anstiegs 
von Ausländerfeindlichkeit und Antisemitismus auch bei den anstehen-
den Wahlen im Westen zu befürchten. Dies umso mehr, als wir feststellen 
müssen, dass wir die Ressentiments zunehmend auch unter Jüngeren an-
treffen. Seit Beginn unserer Studienreihe war unter ihnen die Unzufrie-
denheit mit der Demokratie noch nie so weit verbreitet und die Suche 
nach autoritären Lösungen noch nie so deutlich.

Politische Partizipation und Parteibindung werden in allen westlichen 
Demokratien immer unbeständiger (Dalton et al., 2000; Mair, 2008; De 
Vries & Hobolt, 2020; Emanuele et al., 2020). Passend zu den Krisen-
diskursen sind Wahlerfolg und -misserfolg zunehmend von kurzfristigen 
Zeitfenstern abhängig, die dynamische Debatten – oft an neuralgischen 
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Triggerpunkten wie Migration, Klima, Beschäftigung und Wirtschafts-
politik entlang – eröffnen. Die Parteien sind von der Krisenwahrneh-
mung der Wähler so getrieben, wie sie selbst von ihr bestimmt sind, gera-
de deshalb haben sie Schwierigkeiten, bei »ihren« Programmatiken kohä-
rent zu bleiben. Entlang der Krisenwahrnehmungen orientieren sich die 
Menschen auch in ihrer Parteipräferenz (Kiess & Portos, 2023), gerade 
jüngere Menschen weisen eine geringere Parteiidentifikation bzw. höhere 
elektorale Volatilität (Dassonneville, 2013) auf. So ist erklärbar, warum 
überproportional viele Jüngere vor kurzem noch die Grünen wählten 
und gerade bei den Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Branden-
burg die AfD in derselben Altersgruppe so erfolgreich war. Das waren 
kaum dieselben Personen, so weit geht die Wechselbereitschaft nicht. Aber 
die Mobilisierungsfähigkeit von vorhandenen Einstellungen ist eben 
stark konjunkturabhängig.

Auch wenn der Blick sich meistens auf extrem-rechte Parteien und 
neonazistische Bewegungen richtet, die autoritäre Dynamik findet nicht 
nur dort ihren Ausdruck. Nachdem Wendy Brown in oben zitierten Auf-
satz zum neuen »apokalyptischen« Autoritarismus diesen auf die Abwehr-
kämpfe »weißer Männer« gegen den Verlust ihren Privilegien bezieht, 
stellt sie im Schlusssatz irritiert die Frage: »And might we also need to ex-
amine the ways these logics and energies organize aspects of left respon-
ses to contemporary predicaments?« (Brown, 2018, S. 75). Die Antwort 
darauf ist durchaus einfach zu geben. Die Krisenfokussierung und Pola-
risierung sowie der Wunsch nach Grenze und Identität sind nicht auf 
rechte Bewegungen beschränkt. 

Etwas von der Personalisierung der autoritären Reaktion schwingt 
selbst in Browns eigener Gegenwartsbeschreibung mit, wenn sie die Pro-
blemlagen so klar bei »weißen Männern« ausmachen kann, wo es doch 
eigentlich um gesellschaftliche Entwicklungen geht. Identifizierendes 
Denken findet sich selbst dort, wo die Kritik der Identitätslogik in der 
Vergangenheit zur Kernaufgabe gehörte. Die Präsenz von autoritären 
Aggressionen, der Wunsch nach Stärke und die Personalisierung politi-
scher Verhältnisse auch in progressiven Bewegungen machen die Ausei-
nandersetzung mit ihnen notwendig. Eine solche Selbstreflexion kann 
nicht nur den autoritären Dynamiken entgegenwirken, sie kann auch Aus-
kunft über die Wirkung der Gesellschaft auf die in ihr lebenden Indivi-
duen liefern. 
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Auch heute findet die politische Regression ihren Ausdruck im Anti-
semitismus, der immer deutlicher in seiner Funktion einer Brückenideo-
logie zwischen politischen und sozialen Milieus sichtbar wird (Ṿolḳov, 
2000). Neben ihm war auch der Antifeminismus lange Jahrzehnte ein Er-
kennungsmerkmal antidemokratischer Milieus. Neben dem Einfluss der 
Krisenwahrnehmung auf die Ressentiments und den Ursachen für den 
Legimitationsverlust der Demokratie sind deshalb Antisemitismus und 
Antifeminismus zentrale Themen der diesjährigen Studie. 

Die angesprochenen destruktiven Phänomene zeigen die Grenzen an, 
die für Lösungen der Gegenwartsherausforderungen bestehen. Auch des-
halb ist ihre Dokumentation so wichtig wie die Kritik der gesellschaftlichen 
Ursachen. Mit Immanuel Kant gesprochen, leben wir nicht in einer aufge-
klärten Gesellschaft (Kant, 1999, S. 26). Aber wir können dafür sorgen, 
dass wir die Bedingung für eine Aufklärung der Gesellschaft schaffen. 
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2.  Die Leipziger Autoritarismus Studie 2024: 
Methoden, Ergebnisse und Langzeitverlauf

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

Einleitung

Mit den Leipziger Autoritarismus Studien (LAS) untersuchen wir seit 2002 
und damit bereits in der zwölften Erhebungswelle die Verbreitung der 
rechtsextremen Einstellung, wir analysieren verschiedene Einflussfakto-
ren, die aktuelle Dynamik des Autoritären Syndroms und fokussieren da-
rüber hinaus auf weitere politische Einstellungen. Unsere Erhebung im 
Zweijahresrhythmus ist ein wichtiger Seismograf der politischen Einstel-
lungen in Deutschland und seit Jahren fest etabliert. Die dabei entstande-
ne Zeitreihe erlaubt uns einen auch weltweit einzigartigen Blick auf die 
Entwicklung der Zustimmung zu rechtsextremen Aussagen. In diesem 
Kapitel berichten wir die zentralen Ergebnisse der diesjährigen Befra-
gung und vergleichen diese mit vorherigen Erhebungen, wobei wir weit-
gehend deskriptiv vorgehen. Vertiefende Analysen finden sich in den Ka-
piteln 3 bis 6. 

Im Folgenden beschreiben wir zunächst die Stichprobe und die ge-
nutzte Erhebungsmethode, bevor wir die Zustimmung zum Fragebogen 
rechtsextreme Einstellung, entsprechende Zeitreihen und anschließend 
Zusammenhänge zu ausgewählten soziodemografischen Merkmalen dar-
stellen und diskutieren. Im darauffolgenden Abschnitt blicken wir auf die 
Verbreitung weiterer Ressentiments, die sich gegen bestimmte Gruppen 
richten. Den Abschluss bildet der Bericht zur Wahrnehmung der Demo-
kratie und Teilhabe und zur Verbreitung des autoritären Syndroms. 
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Tabelle 1: Soziodemografische Beschreibung der Stichprobe LAS 2024 (mit und 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 16–92 Jahre)

Gesamtgruppe
(N = 2.504)

Alter in Jahren Mittelwert 49,7

Standardabweichung 18

absolut in %

Altersgruppen bis 24 Jahre 250 10,0

25–34 Jahre 366 14,6

35–44 Jahre 417 16,7

45–54 Jahre 379 15,1

55–64 Jahre 478 19,1

65–74 Jahre 409 16,3

ab 75 Jahre 205 8,2

Geschlecht männlich 1.202 48,0

weiblich 1.301 52,0

divers 1 0,04

Partnerschaft lebe in einer festen Partnerschaft 1.484 60,3

lebe nicht in einer festen 
 Partnerschaft

977 39,7

Schulabschluss kein Schulabschluss 67 2,7

Haupt-/Volksschulabschluss 637 25,6

Mittlere Reife/Realschulabschluss 848 34,0

POS/10. Klasse 189 7,6

Fachschulabschluss (ohne An-
erkennung als Fachhochschule)

109 4,4

Abitur/o. abgeschl. Studium 339 13,6

abgeschl. Hochschul-/ 
Fachhochschulstudium

255 10,2

Schüler(in) einer allg. Schule 48 1,9

anderer Schulabschluss 1 0,04

Erwerbstätigkeit Vollzeit mit ≥ 35 h/Woche 1.099 44,2

Teilzeit mit 15–35 h/Woche 296 11,9

stundenweise erwerbstätig 73 2,9
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absolut in %

Freiwilligendienst oder Mutter-
schutz/Erziehungsurlaub

15 0,6

z. Z. arbeitslos/0-Kurzarbeit 114 4,6

in Rente/Vorruhestand 650 26,2

nicht berufstätig/Hausfrau/ 
Hausmann

63 2,5

in Berufsausbildung (auch 
 Fachschule f. gewerbliche Berufe) 

47 1,9

in Schulausbildung  
(auch Uni, Hochschule)

127 5,1

Beruf noch nie berufstätig 165 6,7

Arbeiter(in) 284 11,5

Facharbeiter(in) 266 10,7

selbstständige Landwirte 9 0,4

freie Berufe 37 1,5

Selbstständige 123 5,0

Angestellte 1.471 59,3

Beamte 124 5,0

Haushaltsäquivalenz-
einkommen/Monat

bis 1.250 € 356 14,2

1.250 bis < 2.000 € 777 31,0

2.000 bis < 3.000 € 800 32,0

ab 3.000 € 528 21,1

keine Angabe 43 1,7

Konfessionelle 
 Bindung bzw. An-
gehörige einer Reli-
gionsgemeinschaft

nein 804 32,2

ja 1.692 67,8

Befragte in Ostdeutschland 501 20

Westdeutschland 2.003 80

Bis zum 14. Lebens-
jahr überwiegend 
aufgewachsen in 

Westdeutschland 1.724 69,6

Ostdeutschland 580 23,4

einem anderen Land 173 7
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Methode und Stichprobe

Wie in allen bisherigen Erhebungswellen beauftragten wir auch in die-
sem Jahr das unabhängige Umfrageinstitut USUMA. Dieses stellt zum 
einen die Zufälligkeit der Stichprobenziehung nach den geltenden Stan-
dards in der empirischen Sozialforschung sicher. Zum anderen ermög-
licht uns die Konstanz der Kooperation mit USUMA, der Befragungsart 
und der grundsätzlichen Arbeitsschritte, die Befragungsergebnisse über 
die Jahre zu vergleichen. So erfolgt die Rekrutierung der Teilnehmenden 
face-to-face durch geschulte Interviewer, die auch ein kurzes soziodemo-
grafisches Interview durchführen. Der Hauptteil der Studie wird jedoch 
von den Befragten als Papierfragebogen ausgefüllt, sodass ein Höchst-
maß an Anonymität gewahrt wird. Die Probanden werden vorab über die 
Ziele der Studie, den Auftraggeber Universität Leipzig sowie die Freiwil-
ligkeit der Teilnahme und das Recht informiert, die Befragung jederzeit zu 
unterbrechen bzw. abzubrechen. Auch Informationen zum Datenschutz 
und der Vertraulichkeit der Daten werden gegeben. Ziel unserer Untersu-
chung ist es nicht, Auskunft über Einzelpersonen einzuholen, sondern 
über die Gesellschaft insgesamt sowie für einzelne Gruppen im Vergleich 
aussagekräftige Ergebnisse zu erhalten. Im Sinne der Trans parenz und an-
gesichts eines erhöhten Interesses an den methodischen Grundlagen wis-
senschaftlicher Untersuchungen in der Öffentlichkeit finden sich in Kapitel 
7 dieses Buches detaillierte Angaben zu unserem Vorgehen (insbesondere 
zur Stichprobenziehung und Datenaufbereitung) sowie Antworten auf 
grundsätzlichere Fragen zu (umfragen-)methodischen Aspekten. 

In Tabelle 1 finden sich die soziodemografischen Charakteristika unse-
rer diesjährigen Stichprobe. In den ostdeutschen Bundesländern wurden 
im Bundesvergleich überproportional viele Menschen befragt, um den 
spezifischen Entwicklungen der politischen Kultur seit der Wende Rech-
nung zu tragen (neben unserer Studienreihe und stellvertretend für un-
zählige Publikationen zum Thema z. B. De Souza, 2022; Elff et al., 2022; 
Heide et al., 2023; Mau, 2024). Die Stichprobe von etwa 500 Befragten in 
Ostdeutschland ermöglicht uns differenzierte Aussagen über die ostdeut-
sche Wohnbevölkerung und erlaubt uns beispielsweise einen genauen Blick 
auf die Verbreitung von rechtsextremen Einstellungen in Abhängigkeit 
von Alter oder Geschlecht. Für eine Beschreibung einzelner Bundeslän-
der reicht jedoch auch die leichte Überquotierung nicht aus (für Zahlen 
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zu den ostdeutschen Bundesländern siehe Decker et al., 2023). Da auf Ba-
sis der Stichprobe auch für Westdeutschland nur für die bevölkerungs-
reichsten Bundesländer Aussagen möglich wären, verzichten wir hier ganz 
auf bundesländerbezogene Auswertungen.

Seit 2002 bildet der Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung in der Leipziger 
Form (FR – LF) den Kern unserer Untersuchungen. Er hat sich als teststa-
tistisch und inhaltlich verlässliches Instrument erwiesen (Decker et al., 
2013; Heller et al., 2020) und beruht teilweise auf  Items, die bereits in den 
1980er Jahren eingesetzt wurden (Greiffenhagen, 1981). Aufgrund der 
Länge von 18 Aussagen, denen die Befragten auf einer Skala von 1 bis 5 
zustimmen können, wird er zwar selten in anderen Befragungen eingesetzt, 
Teile des Fragebogens werden jedoch in Untersuchungen wie dem Thürin-
gen-Monitor oder der Bürgerbefragung der Stadt Leipzig genutzt. Die zu-
grundeliegende Definition rechtsextremer Einstellung kann ebenfalls als 
allgemein akzeptiert gelten, auch wenn für das Phänomen Rechtsextremis-
mus – also unter Einschluss extrem rechter Parteien und Gruppierungen, 
Diskurse und Ideologeme, Aktivitäten und Strategien – eine auch weiterhin 
komplexe Begriffsdebatte existiert (Kiess, 2011; Pirro, 2023). Wir definie-
ren Rechtsextremismus für die Einstellungsforschung als

»Einstellungsmuster, dessen verbindendes Kennzeichen Ungleichwertigkeits-
vorstellungen darstellen. Diese äußern sich im politischen Bereich in der Af-
finität zu diktatorischen Regierungsformen, chauvinistischen Einstellungen 
und einer Verharmlosung bzw. Rechtfertigung des Nationalsozialismus. Im 
sozialen Bereich sind sie gekennzeichnet durch antisemitische, fremdenfeind-
liche und sozialdarwinistische Einstellungen« (Decker & Brähler, 2006, S. 20). 

Die Definition benennt zwei Bereiche, in denen sich eine rechtsextreme 
Einstellung äußert: zum einen in der Aggression und Abwertung be-
stimmter Bevölkerungsgruppen, zum anderen in der Präferenz von anti-
demokratischen politischen Strukturen. Inhaltlich und empirisch bewährt 
hat sich eine Zuordnung der sechs genannten Dimensionen in Ethnozen-
trismus einerseits und Neo-NS-Ideologie andererseits (Heyder & Decker, 2011), 
die wir in der Auswertung wieder aufgreifen werden. Während diese Di-
mensionen für den deutschen Rechtsextremismus charakteristisch sind, 
müssen im Einzelfall bei einer Person nicht zwangsläufig alle Dimensio-
nen (gleich) stark ausgeprägt sein. 



34

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

Auch in diesem Jahr haben wir den Fragebogen zur rechtsextremen 
Einstellung mit zusätzlichen Instrumenten ergänzt, um antidemokratische 
Einstellungen, Ressentiments und zugrundeliegende Faktoren zu erfas-
sen. Dazu zählen Fragebögen zur Demokratiezufriedenheit, zu politischer 
und wirtschaftlicher Deprivation, zu Erfahrungen in der Arbeitswelt (in-
dustrial citizenship) (Kiess & Schmidt, 2020, 2024) sowie zum Blick auf die 
Zukunft. Im letztgenannten Fragebogen haben wir aktuelle, häufig als 
krisenhaft beschriebene Entwicklungen aufgelistet und die Befragten ge-
beten, deren Auswirkungen auf das eigene Leben einzuschätzen. Außer-
dem erheben wir das Autoritäre Syndrom in den drei sadomasochistischen 
Dimensionen autoritäre Aggression, autoritäre Unterwerfung und Kon-
ventionalismus (Beierlein et al., 2014) sowie den zwei Fetischismusdimen-
sionen Aberglaube und Verschwörungsmentalität (Decker et al., 2020). 
Erstmalig haben wir in diesem Jahr jeweils drei Items zu Ambiguitätsin-
toleranz, Esoterik sowie einem instrumentellen Naturverhältnis in unse-
re Befragung aufgenommen. Diese drei Konzepte sind mit dem Autorita-
rismus verwandt, insofern sie eine Neigung erfassen, Widersprüche und 
Unklarheiten nicht aushalten zu können oder projektiv nach außen zu 
verlagern, um ein Kontrollempfinden aufrechtzuerhalten bzw. zurückzuge-
winnen. Diese sozialpsychologischen Reaktionen nehmen bei der Erklä-
rung von antidemokratisch-destruktiven Ressentiments und Bewegun-
gen eine bedeutsame Position ein und fließen in den folgenden Kapiteln 
auch in die Analyse mit ein.

Zusätzlich zu der im Rechtsextremismusfragebogen dokumentier-
ten aggressiven Abwertungsbereitschaft berichten wir im Verlauf die-
ses Kapitels auch über die Verbreitung von weiteren Ressentiments. 
Wichtig ist die Erfassung des Hasses gegenüber jenen Gruppen, die als 
»fremd«, »anders« oder »abweichend« wahrgenommen werden, nicht 
allein zur Dokumentation. Vielmehr ist dieser Hass auch ein Gradmes-
ser für den Zustand der Gesellschaft und er gibt Auskunft über die 
spezifischen Widersprüche und Konflikte, die in der Gesellschaft gegen-
wärtig bestehen. Deshalb nutzen wir ausgewählte Fragen, um Mus lim-
feindschaft und Antiziganismus (Heitmeyer, 2012), Antifeminismus 
(Höcker et al., 2020), Sexismus (Endrikat, 2003) sowie Transfeindlich-
keit zu erfassen. Darüber hinaus erheben wir mit einem Fragebogen 
die Gewaltbereitschaft und Gewalt akzeptanz der Befragten (Ulbrich-
Herrmann, 1995). 
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Einen Schwerpunkt bildet in diesem Jahr der Antisemitismus, für den 
wir eine Reihe neuer Fragebögen einsetzen (siehe auch Kap. 4). Auch er-
fassen wir die Dimensionen Antikapitalismus (Stöss, 2008) und Antiame-
rikanismus (Knappertsbusch, 2016), die wir auf Grundlage bestehender 
Fragebögen konzipiert haben (Decker & Brähler, 2010).

Für alle Fragebögen stellen wir die Zustimmungswerte dar. Wenn sie 
bereits in früheren Erhebungen eingesetzt wurden, berichten wir die Er-
gebnisse im Zeitverlauf. Und schließlich verwenden wir Kreuztabellen, 
um bivariate Zusammenhänge abzubilden. Genauere Analysen, wie zum 
Beispiel multivariate Regressionsanalysen, führen wir in den themenver-
tiefenden Kapiteln durch. Der Fokus dieses Kapitels liegt auf der Darstel-
lung zentraler Befunde und ihrer Diskussion.

Die Verbreitung rechtsextremer Einstellung

Tabelle 2 bietet eine Übersicht über die einzelnen Aussagen des Fragebogens 
zur rechtsextremen Einstellung in der Leipziger Form und die prozentualen Zu-
stimmungswerte im Erhebungsjahr 2024. Wir fassen in der weiteren Er-
gebnisdarstellung die manifeste Zustimmung (vgl. Tab. 2: Wert 4 und 5, 
letzte und vorletzte Spalte) zusammen und berichten außerdem die Mit-
telkategorie (Wert 3) als latente Zustimmung. In Letzterer liegt unserer 
Ansicht nach ein Potenzial, das durch extrem-rechte Akteure in spezifi-
schen gesellschaftlichen Konstellationen mobilisiert werden kann. Da-
bei kann unsere Interpretation sogar als vorsichtig gelten, da auf einer Li-
kert-Skalierung bereits eine geringe Ausprägung der Einstellung vorliegt, 
wenn nicht »völlig abgelehnt« (Wert 1), sondern nur »überwiegend abge-
lehnt« (Wert 2) wird (siehe dazu auch Kap. 7). 
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Tabelle 2: Der Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung – Zustimmung auf Item-
Ebene (in %, N = 2.504)

Skalenwert 1 2 3 4 5
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1. Im nationalen Interesse ist unter bestimmten 
 Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform.

59,8 21,1 14,9 3,6 0,7

2. Ohne Judenvernichtung würde man Hitler heute 
als großen Staatsmann ansehen.

59,4 19,4 14,6 5,6 1,0

3. Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige 
starke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesamt 
verkörpert.

40,0 21,1 21,4 13,1 4,5

4. Wir sollten einen Führer haben, der Deutschland 
zum Wohle aller mit starker Hand regiert.

54,0 22,3 15,2 6,6 1,9

5. Wie in der Natur sollte sich in der Gesellschaft 
immer der Stärkere durchsetzen.

52,6 22,7 15,3 6,9 2,5

6. Die Ausländer kommen nur hierher, um unseren 
Sozialstaat auszunutzen. 

18,2 15,8 32,8 18,0 15,3

7. Auch heute noch ist der Einfluss der Juden zu groß. 44,3 23,4 23,2 7,2 2,0

8. Wir sollten endlich wieder Mut zu einem starken 
Nationalgefühl haben.

22,1 16,5 29,1 21 11,3

9. Eigentlich sind die Deutschen anderen Völkern von 
Natur aus überlegen.

55,4 19,0 17,0 6,1 2,5

10. Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die 
Ausländer wieder in ihre Heimat zurückschicken.

27,7 20,8 26,7 13,8 11,0

11. Die Verbrechen des Nationalsozialismus sind in der 
Geschichtsschreibung weit übertrieben  worden. 

62,1 19,6 13,4 4,1 0,9

12. Was unser Land braucht, ist ein hartes und 
 energisches Durchsetzen deutscher Interessen 
gegenüber dem Ausland. 

29,9 21,6 25,1 16,1 7,3

13. Die Juden arbeiten mehr als andere Menschen mit 
üblen Tricks, um das zu erreichen, was sie wollen.

53,5 23,3 16,4 4,8 2,1
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14. Das oberste Ziel der deutschen Politik sollte es sein, 
Deutschland die Macht und Geltung zu verschaf-
fen, die ihm zusteht. 

35,4 21,3 22,7 14,9 5,7

15. Es gibt wertvolles und unwertes Leben. 66,1 14,5 10,5 6,4 2,5

16. Die Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer 
in einem gefährlichen Maß überfremdet.

20,3 17,7 28,3 20,5 13,3

17. Die Juden haben einfach etwas Besonderes und 
Eigentümliches an sich und passen nicht so recht 
zu uns.

52,9 22,2 18,2 4,6 2,2

18. Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten 
Seiten.

63,4 17,0 15,0 4,0 0,7

Dimensionen der Neo-NS-Ideologie

Wir beginnen die Darstellung und Diskussion der Befunde mit den vier 
Dimensionen der Neo-NS-Ideologie, also den Elementen des rechtsex-
tremen Weltbilds, die sich im engeren Sinne der neo-nationalsozialistischen 
Strömung innerhalb des Rechtsextremismus zuordnen lassen1. In Grafik 1 
ist die manifeste und die latente Zustimmung zu den drei Items der Di-
mension Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur abgebildet. In den Aus-
sagen enthalten sind die drei auffälligen Schlagwörter Diktatur, Führer 
und Volksgemeinschaft, die eine historisch und im allgemeinen Sprachge-
brauch eindeutige inhaltliche Zuordnung erlauben.2 4,3 % der Befragten 
stimmen der Aussage, dass »unter bestimmten Umständen eine Diktatur 

1 Weitere Strömungen sind zum Beispiel die sogenannte Neue Rechte, die Reichsbürger-
szene und Souveränisten, christlich-fundamentalistische Gruppen, völkisch-esoterische 
Kreise (z. B. die Anastasia-Bewegung) oder (neo-)faschistische Gruppierungen. Die Über-
gänge zwischen den Szenen und Strömungen sind fließend, insbesondere da sich der 
moderne Rechtsextremismus zunehmend bewegungsaffin und hybrid organisiert, um 
über Milieugrenzen hinweg mobilisierungsfähig zu werden (Kiess & Nattke, 2024).

2 Die drei Items korrelieren auch statistisch sehr hoch miteinander, wer einer Aussage zu-
stimmt, tendiert auch dazu, den anderen beiden zuzustimmen. Für diese Subdimension 
liegt Cronbachs Alpha bei .79.
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die bessere Staatsform« sei, explizit zu, weitere 15 % können dieser Aus-
sage teilweise etwas abgewinnen. In Ostdeutschland ist die Zustimmung 
etwas höher. Einen »Führer« wünschen sich immerhin 8,5 % der Befrag-
ten manifest, 15,2 % teilweise. Hier liegt der Wert in Westdeutschland hö-
her als im Osten. Schließlich glauben 17,6 % der in Deutschland wohnen-
den Menschen, dass Deutschland »eine einzige starke Partei« brauche, »die 
die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert«. Weitere gut 20 % können 
dieser antipluralistischen Aussage teilweise zustimmen. Die Vorstellung 
eines homogenen Volkes ohne Interessenskonflikte bzw. einer Gemein-
schaft, in der Konflikt oder Widerspruch mit dem erklärten Volkswillen 
zum Ausschluss führt, wird damit in knapp 40 % der Bevölkerung zu-
mindest nicht explizit abgelehnt. 

In der Dimension Antisemitismus finden wir im Westen bei allen drei 
Items höhere manifeste Zustimmungswerte, wobei dies im Osten durch 
höhere latente Zustimmungswerte wieder ausgeglichen wird (Grafik 2). 
Wir erfassen hier nur den tradierten Antisemitismus und gehen davon aus, 
dass das Antwortverhalten von starker Kommunikationslatenz (Berg-
mann & Erb, 1986; Beyer & Krumpal, 2010) geprägt ist. Deshalb weisen 

4,3 6,4 3,8
8,5 7 8,9

17,6 14,4
18,4

14,9
17,6

14,2

15,2
13,8

15,5

21,4 25,3 20,4

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

Gesamt Ost West Gesamt Ost West Gesamt Ost West

Im nationalen Interesse ist 
unter bestimmten Umständen eine 
Diktatur die bessere Staatsform.**

Wir sollten einen Führer haben, der
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Grafik 1: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »Be-
fürwortung einer rechtsautoritären Diktatur« (Neo-NS-Ideologie; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05
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wir hier auch noch mal auf die hohe latente Zustimmung hin, die wir als 
eine Form der Umwegkommunikation interpretieren. Aufgrund der deut-
schen Geschichte lässt sich das Ressentiment gegen Juden nicht so leicht 
äußern, selbst in einer anonymen Umfrage. Vorhanden ist es dennoch – 
was sich auch an der Zustimmung zu weniger expliziten Formen des 
Antisemitismus zeigt (siehe weiter unten die neu erhobenen weiteren Er-
scheinungsformen des Antisemitismus). 9,2 % der Befragten sind der An-
sicht, dass Juden »auch heute noch« zu großen Einfluss hätten, weitere 
23,2 % halten dieses Gerücht zumindest für teilweise richtig. Der Aussa-
ge »Die Juden arbeiten mehr als andere Menschen mit üblen Tricks, um 
das zu erreichen, was sie wollen« stimmen 6,8 % explizit und 17 % teilwei-
se zu. 6,8 % meinen, dass Juden »einfach etwas Besonderes und Eigentüm-
liches an sich« hätten und deshalb »nicht so recht zu uns« passen würden, 
weitere 18,2 % stimmen dem teilweise zu. Gerade beim Antisemitismus, 
dem »Gerücht über die Juden« (Adorno, 1954, S. 200; Kirchhoff, 2021), 
ist die latente Zustimmung Grund zur Besorgnis, bringt diese doch die 
Meinung zum Ausdruck, dass an den Aussagen »irgendwie etwas dran« 
sei (siehe vertiefend Kap. 4).
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Grafik 2: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »Anti-
semitismus« (Neo-NS-Ideologie; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05



40

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

 Im Fragebogenteil zur Dimension Sozialdarwinismus kommt die Ungleich-
wertigkeitsideologie des Rechtsextremismus wortwörtlich zum Ausdruck 
(Grafik 3): 9,4 % der Befragten stimmen der Aussage »Wie in der Natur 
sollte sich in der Gesellschaft immer der Stärkere durchsetzen« zu, weite-
re 15 % können dem teilweise etwas abgewinnen. Knapp 8 % halten die 
Deutschen anderen Völkern überlegen, 17 % denken dies teilweise. 9 % 
meinen, dass es »wertvolles und unwertes Leben« gibt, 10,5 % halten die 
Aussage für teilweise richtig, teilweise nicht. Im Osten liegt die (manife-
ste) Zustimmung durchgehend niedriger, bei zwei Aussagen auch im Hin-
blick auf die latente Zustimmung. 

Die Zustimmung zu den Aussagen der Dimension Verharmlosung des 
Nationalsozialismus ist in Grafik 4 abzulesen. Wie auch beim Sozialdarwinis-
mus finden wir in Westdeutschland etwas höhere Werte. 6,6 % der Befrag-
ten stimmen der Aussage zu, dass man »Hitler heute als großen Staatsmann 
ansehen« würde, wenn es die Judenvernichtung nicht gegeben hätte; wei-
tere 14,6 % sehen das teilweise so. Auch sind 5 % der Befragten manifest 
und weitere 13,4 % latent der Ansicht, dass die Verbrechen des National-
sozialismus »weit übertrieben« werden. Bei dieser Frage liegen die Zustim-
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Grafik 3: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »So-
zialdarwinismus« (Neo-NS-Ideologie; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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mungswerte im Westen jeweils ungefähr doppelt so hoch wie im Osten. 
Eine ähnliche regionale Verteilung zeigt sich bei der Zustimmung zu der 
Aussage »Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten«, der 
bundesweit 4,7 % der Befragten manifest und weitere 15 % immerhin la-
tent zustimmen. 

Dimensionen des Ethnozentrismus

Dem Ethnozentrismus ordnen wir die Dimensionen Chauvinismus und Aus-
länderfeindlichkeit zu. Im ersten Fall geht es um die überwertige Identifikation 
mit einer Eigengruppe (»Wir Deutsche«), im zweiten Fall um die Abwer-
tung einer Fremdgruppe (»Die Ausländer«). In Deutschland ist das Feind-
bilder »Ausländer« weit über extrem rechte Diskurse hinaus ver ankert, auch 
da sich weder die alte Bundesrepublik noch die DDR als Einwanderungs-
länder begriffen und sich die entsprechende Selbsteinschätzung erst in den 
letzten Jahren änderte. Ungeachtet dieses Wandels trennen Staat und Ge-
sellschaft noch heute stark zwischen »Ausländern« und »Deutschen«. Paro-
len wie »Ausländer raus« zeugen davon. Daher bleibt es wichtig, die An-
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Grafik 4: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »Ver-
harmlosung des Nationalsozialismus« (Neo-NS-Ideologie; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05
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Grafik 5: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »Chau-
vinismus« (Ethnozentrismus; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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Grafik 6: Manifeste und latente Zustimmung zu den Aussagen der Dimension »Aus-
länderfeindlichkeit« (Ethnozentrismus; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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schluss- und Zustimmungsfähigkeit solcher Parolen in der Bevölkerung zu 
erfassen. 

»Endlich wieder Mut zu einem starken Nationalgefühl« wünschen sich 
32,3 % der Befragten überwiegend oder voll und ganz und weitere 29,1 % 
teilweise (Grafik 5), wobei die Zustimmung im Osten latenter, im Westen 
manifester ausfällt. Nur eine Minderheit von knapp 40 % in Ost wie West 
lehnt diese Aussage überwiegend oder voll und ganz ab. Ein »hartes und 
energisches Durchsetzen deutscher Interessen« findet bei knapp der Hälf-
te aller Befragten zumindest teilweise, bei knapp einem Viertel manifeste 
Zustimmung. Schließlich stimmen der Aussage »Das oberste Ziel deut-
scher Politik sollte es sein, Deutschland die Macht und Geltung zu ver-
schaffen, die ihm zusteht« 20,6 % der Befragten manifest zu, 22,7 % teil-
weise. Auch hier verschwinden die geringen Ost-West-Unterschiede in der 
manifesten Zustimmung, berücksichtigt man die Latenz. 

Auch die Ausländerfeindlichkeit erfährt seit Bestehen unserer Studien-
reihe sehr hohe Zustimmungswerte. In dieser Dimension sind die Werte 
für Ostdeutschland durchgehend höher (Grafik 6) – was im starken Kon-
trast zur geringeren Anzahl der nicht-deutschen Einwohner sowie Ein-
wohner mit Migrationsgeschichte steht. Der Aussage »Die Ausländer kom-
men nur hierher, um unseren Sozialstaat auszunutzen« stimmen 33,2 % 
der Befragten manifest zu, in Ostdeutschland ist es mit 46,3 % fast jeder 
Zweite. Insgesamt lehnt aber nur ein Drittel der Befragten – in Ost und 
West – die Aussage überwiegend oder voll und ganz ab. Wenn Arbeits-
plätze knapp werden, wollen 24,8 % der Befragten »die Ausländer wieder 
in ihre Heimat zurückschicken«, weitere 26,7 % stimmen dem teilweise 
zu. In Ostdeutschland lehnen knapp 40 % und in Westdeutschland jeder 
zweite die Aussage »überwiegend« oder »voll und ganz« ab. Schließlich 
sehen 33,8 % der Befragten die Bundesrepublik »durch die vielen Auslän-
der in einem gefährlichen Maß überfremdet«, weitere 28,3 % sehen das 
zumindest teilweise so. In Ost und West lehnt diese Aussage nur eine Min-
derheit ab, wobei es im Osten gerade einmal 26 % sind. 
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Die Entwicklung der rechtsextremen Einstellung  
in  Deutschland von 2002 bis 2024

In diesem Abschnitt stellen wir die Zustimmung zur rechtsextremen Ein-
stellung und zu den einzelnen Dimensionen im Zeitverlauf 2002 bis 2024 
und für Ost und West getrennt dar. Dazu fassen wir die Zustimmung je-
weils über die drei Items hinweg zusammen: Je Dimension reicht die 
Punktzahl von 3 (lehnt alle Aussagen voll und ganz ab) bis 15 (stimmt al-
len Aussagen voll und ganz zu). Wir berichten in den folgenden Grafiken 
den Prozentwert der Befragten, die in der jeweiligen Dimension den Wert 
12 erreichen oder darüber liegen. Diese Befragten stimmen also im Mit-
tel allen drei Aussagen »überwiegend« zu. Dieser Cut-Off-Wert kann vor 
dem Hintergrund der hohen latenten Zustimmung als sehr hartes Krite-
rium gelten, da im Mittel eine manifeste Zustimmung nötig ist, um über 
den Cut-Off zu gelangen. Wir berichten im Folgenden insofern den Pro-
zentsatz derjenigen, die ein geschlossen ausländerfeindliches, tradiert anti-
semitisches usw. Weltbild aufweisen und in der letzten Grafik den Pro-
zentsatz der Menschen mit einem geschlossen rechtsextremen Weltbild, 
die also allen 18 Items im Mittel zustimmen. Wie aus den vorherigen Aus-
führungen deutlich wurde, liegt die Zustimmungsfähigkeit rechtsextremer 
Positionen aber deutlich über den im Folgenden aufgeführten Werten, 
die auf den harten Kriterien des Cut-Offs basieren. 

Aufgrund der starken Unterschiede in manifester Zustimmung zwi-
schen den einzelnen Dimensionen variieren aus Darstellungsgründen 
die gewählten Skalenausschnitte der Prozentangaben auf der y-Achse. 
Werden signifikante Unterschiede angegeben, beziehen sich diese auf 
den Vergleich von Ost- zu Westdeutschland in der aktuellen Erhebung 
2024. 

Neo-NS-Ideologie im Langzeitverlauf

Wir beginnen wieder mit den vier Dimensionen der Neo-NS-Ideologie. 
Die manifeste Zustimmung zur Dimension Befürwortung einer rechtsautoritä-
ren Diktatur ist in Westdeutschland in der Tendenz rückläufig (Grafik 7). 
Sie lag in Ostdeutschland bis einschließlich 2020 teils deutlich über dem 
westdeutschen Niveau, sackte in der Pandemie jedoch – bei hoher laten-
ter Zustimmung – von 8,8 % auf 1,5 % ab. In Ost wie West verzeichnen 
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wir 2024 wieder einen leichten Anstieg, der Osten liegt zudem wieder 
knapp, aber statistisch nicht signifikant über dem Westen. 

Grafik 8 zeigt die manifeste Zustimmung zur Dimension Antisemitis-
mus im Zeitverlauf. Zu Beginn der Studienreihe 2002 lag diese in West-
deutschland deutlich über dem Ostniveau und ging im weiteren Verlauf 
bislang zurück. Dieser Trend endet im Jahr 2024. Der tradierte Antisemi-
tismus findet bei 4,6 % der Westdeutschen Zustimmung und liegt wieder 
über dem Niveau der Jahre 2018, 2020 und 2022 (Grafik 8). In Ostdeutsch-
land beobachten wir häufigere Schwankungen: Lag der Bevölkerungsan-
teil an manifest antisemitisch Eingestellten dort zunächst deutlich unter 
dem in Westdeutschland, stieg er bis zum Jahr 2012 auf 10,4 % und damit 
über das Westniveau. 2024 erreicht er mit 1,8 % einen neuen Tiefstand 
und liegt sig nifikant niedriger als im Westen. 

Die Dimension des Sozialdarwinismus findet bei einem seit Beginn der 
Erhebung stark fluktuierenden Anteil an Ostdeutschen Zuspruch, wäh-
rend in Westdeutschland der Anteil an manifest sozialdarwinistisch Ein-
gestellten bis 2020 tendenziell abnahm (Grafik 9). Allerdings stiegen in 
beiden Regionen die manifesten Zustimmungswerte zuletzt wieder leicht, 
aber signifikant an. Zusammen mit der oben beschriebenen latenten 
 Zustimmung, die wir bereits in der letzten Erhebung insbesondere in 
Ostdeutschland beobachtet haben, bleibt festzuhalten, dass diese Subdi-
mension rechtsextremer Einstellung also trotz der zuletzt niedrigen ma-
nifesten Zustimmung mobilisierbar ist. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus (Grafik 10): In Westdeutschland nimmt der entsprechende Anteil der 
Befragten tendenziell ab, in Ostdeutschland beobachten wir eine wieder-
holte Zu- und Abnahme. Von 2022 auf  2024 nahm der Prozentsatz derje-
nigen, die den Nationalsozialismus verharmlosen, insgesamt wieder ganz 
leicht zu. 

Langzeitverlauf in den Dimensionen des Ethnozentrismus

Grafik 11 stellt den Anteil der manifest chauvinistisch Eingestellten im 
Zeitverlauf 2002 bis 2024 dar. Auch hier sehen wir – diesmal auch im 
Westen – eine unstetige Entwicklung. In den ersten drei Untersuchungen 
der Studienreihe lag der Anteil in Westdeutschland eindeutig über dem 
Ostniveau. Dann setzte im Westen eine Folge von Zu- und Abnahmen 
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Grafik 9: Anteil der manifesten Zustimmung zur Dimension »Sozialdarwinismus« 
2002–2024 (Neo-NS-Ideologie; in %)
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Grafik 10: Anteil der manifesten Zustimmung zur Dimension »Verharmlosung des 
Nationalsozialismus« 2002–2024 (Neo-NS-Ideologie; in %)
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Grafik 11: Anteil der manifesten Zustimmung zur Dimension »Chauvinismus« 2002–
2024 (Ethnozentrismus, in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: *p < .05
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Grafik 12: Anteil der manifesten Zustimmung zur Dimension »Ausländerfeindlich-
keit« 2002–2024 (Ethnozentrismus; in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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um jeweils etwa 5 Prozentpunkte ein. Im Osten stieg der Anteil zunächst 
kontinuierlich an, um dann wieder stark abzufallen. Die Ausschläge fallen 
im Osten deutlicher aus. Konkrete Anlässe lassen sich für diese Entwick-
lungen nur vermuten, z. B. die Finanz- und Wirtschaftskrise für den An-
stieg im Osten 2010/2012. Mit Blick auf die hohe latente Zustimmung 
(siehe oben) ist auch hier von einer großen Mobilisierbarkeit und deshalb 
auch Volatilität des Einstellungspotenzials auszugehen. 

Grundsätzlich findet Ausländerfeindlichkeit zu fast allen Erhebungszeit-
punkten in Ostdeutschland eine höhere manifeste Zustimmung als im 
Westen (Grafik 12). Auch hier zeigt sich aber im Zeitverlauf eine Dyna-
mik: Während wir über die Jahre im Westen eine leicht abnehmende Ten-
denz beobachten konnten (wobei die Zustimmung ähnlich wie beim Anti-
semitismus zuletzt aber wieder anstieg), ist die Entwicklung im Osten 
unstetig. Hier folgte auf einen starken Anstieg in den Jahren 2008 bis 
2012 ein Rückgang um 16 % im Jahr 2014. Zuletzt bewegt sich der Anteil 
der manifest ausländerfeindlich Eingestellten im Osten bei über 30 %. 

Geschlossen rechtsextremes Weltbild im Langzeitverlauf

Zuletzt blicken wir auf den Anteil der Befragten mit einem geschlossen 
rechtsextremen Weltbild. Dazu fassen wir die Zustimmung zu allen 
18 Items des Fragebogens zusammen und berichten den Prozentsatz der 
manifest Rechtsextremen. Der Minimalwert beträgt 18 (alle Aussagen wer-
den voll und ganz abgelehnt), der Maximalwert 90 (allen Aussagen wird 
voll und ganz zugestimmt). Wir haben den Cut-Off-Wert bei 63 festgelegt: 
Über alle 18 Aussagen hinweg liegt die Zustimmung der Befragten damit 
im Schnitt bei einem Wert von 3,5 und somit genau zwischen »stimme teils 
zu, stimme teils nicht zu« und »stimme überwiegend zu«. Damit ist der Cut-
Off  zwar weniger streng als bei der Bestimmung der Grenzwerte für die 
einzelnen Dimensionen, dennoch handelt es sich um eine vergleichswei-
se harte Grenze. Denn wenn die Zustimmung zu einzelnen Aussagen 
oder auch in einer Dimension geringer ausfällt, muss sie bei anderen Items 
entsprechend höher liegen. Diese Varianz zuzulassen, trägt nicht zuletzt 
dem Umstand Rechnung, dass es die eine rechtsextreme Ideologie nicht 
gibt. Vielmehr handelt es sich dabei – wie bereits in der Weimarer Repub-
lik (Sontheimer, 1978) – um ein Spektrum (Kiess & Nattke, 2024). 
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Grafik 13 ist im Zeitverlauf sowie für Ost- und Westdeutschland der Be-
völkerungsanteil derjenigen zu entnehmen, die im beschriebenen Sinne 
manifest rechtsextrem eingestellt sind. Für Westdeutschland beobachten 
wir einen tendenziellen Rückgang, wobei der Anteil 2024 über alle Di-
mensionen hinweg wieder angestiegen ist. In Ostdeutschland liegt der 
Anteil mit 4,6 % in diesem Jahr nur marginal darüber. Allerdings unter-
liegen die Werte für Ostdeutschland seit Beginn der Erhebung einer 
 höheren Fluktuation, wobei zunächst wieder die Jahre 2010 und 2012 
hervorstechen. Der Tiefpunkt 2022 könnte mit der COVID-19-Pande-
mie einhergehen, allerdings können wir an dieser Stelle keine empirisch 
abgesicherte Interpretation anbieten. Möglich wäre, dass es im Zuge der 
Pandemie, aber auch als genereller Ausdruck der Entwicklung der extre-
men Rechten zu einer weiteren ideologischen Ausdifferenzierung im Spek-
trum und entsprechend auch bei den Einstellungsmilieus kommt. Darauf 
deutet zumindest die hohe Zustimmung zu einzelnen Fragen und insbe-
sondere auch die hohe latente Zustimmung hin. 
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Grafik 13: Anteil an Befragten mit geschlossen rechtsextremem Weltbild 2002–2024 
(in %)
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Rechtsextreme Einstellungsdimensionen und Soziodemografie

Der Begriff Rechtsextremismus impliziert politische und gesellschaft-
liche Widersprüche, die wir an anderer Stelle bereits ausführlicher disku-
tierten (Kiess & Decker, 2010; Kiess, 2011; Decker, 2018). Dennoch ist er 
als Sammelbegriff besser als andere Begriffe in der Lage, antidemokrati-
sche Phänomene eines bestimmten Spektrums zu bezeichnen, ähnlich wie 
der Begriff extreme Rechte (Kiess & Nattke, 2024, S. 14ff.) oder far right 
im Englischen (Pirro, 2023). Dieses Spektrum bezieht sich im Kern auf 
eine Ideologie der Ungleichheit (Decker & Brähler, 2006, S. 20; Salzborn, 
2015, S. 67). Entsprechend finden wir als Bezugspunkte immer wieder 
einen völkisch-nationalistischen Diskurs, verschiedene Ausformungen der 
Ungleichwertigkeitsideologie und Antipluralismus (Kiess & Nattke, 2024, 
S. 15). 

Ein zentrales Anliegen der Leipziger Autoritarismus Studien – darauf 
verwies auch der frühere Name Leipziger Mitte-Studien – ist es aufzuzei-
gen, dass die Demokratie nicht (nur) von »extremistischen Rändern« aus 
bedroht wird. Vielmehr sind Ressentiments und autoritäre Dispositio-
nen in der ganzen Breite der Gesellschaft zu finden und entspringen zu-
dem aus deren »Mitte«. In diesem Abschnitt gehen wir der Verbreitung 
der rechtsextremen Einstellung in verschiedenen soziodemografischen 
Gruppen nach. Dabei zeigt sich, dass keine Gruppe vollkommen frei von 
Ressentiments ist. Wir berichten an dieser Stelle zunächst nur bivariate Zu-
sammenhänge, in Kapitel 3 vertiefen wir die Analyse der Einflussfaktoren. 

Die Unterschiede zwischen Ost und West haben wir in den Grafiken 1 
bis 13 bereits betrachtet, Tabelle 3 fasst diese Beobachtungen auf  der Ebe-
ne der Dimensionen noch einmal zusammen. Bei drei der sechs Dimen-
sionen (Diktaturbefürwortung, Sozialdarwinismus und NS-Verharmlo-
sung) bewegen sich die Zustimmungswert in beiden Landesteilen auf 
einem ähnlichen Niveau und es finden sich keine signifikanten Unterschie-
de. Mit Blick auf die Dimension Antisemitismus zeigt sich, dass der  Anteil 
an manifesten antisemitisch Eingestellten in Westdeutschland signifikant 
höher ist als im Osten. Umgekehrt ist die Zustimmung zum Chauvinismus 
und noch deutlicher zur Ausländerfeindlichkeit im Osten signifikant höher.

Zahlreiche Studien belegen immer wieder den Zusammenhang zwi-
schen rechtsextremen Einstellungen und dem Bildungshintergrund (vgl. 
Rippl & Seipl, 2002; Decker et al., 2022). In Tabelle 4 sind die Unterschie-



52

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

de der Zustimmung zu den einzelnen Dimensionen zwischen Befragten 
mit und ohne Abitur dargestellt. Nur bei der Dimension Verharmlosung des 
Nationalsozialismus finden sich keine signifikanten Unterschiede. In allen 
anderen Dimensionen ist der Anteil der Befragten, die rechtsextrem ein-
gestellt sind, in der Gruppe ohne Abitur mehr als doppelt so hoch wie in 
der Gruppe mit Abitur.

Tabelle 4: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension und Bildungsgrad (in %)

mit Abitur  
(N = 594)

ohne Abitur  
(N = 1.898)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur*

1,9 3,7

Antisemitismus** 2 4,6

Sozialdarwinismus** 0,8 3,2

Verharmlosung des Nationalsozialismus 1 1,8

Ethnozentrismus

Chauvinismus** 7,8 17,5

Ausländerfeindlichkeit** 9,8 25,6

Pearsons Chi-Quadrat: **p < .01; *p < .05

Tabelle 3: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension in Ost- und West-
deutschland (in %)

 Gesamt
(N = 2.504)

Ost  
(N = 501)

West  
(N = 2.003)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur

3,2 3,8 3,1

Antisemitismus** 4,0 1,8 4,8

Sozialdarwinismus 2,7 1,6 2,9

Verharmlosung des Nationalsozialismus 1,6 1,0 1,8

Ethnozentrismus

Chauvinismus* 15,2 11,8 16,0

Ausländerfeindlichkeit** 21,8 31,5 19,3

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05
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Auch zwischen Männern und Frauen finden wir signifikante Unterschie-
de in fünf  der sechs Dimensionen, wobei die Zustimmungswerte der Män-
ner stets über denen der Frauen liegen (Tab. 5). So ist beispielsweise jeder 
vierte Mann manifest ausländerfeindlich eingestellt, bei den Frauen ist es 
jede Fünfte. Eine rechtsautoritäre Diktatur befürworten manifest 4,2 % 
der Männer und 2,3 % der Frauen. Auch beim Sozialdarwinismus ist der 
Anteil bei Männern höher, jedoch ist hier der Unterschied nicht signifi-
kant und könnte auch zufällig zustande gekommen sein. Generell ist 
Rechtsextremismus zwar kein reines »Männerproblem«, doch die erhöh-
ten Einstellungen korrespondieren mit einer höheren Mobilisierungs-
fähigkeit zu rechtsextremen Demonstrationen und für extrem rechte Par-
teien (Kiess et al., 2015; vgl. z. B. Pickel, 2019; Celik et al., 2020; Arzheimer, 
2024). 

Tabelle 5: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension bei Männern und Frau-
en (in %)

Männer  
(N = 1.202)

Frauen  
(N = 1.301)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer rechtsautoritären 
Diktatur**

4,2 2,3

Antisemitismus* 4,9 3,2

Sozialdarwinismus 3,1 2,2

Verharmlosung des Nationalsozialismus** 2,5 0,8

Ethnozentrismus

Chauvinismus** 18,4 12,2

Ausländerfeindlichkeit** 24,4 19,4

Pearsons Chi-Quadrat: **p < .01; *p < .05

Aufsehen erregen in jüngster Zeit Berichte darüber, dass die extreme Rech-
te (wieder) zunehmend bei jungen Menschen erfolgreich ist. Was die NPD 
in den 1990er Jahren mit Schulhof-CDs versuchte, führen AfD und an-
dere heute auf Social-Media-Plattformen wie TikTok weiter. Über viele 
Jahre hinweg waren rechtsextreme Einstellungen eher bei Älteren vorzu-
finden. 2024 ist das Verhältnis zwischen den drei von uns gebildeten Al-
tersgruppen bezüglich der Neo-NS-Ideologie relativ ausgeglichen (Tab. 6). 



54

Oliver Decker, Johannes Kiess, Ayline Heller & Elmar Brähler

Allerdings zeigen Jugendliche und junge Erwachsene im Westen die 
höchsten Zustimmungswerte zu diesem Ressentiment. Beim Ethnozent-
rismus hingegen fallen schon ohne Signifikanztest deutliche Unterschie-
de ins Auge: Im Osten sind die Jüngeren am chauvinistischsten, wohin-
gegen im Westen die Befragten umso chauvinistischer sind, je älter sie 
sind. Bei der Ausländerfeindlichkeit wiederholt sich das Bild für den Wes-
ten, während im Osten der Anteil der manifest Ausländerfeindlichen unter 
31- bis 60-Jährigen mit 36,6 % am höchsten ist. Unter den jungen Ostdeut-
schen ist der Anteil am geringsten, wenngleich immer noch deutlich höher 
als in der westdeutschen Vergleichsgruppe. Zusammengefasst sind bezüg-
lich der Neo-NS-Ideologie nur geringe Unterschiede auszumachen, beim 
Ethnozentrismus tritt der Rechtsextremismus gruppenspezifisch zutage. 

Hinsichtlich des Erwerbsstatus zeigen sich bekannte Muster (Tab. 7): 
Unter Arbeitslosen ist der Prozentsatz der rechtsextrem Eingestellten über 

Tabelle 6: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension in Abhängigkeit vom 
Alter (in %) nach Ost/West

16–30 Jahre
Ost N = 89

West N = 377

31–60 Jahre
Ost N = 213

West N = 1023

ab 61 Jahre
Ost N = 199

West N = 595

NeoNSIdeologie

Befürwortung einer 
 rechtsautoritären Diktatur

Ost 5,6 5,2 1,5

West 3,2 2,6 3,7

Antisemitismus Ost – 2,4 2

West 6,6* 3,7 4,7

Sozialdarwinismus Ost 1,1 2,4 1

West 2,9 2,7 3,2

Verharmlosung des 
 Nationalsozialismus 

Ost – 0,5 2

West 1,9 1,8 1,7

Ethnozentrismus

Chauvinismus Ost 15,7* 11,7 10,1**

West 11,9* 15,7 19,2**

Ausländerfeindlichkeit Ost 23,6* 36,6** 29,7

West 14,1* 17,3** 26,1

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05 
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alle Dimensionen hinweg höher als in den Vergleichsgruppen. Auffällig 
sind zudem die hohen Werte bei Chauvinismus und Ausländerfeindlich-
keit unter den im Ruhestand befindlichen Befragten. Eine genauere Aus-
wertung nach Berufsklassen legen wir in Kapitel 3 vor. 

Tabelle 7: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension nach Erwerbsgruppen 
(in %)

Schul-/
Berufs-

ausbildung 
(N = 189)

Erwerbs-
tätige 

(N = 1.468)

Arbeits-
lose 

 (N = 114)

Nicht- 
berufstätig 
(Hausfrau, 

-mann) 
(N = 63)

Ruhe-
stand 

(N = 650)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer 
rechtsautoritären 
 Diktatur**

3,7 2,7 9,7 3,2 3,2

Antisemitismus* 1,6 3,7 9,7 3,2 4,5

Sozialdarwinismus* 1,6 2,5 7 1,6 2,6

Verharmlosung des 
Nationalsozialismus 

– 1,4 6,2 – 1,9

Ethnozentrismus

Chauvinismus** 11,6 14,2 27,2 9,5 16,5

Ausländerfeindlichkeit** 10,6 19,7 36,8 14,3 27,8

Pearsons Chi-Quadrat: **p < .01; *p < .05

Der AfD gelingt es seit Jahren, einen großen Teil der rechtsextrem Einge-
stellten, die vor der Gründung der Partei demokratisch oder gar nicht wähl-
ten, zu mobilisieren. Auch 2024 ist der Anteil der manifest rechtsextrem 
Eingestellten unter ihren Anhängern am höchsten. Da diese Menschen mit 
der Programmatik der AfD also eindeutig übereinstimmen, ist zweifelhaft, 
ob sie durch Angebote in Politikfeldern, die wie das Thema Migration 
durch die extreme Rechte bearbeitet werden, zurückgewonnen werden 
können. Potenziell erfolgreicher kann dagegen die Verschiebung der Auf-
merksamkeit auf  Themen sein, bei denen die AfD ihren Wählern wenig 
bieten kann. Festzuhalten ist aber, dass es auch in der Wählerschaft der de-
mokratischen Parteien (geringe) Anteile rechtsextrem Eingestellter gibt. 
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In Tabelle 9 ist dargestellt, wen die (wenigen) manifest rechtsextrem Ein-
gestellten zu den Erhebungszeitpunkten 2020, 2022 und 2024 angaben, 
zu wählen. Zunächst ist auffällig, dass sich 2022 und 2024 deutlich mehr 
von ihnen überhaupt für eine Wahlteilnahme aussprachen. Entsprechend 
sank der Anteil der rechtsextremen Nichtwähler sowie der Unsicheren 
und der potenzielle Stimmenanteil für die AfD stieg von 2020 zu 2022 
deutlich an. Dies spricht für die These, dass die AfD ein bereits zuvor be-
stehendes extrem rechtes Wählerpotenzial inzwischen erfolgreich mobi-
lisiert. 

Tabelle 10 ist zu entnehmen, dass die Mitgliedschaft in Gewerkschaf-
ten nicht signifikant mit rechtsextremen Einstellungen zusammenhängt. 
Einerseits mag dies an der heterogenen Gewerkschaftslandschaft liegen, 
denn hier gehen christliche Nischengewerkschaften, IG Metall, Polizei-
gewerkschaft oder die Lehrer-dominierte GEW in einer Sammelkatego-

Tabelle 8: Anteil der Menschen mit manifest-rechtsextremer Einstellung je Dimen-
sion unter den Parteiwählerinnen und -wählern (in %)
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Neo-NS Ideologie

Befürwortung einer 
rechtsautoritären 
Diktatur

2,7 0,7 1,4 – 4,0 16,9 1,1 2,1 1,5 1,6

Antisemitismus 2,1 4,7 2,7 0,5 – 15 1,1 2,9 0,7 3,7

Sozialdarwinismus 2,9 1,4 – 0,5 1,3 10,5 – 3,6 0,7 2,0

Verharmlosung des 
Nationalsozialismus

0,2 0,4 – – – 9,5 – 2,5 0,7 1,2

Ethnozentrismus

Chauvinismus 14,8 11,5 17,8 5,6 6,7 37,5 7,9 14,9 13,2 13,1

Ausländerfeindlichkeit 21,5 18,3 21,9 2,8 12,0 60,5 25,8 24,1 9,6 21,6

Keine Chi-Quadrat-Tests möglich, daher keine Signifikanztestung 
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rie auf. Andererseits belegt es die Erfahrung vieler Gewerkschaftsfunk-
tionäre und -forschender, dass die Mitgliedschaft politisch durchaus sehr 
heterogen ist (Becker et al., 2018; Frymer & Grumbach, 2021). 

Wie Tabelle 11 zu entnehmen ist, verzeichnen wir zunächst lineare Zu-
sammenhänge zwischen dem Äquivalenzeinkommen (dem nach Anzahl 
der Personen im Haushalt geteilten Einkommen) und rechtsextremen Ein-
stellungen: Je geringer das Haushaltsnettoeinkommen, desto höher der 
Anteil der rechtsextrem Eingestellten unter den Befragten. Der Effekt ist 

Tabelle 9: Was wählen Menschen mit geschlossen-rechtsextremem Weltbild (in %)?

Gesamt (N = 68) bei Wahlteilnahme (N = 48) 
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2020 55,7 20,8 15,1 – 24,6 11,8 1,9 – 3,8 32,1 – – 11,3 15,1

2022 72,1 16,2 8,8 2,9 16,3 10,2 2 2 6,1 57,1 – – – 4,1

2024 71,7 12,4 6,2 3,5 14,8 8,6 1,2 – 2,5 56,8 1,2 7,4 4,9 2,5

Keine Chi-Quadrat-Tests möglich, daher keine Signifikanztestung; 2024 machten 6,2 % keine Anga-
be zur Wahlteilnahme

Tabelle 10: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension und Gewerkschafts-
mitgliedschaft (in %)

Mitgliedschaft 
(N = 256)

keine Mitgliedschaft  
(N = 2.236)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur 2,3 3,3

Antisemitismus 3,9 4

Sozialdarwinismus 2,3 2,7

Verharmlosung des Nationalsozialismus 2 1,6

Ethnozentrismus

Chauvinismus 15,6 15,1

Ausländerfeindlichkeit 21,9 21,7
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in den Dimensionen Antisemitismus und Sozialdarwinismus nicht signi-
fikant. Auch an dieser Stelle verweisen wir auf Kapitel 3, denn in der mul-
tivariaten Analyse unter Berücksichtigung anderer Einflussfaktoren ist das 
Einkommen nicht mehr relevant für die Erklärung rechtsextremer Ein-
stellung. 

Tabelle 11: Manifest-rechtsextreme Einstellung je Dimension und Äquivalenzein-
kommen (in %)

bis  
1.250 Euro

(N = 356)

> 1.250 bis
2.000 Euro

(N = 777)

> 2.000 bis
3.000 Euro

(N = 800)

mehr als
3.000 Euro

(N = 528)

Neo-NS-Ideologie

Befürwortung einer 
 rechtsautoritären Diktatur **

8,2 2,6 2,8 1,7

Antisemitismus 6,2 4,2 3,4 3,4

Sozialdarwinismus 4,2 2,8 2,5 1,3

Verharmlosung des 
 Nationalsozialismus **

4,8 1,3 1 1

Ethnozentrismus

Chauvinismus ** 19,2 16,8 14,3 11,6

Ausländerfeindlichkeit ** 30,7 26,3 20,1 12,8

Pearsons Chi-Quadrat: **p < .01

Antimoderne Ressentiments: Der autoritäre Hass auf »Andere«

Trotz des leichten Anstiegs in diesem Erhebungsjahr beobachten wir seit 
einiger Zeit tendenziell einen Rückgang der manifesten Zustimmung im 
Bereich der Neo-NS-Ideologie. Auch wenn das generell für eine stärkere 
soziale Sanktionierung dieser Ansichten innerhalb der Gesellschaft spricht, 
haben wir bereits in der letzten Erhebung darauf hingewiesen, dass dies 
keinen Grund zur Entwarnung darstellt. Gerade im Blick auf die Zustim-
mungswerte in den beiden Dimensionen des Ethnozentrismus wird die 
innergesellschaftliche Gefahrenlage deutlich. Die Ausländerfeindlichkeit 
befindet sich bundesweit seit Jahren auf hohem Niveau und ist im Westen 
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seit zwei Jahren wieder gestiegen. Da gleichzeitig die Aufwertung des 
Eigenen, also der Chauvinismus, gleichermaßen anhaltende Zustimmung 
findet, rücken die Gruppendynamiken ins Zentrum der antidemokrati-
schen Dynamik unserer Gesellschaft. In unseren Erhebungen verfolgen 
wir diese Orientierung an kollektiver Identität und die Bereitschaft zum 
Ressentiment gegenüber »Anderen« seit Jahren und legen dementspre-
chend auch in den anschließenden Analysen den Fokus auf sie. Dass die-
sen Ressentiments autoritäre Bedürfnisse zugrunde liegen und sie autori-
tären Aggressionen entsprechen, führt uns im weiteren Verlauf  des Kapitels 
noch zu der Frage nach deren Verbreitung. 

Zunächst bleiben wir aber bei den konkreten Ressentiments und damit 
bei dem Bedürfnis, eine als fremd oder gefährlich wahrgenommene Fremd-
gruppe abzuwerten und in der Folge bekämpfen zu wollen – notfalls unter 
Einsatz von Gewalt. Dafür betrachten wir, welche Gruppierungen der-
zeit vornehmlich zum Objekt autoritärer Aggressionen werden, welche 
Formen des Ressentiments also derzeit am ehesten zustimmungsfähig 
sind. Die Stärke einzelner Ressentiments soll dabei nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Objekte des Hasses relativ flexibel gewählt werden 
können. Um dieser Vielgestaltigkeit Rechnung zu tragen, dokumentieren 
wir auch die vielfältige Abwertungsbereitschaft, die sich jeden Tag gegen 
unterschiedlichste Gruppen richtet.

In dieser Erhebung legen wir dabei einen Schwerpunkt auf das The-
ma Antisemitismus (siehe auch Kap. 4): Wir betrachten spezifische Res-
sentiments gegen Jüdinnen und Juden, die aufgrund der sozialen Sank-
tionierung direkter Äußerungsformen indirekt, also über Umwege kom-
muniziert werden. Diese »Umwegkommunikation« (Bergmann & Erb, 
1986) bricht sich beispielsweise in Form einer Dämonisierung des Staates 
Israel Bahn (israelbezogener Antisemitismus) oder äußert sich in der For-
derung, die nationalsozialistische Vergangenheit ruhen zu lassen und nicht 
mehr zu thematisieren (Schuldabwehrantisemitismus). Dies geht häufig mit 
einer impliziten Relativierung der Verbrechen des Nationalsozialismus ein-
her. Darüber hinaus beobachteten wir in Folge des Angriffs der Terror-
gruppe Hamas auf  Israel Formen des Antisemitismus, die sich mit diesen 
beiden Dimensionen noch nicht adäquat beschreiben ließen. In einer Vor-
studie entwickelten wir daher zwei neue Skalen, die erstmalig postkolonia-
len Antisemitismus sowie antisemitischen Antizionismus als Äußerungs-
formen des antisemitischen Ressentiments erfassen (Decker et al., 2024). 
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Ausdruck findet das erwähnte Ressentiment auch im links wie rechts 
beheimateten Antiamerikanismus (Kiess et al., 2020), indem die USA bzw. 
die US-Amerikaner stellvertretend für die Probleme moderner Gesellschaft 
verantwortlich gemacht werden (Stern, 1961), sowie aufgrund einer ver-
kürzten Kapitalismuskritik in bestimmten Formen des Antikapitalismus 
(Stöss, 2008). Zusätzlich erfassen wir bereits seit einigen Jahren  regelmäßig 
Muslimfeindschaft und Antiziganismus, zwei weitere Einstellungsmuster, 
denen eine Projektion negativer gesellschaftlicher Entwicklungen sowie ne-
gativer Affekte auf  eine Fremdgruppe zugrunde liegt. Nicht zuletzt kön-
nen Antifeminismus, also die Ablehnung jeglicher weiblicher Emanzipa-
tionsbestrebungen, und Sexismus als Ausdruck autoritärer Aggression 
verstanden werden, wobei sich diese hier nicht gegen eine Minderheit rich-
tet, sondern Frauen im Allgemeinen als Projektionsfläche herhalten müs-
sen. In diesem Jahr haben wir in diesem Bereich darüber hinaus Trans-
feindlichkeit als Form antimodernen Ressentiments mitberücksichtigt. 

Antisemitismus

Israelbezogenen Antisemitismus haben wir bereits in den Jahren 2012 und dann 
regelmäßig seit 2018 anhand von drei Items erhoben (Grafik 14). 2024 be-
obachten wir insgesamt einen Anstieg der Zustimmung in Ost- und West-
deutschland über alle Items hinweg. Während 2022 noch 12,8 % angaben, 
dass ihnen aufgrund der Politik Israels »die Juden immer unsympathi-
scher« würden, stimmen 2024 15,6 % der Befragten dieser Gleichsetzung 
von Juden mit den politischen Handlungen des Staates Israel zu. Insge-
samt mehr als ein Fünftel der Befragten findet außerdem, dass »Israels 
Politik in Palästina […] genauso schlimm wie die Politik der Nazis im 
Zweiten Weltkrieg ist« – eine Aussage, die nicht nur die Handlungen des 
Staates Israels delegitimiert und dämonisiert, sondern gleichzeitig eine 
Relativierung der Verbrechen des Nationalsozialismus darstellt. Immer-
hin mehr als jeder Zehnte findet, dass Israels Verbrechen im Vergleich zu 
den »Schattenseiten« anderer Nationen deutlich schwerwiegender sind.

Die Zustimmung zu den Items des Schuldabwehrantisemitismus verweilt 
auf ähnlich hohem Niveau, wobei die Zustimmung in Ostdeutschland 
durchweg höher ausfällt als in Westdeutschland (Grafik 15). Auch 2024 
finden über 60 % der Befragten, dass man sich »lieber gegenwärtigen 
Problemen widmen [sollte], als Ereignissen, die mehr als 70 Jahre vergan-
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2018–2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich 2024: **p < .01
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gen sind«, und fordern damit implizit, einen »Schlussstrich« unter die na-
tionalsozialistische Vergangenheit zu setzen. Außerdem sehen über ein 
Drittel der Befragten »eine Holocaust-Industrie von findigen Anwäl-
ten« am Werk, wenn es um Reparationsforderungen an Deutschland geht. 
29,3 % der Befragten geben an, dass es sie wütend mache, »dass die Ver-
treibung der Deutschen und die Bombardierung deutscher Städte immer 
als kleinere Verbrechen angesehen werden« – eine Aussage, in der die Re-
lativierung der Shoah angelegt ist.

Für den postkolonialen Antisemitismus haben wir vor dem Hintergrund 
der gerade auch im linken Spektrum verbreiteten Sympathien für das eli-
minatorisch motivierte Massaker der Hamas am 7. Oktober 2023 einen 
neuen Fragebogen entwickelt (Grafik 16). In der ersten Aussage ist eine 
Variation der sonst von rechts bekannten Schlussstrichforderung enthal-
ten, die auch im Schuldabwehrantisemitismus zentral ist: Über 15 % der 
Befragten, in Ostdeutschland sogar über 19 %, stimmen der Aussage min-
destens überwiegend zu, dass der »deutsche Schuldkomplex« den »Frei-
heitskampf der Palästinenser« behindere, ein weiteres Drittel stimmt die-
ser Aussage teilweise zu. Nicht zuletzt wegen des Begriffs »Freiheitskampf« 
lässt diese Aussage mit den beiden folgenden in ein antiimperialistisch-
antikoloniales Weltbild einordnen. Die Gründung des Staates Israel stellt 
für 13 % der Befragten ein Resultat des schlechten Gewissens der Euro-
päer dar, weiterhin stimmen dem im Osten über 40 % teilweise zu. Mit 
dieser Aussage wird nicht nur die Legitimität des Staates Israels angezwei-
felt, sondern auch die besondere Situation der Staatsgründung geleugnet, 
schließlich war der Staat Israel ein Zufluchtsort für Juden nach der  Shoah. 
14 % der Befragten halten den Nahostkonflikt für einen »Konflikt zwi-
schen weißem Kolonialismus und unterdrückten Minderheiten«, ein wei-
teres Drittel stimmt dieser Aussage teilweise zu. 

Eine weitere Form der Umwegkommunikation des antisemitischen 
Ressentiments bildet der antisemitische Antizionismus (Grafik 17). Eine einsei-
tige Schuldzuweisung und damit Dämonisierung des Staates Israel ist in 
der Aussage »Ohne Israel würde Frieden in Nahost herrschen« verbali-
siert, der bundesweit 17,9 % zustimmen, in Ostdeutschland ist es sogar je-
der Vierte. Ein weiteres Drittel der Bevölkerung stimmt der Aussage teil-
weise zu. Die Formulierung »ohne Israel« beinhaltet eine eliminatorische 
Komponente, die in der zweiten Aussage ebenfalls beinhaltet ist. Auch 
bei diesem Item ist die höhere manifeste Zustimmung in Ostdeutsch-
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Grafik 16: Manifeste und latente Zustimmung zum postkolonialem Antisemitismus 
2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01; *p < .05
Alle drei Items laden auf einen Faktor; Item 1 = .85; Item 2 = .84; Item 3 = .87; Cronbachs Alpha = .81
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Grafik 17: Manifeste und latente Zustimmung zum antisemitischen Antizionismus 
2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
Alle drei Items laden auf einen Faktor: Item 1 = .91; Item 2 = .91; Item 3 = .91; Cronbachs Alpha = .842
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land auffällig: Signifikant mehr Ost- als Westdeutsche sind der Ansicht, 
dass es Muslimen »ohne Israel« besser gehen würde. Dass es besser sei, 
wenn nicht nur der Staat Israel, sondern auch »die Juden den Nahen Os-
ten verlassen würden«, denken 13,2 % der Befragten, ein weiteres Viertel 
stimmt der Aussage teilweise zu. 

In Grafik 18 sind die Zustimmungswerte zu weiteren Aussagen abge-
bildet, die Antisemitismus messen. Augenfällig ist auch hier die sehr hohe 
latente Zustimmung. Doch auch manifest denken 10 % der Befragten, 
dass der Holocaust letztlich weniger wichtig als die Kolonialverbrechen 
sei, 15,5 %, dass Israel ein »rassistischer Kolonialstaat« sei, und 21,5 %, 
dass es keine echte Meinungsfreiheit gebe, wenn »man sich nicht offen 
zum Holocaust äußern darf«. 

Weitere antimoderne Ressentiments

Wie oben bereits angesprochen drückt sich im Antiamerikanismus ein Res-
sentiment gegen die moderne Gesellschaft aus: Für bestimmte, uner-
wünschte gesellschaftliche Entwicklungen werden die USA bzw. die US-
Amerikaner verantwortlich gemacht. Sie werden zu Repräsentanten einer 
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Grafik 18: Manifeste und latente Einstellung zu verschiedenen antisemitischen Aus-
sagen 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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fortschreitenden Individualisierung, die ambivalent bleibt, weil sie sich mit 
individualisierten Anforderungen verbindet: Die gewonnenen Freiheiten 
sind verbunden mit einer Auflösung der Sicherheiten traditioneller Ge-
sellschaften. Letztere werden in der Rückprojektion somit zur vermeint-
lich besseren Welt und die USA zu deren Antipoden. Ein knappes Drit-
tel der Befragten hält die Menschen in den USA für »überaus eigennützig 
und egoistisch«, ein weiteres Drittel stimmt dem teilweise zu. Ebenfalls 
ein Drittel hält die US-amerikanische Kultur für »oberflächlich« – eine 
Ansicht, die von einem weiteren Drittel zumindest teilweise geteilt wird. 
Interessanterweise ist hier die Zustimmung im Osten niedriger. Dass 
»US-amerikanische Spekulanten […] die Werte der sozialen Marktwirt-
schaft« zerstören, denken mehr als ein Drittel der Befragten und in Ost-
deutschland sogar jeder Zweite. Sie verkennen damit nicht allein, dass auch 
an deutschen Börsen und von deutschen Banken spekuliert wird, sondern 
auch, dass dies zur grundlegenden Funktionsweise des Kapitalismus so-
wie der sozialen Marktwirtschaft gehört. 

Eine antikapitalistische Einstellung ist deutlich weiter manifest verbrei-
tet als die bisher berichteten Ressentiments. Dagegen fällt die latente Zu-
stimmung wesentlich geringer aus, was darauf schließen lässt, dass die 
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Grafik 19: Manifeste und latente Zustimmung zum Antiamerikanismus 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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Items weniger in der Kommunikationslatenz stecken, also Zustimmung 
offener geäußert werden kann. Knapp die Hälfte der Befragten ist der 
Ansicht, dass »wirkliche Demokratie« erst möglich sei, »wenn es keinen 
Kapitalismus mehr gibt«, über 60 % denken, dass von der Globalisierung 
»nur die mächtigen Wirtschaftsinteressen« profitieren, und zwei Drittel 
sehen die Schuld für wachsende Ungleichheit bei den Finanzmärkten. In 
diesen Aussagen werden die gesellschaftlichen Verhältnisse stark verein-
facht und schematisch dargestellt. Sowohl die eigene Involviertheit als 
auch jene breiterer Gesellschaftsschichten werden negiert, Schuld sind 
 einige Wenige. Dass auch hier die negativen Entwicklungen und Affekte 
nach außen verlagert werden, erlaubt dem Individuum Beruhigung ob der 
vermeintlichen Klarheit der Verhältnisse und der eigenen Position. 

Eine solche Projektion, die sich in den zuvor genannten Bereichen 
ausdrückt und die für die autoritäre Aggression insgesamt kennzeichnend 
ist, findet sich auch in anderen Formen der Abwertung von Minderhei-
ten, wofür Muslimfeindschaft und Antiziganismus weitere Beispiele sind. Bei-
de Formen erheben wir seit 2014 regelmäßig alle zwei Jahre. In dieser Er-
hebung können wir in Westdeutschland durchweg einen deutlichen Anstieg 
der Zustimmungsraten verzeichnen (Tab. 12). Während 2022 etwas mehr 
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Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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als ein Drittel der Westdeutschen angab, sich »durch die vielen Muslime 
[…] manchmal wie ein Fremder im eigenen Land« zu fühlen, sind es 2024 
Ost wie West fast die Hälfte. Auch dass »Muslimen […] die Zuwanderung 
nach Deutschland untersagt werden« sollte, findet 2024 fast ein Drittel 
der Westdeutschen, während es 2022 weniger als ein Viertel war. Hier 
sind die Zustimmungsraten im Osten zwar etwas rückläufig, jedoch mit 
43,2 % auch 2024 noch signifikant höher als im Westen. Ressentiments 
gegen Menschen muslimischen Glaubens sind jedenfalls auch 2024 in 
ganz Deutschland weit verbreitet.

Ähnlich hoch fällt die Zustimmung zum Antiziganismus aus. Zwar 
ist hier die Rate in Ostdeutschland im Vergleich zu 2022 rückläufig, je-
doch gibt immer noch jeweils mehr als die Hälfte der Ostdeutschen an, 
ein Problem mit der Anwesenheit von Sinti und Roma zu haben sowie zu 
glauben, dass »Sinti und Roma […] zur Kriminalität« neigten. Die An-
sicht, dass »Sinti und Roma […] aus den Innenstädten entfernt werden« 
sollten, teilen in Ost- und Westdeutschland etwa 40 % der Befragten.

Antifeminismus, also die Ablehnung weiblicher Emanzipationsbestre-
bungen, erfassen wir seit 2020 anhand von vier Items. In Ostdeutschland 

Tabelle 12: Muslimfeindschaft und Antiziganismus 2014–2024 (Zustimmung in %)

2014 2016 2018 2020 2022 2024

Muslimfeindschaft

Muslimen sollte die Zuwanderung  
nach Deutschland untersagt werden.**

Ost 40,2 53,5 50,4 40,2 46,6 43,2

West 34,6 37,3 41,7 24,2 23,6 32,8

Durch die vielen Muslime hier fühle  
ich mich manchmal wie ein Fremder  
im eigenen Land. 

Ost 33,5 50,0 54,4 55,1 42,7 48,7

West 44,4 49,2 55,1 44,8 36,6 48,2

Antiziganismus

Ich hätte Probleme damit, wenn sich 
Sinti und Roma in meiner Gegend 
aufhalten.**

Ost 58,0 61,5 60,2 44,5 54,9 52,0

West 53,7 56,0 54,4 41,2 35,4 43,6

Sinti und Roma sollten aus den 
 Innenstädten entfernt werden.

Ost 47,8 47,8 56,1 41,3 44,2 40,0

West 46,2 49,3 47,0 33,8 29,7 40,1

Sinti und Roma neigen zur 
 Kriminalität.**

Ost 54,2 56,8 69,0 54,1 61,6 58,7

West 55,8 58,4 57,8 52,5 39,3 46,7

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich 2024: **p < .01
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fällt die Zustimmung auch in diesem Jahr höher aus als in Westdeutsch-
land. Dabei zeigt sich, dass Antifeminismus in Westdeutschland im Ver-
gleich zu 2022 an Zuspruch verliert, während die Zustimmung in Ost-
deutschland auf  ähnlich hohem Niveau verweilt oder sogar zunimmt: 2022 
glaubten 20,8 % der Ostdeutschen, dass Frauen »sich in der Politik häufig 
lächerlich« machen würden, 2024 wird diese Meinung von mehr als einem 
Drittel vertreten (34,9 %). Auch bei der Aussage, dass »Frauen, die mit 
ihren Forderungen zu weit gehen«, sich nicht zu wundern hätten, »wenn 
sie wieder in ihre Schranken gewiesen werden«, stieg die Zustimmung in 
Ostdeutschland von gut einem Viertel der Befragten auf 35,6 % und da-
mit auf einen Wert, der noch über dem von 2020 liegt (33,5 %).

Betrachten wir den Sexismus, den wir seit 2006 in unregelmäßigen Ab-
ständen erheben, so ergeben sich ähnlich hohe Zustimmungsraten wie 
2022. Mit Blick auf Ost-West-Unterschiede zeigt sich jedoch ein überra-
schendes Bild. In der Vergangenheit waren die Zustimmungswerte in Ost-
deutschland stets niedriger als in Westdeutschland – eine Beobachtung, 
die häufig auf die Rolle der Frau und die Förderung weiblicher Erwerbs-
tätigkeit in der DDR zurückgeführt wird (Heller et al., 2024). 2024 finden 
wir in einzelnen Aussagen erstmals höhere Zustimmung im Osten: Signi-
fikant mehr Ostdeutsche (31,4 %) als Westdeutsche (25,7 %) finden, dass 
sich Frauen »wieder mehr auf ihre Rolle als Ehefrau und Mutter« konzen-
trieren sollten. Außerdem gab ein Drittel der Ostdeutschen an, »Frauen, 
die sich gegen eine Familie und Kinder entscheiden«, als egoistisch zu emp-
finden. Im Westen sind es immerhin 18,9 %. Die beiden Aussagen, die 
eher auf die Berufstätigkeit von Frauen abzielen als auf die Gründung 
und Versorgung einer Familie, werden hingegen in Westdeutschland eher 
vertreten. So stimmen in Westdeutschland 17,2 % der Befragten der Aus-
sage zu, dass es einer Frau wichtiger sein sollte, »ihrem Mann bei der Kar-
riere zu helfen, als selbst Karriere zu machen«, während in Ostdeutsch-
land lediglich 12,8 % diese Position vertreten. Diese Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass in Ostdeutschland die Stellung der Familie und die Rol-
le von Mutterschaft im Wandel begriffen sind, während die Berufstätig-
keit von Frauen nach wie vor befürwortet wird.

In den letzten Jahren wurden vermehrt auch Personen mit einer von 
der Norm abweichenden sexuellen Orientierung und/oder Geschlechts-
identität zur Zielscheibe autoritärer Aggression sowie Opfer von tatsäch-
lichen Gewalthandlungen (Bundeskriminalamt, 2024). Anhand von drei 
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Items haben wir daher 2024 erstmalig Ressentiments gegenüber Trans-
personen erhoben.3 Wie beim Antifeminismus ist auch bei der Transfeind-
lichkeit eine höhere Zustimmung in Ostdeutschland zu verzeichnen: Über 
die Hälfte der in Ostdeutschland ansässigen Befragten findet, »Trans-
sexuelle sollen aufhören, so einen Wirbel um ihre Sexualität zu machen«, 
hält die Toleranz gegenüber diesen Personen für »übertrieben« und ist der 
Meinung, »Transsexuelle stellen zu viele Forderungen«. Aber auch in 
Westdeutschland ist die Zustimmung zur Transfeindlichkeit hoch, kann 
doch auch dort die Mehrheit der Befragten diese Aussagen zumindest nicht 
explizit ablehnen. 

3 Die Items sind einer Studie von Küpper et al. (2017) zu Einstellungen gegenüber lesbi-
schen, schwulen und bisexuellen Menschen in Deutschland entlehnt, wobei der ursprüng-
liche Begriff »Homosexuelle« entsprechend jeweils durch »Transsexuelle« ersetzt wurde. 
Durch die Nutzung dieses negativ konnotierten, jedoch weit verbreiteten Begriffs sollte 
eine Anschlussfähigkeit insbesondere an abwertende Einstellungsaspekte ermöglicht 
werden. 
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Entwicklung mit unentschiedenem Ausgang:  
Demokratiezufriedenheit und die Teilhabe  
an der  gesellschaftlichen Entwicklung

Wie weit die bis hierhin beschriebenen Ressentiments und ihre Mischfor-
men Verbreitung finden, entscheidet über die Stabilität einer liberalen De-
mokratie. Diese zeichnet sich nicht nur dadurch aus, dass die Bevölke-
rung als Souverän auf unterschiedlichen Wegen an den Entscheidungen 
zu Angelegenheiten aller beteiligt wird. Sie existiert überdies nur dann, 
wenn dieser Allgemeinheit Schutzrechte für die Besonderen an die Seite 
gestellt werden. Anders ausgedrückt: Es kommt darauf an, dass dem Wil-
len der Mehrheit und der Macht des Staates rechtliche Garantien für den 
Schutz des einzelnen Menschen an die Seite gestellt werden und jedes ein-
zelne Mitglied in den Stand gesetzt ist, seine Rechte gegen das gesell-
schaftliche Ganze auch wahrzunehmen. Deshalb ist nicht nur bedeutsam, 
dass es eine Zustimmung zur Demokratie als Herrschaftsform gibt, son-
dern auch, welche Vorstellungen sich damit verbinden und welche autori-
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Grafik 23: Manifeste und latente Transfeindlichkeit 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
Alle Items laden auf einen Faktor: Item 1 = .95; Item 2 = .95; Item 3 = .95; Cronbachs Alpha = .94
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tären Bedürfnisse das Bekenntnis unterlaufen. Hier beginnen wir zunächst 
mit der Zustimmung zur Demokratie, die vertiefende Analyse zu den De-
mokratieerwartungen erfolgt in Kapitel 6. 

Seit 2006 erheben wir Daten zur Demokratiebefürwortung, wobei wir 
drei Arten unterscheiden: Zustimmung zur Demokratie als Idee, Zufrie-
denheit mit der Demokratie, wie sie in der Verfassung festgeschrieben ist, 
sowie Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie im Alltag 
der Bundesrepublik. Betrachten wir zunächst die Zustimmung zur Demo-
kratie als Idee (Grafik 24), so wird ein Einbruch der Werte in Westdeutsch-
land augenfällig. Während die Zustimmung in Ost- und Westdeutschland 
in den letzten zwei Erhebungen auf hohem Niveau verblieb, verzeichnen 
wir für Westdeutschland mit 89,4 % ein historisches Tief. In Ostdeutsch-
land bleibt die Zustimmung zur Idee der Demokratie mit 94,6 % unge-
brochen hoch. 

Anders sieht es mit der Zustimmung zur verfassungsmäßigen Demokratie 
aus (Grafik 25). Hier zeigt sich in Ost- und Westdeutschland ein ähnlich 
deutlicher Rückgang der Zustimmung. Nachdem die Zustimmungswerte 
in Ostdeutschland nach 2006 nahezu kontinuierlich anstiegen, verzeich-
nen wir seit 2018 starke Schwankungen. Wie bereits 2022 zeigt sich aber 
auch in diesem Jahr in Ostdeutschland eine höhere Zustimmung zur ver-
fassungsmäßigen Demokratie als im Westen. Dort finden wir zunächst 
diskretere Verläufe, aber mit 70,8 % auch einen Tiefpunkt bei der Zufrie-
denheit mit der grundgesetzlich garantierten Demokratie.

Bei der Zufriedenheit mit der Alltagsdemokratie ist im Vergleich zu den 
letzten Jahren ein noch deutlicherer Rückgang zu verzeichnen. Wenngleich 
die Werte in diesem Bereich schon immer niedriger waren als bei den bei-
den bereits vorgestellten Aspekten, ist der Einbruch bei der Zufriedenheit 
mit der Alltagserfahrung der Demokratie dennoch besonders drastisch 
und besorgniserregend. Gerade angesichts des massiven Rückgangs seit 
2022 ist die These naheliegend, dass diese Unzufriedenheit auch mit den 
in dieser Zeit offen zutage liegenden Konflikten innerhalb der Regierungs-
koalition zusammenhängt. Da diese Konflikte allerdings auch Ausdruck 
einer allgemeinen Fragmentierung der Gesellschaft und der daraus resul-
tierenden Auseinandersetzungen sind, reicht die erwähnte These zur Er-
klärung nicht aus (vgl. Kap. 6).

Mit dem Begriffspaar politische Deprivation wird in der Wissenschaft die 
Wahrnehmung bezeichnet, keinen Einfluss auf  die Politik ausüben zu kön-
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nen und politisches Engagement für nutzlos zu erachten. Wir erfassen 
auch diese Deprivation seit 2006 und nutzen hierfür zwei Aussagen. Im 
Ergebnis müssen wir feststellen, dass die Menschen sich seit Beginn der 
Erhebung als politisch einflusslos erleben, wobei diese Wahrnehmung im 
Osten zumeist noch häufiger anzutreffen ist als im Westen. Im Vergleich 
zur letzten Erhebung 2022 ist die Zustimmung zur Aussage »Leute wie 
ich haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut« jedoch 
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Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich 2024: **p < .01

Tabelle 13: Politische Deprivation, Zustimmung zur Aussage »Leute wie ich haben 
sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut« (in %)

2006** 
(N = 5.028)

2010 
(N = 2.503)

2012** 
(N = 2.505)

2016** 
(N = 2.507)

2018**
(N = 2.506)

2020** 
(N = 2.483)

2022** 
(N = 2.504) 

2024**
(N = 2.504)

Gesamt 79,1 79,6 76,8 73,1 70,4 72,9 74,5 71,7

Ost 87,6 83,0 83,2 78,0 78,2 83,6 81,3 77,8

West 77,1 78,7 76,6 71,8 68,4 70,2 72,7 70,2

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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leicht rückläufig (Tab. 13). Während 2022 knapp drei Viertel der Befrag-
ten diese Position vertraten, sind es 2024 noch 71,7 %. 

Auch die Zustimmung zur Aussage »Ich halte es für sinnlos, mich 
politisch zu engagieren« ist im Vergleich zu 2022 leicht rückläufig (Tab. 
14). Trotzdem halten auch 2024 deutlich mehr als die Hälfte der Befrag-
ten (63,7 %) politisches Engagement für nicht erfolgversprechend.

Ein wichtiger Erfahrungsbereich für Menschen ist die Arbeitswelt. 
Wer erwerbstätig ist, kann auch hier die Erfahrung von demokratischer 
Teilhabe oder dem Ausbleiben der Anerkennung als Bürger machen (De-
cker et al., 2018). 2020 setzten wir erstmals einen Fragebogen ein, der die 
Wahrnehmung von Mitbestimmung, Solidarität und Anerkennung am 
Arbeitsplatz erfassen sollte (Kiess & Schmidt, 2020). Vor dem Hinter-
grund wichtiger Transformationsprozesse der Wirtschaft – Dekarboni-
sierung, Digitalisierung –, aber auch der grundsätzlich hierarchischen und 
zwischen Unternehmensführung und Beschäftigten ungleichen Macht-
verteilung ist das Erleben von Kontrolle und Einfluss am Arbeitsplatz ein 
wichtiger Prädiktor für politische Einstellungen (Kiess & Schmidt, 2024). 
In diesem Jahr müssen wir feststellen, dass sich dieses Erleben insbeson-
dere in Ostdeutschland im Vergleich zu 2020 eindeutig negativ entwickelt 
hat. Nahmen 2020 nur 10 % der Befragten im Osten wahr, dass sie »bei 
Entscheidungen im Arbeitsalltag übergangen« werden, sind es 2024 30 %. 
Konnten 2020 noch 45 % der Ostdeutschen »offen über Betriebsräte und 
Gewerkschaften sprechen«, berichten das 2024 nur noch 27 %. Nur noch 
28,8 % denken, sie könnten im Betrieb »etwas zum Positiven verändern«, 
2020 waren es noch 55 %. Auch im Westen sind die Werte etwas schlech-
ter geworden, aber bei Weitem nicht so deutlich. Es ist damit zu rechnen, 

Tabelle 14: Politische Deprivation, Zustimmung zur Aussage »Ich halte es für sinn-
los, mich politisch zu engagieren« (in %)

2006** 
(N = 5.023)

2010 
(N = 2.498)

2012 
(N = 2.503)

2016** 
(N = 2.498)

2018** 
(N = 2.494)

2020** 
(N = 2.473)

2022** 
(N = 2.497)

2024**
(N = 2.504)

Gesamt 69,1 71 59,5 60,4 58,7 59,1 66,0 63,7

Ost 77,1 73,5 64,9 65,8 69,1 65,9 74,3 71,8

West 67,1 70,3 58,2 59,1 56,1 57,4 63,8 61,7

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
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dass diese negativer werdenden Erfahrungen in der Form eines »spill-
overs« auf die politische Ebene übertragen werden. 

Die Sphären von Politik und Arbeitswelt haben einen großen Einfluss 
auf das Leben der Menschen und prägen deren Erfahrungen. Entspre-
chend sind politische und betriebliche Teilhabe auch zentrale Bestandtei-
le eines allgemeinen menschlichen Kontrollbedürfnisses. Dieses Grund-
bedürfnis und die Suche nach Wiedererlangung des Kontollerlebens sind 
in der Forschung als relevante Treiber von politischen Dynamiken er-
kannt worden, nicht zuletzt beeinflussen sie Ressentiments sowie Grup-
penidentifikation und -konflikte (Agroskin & Jonas, 2010; Fritsche et al., 
2013; Fritsche et al., 2017). Für die folgende Analyse ist es deshalb nicht 
nur relevant, wie die Bundesbürger ihre Einflussmöglichkeiten auf politi-
sche Entscheidung einschätzen, sondern auch, wie groß wiederum ihr 
Bedürfnis nach Kontrolle und Einfluss ist. Die letzten Jahre und Jahr-
zehnte sind von einer Vielzahl von Entwicklungen und Herausforderun-
gen geprägt gewesen, die zunehmend als Krisen wahrgenommen wurden. 
Um ein Stimmungsbild zur Bewertung dieser multiplen Problemlagen zu 
erhalten, baten wir unsere Befragten in diesem Jahr erstmals um eine Ein-
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Grafik 27: Industrial Citizenship im Zeitvergleich 2020 und 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich 2024: **p < .01
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schätzung darüber, wie sehr sich ihr Blick auf die Zukunft aufgrund aus-
gewählter Entwicklungen verändert hat (»Wie stark haben die folgenden 
Entwicklungen in den letzten Jahren Ihren Blick auf die Zukunft verän-
dert?«). Die Befragten wurden gebeten, ihre Antwort auf einer fünfstufi-
gen Skala von »gar nicht verändert« bis »extrem verändert« auszuwählen. 
Die Ergebnisse sind in Grafik 28 aufgeführt.

Für eine erste Gesamtbetrachtung haben wir einen Cut-Off-Wert (> 30) 
über alle Antworten hinweg gebildet. Dieser Wert bedeutet, dass durch-
schnittlich jede der aufgeführten Entwicklungen den eigenen Blick auf 
die Zukunft nachhaltig verändert hat. Sichtbar wird, dass mehr als die 
Hälfte der Deutschen sehr sensibel auf die gegenwärtigen Entwicklungen 
reagiert. Allerdings gilt das vor allem für Westdeutschland, denn hier sind 
es 56,5 % der Befragten, die durchschnittlich über alle Bereiche angeben, 
dass sich ihr Blick »sehr« oder »extrem verändert« hat. Im Osten sind es 
dagegen nur 36,9 % und damit signifikant weniger. Es ist zu registrieren, 
dass Ostdeutsche sich durch die von uns genannten Herausforderungen 
der letzten Dekaden weniger in ihrer Weltsicht beeinträchtigt sehen als 
die Westdeutschen. Auch die spezifischen Entwicklungen, die zu einer 
veränderten Wahrnehmung der Zukunft geführt haben, unterscheiden 
sich zwischen beiden Landesteilen teils deutlich. Offen bleibt, ob darüber 
hinaus andere, von uns nicht genannte Entwicklungen den Blick auf die 
Zukunft maßgeblich beeinflussen. 

Die von uns abgefragten Entwicklungen wirken sich unterschiedlich 
stark auf die Wahrnehmung der Befragten aus. Sowohl der russische An-
griffskrieg gegen die Ukraine als auch die Migration haben in Ost- wie in 
Westdeutschland bei über der Hälfte der Befragten zu einer Veränderung 
der Zukunftsaussichten geführt. Der Einfluss der Migration wird dabei 
in Ostdeutschland von einem etwas größeren Anteil als Veränderungs-
grund angeführt. Interessanterweise unterscheidet sich die Bewertung 
der COVID-19 Pandemie deutlich zwischen Ost- und Westdeutschland: 
Während im Westen auch hier über die Hälfte der Befragten (55,4 %) an-
gibt, dass sich ihre Zukunftsaussicht in der Folge veränderte, ist es in Ost-
deutschland weniger als ein Drittel. Weniger große Unterschiede finden 
sich in der Wahrnehmung wirtschaftlicher Krisen, die in Ost wie West 
von etwas weniger als der Hälfte der Befragten als Veränderungsgrund 
der Zukunftsaussichten angeführt wird. Auch bei der Einschätzung der 
politischen Polarisierung der Gesellschaft sind sich Ost und West  einig: 
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Grafik 28: Blick auf die Zukunft wurde durch die genannte Entwicklung sehr oder 
extrem verändert (in %)
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Etwas mehr als ein Drittel der Befragten sieht seine Zukunftsaussichten 
dadurch verändert. Die Erfolge rechtsextremer Parteien und auch der 
Klimawandel führen in Ostdeutschland bei ungefähr einem Drittel der 
Befragten zu veränderten Zukunftsaussichten. In Westdeutschland liegt 
hier der Anteil jeweils höher. Der Nahost-Konflikt führt in Westdeutsch-
land wiederum etwas häufiger zu einer Veränderung der Zukunftsaussich-
ten als in Ostdeutschland. Die Konflikte mit China haben zwar in Ost- 
wie Westdeutschland am wenigstens Einfluss auf den Blick auf die 
Zukunft genommen, trotzdem zeigen sich erneut klare regionale Unter-
schiede: Während sich im Westen beinahe ein Fünftel der Befragten 
(19,3 %) durch die Konflikte beeinflusst sieht, sind es im Ost nur 6,4 %. 
Wir verstehen den veränderten Zukunftsblick als Hinweis auf eine ver-
stärkte Krisenwahrnehmung und ein erhöhtes Bedrohungserleben und 
vermuten, dass der damit assoziierte Kontrollverlust einen Einfluss auf 
die politische Einstellung und die Bewertung der Demokratie hat. 

Eine Möglichkeit, auf die Bedrohungswahrnehmung zu reagieren, ist 
eine aggressive Verteidigung von Eigen- bzw. Gruppeninteressen. Die 
Akzeptanz von Gewalt in der Bevölkerung ist deshalb ein weiterer Hin-
weis auf eine Krisenwahrnehmung. Wir unterscheiden einerseits die Be-
reitschaft, selbst Gewalt anzuwenden, um seine Ziele durchzusetzen, so-
wie andererseits den Wunsch, andere mögen diese Gewalt anwenden 
(Tab. 15). Zunächst sehen wir, dass es keine signifikanten Ost-West-Unter-
schiede gibt. Nichtsdestotrotz können wir feststellen, dass die Gewaltbe-
reitschaft im Osten unterhalb des regionalen langjährigen Mittels liegt 

Tabelle 15: Gewaltbereitschaft und Gewaltakzeptanz 2006–2024 (in %)

2006 2016 2018 2020 2022 2024

Ich bin in bestimmten 
 Situationen durchaus bereit, 
auch körperliche Gewalt 
 anzuwenden, um meine 
 Interessen durchzusetzen. 

Ost 12,3 20,1 15,1 8,8 24 13,3

West 14,8 19 13,6 10,2 13,5 16,6

Selber würde ich nie Gewalt 
anwenden. Aber es ist schon 
gut, dass es Leute gibt, die  
mal ihre Fäuste sprechen 
 lassen, wenn’s anders nicht 
mehr weitergeht.

Ost 21,6 31,2 19 19,1 14 20,4

West 21,1 21,6 22,2 16,2 20,2 16,8
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(M = 15,6 %; ohne Abb.), während es in Westdeutschland auch bezogen 
auf den eigenen Vergleichswert eine höhere Gewaltneigung gibt (M = 
14,6 %; ohne Abb.). Allerdings wünschen sich Befragte im Osten häufiger 
jemanden, der diese Aufgabe übernimmt (ebenfalls kein signifikanter 
Unterschied) und dieser Wunsch findet auch mehr Anhänger als 2022.

Die latente Aufstandsbereitschaft gegen die Demokratie: 
 Autoritäre Wünsche, die Ressourcen der offenen Gesellschaft 
und die Fluchten aus der Freiheit

Wenn im Westen jeder zweite und im Osten jeder dritte Bundesbürger 
große gesellschaftliche Herausforderungen wahrnimmt, aber gleichzeitig 
der Eindruck vorherrscht, dass weder die Fähigkeit der institutionalisier-
ten Demokratie noch die eigenen Partizipationsmöglichkeiten zu deren 
Bewältigung ausreichen, stellt sich die Frage nach den politischen und 
psychischen Auswegen aus dieser Bedrohungswahrnehmung. Trotz der 
Wahlergebnisse bei den Landtags- und Kommunalwahlen in Deutschland 
2024 treten auf den ersten Blick auf unsere Erhebungsdaten gegenwärtig 
rechtsextreme Einstellungen nicht vornehmlich als Krisenreaktionen auf. 
Während die extrem-rechten Einstellungen zwar gewisse Schwankungen 
zeigen und die Zustimmungswerte zu Antisemitismus und Ausländer-
feindlichkeit im Westen sogar angestiegen sind, bleiben doch die starken 
Ausschläge nach oben (noch) aus. Die neonazistischen Parteien und ex-
trem-rechten Bewegungen mobilisieren mit der »Einstiegsdroge« Auslän-
derfeindlichkeit ihre Anhängerschaft, aber bislang sind jene Anteile der 
Bevölkerung, die dieses Ressentiment nicht teilen, nicht für sie erreichbar. 
Die genannten Herausforderungen führen also nicht automatisch zu einer 
stärkeren Orientierung an einer geschlossenen Ideologie der Ungleich-
wertigkeit, obwohl deren Versatzstücke in der Bevölkerung immer noch 
sehr präsent sind. 

Das führt zur Frage nach der psychosozialen Verfasstheit der Befrag-
ten: Welche Ansprechbarkeit für antidemokratische Lösungen jenseits der 
extremen Rechten besteht in der Bevölkerung? Wie wirkt die gegenwärti-
ge Entwicklung auf  die psychosoziale Konstitution der Bevölkerung? Um 
zu bestimmen, wie weit die psychosozialen Bedingungen einer Orientie-
rung an kollektiver Identität in der Gesellschaft jenseits extrem-rechter 
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und neonazistisch-völkischer Mobilisierung verbreitet sind, haben wir von 
Anfang an das Autoritarismus-Konzept herangezogen. Es ist Ende der 
1920er Jahre am Frankfurter Institut für Sozialforschung in der Arbeits-
gruppe um Max Horkheimer entwickelt worden (Horkheimer et al., 1936). 
Mit dem Autoritarismus-Konzept in der Tradition der Kritischen Theo-
rie steht für unsere Studienreihe ein Zugang nicht nur zur politischen 
Einstellung zur Verfügung, sondern auch zur Verfasstheit der Menschen, 
zu ihren Bedürfnissen nach Kontrollrestitution, ihrer Abwehr von Unsi-
cherheit und ihrem Wunsch nach klaren Lösungen. Bereits 2022 konnten 
wir entlang dieser Differenzierung zeigen, dass die Flucht ins Autoritäre 
ein Versuch war, dem erlebten Kontrollverlust durch die COVID-19-Pan-
demie zu begegnen (Decker et al., 2022). 

Seitdem sind bei den autoritären Reaktionen der Konventionalismus 
um rund 5 % und die autoritäre Unterwürfigkeit um rund 4 % zurückge-
gangen (Grafik 29). Dabei fällt der Rückgang bei der autoritären Unter-
würfigkeit im Osten besonders stark aus, sowohl im Vergleich zu 2022 als 
auch zu den vorhergehenden Untersuchungen. Ost-West-Unterschiede 
sind in diesen beiden Dimensionen allerdings nur signifikant, wenn wir 
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die latente Zustimmung berücksichtigen (o. Abb.). So ist autoritäre Unter-
würfigkeit im Westen bei einem weiteren Drittel der Bevölkerung (31,8 %), 
im Osten bei einem weiteren Viertel (23,6 %) latent vorhanden (»Men-
schen sollten Entscheidungen Führungspersönlichkeiten überlassen«; 
p < .01). Bei der Forderung »bewährte Verhaltensweisen nicht infrage zu 
stellen« zeigt im Westen zwar ebenfalls ein weiteres Drittel einen latenten 
Konventionalismus (35,4 %), im Osten sind es hier aber noch einmal 
44,3 %, womit in den fünf ostdeutschen Bundesländern gerade mal ein 
knappes Viertel der Befragten nicht die Konventionen als verbindlich 
wünscht (Ost-West-Unterschiede; p < .01). Die autoritären Aggressionen 
befinden sich auf einem ähnlichen Niveau wie 2022, sind aber in ihrer 
manifesten Ausprägung in Ostdeutschland weiterhin signifikant stärker 
vertreten als im Westen. Das sadomasochistische Syndrom zeigt insge-
samt weiterhin eine hohe Verbreitung, wenn auch die manifeste Ausprä-
gung derzeit nicht so deutlich ist wie noch in den Jahren 2016 und 2018. 

Die Dimensionen des autoritären Syndroms, die auf eine kollektive 
Realitätsverleugnung setzen, um mit den gesellschaftlichen und politischen 
Herausforderungen umzugehen und den Wunsch nach Prothesensicher-
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heit zu befriedigen, sind im Vergleich zu 2022 nahezu unverändert. Wei-
terhin orientieren sich die Westdeutschen aber signifikant häufiger an einer 
Verschwörungsmentalität (Grafik 30). 

Um in der folgenden Analyse weitere Einflussfaktoren untersuchen zu 
können, haben wir in diesem Jahr erstmalig Daten zur Ambiguitätsinto-
leranz erhoben, also zur Unfähigkeit, Mehrdeutigkeiten, Unsicherheiten 
und Widersprüche aushalten zu können. Ambiguitätstoleranz wurde be-
reits von Else Frenkel-Brunswik in den frühen Autoritarismusstudien der 
Berkeley Gruppe um Adorno et al. (1950) als ein dem Autoritarismus na-
hestehendes Konzept eingeführt und später von ihr ausgearbeitet (Fren-
kel-Brunswik, 1949; Benetka, 2020). Psychodynamisch verstanden liegt 
dem Konzept ein Prozess der Spaltung zugrunde (Klein, 1957, S. 304ff.). 
Mangelnde Ambiguitätstoleranz äußert sich folglich als Denken in ste-
reotypen Kategorien wie »gut« und »böse« oder auch »richtig« und »falsch«. 
Obwohl die drei eingesetzten Items4 dasselbe Konstrukt messen, zeigen 

4 Bei den Aussagen handelt es sich um Übersetzungen einer Auswahl von Items eines eng-
lischsprachigen Fragebogens zu Einstellungen zu Ambiguität von Lauriola et al. (2016), 
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sich Unterschiede in der Zustimmung je nach Bereich (Grafik 31): Wäh-
rend weniger als ein Viertel der Befragten zustimmt, dass sich Menschen 
in zwei Kategorien – »gut« und »böse« – einteilen lassen, ist sich mehr als 
ein Drittel sicher, dass es »eigentlich immer einen richtigen und einen fal-
schen Weg« gibt, Dinge zu tun. Am höchsten sind die Zustimmungswer-
te zur Aussage, dass immer klar sei, ob jemand die Antwort auf eine Fra-
ge weiß oder nicht. Während bei den ersten beiden Aussagen keine 
statistisch relevanten Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland 
zu beobachten sind, findet die letztgenannte Aussage im Osten besonders 
hohen Zuspruch: Fast 60 % der Befragten in Ostdeutschland stimmen zu, 
während es im Westen nur 41,8 % und damit weniger als die Hälfte sind. 

In Kapitel 1 sind wir auf die Bedeutung des »Ressentiments der be-
herrschten Subjekte der Naturbeherrschung« eingegangen (Horkheimer & 
Adorno, 1944, S. 238). Nicht nur im Hass auf »Andere«, auch in der For-
derung nach einer Unterwerfung der »Natur« äußert sich die autoritäre 
Aggression. Sie kann sich in instrumentellen Naturverhältnissen äußern, 
in denen projektiv nicht nur die Tier- und Pflanzenwelt, sondern auch 
menschliche Körper als Objekt der Manipulation und Zurichtung wahr-
genommen werden. Gesellschaftliche Bilder und Praktiken, mit denen in 
Vergangenheit und Gegenwart etwa die Körper von Frauen, Juden oder 
nicht-weißen Menschen diszipliniert und zugerichtet werden, sind die-
sem Verständnis nach Ausdruck eines autoritären Impulses (Theweleit, 
1977). Die Verbreitung eines solchen instrumentellen Naturverhältnisses 
ist ein Hinweis auf die Ressentimentbereitschaft in der Gesellschaft. Da 
sich oft auch hinter der esoterischen Vorstellung einer harmonischen 
Ganzheitlichkeit eine Vermeidung von Ambiguität sowie der Wunsch nach 
Kontrolle verbergen, haben wir in diesem Jahr je einen Fragebogen zur 
instrumentellen Naturbeherrschung und zur Esoterik in unsere Untersu-
chung aufgenommen. Sie bilden für uns die Pole im Umgang mit der be-
schrieben Kontingenzerfahrung. In den Analysen zum Antisemitismus 
(Kap. 4) und Antifeminismus (Kap. 5) werden sie eine Rolle spielen, aber 
als psychosoziale Bedingung der antidemokratischen Einstellung wird 
ihre Verbreitung auch im Folgenden vorgestellt. 

konkret aus der Dimension, die die kognitive Komponente (moralischer Absolutismus/
Spaltung) erfasst. 
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Wie im Aberglauben kommt es auch in der Esoterik zu einer Abkehr von 
Vernunft und Moderne, die sich in einer Remystifizierung der Natur und 
einer fantasierten Verschmelzung mit derselben äußert. Nicht selten se-
hen sich Anhängerinnen und Anhänger einer esoterischen Weltsicht als 
»Eingeweihte«, die über eine »höhere Wahrheit« verfügen. 2024 haben 
wir drei Items zur Erfassung esoterischer Einstellungen eingesetzt (Gra-
fik 32).5 Vergleicht man die manifeste Zustimmung, so finden sich über 
alle Items hinweg geringere Zustimmungswerte in Ostdeutschland als in 
Westdeutschland, wobei die Latenz bundesweit hoch ausfällt. Während 
in Westdeutschland fast ein Fünftel der Befragten findet, dass »mehr spi-
rituelles und ganzheitliches Denken […] der Gesellschaft guttun« würde, 
sind es in Ostdeutschland lediglich 15,3 %. Knapp ein Drittel der Ost-
deutschen und mehr als ein Viertel der Westdeutschen können der Aussa-
ge jedoch teilweise etwas abgewinnen. 42,8 % der Befragten sind ferner 

5 Das erste Item entstammt den Untersuchungen zu Coronaprotesten der Forschungs-
werkstatt Corona-Proteste (2023), zwei weitere wurden für diese Studie entwickelt und 
in einer Vorstudie innerhalb eines größeren Itempools erprobt.
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Grafik 32: Esoterik in 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
Alle drei Items laden auf einen Faktor: Item 1 = .89; Item 2 = .93; Item 3 = .88; Cronbachs Alpha = .88
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der Ansicht, dass »nur wer sein wahrhaftiges Selbst kennt«, eine »höhere 
Wahrheit erkennen« wird, oder lehnt diese Aussage zumindest nicht ex-
plizit ab. Schließlich glaubt mehr als ein Zehntel der Westdeutschen, je-
doch sind es nur 5,9 % der Ostdeutschen, dass die Natur für diejenigen 
ungefährlich sei, die »mit dem Kosmos im Einklang« stünden. Weitere 
22,2 % der Westdeutschen lehnen diese Vorstellung zumindest nicht ab.

Ein scheinbar gegenteiliges Verhältnis zur Natur findet im instrumen-
tellen Naturverhältnis seinen Ausdruck: Während in der Esoterik eine 
harmonische Vereinigung mit der (inneren und äußeren) Natur ange-
strebt wird, ist das instrumentelle Naturverhältnis von Gewalt sowie einem 
Herrschafts- und Kontrollwunsch geprägt.6 18,8 % der Befragten glauben, 
dass es nur eine Frage der Zeit sei, ehe »die Menschen genug über die 

6 Die drei gegenteilig gepolten Items zum instrumentellen Naturverhältnis wurden aus 
 einem Fragebogen zu umweltfreundlichen Einstellungen entnommen, konkret aus der 
Dimension Antianthropozentrismus, die »eine skeptische Einstellung bezüglich des An-
thropozentrismus und der Ausnahmestellung des Menschen« erfasst (Dunlap, 2008; 
Schleyer- Lindenmann et al., 2018, S. 160). 
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Grafik 33: Instrumentelles Naturverhältnis in 2024 (in %)

Pearsons Chi-Quadrat Unterschiede im Ost-West-Vergleich: **p < .01
Alle drei Items laden auf einen Faktor; Item 1 = .89; Item 2 = .91; Item 3 = .86; Cronbachs Alpha = .86
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Natur lernen, um sie kontrollieren zu können« (Grafik 33). Zusätzlich 
kann mehr als ein Drittel dieser Aussage teilweise etwas abgewinnen. 
Außerdem sehen es immerhin 11,8 % als menschliche Bestimmung an, 
»über die übrige Natur zu herrschen«, weitere 23,1 % lehnen die Aussage 
zumindest nicht explizit ab. Zuletzt stimmen 18,8 % der Befragten mani-
fest zu, dass es das Recht der Menschen sei, »die natürliche Umwelt an 
ihre Bedürfnisse anzupassen«. Auch hier lehnt ein weiteres Drittel die 
Aussage zumindest nicht explizit ab.

Zusammenfassung und Diskussion

Die Entwicklung der rechtsextremen Einstellung hatte über die Jahre 
eine gewisse Konstanz: Neo-NS-Ideologien gingen im Westen lange Zeit 
eher zurück, im Osten unterlagen sie Schwankungen. Allerdings verblie-
ben die Dimensionen des Ethnozentrismus – also Chauvinismus und 
Ausländerfeindlichkeit – im selben Zeitraum dauerhaft auf  hohem Niveau. 
An der Zustimmung in den ostdeutschen Bundesländern konnten öffent-
liche Auseinandersetzungen und die Intervention der Zivilgesellschaft 
bisher nicht viel ändern. Auch in dem kleinen Zeitfenster während der 
ökonomischen »Schönwetterperiode« 2014 und vor der erneuten Zuwan-
derung nach Europa 2016 sank die Zustimmung in der Dimension Aus-
länderfeindlichkeit im Osten nicht unter 22%. 

Auch im Jahr 2024 sind zentrale Elemente der extrem-rechten Ideolo-
gie in der Bevölkerung weit verbreitet. Wir müssen sogar eine deutliche 
Verschlechterung in allen Dimensionen der rechtsextremen Einstellung 
feststellen. Mit der Ausländerfeindlichkeit und dem Antisemitismus be-
trifft dies in Westdeutschland vor allem jene Elemente des rechtsextre-
men Weltbilds, die sich als Ressentiments gegen Menschen richten. Diese 
Entwicklung wird auch bei den anderen Abwertungsformen deutlich: 
Die Gefahr für die Demokratie geht von den Ressentiments aus, für die 
eine Gruppenidentität die Scheidelinie ist. Die Zugehörigkeit zur eigenen 
Gruppe bzw. die projektive Aufladung von »Anderen« – seien dies Juden, 
Migranten, Muslime, Sinti und Roma oder Frauen und queere Menschen – 
legitimiert die Aggressionen. Allerdings ist diese Stimmung, die der orga-
nisierten extremen Rechten und neonazistischen Bewegungen Zustim-
mung und Unterstützung verschafft, nicht nur eine Bedrohung für die 
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Demokratie als politischem System. Mit der fehlenden Anerkennung des 
Gegenübers bedrohen diese Aggressionen auch die Grundlage der De-
mokratie. Das ihnen zugrundeliegende Bedürfnis ist jedoch nicht auf die 
extreme Rechte beschränkt, sondern bekommt von ihr nur einen mögli-
chen politischen Ausdruck: Im Extrem der neonazistischen Bewegung 
zeigt sich der gesellschaftliche Normalfall eines Bedürfnisses nach Grup-
penorientierung und kollektiver Zugehörigkeit. Kollektive Identitäten ha-
ben eine unheimliche Renaissance. Dabei ist die mit ihnen einhergehen-
de Unterscheidung von Fremd und Eigen der Vorbote der Bereitschaft 
zur Abwertung. Im Folgenden fassen wir die Ergebnisse zusammen, die 
aus unserer Sicht in diesem Jahr besonders hervorzuheben sind.

1. Deutlicher Anstieg der rechtsextremen Einstellung in Westdeutschland: 
Die Atmosphäre verändert sich

Elemente neo-nazistischer Ideologie treten seltener als geschlossenes Welt-
bild auf, aber die Veränderungen insbesondere im Westen zeigen eine at-
mosphärische Verschiebung an. So wünscht sich im Westen jeder Fünfte 
eine »starke Partei«, im Osten ist es jeder Sechste. Berücksichtigt man die 
latente Zustimmung, dann sehnen sich bundesweit 40 % der Menschen 
nach einer »Verkörperung der Volkgemeinschaft«. Da die Wünsche nach 
einem »Führer« und einer »nationalen Diktatur« nicht in gleicher Stärke 
geteilt werden, sind es nur rund 4 %, die allen drei Aussagen ausdrücklich 
zustimmen. Dennoch ist dies der höchste Wert seit 2016. 

Im Westen wird die Vorstellung, dass »wie in der Natur […] sich in der 
Gesellschaft immer der Stärkere durchsetzen« sollte, von jedem Zehnten 
geteilt, im Osten wird diese Ansicht nur von jedem Zwanzigsten vertre-
ten. Rund 3 % der Bundesbürger sind geschlossen sozialdarwinistisch ein-
gestellt. Das erscheint auf den ersten Blick nicht viel, doch ein ähnlicher 
Wert wurde zuletzt im Jahr 2018 erreicht. 

Dass man »Hitler heute als großen Staatsmann« ansehen würde, wenn 
es die Judenvernichtung nicht gegeben hätte, stimmen zwar im Westen 
mit 6,3 % etwas weniger Menschen zu als im Osten (7,8 %), aber die la-
tente Zustimmung (West: 15,6 %; Ost: 10,6 %) führt insgesamt zu deut-
lich höherer Zustimmung im Westen. Während gerade mal 1 % der Ost-
deutschen allen drei Aussagen der NS-Verharmlosung manifest zustimmt, 
sind es im Westen rund 2 %. 
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2. Ausländerfeindlichkeit und Chauvinismus:  
Der Ethnozentrismus bestimmt die Themen

Während die gesellschaftliche Verbreitung der Neo-NS-Ideologie allein 
als Spitze des Eisbergs zu verstehen ist, wird die Problemlage deutlicher, 
wenn wir die Ausländerfeindlichkeit und den Chauvinismus betrachten. 
In beiden Dimensionen des Ethnozentrismus zeigt sich eine sehr hohe 
Zustimmung bundesweit. 

In Westdeutschland wünscht sich jeder Dritte ausdrücklich den »Mut 
zu einem starken Nationalgefühl«, im Osten ist es jeder Vierte. Diese 
Unterschiede gleichen sich jedoch aus, wenn die latente Zustimmung ein-
bezogen wird, die im Osten deutlich höher ist (rund 37 %) als im Westen 
(27 %). In der Summe teilen nur 40 % der Deutschen diesen Wunsch 
nicht. 16 % der Westdeutschen und 10 % der Ostdeutschen haben ein ma-
nifestes chauvinistisches Weltbild, stimmen also allen Aussagen dieses In-
halts zu. 

Die Ausländerfeindlichkeit ist ebenso ein bundesweit geteiltes Ressen-
timent. Manifest sieht ein Drittel die Bundesrepublik durch »die vielen 
Ausländer überfremdet«, noch einmal rund ein Drittel kann der Aussage 
teilweise zustimmen. Im Westen teilen 2024 20 % eine geschlossene Aus-
länderfeindlichkeit, was gegenüber 13 % im Jahr 2022 einen deutlichen 
Anstieg bedeutet. Der leichte Rückgang von 33 % (2022) auf 32 % (2024) 
im Osten ist dagegen nicht relevant. Deutlich wird: Wie bereits im Osten 
droht nun auch im Westen die Ausländerfeindlichkeit zu einer hegemo-
nialen Weltsicht zu werden. Der Anteil der geschlossen Rechtsextremen, 
die allen 18 Aussagen unseres Rechtsextremismusfragebogens zustim-
men können, ist bundesweit auf rund 5 % gestiegen (2022: 3 %). 

3. Ausländerfeindlichkeit: In der öffentlichen Debatte scheinbar 
 mehrheitsfähig, aber nur von der Mehrheit der AfD-Wähler geteilt

In der gegenwärtigen Debatte versuchen CDU/CSU und SPD sowie die 
FDP, auf die Wahlergebnisse der extrem-rechten AfD in Thüringen und 
Sachsen mit einem Paradigmenwechsel in der Bundespolitik zu reagieren. 
Die Migrationspolitik soll restriktiver werden, wobei zur Begründung 
zentrale Motive rechtsextremer Rhetorik, wie Sozialstaatsmissbrauch und 
Überfremdung, übernommen werden. Dabei findet sich nur unter den 
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AfD-Wählern mit 61 % Zustimmung zu allen drei Aussagen in dieser 
 Dimension eine Mehrheit mit ausländerfeindlichem Weltbild. Die Zu-
stimmung in der Dimension Ausländerfeindlichkeit liegt unter Wählern 
von CDU/CSU, SPD, FDP sowie BSW bei gerade mal um die 20 %. Grü-
nen-Wähler können in der Breite diesen Aussagen nichts abgewinnen 
(rund 3 %) und unter den Wählern der Linkspartei sind es 12 %. Interes-
sant ist auch der Anteil derjenigen, die nicht wissen, welche Partei sie 
wählen wollen. Diese Unentschiedenen haben durchgängig ähnlich nied-
rige Werte wie die Wähler der Grünen und der Linkspartei. Es zeichnet 
sich hier ab, dass die liberalen Teile in der Wählerschaft von CDU/CSU, 
SPD und FDP ihren bisherigen Parteien den Rücken kehren könnten. 
Die AfD hat unter den Unentschiedenen keine Reserven mehr. Vielmehr 
zeigen sich gegenwärtig eher Menschen, die ausländerfeindlichen Ressen-
timents ablehnend gegenüberstehen, von den demokratischen Parteien 
enttäuscht. Dies verstärkt den Eindruck einer Orientierungslosigkeit bei 
gleichzeitig intensiver Krisenwahrnehmung und wird die Volatilität bei 
der Parteiwahl weiter erhöhen sowie zu wechselnden Mehrheiten und 
Parteikoalitionen in den Parlamenten führen.

4. Der Antisemitismus ist angestiegen und erhält Funktion  
als Brückenideologie

Auf den ersten Blick sind die Zustimmungswerte zum Antisemitismus 
nicht gleichermaßen hoch. Allerdings sind bundesweit 9 % der Auffas-
sung, der »Einfluss der Juden« sei zu hoch. Während es im Osten 5 % 
sind, findet diese Aussage jeder zehnte Westdeutsche ausdrücklich zu-
stimmungsfähig. Zurückgewiesen wird sie zudem in Ost und West nur 
von zwei Dritteln der Befragten. Allen drei Aussagen zum tradierten 
Antisemitismus kann im Westen jeder Zwanzigste zustimmen, was dort 
der höchste manifeste Wert seit 2014 ist. 

In Ost und West zeigt sich darüber hinaus ein massiver Anstieg des 
Antisemitismus bei weiteren Erscheinungsformen: Fast jeder vierte Be-
fragte stimmt der Aussage zu, die israelische Politik sei »genauso schlimm 
wie die Politik der Nazis«, 40 % sehen hinter Reparationsforderungen an 
Deutschland die Aktivitäten einer »Holocaust-Industrie von findigen An-
wälten«. Diese Zustimmung zu beiden Aussagen fällt mit 37,5 % bzw. 
46% im Osten höher aus. Ostdeutsche befürworten auch deutlich häufi-
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ger postkolonialen Antisemitismus, gerade einmal die Hälfte von ihnen 
lehnt die Aussage ab, dass der Nahostkonflikt ein Konflikt zwischen wei-
ßem Siedlerkolonialismus und unterdrückten Minderheiten sei, oder wi-
derspricht der Forderung, die Juden sollten Israel verlassen. Die Unter-
schiede zu Westdeutschland sind signifikant, aber auch im Westen finden 
wir sowohl zu antizionistischem als auch zu postkolonialem Antisemitis-
mus hohe Zustimmungswerte, etwa wenn jeder sechste der Ansicht zu-
stimmt, »ohne Israel würde Frieden in Nahost herrschen«. Wie deutlich 
die Ablehnung von Juden ist, offenbart die Ansicht, dass es nur dann Mei-
nungsfreiheit gebe, wenn man »offen über den Holocaust« reden könne. 
Jeder zweite Bundesdeutsche in Ost und West kann dem zustimmen. Män-
ner und junge Erwachsene im Westen sind überproportional häufiger anti-
semitisch eingestellt.

5. Ressentiments gegenüber Minderheiten bzw. »Anderen« in der 
 Bevölkerung sehr hoch: Antifeminismus im Osten  angestiegen, 
 Muslimfeindschaft und Antiziganismus im Westen;  Antiamerikanismus 
2024 genauso konsensfähig wie Antiziganismus, Muslimfeindschaft, 
Antifeminismus und Transfeindlichkeit

Aus der rechtsextremen Ideologie werden vor allem die ethnozentrischen 
Dimensionen von vielen Menschen in Deutschland geteilt. Es deutet sich 
an, dass kollektive Identitäten politisch entscheidend werden und die De-
mokratie bedrohen. Neben dem Antisemitismus als Ressentiment »sui 
generis« (eigener Art; vgl. Kap. 1 und 4) besteht in der Bevölkerung eine 
hohe Bereitschaft, entlang von Gruppenzugehörigkeiten autoritäre Wün-
sche zu befriedigen. Der Antiamerikanismus ist im Grunde mehrheitsfä-
hig, denn werten wir die latente Zustimmung mit, liegt dessen Akzeptanz 
bei über 50 %. Vollständig teilen die Ressentiments gegen die USA bzw. 
die US-Amerikaner jeweils um ein Drittel der Befragten, wobei diese Ab-
wertungsbereitschaft besonders im Osten anzutreffen ist. 

Antiziganismus und Muslimfeindschaft sind im Westen seit 2022 an-
gestiegen. Im Jahr unserer letzten Erhebung zeigten sich Westdeutsche 
nur zu einem Viertel bis einem Drittel bereit, Muslime abzuwerten. Heu-
te sind es knapp die Hälfte, während sich das Bild im Osten kaum verän-
dert hat. Ähnliches gilt auch für den Antiziganismus. In Ostdeutschland 
zeigt rund die Hälfte der Befragten ausdrücklich Ressentiments gegen 
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Sinti und Roma, indem sie ihnen beispielsweise zuschreibt, zur »Krimi-
nalität zu neigen«, und auch im Westen ist der Wert von 39 % auf rund 
47 % angestiegen.

Der Antifeminismus ist ebenfalls im Osten hoch und liegt teilweise 
über den Werten von 2022. Dass Frauen sich in der Politik »lächerlich« ma-
chen würden, bei zu weitgehenden Forderungen in die Schranken zu wei-
sen seien oder sexuelle Gewalt für ihren Vorteil übertreiben würden, ist 
ausdrücklich bei einem Drittel in Ostdeutschland zustimmungsfähig. Im 
Gegensatz zu 2022 ist der Anteil von einem Viertel auf ein Drittel gestie-
gen. Bei der Transfeindlichkeit ist das Bild verwandt, nur die Zustimmung 
sehr viel höher. Im Osten finden rund 60 %, dass »die Toleranz gegen-
über Transsexuellen übertrieben« sei, im Westen sind es mit rund 40 % 
deutlich weniger und dennoch ist es auch hier ein hohes Ergebnis. Selbst 
mit Beachtung der höheren Latenz von rund 28 % im Westen gegen-
über 20 % im Osten bleibt das Gesamtbild eines im Osten weiter verbrei-
teten Ressentiments gegen Transsexualität deutlich. 

6. Rückgang der Zufriedenheit mit der Verfassung und starke Unzufrieden-
heit mit der Alltagsdemokratie führen zu Fluchten ins Autoritäre

Auch wenn die »Idee der Demokratie« noch von 90 % der Bundesbürger 
gestützt wird: Es ist der niedrigste Wert seit 2006. Während die Zustim-
mung mit rund 95 % in Ostdeutschland immer noch hoch ist, sackt die 
Zustimmung zur Demokratie in Westdeutschland von 94 % auf 90 % ab. 
Dieser Rückgang wird konkreter, wenn wir die Zufriedenheit mit der Ver-
fassung betrachten, die mit einem Wert von knapp 78 % so niedrig liegt 
wie nie. Diesmal ist nicht allein die Stimmung im Westen ursächlich, viel-
mehr ist der Rückgang im Osten mit fast 10 % sogar noch deutlicher. Das 
ganze Ausmaß wird deutlich, wenn die Alltagsdemokratie bewertet wird. 
Auch hier ist der gesamtdeutsche Zufriedenheitswert so niedrig wie nie, 
wobei die Ostdeutschen so unzufrieden sind wie zuletzt 2006, während 
im Westen der Wert auf rund 46 % abfällt. 

Der beschriebene Rückgang in der Demokratiebefürwortung kann 
nicht allein in der politischen Deprivation begründet liegen, denn es zeigt 
sich, dass diese in Ost- und Westdeutschland sogar leicht zurückgegan-
gen ist. Dennoch ist es nicht irrelevant, dass sich weiterhin ein Drittel bis 
drei Viertel der Befragten politisch wirkungslos fühlen. Die Wahrneh-
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mung von Handlungsfähigkeit wird umso wichtiger, je eher Menschen 
gesellschaftliche Entwicklung als Bedrohung oder Herausforderungen 
erleben. Angesichts der veränderten Zukunftserwartungen und erwarte-
ten Herausforderungen führen die bereits länger bestehenden fehlenden 
Gestaltungsmöglichkeiten wahrscheinlich schneller zu einem Akzeptanz-
verlust des politischen Systems (vgl. Kap. 6). Hierzu passt auch, dass bei 
im Grunde gleichbleibend (schlechten) demokratischen Teilnahmerech-
ten in ostdeutschen Firmen die Empfindung der Wirkungslosigkeit bei 
ostdeutschen Beschäftigten massiv angestiegen ist. Der Verdacht liegt 
nahe, dass diese skizzierte Entwicklung ein Echo auf die Krisenwahr-
nehmung ist. Die meisten Bundesdeutschen berichten, dass sich ihr 
Blick auf die Zukunft in Anbetracht der gesellschaftlichen Herausforde-
rungen der letzten Jahre »sehr« bzw. »extrem« verändert hat. Welche 
Entwicklungen dabei mehr oder weniger im Vordergrund stehen, ist da-
bei in Ost- und Westdeutschland bis zu einem gewissen Grad unter-
schiedlich. Während in beiden Landesteilen die Folgen des Kriegs in der 
Ukraine eine große Rolle spielen, sehen die Westdeutschen ihren Blick 
auf die Zukunft stärker durch die Pandemie, die Ostdeutschen stärker 
durch Migration beeinflusst. Gerade im Westen zeigt sich die Mehrheit 
von den Herausforderungen beeinträchtigt (57 %), während es im Osten 
nur 37 % sind. 

Hier fügt sich ein, dass im Westen geringfügig häufiger als 2022 Ge-
walt als Mittel der Problemlösung gesucht wird, im Osten dagegen bei der 
Akzeptanz der Gewalt ein Anstieg zu verzeichnen ist. Die autoritären Ag-
gressionen verharren auf hohem Niveau: Wir treffen sie wie schon 2022 
bundesweit bei jedem Zweiten an (47,8%), aber im Osten sind sie mit 63 % 
noch deutlich weiter verbreitet. 

Während der Wunsch nach Autoritäten vergleichsweise wenig Echo 
findet, werden die Konventionen der eigenen Gruppe wiederum stark be-
tont. Man gewinnt den Eindruck, dass die Gruppenidentität weiterhin 
weniger über eine Führungsperson als über gemeinsame Weltsichten und 
einen äußeren Gegner (»Andere«) gewonnen wird. Die Welt wird in klare 
Ordnung gebracht, Indifferenz und Uneindeutigkeit werden vor dem 
Hintergrund der gesellschaftlichen Entwicklung nicht akzeptiert. Die 
Ambiguitätsintoleranz ist bundesweit ähnlich hoch wie der Sadomaso-
chismus, jedoch trifft man den Wunsch nach klaren Verhältnissen und 
autoritäre Aggressionen gegenwärtig eher im Osten an. 
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Eine besonders akzentuierte Spielart dieser schwarz-weißen Weltsicht 
ist die Verschwörungsmentalität, die zwar nicht mehr so hoch wie 2020, 
aber im Westen weiterhin häufiger anzutreffen ist. Auch der Aberglaube 
ist im Westen trotz eines leichten Anstiegs im Osten weiter verbreitet. 
Während also im Osten mit Ambiguitätsintoleranz und autoritärer Ag-
gression eher ein vom Sadomasochismus geprägtes autoritäres Syndrom 
zu beobachten ist, finden wir im Westen eher die fetischistische Flucht. 
Das esoterische Weltbild als möglicher Ausgang aus der bedrückten Rea-
lität in eine fantasierte »Einheit mit der Natur« ist im Westen häufiger an-
zutreffen, wohingegen Ostdeutsche häufiger ein instrumentelles Natur-
verhältnis haben. Beide Formen bedrohen aber die demokratischen 
Optionen für eine Bearbeitung der sozialen, ökologischen und ökonomi-
schen Herausforderungen. Da sie gleichermaßen kollektive Identität absi-
chern, braucht es zudem »Andere«, um mit ihnen die fortbestehende Un-
sicherheit und Aggressionen zu bearbeiten. 

7. Die Politik läuft Gefahr, die Flucht ins Autoritäre nicht nur zu 
 legimitieren, sondern auch selbst zu beschreiten

Die Herausforderungen der Gegenwart werden von vielen Menschen als 
einschneidend erlebt. Zu den massiven Veränderungen aufgrund von 
Krieg und Klimawandel gesellen sich die marode Infrastruktur von 
Schulen und öffentlichem Personenverkehr sowie eine schwächelnde Ge-
sundheitsversorgung und ein bröckelndes Sozialsystem. Die Antwort der 
extremen Rechten liegt in der autoritären Restitution, sie braucht hierfür 
»Andere« als Sündenböcke. Die vorschnelle Reaktion der bundesdeutschen 
Politik ist aber nicht nur ein Versuch, das Thema der Rechten zu einem 
Thema der Mitte zu machen. Darin zeigt sich auch der Versuch, die auto-
ritäre Flucht selbst anzutreten. Vor dem Hintergrund der Verantwortung 
für die Herausforderung verspricht die Übernahme der extrem-rechten 
Themen eine Krisenbearbeitung, die eine Bestandsaufnahme der Politik 
über die letzten Jahrzehnte unnötig macht. Damit gleichen sich die de-
mokratischen Parteien an die Krisenbewältigung der autoritären Agitato-
ren an und bestätigen nolens volens eine Diagnose, die der Sozialwissen-
schaftler Stuart Hall Anfang der 1980er Jahre angesichts der Reaktionen 
auf die neoliberale Wirtschaftspolitik der Regierung Thatcher in Groß-
britannien fand: Autoritärer Populismus ist eine Krisenbearbeitung des 
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Neoliberalismus (Hall, 1982). Mit demokratischen Aushandlungsprozessen 
hat er nichts zu tun.

8. Stärkung der Demokratie – Stärkung der Parlamente und der Bürger 

In den nächsten Kapiteln werden vertiefende Analysen vorgestellt. Be-
reits jetzt lässt sich feststellen, dass die Bundesrepublik vor einer unge-
wissen Entwicklung steht. Die Krisenwahrnehmung ist ausgeprägt und 
zum Charakter der Krise gehört die Erwartung eines grundlegenden 
Entscheidungsmoments. Das ist auch die von uns ermittelte Stimmung 
in der Bundesrepublik. Obwohl die Demokratie von vielen Bundesbür-
gern skeptisch betrachtet wird, ist derzeit nicht ausgemacht, dass auto-
ritäre oder extrem-rechte Lösungen in der Breite der Bevölkerung An-
klang finden. Es zeigt sich aber eine Neigung zum Eskapismus – ein 
Abschied von der Realität, wie er im Aberglauben, der Verschwörungs-
mentalität und der Esoterik zum Ausdruck kommt. Darüber hinaus fin-
det er seine Wege im instrumentellen Naturverhältnis und in den Res-
sentiments gegen »Andere«. Diese Entwicklung lässt sich weniger denn 
je auf West- oder Ostdeutschland beschränken und auch international 
zeigen sich ähnliche Fluchtlinien bei wechselnden Motiven des Ressen-
timents. 

Unter den Bürgern beider deutschen Landesteile finden sich gleichzei-
tig eine hohe Akzeptanz für das demokratische System sowie eine laten-
te Aufstandsbereitschaft gegen diese Herrschaftsform. Dabei wird die 
Aufstandsbereitschaft immer häufiger wahlentscheidend. Dies führt nicht 
nur zu einem Anstieg der Wahlerfolge extrem-rechter und neonazistischer 
Parteien, sondern außerdem zu einer hohen Wechselbereitschaft. Daraus 
folgt, dass sich die Bundesbürger auch an dieser Stelle auf unsichere Ver-
hältnisse einstellen müssen. 

Inwieweit dies zur weiteren Suche nach autoritärer Sicherheit und Ambi-
guitätsreduktion führt – und damit zu einem erstarken antidemokratischer 
Kräfte –, hängt nicht zuletzt von der politischen Performanz und der Resi-
lienz der Bürger ab. Beides kann nur abgesichert werden, wenn sowohl die 
Parlamente als auch die Bundesbürger in den Stand gesetzt werden, in Aus-
handlungsprozesse zu treten. Die Limitierung der psychischen und sozia-
len Verhandlungsräume durch behauptete fiskalische und politische »Alter-
na tiv losigkeit« führt auf  jeder Ebene zur Schwächung der Demokratie. 
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Die Politik einer Stärkung der parlamentarischen Vermittlungsorte und 
der Bürger wird die grundlegenden Widersprüche der Gesellschaft und 
die aus diesen erwachsenen Probleme nicht lösen. Aber sie kann ihre Fol-
gen lindern helfen.
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Einleitung 

Wie die gesellschaftlichen Verhältnisse individuelle Einstellungen prägen, 
gehört zu den klassischen Themen der empirischen Sozialforschung 
(  Jahoda et al., 1933; Lazarsfeld et al., 1944) und war auch in der frühen 
Autoritarismusforschung zentral. Da sich die Leute in einer zunehmend 
komplexer werdenden Welt in immer mehr sozialen Zusammenhängen 
bewegen, ist es aber gar nicht so leicht, diese Einflüsse zu bestimmen.1 In 
der Forschung der letzten Jahrzehnte wurden immer wieder verschiede-
ne sozioökonomische Einflussfaktoren und damit Erklärungsansätze für 
die Verbreitung rechtsextremer Einstellung untersucht (Fuchs, 2003; Rippl 
& Baier, 2005; Decker et al., 2010; Rippl & Seipel, 2018; Yoxon et al., 
2019). Dazu zählen beispielsweise steigende Ungleichheit, der Wandel der 
Arbeitswelt und Arbeitslosigkeit, sozialräumliche Kontextfaktoren, das 
Gefühl, »abgehängt« zu sein (oder abgehängt zu werden), objektive und 
subjektive (gefühlte) sowie gruppenbezogene und individuelle Depriva-
tion – der Fachbegriff für einen Mangel oder den Entzug von etwas Er-
wünschtem und das damit einhergehende Ohnmachtserleben. Während 
in der Forschung zwar ein Zusammenhang zwischen (erlebter) Ungleich-
heit und Rechtsextremismus weitgehend angenommen wird, bleibt die Sa-

1 Georg Simmel prägte hierfür das Bild von sozialen Kreisen (bestehend aus z. B. dem gut 
bezahlten Fabrikjob, dem katholischen Kirchenchor, dem Sportverein, der Gewerkschaft, 
dem Trachtenverein, der Rolle als Vater usw.), die in ausdifferenzierten Gesellschaften an 
Zahl zunehmen und sich schon deshalb immer stärker überschneiden (Simmel, 1890).
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che doch komplizierter und ein genauerer Blick ist auch für die Leip ziger 
Autoritarismus Studien lohnenswert. Wir untersuchen deshalb, inwie-
fern objektive individuelle Deprivation, erlebte Deprivation und sozial-
räumliche Deprivation mit rechtsextremen Einstellungen zusammen-
hängen. 

Den konkreten Anlass für dieses Kapitel bietet die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung der letzten Jahre: Angetrieben durch vielfältige 
Krisen – zuletzt vor allem durch die COVID-19-Pandemie samt der mit 
ihr verbundenen Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt und in den globa-
len Lieferketten sowie durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukra-
ine und die in dessen Folge gestiegene Inflation (Charalampakis et al., 
2022; Brülle & Spannagel, 2023; Dauderstädt, 2023) – ist die soziale Un-
gleichheit in Deutschland und weltweit spürbar angestiegen. Von diesen 
Entwicklungen sind aber nicht alle in gleichem Maße betroffen: Die 
 Inflation trifft Menschen mit niedrigen Einkommen stärker, während ver-
teuerte Lebensmittel und Energiekosten bei Menschen mit hohem Ein-
kommen weniger ins Kontor schlagen. Außerdem gibt es regionale Unter-
schiede: So konnte die Stadt Mainz durch die Erfolge des ansässigen 
Impfstoffherstellers Biontech im Zuge der Pandemie einen sprunghaften 
Anstieg der Wirtschaftskraft verzeichnen, während andere Kreise Ein-
bußen hinnehmen mussten. Derlei Veränderungen sind aber keinesfalls 
nur anhand von objektiven Statistiken nachweisbar. Auch das Problem-
bewusstsein der Menschen hat sich in den letzten Jahren erhöht – teilwei-
se auch unabhängig vom Einkommen und sozialer Lage.2 

Soziale Ungleichheit als Stressfaktor für die Demokratie

Für die Pandemie zeigen Jan Brülle und Dorothee Spannagel auf, dass 
die Armutsquote in Deutschland zwischen 2010 und 2022 von 14,5 % auf  
16,7 % anstieg (Brülle & Spannagel, 2023, S. 8). Geringe Einkommen 
waren in dieser Zeit stärker unter Druck, weil Einkommensausfälle hier 
seltener durch Kurzarbeitergeld und Aufstockungen durch den Arbeit-

2 Die Forschung zu Bedrohungserleben zeigt, dass die subjektive Bewertung aus einem Zu-
sammenspiel aus individuellen Dispositionen und objektiven Faktoren resultiert (Russo et 
al., 2020). Ob eine bestimmte gesellschaftliche Situation von den Menschen als Krise be-
wertet wird, ist jedenfalls eine empirische Frage (Kiess, 2019; Kiess et al., 2023). 



103

3. Soziale Ungleichheit, Deprivation,  sozialräumlicher Kontext

geber aufgefangen wurden. Auch Selbstständige und Menschen in atypi-
scher  Beschäftigung (etwa geringer Stundenumfang) waren stärker be-
troffen. (Einkommensbedingte) Unterschiede zeigten sich auch hinsicht-
lich von Krankheitsrisiken, der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Home-Schooling sowie in Bezug auf Ohnmachtsgefühle (ebd., S. 17f.). 
Hier waren Frauen in ihrem allgemeinen Wohlbefinden nochmals stärker 
betroffen (Zoch et al., 2022) und auch die Belastungen durch Schul- und 
Kitaschließungen wurden hauptsächlich von Frauen getragen (Zoch et 
al., 2021). Die vor allem durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukra-
ine angeheizte Inflation führte ab dem Jahr 2022 zu einem merklichen 
Anstieg der Energie- und Lebensmittelpreise, was einkommensschwä-
chere Haushalte bis heute überproportional belastet: Die Inflation ist für 
Geringverdienende real höher als für Gutverdienende (Charalampakis et 
al., 2022; Dullien & Tober, 2023; Eichhorst & Rinne, 2023). 

Allerdings verstärken die jüngsten Krisen eher bereits bestehende 
Trends. So zeigte der französische Wirtschaftswissenschaftler Thomas 
Piketty bereits vor Jahren auf, dass die Verteilung des gesellschaftlichen 
Wohlstands seit den 1970er Jahren in der Tendenz ungleicher geworden 
ist (Atkinson & Piketty, 2007, 2010; Piketty, 2015b, 2015a; Alvaredo et al., 
2017; Chancel et al., 2022; für Deutschland auch: Albers et al., 2020). Die 
politische Ökonomie sieht die Ursachen vor allem in Deregulierungs- 
und Liberalisierungsprogrammen (Chancel et al., 2022, S. 5). Wenn der in 
Summe weiter zunehmende Wohlstand immer weniger staatlich umver-
teilt wird – in Deutschland wird zum Beispiel seit 1997 keine Vermögens-
steuer mehr erhoben –, wachsen Piketty (2015a) zufolge die Vermögen 
und Einkommen der oberen Gesellschaftsschicht stärker. Ein Grund da-
für ist, dass Bezieher hoher Einkommen oft besser in der Lage sind, Ge-
haltssteigerungen durchzusetzen, wobei aber die relative Höhe dieser 
Einkommen nicht einer entsprechend hohen Produktivität im Vergleich 
zu Niedriglohnjobs entspricht. Zudem wachsen Kapitaleinkommen im 
kapitalistischen Wirtschaftssystem tendenziell stärker als die Gesamtwirt-
schaft. Menschen, die zumindest einen Teil ihres Einkommens auf dem 
Kapitalmarkt erzielen, können so auch schneller (weiteres) Vermögen auf-
bauen. Hinzu kommt, dass Vermögen vererbt und aufgrund unzureichen-
der Besteuerung in der wohlhabenden Oberschicht akkumuliert wird 
(Baresel et al., 2021). 

Der Nobelpreisträger Joseph Stiglitz, selbst Verfechter einer liberalen 
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Marktwirtschaft, wies im Nachgang der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2007/2008 darauf hin, dass die zunehmende Ungleichheit auch direkte 
politische Konsequenzen hat (Stiglitz, 2013). Einerseits nehmen große 
Unternehmen zu ihren Gunsten Einfluss auf Wettbewerbsregeln, was die 
effiziente Ressourcenallokation im Wirtschaftssystem verhindern und zu 
Monopolbildung führen kann. Andererseits dominieren sie auch die poli-
tische Sphäre so sehr, dass andere Interessen chancenlos bleiben und so-
mit das politische System insgesamt an Legitimität einbüßt. Grundsätzlich 
wird die Frage der Handlungsfähigkeit des Staates in Zeiten von Globali-
sierung und Krise in der Politikwissenschaft und öffentlichen Debatte 
seit Jahrzehnten immer wieder diskutiert. Tatsächlich sank in der Pande-
mie der Vermögensanteil öffentlicher Institutionen, da sich Staaten im 
privaten Sektor Geld liehen (Chancel et al., 2022, S. 9). Während also die 
Volkswirtschaften wachsen und der Wohlstand insgesamt ansteigt, profi-
tieren davon immer weniger Menschen – nicht zuletzt, weil die Regierun-
gen (sozialpolitischen) Handlungsspielraum einbüßen. 

Festzuhalten ist, dass die soziale Ungleichheit ansteigt und dass dies 
politisch, ökonomisch und sozial folgenreich ist. Aber hat das auch Aus-
wirkungen auf die (politischen) Einstellungen der Menschen? Zunächst 
sagt die tatsächliche Ungleichheit in einem Land nicht unbedingt etwas 
über die wahrgenommene Ungleichheit und (unter anderem deshalb) auch 
nichts über Umverteilungspräferenzen in der Bevölkerung aus (Trump, 
2023). Auch die objektive individuelle Lage ist in der »demobilisierten Klas-
sengesellschaft« (Dörre, 2021) kaum mit politischen Einstellungen ver-
bunden: »Der Kampf der Klassen« – so Steffen Mau, Thomas Lux und Li-
nus Westheuser – werde »von einer Konkurrenz der Statusgruppen und einem 
Wettbewerb der Individuen überlagert« (Mau et al., 2023, S. 73, Hervorhebung 
im Original). In der Leipziger Autoritarismus Studie 2022 beobachteten 
wir, dass eine stärkere Wahrnehmung von Oben-Unten-Konflikten zwar 
mit einer höheren Wahrnehmung von Ungerechtigkeit einherging, aller-
dings nicht mit (weniger) marktliberalen Positionen (Kiess et al., 2022a, 
S. 281). Insbesondere die »Meritokratieerzählung erlaubt es, Erfolg und 
Anstrengung weitgehend gleichzusetzen und soziale Ungleichheiten als 
gerechtfertigt zu beschreiben« (Mau et al., 2023, S. 85). Wer viel hat, so 
die Annahme gerade auch unter Produktionsarbeiterinnen und -arbeitern 
sowie Geringgebildeten in der selbst erklärten »Leistungsgesellschaft« 
(Offe, 1977), wird auch etwas dafür getan haben (Mau et al., 2023, S. 87). 
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Ungleiche Voraussetzungen und Hindernisse auf dem Weg dahin – zum 
Beispiel aufgrund des Bildungshintergrunds der Eltern (Kiess, 2021a) 
oder von Vermögen, Migrationserfahrung oder Diskriminierung – gera-
ten in den Hintergrund (klassisch dazu: Bourdieu, 1987). 

Und dennoch zeigen sich auch immer wieder Zusammenhänge zwi-
schen der Ausprägung politischer Einstellungen einerseits und objektiv 
vorhandenen Ungleichheiten (z. B. in Form von Bildung, Einkommen 
und anderen soziostrukturellen Merkmalen) sowie subjektiven Gefüh-
len (man bekäme nicht seinen gerechten Anteil, sei abgehängt etc.) ande-
rerseits. Auch sozialräumliche Faktoren können diese mitbedingen (Hel-
ler et al., 2022; Dilling et al., 2024a). (Objektive) Ungleichheit hat wiede-
rum demokratietheoretische und -praktische Implikationen. Erstens ist 
das Gleichheitsversprechen der Demokratie verletzt, wenn Beteiligungs-
chancen strukturell vom sozialen Status der Bürgerinnen und Bürger 
 abhängen. Ob sich Menschen politisch engagieren, hängt vom Bildungs-
status (Kiess, 2021a) und den weiteren sozialen und finanziellen Voraus-
setzungen ab (Schäfer, 2014). Ungleichheit führt damit zweitens zu einer 
ungleichen Repräsentation, die Politik richtet sich systematisch an den 
Interessen der Wohlhabenderen und Höhergebildeten aus (Elsässer, 2018; 
Elsässer et al., 2017), vor allem, weil diese sich besser Gehör verschaffen 
können (Traber et al., 2022). Aus diesem Zusammenhang ergibt sich eine 
weitere Verschärfung sozialer Ungleichheit und eine verstärkte Abkopp-
lung bereits politikferner Milieus. Schließlich, und darauf werden wir 
gleich detaillierter eingehen, hängen sozialstrukturelle Nachteile syste-
matisch mit niedrigerem politischem Vertrauen, antidemokratischer bis 
hin zu rechtsextremer Einstellung und der Wahl antidemokratischer Partei-
en zusammen. 

Individuelle und sozialräumliche Faktoren:  
Ein Literaturüberblick

In der Forschungsliteratur werden eine Vielzahl möglicher Einflussfakto-
ren und damit verbundene Hypothesen zum Zusammenhang von sozia-
ler Ungleichheit und politischen Einstellungen diskutiert. Zu unterschei-
den sind objektive individuelle Faktoren (Einkommen, Bildung, Geschlecht, 
Alter usw.), subjektive Faktoren (z. B. wahrgenommene Deprivation, Selbst-
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verortung, weitere Einstellungen wie Gerechtigkeitsnormen) sowie sozial-
räumliche Faktoren (Wirtschaftsleistung, Ungleichheit der Einkommens-
verteilung, Arbeitslosigkeit, Bevölkerungswachstum usw. im Land, im 
Kreis oder in der Gemeinde). 

Individuelles (Haushalts-)Einkommen beeinflusst die alltäglichen Er-
fahrungen und Möglichkeiten der Menschen, da Geld Gestaltungsräume 
öffnen kann. Allerdings ist der Zusammenhang zu politischen Einstel-
lungen komplex: Beispielsweise zeigt sich häufig ein einfacher Zusammen-
hang zwischen Einkommen und politischer Einstellung (siehe Kap. 2), 
berücksichtigt man allerdings andere Faktoren, wie z. B. Formen subjek-
tiver Deprivationserfahrungen, dann wird dieser Einfluss meist »auspar-
tialisiert« oder »bereinigt«. Das bedeutet, dass nicht das Einkommen 
selbst Einfluss auf bestimmte politische Einstellungen hat, sondern Fak-
toren, mit denen wiederum das Einkommen zusammenhängt. So zeigt 
sich in den Leipziger Autoritarismus Studien immer wieder, dass das Ein-
kommen keinen signifikanten Einfluss auf  autoritäre Grunddispositionen 
(Heller et al., 2022, S. 175; Dilling et al., 2024a, S. 191), die Demokratie-
akzeptanz (Kiess & Schmidt, 2020, S. 139; Pickel et al., 2020, S. 109) oder 
rechtsextreme Einstellungen (Decker et al., 2010, S. 118) hat, wenn ande-
re Faktoren mitberücksichtigt werden. 

Bildung hingegen zeigt sich sowohl in allen unseren Auswertungen als 
auch in der weiteren Literatur als relevanter Faktor: Bildungsungleichhei-
ten führen zu einem Verlust politischen Vertrauens sowie des sozialen Zu-
sammenhalts (Green et al., 2007) und verschärfen politische Ungleichheit 
(Kiess, 2021a). In der Literatur wird auch von einer (sich verschärfenden) 
politischen Polarisierung entlang der Unterscheidung höherer und nied-
rigerer Bildung gesprochen (Bovens & Wille, 2017; Kuhn et al., 2016), in 
den USA zugespitzt als »diploma divide« (Levitz, 2022). 

Allerdings finden sich autoritäre Einstellungen und die Unterstützung 
für autoritär-populistische Politikangebote durchaus auch unter akade-
misch Gebildeten, die dies mit marktradikalen Positionen verbinden (Ro-
bertson & Nestore, 2022). Neben der »objektiven« Bildung werden hier 
das Verhältnis zur Moderne (Decker & Kiess, 2013; Götz, 1997) und der 
Berufsstatus relevant sowie, damit verbunden, die individuelle Wahrneh-
mung, wie sehr man sich der ständig wandelnden modernen Welt ausge-
liefert sieht (Kiess et al., 2017). Umgekehrt zeigen sich das Erlernen von 
Demokratie und damit bestimmte Bildungsinhalte, die unabhängig vom 
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formalen Bildungsstatus sind, als relevant für politische Einstellungen 
(Kiess, 2022). Geschlecht und Alter werden häufig zwar nur als Kontroll-
variablen eingesetzt, allerdings zeigen sich bei autoritären Einstellungen 
durchaus sozialisationsbedingte Unterschiede zulasten von Älteren und 
Männern (Heller et al., 2022; Dilling et al., 2024a), während sie für rechts-
extreme Einstellung weniger wichtig sind (siehe Kap. 2).

Ein wichtiger Befund (nicht nur) der Leipziger Autoritarismus Stu-
dien ist die im Vergleich zum objektiven Einkommen deutlich wichtigere 
subjektive Einschätzung der politischen und wirtschaftlichen Lage sowie 
der politischen Gestaltungsmöglichkeiten. Für die politische Depriva-
tion, also das Gefühl, keinen Einfluss auf die Politik zu haben und von 
dieser übergangen zu werden, ist zu vermuten, dass dies auch mit einer 
Entfremdung von der Demokratie einhergeht und sich so eine stärker 
ausgeprägte rechtsextreme Einstellung erklären lässt (Decker et al., 2023). 
Bezüglich der wirtschaftlichen Lage zeigen unsere Untersuchungen, aber 
auch die Studien anderer immer wieder, dass nicht die schlecht einge-
schätzte eigene, sondern die wirtschaftliche Lage Deutschlands bzw. des 
Kollektivs entscheidend ist. Der Ressentiment-These von Koen Abts und 
Julius Maximilian Rogenhofer (2024) zufolge führen eine als bedroht 
empfundene Gruppenposition (verstanden als Ergebnis einer ungerech-
ten Gesellschaft) sowie das Gefühl, dieser Situation machtlos ausgeliefert 
zu sein, zu Groll und damit zur Empfänglichkeit für rechtspopulistische 
Haltungen. Oliver Decker beschrieb die Identifikation mit der kollekti-
ven wirtschaftlichen Lage, die für die eigene Ungleichheits- und Ohn-
machtserfahrungen entschädigt, als narzisstische Plombe, deren Kitt brü-
chig wird, wenn die Wirtschaft als schwach wahrgenommen wird (Decker 
et al., 2013, 2015). 

In den Grafiken 1 und 2 haben wir den Zeitverlauf  solcher subjektiven 
Deprivationserfahrungen dargestellt. Wir erfassen seit 2006 (mit Ausnah-
me des Jahres 2008) sowohl die Wahrnehmung der eigenen wirtschaftli-
chen Lage als auch die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Lage Deutsch-
lands. Deutlich wird zunächst, dass vor und kurz nach der Weltwirtschafts-
krise (2006 und 2010) etwa 18 % der Befragten ihre eigene wirtschaftliche 
Lage als »schlecht« oder »sehr schlecht« einschätzten. Während die Ver-
breitung dieser Einschätzung in den Folgejahren zunächst leicht zurück-
ging, nimmt sie 2024 wieder deutlich zu und übertrifft mit 21,6 % sogar 
das Niveau von 2006 und 2010. 
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In Grafik 2 stellen wir die subjektive Einschätzung der wirtschaftlichen 
Lage Deutschlands durch die Befragten im Zeitverlauf dar. Zunächst 
ist zu beobachten, dass die negative Einschätzung der Wirtschaftslage 
Deutschlands und die Einschätzung der eigenen Wirtschaftslage deutlich 
auseinanderfallen – die Lage Deutschlands wird deutlich schlechter ein-
geschätzt und die Veränderungen dieser Einschätzung sind auch gravie-
render. 2010 – als sich die Weltwirtschaftskrise bereits in eine »Staatsschul-
denkrise« weiterentwickelte (Kiess, 2019) – schätzten knapp 40 % der 
Menschen die Wirtschaftslage in Deutschland als »schlecht« oder »sehr 
schlecht« ein. Mit den sehr guten wirtschaftlichen Wachstumszahlen der 
Folgejahre verbesserte sich ab 2012 auch die Wahrnehmung der Befrag-
ten und die negative Beurteilung der Lage sank bis 2018 auf  8,4 % (im Os-
ten sogar noch niedriger). Mit Beginn der COVID-19-Pandemie 2020 stieg 
die negative Einschätzung jedoch wieder auf 29,2 %, fiel in Ostdeutsch-
land im Jahr 2022 auf 12 % und liegt im Jahr 2024 mit bundesweit 39,8 % 
wieder auf einem Niveau ähnlich dem während der Weltwirtschaftskrise. 
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Grafik 1: Zeitverlauf der Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage heute 
als »schlecht« oder »sehr schlecht«

Nicht abgebildet sind die Antwortmöglichkeiten »sehr gut«, »gut«, »teils gut/teils schlecht« sowie 
»weiß nicht«, wobei letztgenannte Antwort nur in wenigen Jahren von mehr als 1 % der Befragten 
gewählt wurde (2024 = 0,9 %). 
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Wie wir weiter oben berichten, hängt die subjektive Einschätzung der 
Wirtschaftslage nicht unmittelbar mit der objektiven Situation zusammen. 
Jedoch sind beide auf  komplexe Weise miteinander verknüpft. Wir konn-
ten kürzlich zeigen, dass kollektive Deprivation besonders in Gebieten 
mit hohem durchschnittlichen Haushaltseinkommen mit autoritären Ein-
stellungen (wie etwa dem aggressiven »Tritt nach unten« oder auch die 
Bereitschaft, sich »starken Führungspersonen« zu unterwerfen) zusam-
menhängt – ein Befund, den wir als Abstiegsangst interpretierten (Heller 
et al., 2022; Dilling et al., 2024a). Dazu passt, dass die wirtschaftliche De-
privation die Wirkung einer zusätzlich vorhandenen autoritären Disposi-
tion auf rechtsextreme Einstellungen noch verstärkt (Yoxon et al., 2019; 
Kiess et al., 2022b). 

Kontextvariablen werden in der Einstellungsforschung nicht oft be-
rücksichtigt, in der Wahlforschung hingegen kommen sie inzwischen sehr 
häufig zum Einsatz. Besonders das Abschneiden extrem rechter Parteien 
hängt auf Regionalebene mit Faktoren wie Alterung, Abwanderung und 
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Grafik 2: Zeitverlauf der Einschätzung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage heu-
te als »schlecht« oder »sehr schlecht« 

Nicht abgebildet sind die Antwortmöglichkeiten »sehr gut«, »gut«, »teils gut/teils schlecht« sowie 
»weiß nicht«, wobei letztgenannte Antwort nur in wenigen Jahren von mehr als 1 % gewählt wurde 
(2024 = 1 %).
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wirtschaftlicher Benachteiligung zusammen, da in solchen Regionen auch 
eine geringere Zufriedenheit mit der Demokratie vorzufinden ist (Franz 
et al., 2018; Meisner, 2019; Brachert et al., 2020; Best & Salheiser, 2022). 
Einkommensungleichheit in einem Land führt vor allem bei Menschen 
mit höherem subjektiven sozialen Status und geringeren Einkommen zu 
einer höheren Wahrscheinlichkeit, extrem rechte Parteien zu wählen (Eng-
ler & Weisstanner, 2021). Unzufriedenheit und damit Empfänglichkeit 
für antidemokratische Politikangebote wird von einem niedrigen Bil-
dungsdurchschnitt, schlechten Arbeitsmarktdaten und einer hohen (his-
torischen) Abhängigkeit vom produzierenden Gewerbe getrieben (Dijks-
tra et al., 2020, S. 751). Auch eine hohe Arbeitslosenquote und geringere 
Anteile an Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft sowie an Men-
schen mit höherer Bildung in einem Kreis erhöhen die Wahlchancen der 
AfD (Giebler & Regel, 2017). 

Andere Untersuchungen betonen die Relevanz (fehlender) grundlegen-
der Infrastruktur – z. B. die Schließung von Schulen und Krankenhäu-
sern – für die Wahl extrem rechter Parteien (Diermeier, 2020; Nyholt, 
2023). Zeigen lässt sich über lange Zeiträume und viele Länder hinweg, 
dass Sparpolitik die politischen Kosten wirtschaftlicher Abschwünge er-
höht, da in den betroffenen Regionen das Vertrauen in die Politik und de-
mokratische Parteien sinkt und höhere Wahlergebnisse für extrem rechte 
Parteien wahrscheinlicher werden (Gabriel et al., 2022; Hübscher et al., 
2023; Cremaschi et al., 2024). Eine weitere Studie argumentiert, »dass die 
demografische Entwicklung in den weniger verdichteten Räumen auch 
ein Gefühl der Perspektivlosigkeit mit sich bringt, wodurch Vertrauen in 
etablierte Parteien zu erodieren droht« (Franz et al., 2018, S. 136). Von zu-
nehmender Benachteiligung berichten eher Menschen in kleineren Ge-
meinden. Salomo (2019) konnte zeigen, dass durch einen Männerüber-
hang in einer Region das Gefühl induziert wird, bei der Partnerwahl de-
mografisch abgehängt zu sein. Dieses Gefühl äußere sich in der Folge in 
ethnozentrischen Einstellungen, Unzufriedenheit mit der Demokratie 
(ebd.) und wirkt sich auf autoritäre Einstellungen aus (Heller et al., 2022; 
Dilling et al., 2024a). Von solch demografischer Homogenität sind vor al-
lem ländliche ostdeutsche Regionen betroffen. Zu den Strukturfaktoren 
treten häufig lokale politische und (raum-)kulturelle Milieus und Traditio-
nen. Verschiedene Arbeiten haben gezeigt, dass die AfD dort besonders 
erfolgreich ist, wo früher schon die NPD (Richter & Bösch, 2017; Dilling 
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et al., 2024b) oder noch früher die NSDAP erfolgreich waren (Cremaschi 
et al., 2024). 

Zusammengefasst: Faktoren, die mit der Wahrnehmung von Gesell-
schaft und der eigenen Position in dieser eng verbunden sind, können 
 sowohl auf  individueller als auch auf  Kreisebene die Disposition zu rechts-
extremen Einstellungen beeinflussen. Dazu zählen insbesondere die sub-
jektive Wahrnehmung der wirtschaftlichen Lage und die über Bildung ver-
mittelte Verortung in der Gesellschaft, aber auch die sozialräumliche Er-
fahrungswelt. Mithilfe von Mehrebenenmodellen wollen wir im Folgenden 
prüfen, inwiefern (1) individuelle objektive Deprivation wie geringes Ein-
kommen, geringe Bildung und Berufsstatus, (2) subjektiv wahrgenommene 
kollektive und individuelle Deprivation und die wahrgenommene politische 
Wirksamkeit sowie (3) sozialräumliche Deprivation und Ungleichheit mit 
rechtsextremen Einstellungen zusammenhängen. 

Methodisches Vorgehen und Ergebnisse

Stichprobe und Vorgehen

Die Relevanz von individuellen Faktoren und Kontextfaktoren überprüf-
ten wir mithilfe (hierarchischer) Mehrebenenmodelle und berücksichtig-
ten so die Tatsache, dass sich Gruppen von Personen systematisch auf-
grund regionaler Differenzen unterscheiden können. Wir analysierten die 
Ebene der Kreise und kreisfreien Städte, da diese noch ausreichend durch 
unsere Befragten abgedeckt ist.3 Indikatoren auf der Kreisebene wurden 

3 Von den insgesamt 400 deutschen Kreisen und kreisfreien Städten wurden 193 von unse-
ren Befragten abgedeckt, nachdem wir die Kreise mit weniger als fünf Befragten ausge-
schlossen hatten. Darüber hinaus schlossen wir Berlin aus technischen Gründen aus, da 
keine getrennte Zuordnung der Variablen der Kontextebene zu Ost- und Westdeutsch-
land möglich ist. Die kreisfreie Stadt Berlin würde eine doppelte Zuordnung erhalten, was 
die Ergebnisse der Mehrebenenanalyse hinsichtlich der Ost-West-Variable auf der Indivi-
dualebene verzerren würde. Damit reduziert sich die Zahl belegter Kreise auf 192. Darü-
ber hinaus haben wir einen listenweisen Fallausschluss bei fehlenden Informationen der 
von uns betrachteten Individualvariablen durchgeführt. Da die fehlenden Werte für jeden 
einzelnen Indikator nicht mehr als 5 % betragen, gehen wir davon aus, dass dieses Vorge-
hen unsere Ergebnisse nicht verzerrt hat (Schafer & Graham, 2002). Diese Schritte redu-
zierte die vorliegende Stichprobe auf N = 2.142 Personen.
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über die amtlichen Gemeindeschlüssel mit der Stichprobe der Leipziger Auto-
ritarismus Studie verknüpft. Unsere Variablenauswahl war einerseits theo-
riegeleitet, andererseits kombinierten wir sie auch mit einem datenge-
leiteten Ansatz, sodass wir Variablen ausschlossen, die eine zu starke 
Varianzinflation verursachten, d. h. zu stark mit anderen Variablen korre-
lierten, um eine verlässliche Schätzung sicherzustellen.4 

Mittels des Intra-Klassen-Koeffizienten (ICC) überprüften wir zu-
nächst, ob sich Personen, die im selben Kreis bzw. in derselben kreisfrei-
en Stadt leben, hinsichtlich der Verteilung rechtsextremer Einstellungen 
ähnlicher sind als Personen, die nicht im selben Kreis bzw. in derselben 
kreisfreien Stadt leben. In diesem »Nullmodell« ohne weitere Variablen 
liegt der ICC für die Gesamtskala rechtsextreme Einstellung bei .33 und 
variiert in den Subdimensionen zwischen .26 (Befürwortung einer rechts-
autoritären Diktatur) und .42 (Antisemitismus). Das verweist einerseits 
auf  eine deutliche regionale Varianz rechtsextremer Einstellung. Anderer-
seits ist die Verwendung von Mehrebenenmodellen sogar angezeigt (Mut-
hén, 1994; Lai & Kwok, 2015; Hox et al., 2017), denn es lassen sich für die 
Gesamtskala 33 % der Unterschiede zwischen den Befragten hinsichtlich 
ihrer Offenheit gegenüber extrem rechter Ideologie auf die Kreiszugehö-
rigkeit zurückführen. 

Im nächsten Schritt fügten wir die Variablen auf  der individuellen Ebe-
ne hinzu (Modell 2), im dritten Schritt dann die Variablen auf der Kreis-
ebene (Modell 3). Anschließend verglichen wir die Modelle mithilfe eines 
Likelihood-Ratio-Chi-Quadrat-Tests (χ²). Dieser gibt Auskunft darüber, 
ob die zunehmend komplexer werdenden Modelle die vorliegenden Daten 
auch immer besser beschreiben können.5 Mit der Steigerung der Komple-
xität von Modell 2 auf Modell 3 ergab sich allerdings – bis auf die Aus-
nahme der Subdimension Ausländerfeindlichkeit – keine Verbesserung 

4 Als Indikator für die Vermögensverteilung wollten wir ursprünglich auch den Prozent-
satz der Wohnungen, die vom Eigentümer bewohnt werden, sowie die Fünf-Jahres-Ent-
wicklung der absoluten wirtschaftlichen Ungleichheit berücksichtigen. Aufgrund zu ho-
her Multikollinearität mit den anderen Prädiktoren hätte dies zu einer starken Verzerrung 
der Ergebnisse führen können (Aiken et al., 1991). In unserer finalen Analyse lag der 
höchste Varianzinflationsfaktor (VIF) unter 10 und damit im akzeptablen Bereich. 

5 Zur Bewertung der Modellanpassung zogen wir außerdem zwei weitere Werte heran: die 
erklärte Varianz durch die Prädiktoren im Modell (marginales R²) sowie durch Prädiktoren 
und Kreiszugehörigkeit (konditionales R²) (Hox et al., 2017).
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mehr. In einem Zwischenschritt, in dem wir lediglich den Effekt jeder 
einzelnen der Kontextvariablen testeten, ergaben sich zwar sehr wohl Zu-
sammenhänge, diese verschwanden jedoch unter Berücksichtigung ande-
rer Variablen auf der Individual- oder Kontextebene. Wir gehen auf die-
ses überraschende Ergebnis, die verwendeten Indikatoren und mögliche 
künftige Forschungsperspektiven weiter unten genauer ein. 

Individualebene

Zunächst betrachten wir aber unser Modell 2 (siehe Tab. 1) für die Ge-
samtskala rechtsextreme Einstellung sowie die Subdimensionen. Hier in-
teressieren uns vor allem zwei Gruppen von Variablen, nämlich einerseits 
objektive Faktoren der Ungleichheit und andererseits subjektive Wahrneh-
mungen. Außerdem nehmen wir die Autoritarismus-Kurzskala von Beier-
lein et al. (2014) bestehend aus den drei Subdimensionen des Sadomaso-
chismus (vgl. Decker et al., 2020) als Summenwert als Kontrollvariable6 
auf. Wie auch in früheren Untersuchungen zeigt sich ein eindeutiger Zu-
sammenhang zwischen Autoritarismus und rechtsextremer Einstellung 
(erste Zeile in Tab. 1). Der Koeffizient ist über alle Subdimensionen hin-
weg signifikant. 

Zu den objektiven Variablen, die auch Ungleichheit erfassen (können), 
 gehören zunächst soziodemografische Faktoren wie Alter (metrisch7), 
Geschlecht (binär, Referenz8: männlich), Wohnort Ost/West (binär, Refe-
renz: West) und Staatsangehörigkeit (binär, Referenz: deutsch). Während 
in der bivariaten Analyse ein positiver Zusammenhang zwischen Alter 

6 Zahlreiche Studien belegen den Zusammenhang dieser drei Autoritarismusdimensionen 
mit politischen Einstellungen. Wir sind daher nicht weniger am Zusammenhang selbst in-
teressiert, sondern interessieren uns vielmehr dafür, ob die Ungleichheitsvariablen auch 
unter Einbeziehung dieses wichtigen Faktors relevant bleiben. Der verwendete Index be-
ruht auf neun Items, je drei für die Subdimensionen der autoritären Aggression, der auto-
ritären Unterwerfung sowie des Konventionalismus.

7 Alle metrischen Variablen auf Individual- und Kontextebene sind am jeweiligen Gesamt-
mittelwert zentriert (grand mean centering).

8 Bei nicht-metrischen Variablen, die mehrere Stufen oder Ausprägungen haben, ist es nö-
tig, eine der Kategorien als Referenz zu setzen, um die jeweils anderen Kategorien mit die-
ser Referenzkategorie vergleichen und so Effektstärken angeben zu können. Dabei wird 
die Referenzkategorie selbst nicht geschätzt, die verbleibenden Kategorien können dann 
als Abweichungen von der Referenz interpretiert werden.
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Tabelle 1: Einfluss der Individualvariablen im Multilevelmodell (unter Berücksichti-
gung der Kreiszugehörigkeit)
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Autoritarismus 1.01*** 0.17*** 0.22*** 0.20*** 0.13*** 0.16*** 0.12***

Alter -0.04** -0.01*** -0.00 0.01 -0.00 -0.01*** -0.01***

Geschlecht [Ref: männl.] -1.98*** -0.33*** -0.39*** -0.41*** -0.35*** -0.19* -0.32***

Wohnort [Ref.: West] -0.51 0.10 -0.54 1.04*** -0.04 -0.55* -0.52*

Staatsang. [Ref: Deutsch] -3.20** 0.00 -0.88*** -2.35*** 0.25 -0.18 -0.01

Einkommen 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00

Arbeitslos (derzeit) 3.96*** 0.44 0.92*** 0.80** 0.76** 0.51* 0.52*

Vergangene Arbeitslosigkeit [Ref: keine]

Einmal arbeitslos 1.14* 0.29* 0.10 0.03 0.24* 0.20 0.26*

Mehrfach arbeitslos 1.67** 0.47*** 0.22 0.07 0.37** 0.30* 0.25*

Bildung [Ref: niedrig]

Mittlere Bildung -1.18* -0.22 -0.09 -0.09 -0.31* -0.27* -0.18

Hohe Bildung -2.19** -0.21 -0.32 -0.48** -0.54** -0.27 -0.35*

Noch Schule -2.23 -0.31 -0.49 -0.82 -0.51 0.34 -0.42

Berufsklasse [Ref.: Arbeiter]

Noch nie berufstätig -2.20 -0.39 -0.13 -0.84** -0.01 -0.40 -0.45

Selbstständige -2.09 -0.60* -0.22 0.06 -0.53* -0.28 -0.51*

Selbstst. > 5 Angest. 1.00 -0.44 0.83* 0.54 0.06 0.01 0.02

Angestellte -1.32 -0.43* -0.01 0.01 -0.22 -0.22 -0.46**

Leitende Angestellte -1.66 -0.40* -0.10 -0.12 -0.36 -0.31 -0.37*

Beamte -0.53 -0.58 0.11 0.48 -0.16 0.04 -0.44

Höhere Beamte -1.63 -0.51 -0.13 0.05 -0.35 -0.29 -0.39

Facharbeitende -1.48 -0.47* -0.09 -0.02 -0.35 -0.25 -0.30
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und rechtsextremen Einstellungen sichtbar wurde (siehe Kap. 2), kehrt 
sich dieser Zusammenhang in der multivariaten Analyse – also unter 
Kontrolle anderer Individualvariablen – um. Dies gilt insbesondere unter 
Einbezug der Variable des Autoritarismus, der unter älteren Menschen 
ausgeprägter ist. Bereinigt um den Effekt des Autoritarismus zeigt unse-
re Analyse, dass ein jüngeres Alter rechtsextreme Einstellungen begüns-
tigt: Während Ältere also vor allem autoritärer und deshalb rechtsextre-
mer eingestellt sind, sind Jüngere rechtsextrem eingestellt, ohne dass dies 
(allein) auf den Autoritarismus zurückzuführen wäre – es handelt sich 
also bei Jüngeren um einen Alterseffekt. Frauen sind über alle Dimensio-
nen und bei der Gesamtskala weniger rechtsextrem eingestellt, nur beim 
Sozialdarwinismus ist der Effekt schwächer ausgeprägt. Wenn wir davon 
ausgehen, dass Frauen in gegenwärtigen Krisen oft stärker belastet wer-
den (worauf die Literatur schließen lässt), führt das bei ihnen dennoch 
nicht zu höherer Zustimmung zu rechtsextremen Aussagen. Im Gegen-
teil: Dies deckt sich weitgehend mit den bivariaten Ergebnissen, die wir 
in Kapitel 2 berichten. Unter Ostdeutschen ist unter Kontrolle der ande-
ren Individualvariablen und der Kreiszugehörigkeit lediglich die Auslän-
derfeindlichkeit höher. Sozialdarwinismus und NS-Verharmlosung sind 
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Deprivation

Individ. subj. Depr. 0.76** 0.17** -0.05 0.18* 0.04 0.17** 0.26***

Kollekt. subj. Depr. 2.26*** 0.30*** 0.57*** 0.65*** 0.35*** 0.24*** 0.15**

Politische Deprivation 0.59*** 0.10** 0.10** 0.26*** 0.03 0.07* 0.03

ICC 0.333 0.274 0.357 0.286 0.428 0.377 0.343

Intercept 39.12*** 5.87*** 7.94*** 8.76*** 5.77*** 5.42*** 5.37***

Marginal/conditional R²
0.437 / 
0.622

0.310 / 
0.500

0.357 / 
0.586

0.418 / 
0.585

0.202 / 
0.543

0.265 / 
0.542

0.225 / 
0.491

***p < 0.001; **p < 0.01; *p < 0.05
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hingegen im Westen etwas stärker ausgeprägt. Eine nicht-deutsche Staats-
angehörigkeit der Befragten führt in der Gesamtskala zu niedrigeren 
Werten, das ist allerdings vorrangig auf die Dimensionen des Ethnozen-
trismus (Ausländerfeindlichkeit, Chauvinismus) zurückzuführen, welcher 
sich (auch) gegen nicht-deutsche Staatsangehörige richtet. Kein Zusam-
menhang zeigt sich hingegen bei der Zustimmung zu einer rechtsautori-
tären Diktatur, zum Sozialdarwinismus, zum Antisemitismus und zur 
Verharmlosung des Nationalsozialismus. 

Ungleichheit wird vor allem mit Einkommen sowie – damit eng ver-
bunden – Bildung, Erwerbsstatus und Berufsklasse (Oesch, 2006) in Ver-
bindung gebracht. Das Haushaltsäquivalenzeinkommen (metrisch9) selbst 
hat allerdings in unserem Modell keinen Einfluss auf rechtsextreme Ein-
stellungen. Befragte, die derzeit arbeitslos sind (binär, Referenz: nicht 
arbeitslos), sind eher rechtsextrem eingestellt (Gesamtskala), allerdings 
trifft dies nicht auf die Subdimension »Befürwortung einer rechtsautori-
tären Diktatur« zu und auch für den Sozialdarwinismus und die NS-Ver-
harmlosung ist der Effekt der derzeitigen Arbeitslosigkeit nur schwach 
und lediglich auf einem Niveau von 5 % signifikant. Ähnlich wirkt sich 
zurückliegende (mehrfache) Arbeitslosigkeit aus (drei Kategorien: noch 
nie, einmal oder mehrfach arbeitslos, Referenz: noch nie): Der Effekt ist 
für die Gesamtskala eindeutig, in den Subdimensionen ist der Effekt teil-
weise nicht signifikant, wenngleich immer in die vermutete Richtung zei-
gend (vergangene Arbeitslosigkeit geht mit höherer Zustimmung einher). 
Der Bildungsabschluss der Befragten (vier Kategorien: niedrige, mittlere, 
hohe Bildung oder noch in der Schule, Referenz: niedrige Bildung) spielt 
– selbst unter Berücksichtigung der anderen Faktoren – eine nicht zu ver-
nachlässigende Rolle: Bereits eine mittlere und noch deutlicher eine hohe 
Bildung verringern den Wert, den die Befragten auf der Gesamtskala 
rechtsextremer Einstellungen im Durchschnitt erreichen, signifikant. 
Ein Blick in die Subdimensionen rechtsextremer Einstellungen zeigt al-
lerdings durchaus eine deutliche Spezifik. Mittlere Bildung verringert vor 

9 Da eine Angabe des gesamten Haushaltseinkommens für viele Befragte schwierig ist und/
oder zu sozial erwünschten Antwortverzerrungen führt (siehe Kap. 7), werden die Befrag-
ten gebeten, ihr Haushaltseinkommen einer von 13 Einkommenskategorien zuzuordnen. 
Zur Schätzung des Haushaltsäquivalenzeinkommens wird dann der Mittelwert der ange-
gebenen Einkommensgruppe durch die Wurzel der Anzahl der Personen im Haushalt ge-
teilt, um eine Gewichtung nach Haushaltsgröße vorzunehmen.
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allem signifikant Antisemitismus und Sozialdarwinismus – es zeigt sich 
jedoch kein Effekt in den restlichen Dimensionen rechtsextremer Ein-
stellungen. Hohe im Vergleich zu niedriger Bildung verringert vor allem 
die Ausländerfeindlichkeit, den Antisemitismus und die Bereitschaft zur 
NS-Verharmlosung. Hier zeigt sich jedoch kein signifikanter Effekt für 
die Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, den Chauvinismus und 
den Sozialdarwinismus. Auf  einige Dimensionen wirkt sich der Bildungs-
grad gar nicht aus. 

Um die berufliche Position und damit eine wichtige Quelle von Un-
gleichheit in der Gestaltung des eigenen Alltags zu berücksichtigen, haben 
wir insgesamt neun Kategorien gebildet und als Referenzkategorie die 
 ungelernten und angelernten Arbeiterinnen und Arbeiter gewählt (siehe 
Tab. 1). Für diese Gruppe wird immer wieder angenommen, dass sie als 
Modernisierungsverlierer (Kiess et al., 2017; Spier, 2010) und als Tätige in 
stark hierarchisch geprägten Verhältnissen eher zu rechtsextremen Ein-
stellungen und entsprechendem Wahlverhalten neigen (Oesch & Renn-
wald, 2018; Abou-Chadi et al., 2021; Wagner, 2024). In unseren Modellen 
zeigen sich nur vereinzelte Effekte: Noch nie berufstätig Gewesene sind 
signifikant seltener ausländerfeindlich als die Referenzkategorie, (leiten-
de) Angestellte und Selbstständige ohne oder mit wenigen Beschäftigten 
verharmlosen seltener den Nationalsozialismus. Diese Gruppen sowie 
Facharbeiterinnen und Facharbeiter befürworten auch etwas weniger eine 
rechtsautoritäre Diktatur als die un- bzw. angelernten Arbeiterinnen und 
Arbeiter. Der Effekt, dass Befragte, die (bisher) noch nie berufstätig wa-
ren, niedrigere Werte der Ausländerfeindlichkeit aufweisen, lässt sich wo-
möglich wie folgt plausibilisieren: Eventuell ist die Abwertung Anderer 
für diese Gruppe weniger wichtig als für Arbeiterinnen und Arbeiter, auch 
weil Nicht-Berufstätige sich weniger in Konkurrenz mit Anderen sehen. 

Drei Variablen unseres Modells messen subjektive Deprivationserfah-
rungen, wobei die Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage (indi-
viduelle Deprivation) bereits deutlichere Effekte zeigt als die objektiven 
Faktoren: Je besser die eigene Lage auf einer Skala von 1 bis 5 einge-
schätzt wird, desto niedriger fallen rechtsextreme Einstellungen aus. Noch-
mals deutlicher sind die Zusammenhänge mit der Einschätzung der wirt-
schaftlichen Lage Deutschlands (kollektive Deprivation): Hier finden wir 
sogar für alle Dimensionen der rechtsextremen Einstellung deutliche Zu-
sammenhänge. Der Effekt auf die Gesamtskala rechtsextremer Einstel-
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lungen ist einer der stärksten erklärenden Effekte in unseren Modellen. Je 
schlechter die wirtschaftliche Lage in Deutschland eingeschätzt wird, des-
to stärker zeigt sich eine Tendenz zum Rechtsextremismus. Dieser Be-
fund verweist auf  die Funktion der Wirtschaft als sekundäre Autorität zur 
Stabilisierung einer eigenen Ich-Schwäche (Decker et al., 2013; Decker, 
2015). Zudem deckt sich unser Ergebnis mit der Krisenrhetorik extrem 
rechter Akteure wie der AfD oder den Freien Sachsen (Kiess & Nattke, 
2024), die kontinuierlich Untergangsszenarien verbreiten – schon immer 
Kennzeichen faschistischer Bewegungen (Weiss, 2017; Fielitz & Marcks, 
2020). Schließlich haben wir die politische Deprivation mit zwei Fragen 
(siehe Kap. 2) erfasst und als Index in unser Modell aufgenommen: Auch 
das Gefühl, politisch einflusslos und abgehängt zu sein, geht mit einer 
höheren Disposition zu rechtsextremen Einstellungen einher. Ausnah-
men bilden die Dimensionen NS-Verharmlosung und Antisemitismus. 
Für Letzteren ist der Befund hervorzuheben, dass die individuelle Ein-
schätzung der Wirtschaftslage und auch die politische Selbstwirksam-
keitserwartung keinen Zusammenhang zeigen, dafür aber die Einschät-
zung der Wirtschaftslage Deutschlands (siehe dazu auch Kap. 4). 

Kontextebene

Zuletzt überprüften wir den Einfluss einer Reihe von Kontextvariablen 
(Tab. 2), von denen wir aufgrund der oben skizzierten, theoretischen Über-
legungen annahmen, dass sie mit Zustimmungstendenzen zum Rechts-
extremismus zusammenhängen. Ferner deutete der ICC darauf hin, dass 
auf der Kreisebene ein hoher Anteil der Varianz liegt – die bis hierhin 
diskutierten individuellen Variablen also nur einen Teil erklären können. 
Dabei zeigten sich in einem Zwischenschritt einige signifikante Effekte, 
wenn wir lediglich einzelne Kontextvariablen prüften, ohne weitere Indi-
katoren auf  der Individual- oder Kontextebene zu berücksichtigen. 

Offensichtlich sind also durchaus Zusammenhänge zwischen Kontext-
ebene und rechtsextremer Einstellung vorhanden, diese sind jedoch kom-
plex: Berücksichtigt man die soeben beschriebenen Individualvariablen 
und weitere Variablen des sozialräumlichen Kontext, verschwinden nahe-
zu alle Effekte, die wir in diesen unterkomplexen Modellen finden. Das 
heißt, dass unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Individual- und 
Kontextebene keine der ausgewählten Kontextvariablen einen signifikan-
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ten Effekt hat und die Modelle mit Kontextvariablen die Varianz rechts-
extremer Einstellungen nicht besser erklären als die Modelle, die aus-
schließlich Individualvariablen nutzen. Dies gilt sowohl für die Gesamt-
skala rechtsextremer Einstellungen als auch für alle Subdimensionen mit 
Ausnahme der Ausländerfeindlichkeit. Da auch die Abwesenheit dieser 
Effekte einen substanziellen Beitrag zum Verständnis des Rechtsex tre mis-
mus und für den politischen Umgang mit ihm leistet, stellen wir die Va-
riablen kurz vor. 

Die meisten der in Tabelle 2 berichteten Indikatoren bezogen wir aus 
der Datenbank des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR; INKAR), einer öffentlich zugänglichen Datensammlung zur 
Raum- und Stadtentwicklung in Deutschland. Die Auswahl erfolgte, wie 
weiter oben beschrieben, sowohl theorie- als auch datengeleitet, wobei 
wir insbesondere an Aspekten der objektiven regionalen Deprivation so-
wie an Faktoren der sozialen Ungleichheit interessiert waren. Die folgen-
den Kontextfaktoren zogen wir in der aktuellsten Version der jeweiligen 
Variable ein: (1) das durchschnittliche Haushaltseinkommen in Euro je 
Einwohner, (2) den Anteil der Arbeitslosen an den zivilen Erwerbsper-
sonen in Prozent, (3) den Anteil der Schulabgänger mit Hochschulreife 
in Prozent, (4) das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 
(5) dessen Fünf-Jahres-Entwicklung seit 2016,10 (6) einen Index, der die 
einwohnergewichtete Luftliniendistanz zu verschiedenen Orten des täg-
lichen Bedarfs (Apotheke, Bushaltestelle, Supermarkt und Grundschule) 
zusammenfasst, und (7) das Verhältnis von Frauen und Männern im Al-
ter zwischen 20 und 40 Jahren (Salomo, 2019). Darüber hinaus berück-
sichtigten wir (8) das Wanderungssaldo, d. h. die Zahl der Zuzüge abzüg-
lich der Abwanderung je 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner, (9) die 
absolute wirtschaftliche Ungleichheit innerhalb der Kreise, indem wir 
den Anteil der Haushalte mit niedrigem Einkommen (< 1.500 €) vom 
Anteil der Haushalte mit hohem Einkommen (> 3.600 €) abgezogen und 
quadriert11 haben, sowie (10) den Anteil der Schutzsuchenden an der Be-

10 Zur Bildung dieses Indikators zogen wir für jeden Kreis das durchschnittliche Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf 2016 vom Wert aus 2021 ab.

11 Ein positiver Wert vor der Quadrierung bedeutet, dass es in einem Kreis mehr hohe als 
niedrige Einkommen gibt. Bei einem negativen Wert sind es entsprechend mehr niedrige 
als hohe Einkommen. Wir quadrieren diese Werte, damit wir ein absolutes Maß der wirt-
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völkerung.12 Schließlich nutzten wir neben diesen vom BBSR zur Verfü-
gung gestellten Daten mit (11) dem Anteil an leerstehenden Wohnungen 
einen Indikator aus dem Zensus 2022. 

Tabelle 2: Lage- und Streuungsmaße der verwendeten Kontextfaktoren

Kontextfaktoren auf 
Kreisebene

Quelle 
(Jahr) N M SD Min Max

Durchschnittliches 
Haushaltseinkommen  
in € je Einwohner

BBSR 
(2021)

400 2.013,03 194,38 1.490,75 3.124,67

Anteil der Arbeitslosen an 
den zivilen Erwerbspersonen 
in %

BBSR 
(2021)

400 5,23 2,18 1,87 14,80

Anteil der Schulabgänger 
mit Hochschulreife an den 
Schulabgängern in %

BBSR 
(2022)

400 31,20 8,93 0,00a 59,83

Bruttoinlandsprodukt  
in 1.000 € je Einwohner

BBSR 
(2021)

400 40,30 16,72 17,56 158,68

Fünf-Jahres-Entwicklung 
des Bruttoinlandsprodukts  
in 1.000 € je Einwohner 
(2021 minus 2016)

BBSR 
(2021/ 
2016)

400 4,77 3,52 -18,97 49,98

Index der einwohner-
gewichteten Luftlinien-
distanz zu Apotheke, 
Bushaltestelle, Supermarkt 
und Grundschule

BBSR 
(2020/ 
2021b)

400 1.130,24 558,88 337,38 4,197,12

Anteil der Frauen an den 
Einwohnern von 20 bis  
unter 40 Jahren in %

BBSR 
(2021)

400 47,97 1,25 42,86 52,47

Gesamtwanderungssaldo  
je 1.000 Einwohner  
(Zuzug minus Fortzug)

BBSR 
(2021)

400 17,67 4,74 4,68 40,40

schaftlichen Ungleichheit vorliegen haben. In den Modellen haben wir die Richtung die-
ser Ungleichheit über eine binäre, sog. Dummy-Variable kontrolliert. 

12 Da wir rechtsextreme Einstellungen über Kontextfaktoren erklären wollen, überprüfen wir 
die sogenannte Kontakthypothese (Allport, 1954; Pettigrew & Tropp, 2006) anhand der 
tatsächlichen Zahl an Schutzsuchenden in der Lebensumgebung. Die Kontakthypothese 
geht davon aus, dass Vorurteile durch den Kontakt mit als fremd wahrgenommenen Per-
sonen reduziert werden können. Die Anzahl der Schutzsuchenden würde dann als Gele-
genheitsstruktur zur Interaktion mit ebendiesen fungieren.
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Kontextfaktoren auf 
Kreisebene

Quelle 
(Jahr) N M SD Min Max

Absolute wirtschaftliche 
Ungleichheit (Anteil hohe 
Einkommen minus Anteil 
niedrige Einkommen zum 
Quadrat)

BBSR 
(2021)

399 117,17 177,33 0,00 1.958,06

Anteil Schutzsuchender  
an Bevölkerung in %

BBSR 
(2021)

393 3,48 1,68 1,31 23,59

Anteil an leerstehenden 
Wohnungen im Kreisc

Zensus 
(2022)

400 5,07 2,16 2,00 15,00

Wahlbeteiligung in %  
(BTW 2021)

BBSR 
(2021)

400 76,26 4,16 63,40 85,50

AfD-Zweitstimmenanteil 
in % (BTW 2021)

BBSR 
(2021)

400 11,37 5,93 2,87 32,53

a Der Wert »0« ist u. a. mit dem Landkreis Bamberg zu erklären: Er unterhält kein eigenes Gymnasium, 
sondern ist zusammen mit der Stadt Bamberg verantwortlich für die im zentralen Ort Bamberg lie-
genden Gymnasien (https://www.landkreis-bamberg.de/Leben/Bildung/Schulen/Gymnasien/).
b Die einwohnergewichtete Luftliniendistanz zur nächsten Haltestelle ist aus dem Jahr 2020, die 
restlichen Indikatoren des Index stammen aus dem Jahr 2021.
c Nicht berücksichtigt sind Ferien- und Freizeitwohnungen sowie gewerblich genutzte Wohnun-
gen. Die Berechnung erfolgt für Wohnungen in Wohngebäuden (ohne Wohnheime). Diplomaten-
wohnungen und Wohnungen ausländischer Streitkräfte werden nicht separat erfasst und somit 
auch nicht aus der Berechnung der Leerstandsquote ausgeschlossen.

Wie Tabelle 2 zu entnehmen ist, existieren zwischen den Kreisen in 
Deutschland sehr starke Unterschiede: Das Durchschnittseinkommen va-
riiert zwischen 1.490,75 € und 3.124,67 €, die Zahl der Arbeitslosen zwi-
schen 1,87 und dem nahezu Zehnfachen von 14,80 pro 1.000 Erwerbs-
personen usw. Noch einmal: Trotz dieser Unterschiede hat keiner der 
untersuchten Faktoren auf der Kreisebene einen Einfluss auf die Zustim-
mung zur rechtsextremen Einstellung der in diesen Kreisen Befragten, 
wenn die Individual- sowie weitere Kontextvariablen berücksichtigt wer-
den. Die einzige Ausnahme bildet die Subdimensionen der Ausländer-
feindlichkeit. Hier zeigt sich theoriekonform ein die Ausländerfeindlich-
keit begünstigender Einfluss wirtschaftlicher Ungleichheit: Mit weiter 
steigender wirtschaftlicher Ungleichheit in Kreisen, in denen es anteilig 
mehr niedrige (< 1.500 €) als hohe (> 3.600 €) Einkommen gibt, nimmt 
auch die Ausländerfeindlichkeit unter den Befragten zu (siehe Grafik 3). 
Dieser Effekt steigender wirtschaftlicher Ungleichheit zeigt sich hin-
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gegen nicht, wenn es anteilig mehr hohe als niedrige Einkommen in einem 
Kreis gibt.

Grafik 3: Wirtschaftliche Ungleichheit und Ausländerfeindlichkeit

Absolute wirtschaftliche Ungleichheit entspricht der quadrierten Differenz zwischen dem Anteil 
der Haushalte mit hohem (> 3.600 €) und niedrigem (< 1.500 €) Einkommen.

Weiterführende, explorative Untersuchungen

Um die dennoch bestehende Varianz rechtsextremer Einstellungen wei-
ter zu ergründen, haben wir explorativ noch die Wahlbeteiligung und den 
Zweitstimmenanteil der AfD bei der Bundestagswahl 2021 hinzugezo-
gen. Auch diese Indikatoren der politischen Kultur konnten die Varianz 
nicht weiter erklären, lediglich das AfD-Ergebnis hängt ebenfalls erwar-
tungsgemäß mit höherer Ausländerfeindlichkeit zusammen. Hier ist al-
lerdings die kausale Richtung des Effekts fraglich. So ist es einerseits mög-
lich, dass die AfD von der ohnehin höheren Ausländerfeindlichkeit in 
einem Kreis profitiert und daher höhere Wahlgewinne erzielt. Andererseits 
könnte es sein, dass durch die hohen Wahlergebnisse der AfD eine Stim-
mung gegen als nicht-deutsch konstruierte Menschen entsteht und die 
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Ausländerfeindlichkeit in der Folge ansteigt oder das bereits bestehende 
Ressentiment gegen vermeintlich Fremde vermehrt geäußert wird.

Fazit: Wahrgenommene Deprivation ausschlaggebend

Die soziale und wirtschaftliche Ungleichheit haben in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten spürbar zugenommen. In der Fachliteratur wie in 
der öffentlichen Debatte werden objektive Deprivationsfaktoren (Arbeits-
losigkeit, niedrige Einkommen usw.) immer wieder mit dem Anstieg rechts-
extremer Einstellungen und auch der Wahl extrem rechter Parteien wie 
der AfD in Verbindung gebracht. Allerdings sind die tatsächlichen Be-
funde zumindest widersprüchlich – auch der genaue Wirkmechanismus 
ist damit unklar. In unseren Analysen zur rechtsextremen Einstellung 
stellen wir ebenfalls fest, dass es auf der individuellen Ebene weniger die 
objektiven Faktoren sind, die die Verbreitung rechtsextremer Einstellung 
erklären können. Arbeitslosigkeit sowie – für einzelne Subdimensionen – 
Bildung und Erwerbsklasse helfen zwar, die Verbreitung rechtsextremer 
Einstellungen aufzuklären, andere Faktoren – wie etwa das individuelle 
Haushaltseinkommen – wirken sich jedoch nicht spürbar aus. Viel stärker 
ist hingegen der Einfluss subjektiver Deprivationserfahrungen und dabei 
insbesondere das Gefühl, dass es Deutschland insgesamt wirtschaftlich 
schlecht gehen würde – bereits Adorno stellte fest, »daß Überzeugungen 
und Ideologien dann, wenn sie eigentlich durch die objektive Situation 
nicht mehr recht substantiell sind, ihr Dämonisches, ihr wahrhaft Zer-
störerisches annehmen« (Adorno, 2019, S. 13). Das verweist direkt auf  die 
Mobilisierungsstrategien extrem rechter Parteien und Organisationen, die 
beständig vom Untergang sprechen. Populisten und Faschisten »framen« 
(Kiess, 2019) und »performen« Krisen (Moffitt, 2014) geradezu, da sie 
die Krise brauchen, um sich als Retter (der Nation, des Abendlandes, des 
Volkes usw.) zu inszenieren (Weiss, 2017; Fielitz & Marcks, 2020; Kiess & 
Nattke, 2024). 

Unsere Daten sprechen für einen substanziellen Anteil an (räumlicher) 
Streuung rechtsextremer Einstellungen auf  der Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte und in simplifizierenden Modellen, die lediglich einzel-
ne Kontextfaktoren berücksichtigen, finden wir auch signifikante Einzel-
effekte. Faktoren auf der Kreisebene spielen für rechtsextreme Einstel-
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lungen also durchaus eine Rolle, jedoch ist ihre Wirkungsweise komplex, 
denn fast alle Effekte verschwinden, sobald andere relevante Faktoren auf  
der Individual- oder Kontextebene im Modell berücksichtigt werden. Wir 
müssen also davon ausgehen, dass hier dynamischere Wirkmechanismen, 
wie bspw. Interaktions- oder Mediationseffekte, greifen, die auch in unse-
ren komplexeren Modellen nicht aufgedeckt werden können. Eine Aus-
nahme bildet lediglich die Subdimension der Ausländerfeindlichkeit, die 
durch eine höhere wirtschaftliche Ungleichheit auf  Kreisebene begünstigt 
wird. Explorative Überlegungen zum Einfluss bestimmter (rechter) Raum-
kulturen konnten wir zunächst nicht bestätigen – auch hier zeigt sich le-
diglich ein Zusammenhang zwischen Ausländerfeindlichkeit und dem 
AfD- Zweitstimmenergebnis während den Bundestagswahlen 2021. Even-
tuell könnten längerfristig wirkende Elemente der politischen Kultur für 
politische Einstellungen relevant sein: In anderen Untersuchungen haben 
sich länger zurückliegende, hohe Ergebnisse der NPD (Richter & Bösch, 
2017; Dilling et al., 2024b) oder noch früher der NSDAP (Cantoni et al., 
2019) als gute Prädiktoren für heutige Wahlergebnisse der AfD erwiesen. 
In der vorliegenden Untersuchung müssen wir diese Frage offenlassen. 

Unsere Ergebnisse heben den Einfluss individueller Deprivationser-
fahrungen und insbesondere des (sadomasochistischen) Autoritarismus 
hervor. Das bedeutet aber gerade nicht, dass Rechtsextremismus zu einem 
vorrangig individuellen Phänomen verklärt werden könnte: Gerade für 
den (sadomasochistischen) Autoritarismus, dessen großen Einfluss wir 
auch hier wieder beobachten können, konnten wir in der Vergangenheit 
zeigen, dass räumliche Faktoren eine Art Gelegenheitsfenster für vorhan-
denes autoritäres Potenzial bieten (Heller et al., 2020; Dilling et al., 2024a). 
Der Einfluss der Lebensumgebung auf rechtsextreme Einstellungen – sei 
es sozialräumliche Deprivation und Ungleichheit – ist womöglich grund-
sätzlich eher indirekter Natur. So konnten auch Russo et al. (2020) zei-
gen, dass sich der Einfluss objektiver Bedrohungssituationen auf die indi-
viduelle Zustimmung zu autoritären Systemen indirekt vermittelte – über 
die subjektive Bedrohungswahrnehmung. Auch dynamischere Interak-
tionen zwischen den verschiedenen Kontexteffekten sowie zwischen 
Kontext- und Individualvariablen sind möglich. Dafür spricht, dass wir 
in einfachen Modellen mit einzelnen Kontextvariablen Effekte ausmachen 
können, diese jedoch in komplexeren Modellen durch die Effekte anderer 
Variablen überlagert werden. 
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Ferner ist durchaus denkbar, dass wir nicht alle relevanten Indikato-
ren sozialer Ungleichheit und regionaler Deprivation in unser Modell auf-
nehmen konnten. Diese könnten als eigenständige Faktoren oder aber in 
Interaktion mit den bereits berücksichtigten Variablen eine Rolle spielen. 
Insbesondere konnten wir keine Variable zum Wohlstand, in Form von 
Wohneigentum oder Vermögen, aufnehmen und auch zivilgesellschaftli-
che Strukturen, wie beispielsweise die Anzahl von Vereinen und Sport-
verbänden, blieben unberücksichtigt. Auch Fragen der demokratischen 
Öffentlichkeit – gibt es (noch) eine regionale Zeitung, welche Parteien 
dominieren – konnten wir nicht berücksichtigen. Diese Faktoren könn-
ten als Indikatoren der Partizipationsmöglichkeiten verschiedene Dimen-
sionen des Deprivationserleben mindern und (politische) Selbstwirksam-
keitserfahrung erhöhen. 

Eine weitere Einschränkung stellt womöglich die Analyseebene der 
Kreise und kreisfreien Städte dar – schließlich handelt es sich hierbei um 
relativ große und heterogene Sozialräume. Stadtteilanalysen legen nahe 
(Geilen & Mullis, 2021), dass insbesondere auch der Unterschied zwischen 
Zentrum und Peripherie sowie kleinräumige, lokale Strukturen bzw. das 
Fehlen derselben von der extremen Rechten für die Mobilisierung genutzt 
werden können. Für die Ausländer- bzw. Fremdenfeindlichkeit variieren 
die Ergebnisse je nach Analyseebene (also bspw. Nachbarschafts-, Kreis- 
oder Länderebene; Pottie-Sherman & Wilkes, 2017). Für die Folgefor-
schung empfehlen wir daher Analysen auf  der Gemeinde- oder auch auf  
Stadtteil- bzw. Postleitzahlbereichsebene. Dazu bräuchte es aber entspre-
chende Befragungen etwa für einzelne Großstädte oder Regionen.

Insgesamt ist es bemerkenswert, dass insbesondere die Subdimension 
der Ausländerfeindlichkeit stärker direkt mit regionalen Indikatoren in 
Verbindung steht. Hervorzuheben ist hier nicht nur die soziale Ungleich-
heit, die in Kreisen, die anteilig mehr niedrige als hohe Einkommen auf-
weisen, mit höherer Ausländerfeindlichkeit einhergeht. Ferner steht sie 
auch als einzige Subdimension mit den AfD-Wahlerfolgen in Verbindung. 
Ausländerfeindlichkeit ist die am weitesten verbreitete Facette des Rechts-
extremismus. In der Vergangenheit haben wir sie – zusammen mit dem 
Chauvinismus – als »Einstiegsdroge« in den Rechtsextremismus bezeich-
net. Es ist also durchaus naheliegend, dass gerade Regionen, die stärker 
von sozialer Ungleichheit betroffen sind, auch anfälliger für extrem rechte 
Mobilisierung sind: Gerade ausländerfeindliche Narrative, wie sie nicht 
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nur die AfD verbreitet, suggerieren häufig, dass Schutzbedürftige sowie 
Migrantinnen und Migranten sozialstaatliche Leistungen auf Kosten der 
einheimischen ärmeren Bevölkerung beziehen. Als Feindbild können sie 
damit für die Ungleichheit und wahrgenommene Deprivation verantwort-
lich gemacht werden. An dieser Stelle ist unsere Analyse auch zurückzu-
binden an die Forschung zu Wahlergebnissen und Kontextvariablen. Denn 
für die Wahlergebnisse extrem rechter Parteien wie der AfD sind Kon-
textfaktoren der einschlägigen Forschung nach relevant, für die Verbrei-
tung rechtsextremer Einstellung ist der Zusammenhang jedoch offenbar 
komplexer. Eventuell können extrem rechte Parteien also rechte Einstel-
lungen unter »günstigen« sozialräumlichen Bedingungen besser mobili-
sieren, obwohl die Einstellungen selbst nicht direkt mit diesen Bedingun-
gen zusammenhängen.
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Seit Beginn unserer Studienreihe im Jahr 2002 untersuchen wir die Ver-
breitung antisemitischer Ressentiments in Deutschland. Hierbei berück-
sichtigen wir seit 2012 neben dem tradierten Antisemitismus auch den 
Schuldabwehr- und den israelbezogenen Antisemitismus (Kiess et al., 
2020). Unter dem Eindruck des terroristischen Angriffs auf Israel am 
7. Oktober 2023 haben wir uns entschieden, unsere Erhebung in diesem 
Jahr um zwei weitere Dimensionen – den postkolonialen Antisemitismus 
und den antisemitischen Antizionismus – zu erweitern. Mit diesen zusätz-
lichen Dimensionen fokussieren wir uns auf  Äußerungsformen des Anti-
semitismus, die insbesondere in linken Bewegungen verbreitet sind ( Decker 
et al., 2024). Hintergrund unserer Entscheidung ist die oft ausdrückliche, 
manchmal auch implizite Parteinahme in der internationalen, aber eben-
so in der bundesdeutschen Linken für die klerikal-faschistische Hamas 
bereits unmittelbar nach deren pogromartigen Massaker am 7. Oktober 
(Decker & Reimer-Gordinskaya, 2024). 

Fremdes, Eigenes und Nicht-Identisches

Die sozialwissenschaftliche Beschäftigung mit dem Antisemitismus war 
von Anfang an nicht bloße Forschung zu einem Ressentiment unter vie-
len (Horkheimer & Adorno, 1944; Adorno, 1947). Über das individuelle 
Ressentiment sollte vielmehr ein wesentlicher Zugang zur Gesellschaft 
selbst ermöglicht werden. Ressentiments und damit auch der Antisemitis-
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mus sind, so unsere Annahme, Ausdruck der in der Gesellschaft herr-
schenden Widersprüche und auf die Individuen wirkenden Kräfte (De-
cker, 2018). Dabei geht es uns nicht um Fragen der Individualpsycholo-
gie (Adorno, 1947, S. 25), denn spätestens wenn, wie im Antisemitismus, 
nicht nur einzelne Menschen ihre Realitätswahrnehmung verzerren, son-
dern die Projektion zum Massenphänomen wird, ist der gesellschaftliche 
Anteil nicht mehr zu übersehen. Entsprechend stehen nicht individuelle 
Verhaltensweisen, sondern gesellschaftliche Verhältnisse im Fokus unse-
rer Forschung. 

Empirisch untersuchen lässt sich die Gesellschaft wiederum über ihre 
Mitglieder und deren Ressentiments. Richten sich diese gegen Migranten, 
weil sie »das Glück ohne Arbeit« zu haben scheinen, oder gegen Sinti und 
Roma, weil sie »kriminell« seien und die gesellschaftlichen Regeln nicht 
einhalten würden (siehe Kap. 2), dann äußert sich im Ressentiment vor-
nehmlich Eigenes. Die Psychoanalyse spricht in diesem Fall von abge-
wehrten Wünschen, die weder mit dem eigenen Selbstbild in Deckung 
gebracht werden können noch mit den gesellschaftlichen Normen. Aber 
das, was abgewehrt wurde, ist nicht einfach verschwunden, es kehrt in 
den Ressentiments als Projektion wieder: In den Fantasien über Frem-
de, von ihrer  sexuellen Freiheit und ihrem unbeschwerten Leben, von kos-
tenlosen Einbauküchen, staatlich bezahlten Übernachtungen in Luxus-
hotels oder maßlosem Drogenkonsum (Decker et al., 2008), kann den 
eigenen Wünschen Raum gegeben werden. 

Was dem Einzelnen als »eigen« und was als »fremd« erscheint, ist kei-
ne bewusste, oftmals nicht einmal eine individuelle Entscheidung. Wel-
che Wünsche abgewehrt und dann projiziert werden müssen, darüber ent-
scheiden gesellschaftliche Konventionen. Mit ihnen setzt sich nicht nur 
in der Gegenwart das Interesse des Allgemeinen, der Gesellschaft, auf 
Kosten des Besonderen, der in ihr lebenden Menschen, durch. Seit jeher 
hat die Gesellschaft die Möglichkeit, jenes »stahlharte Gehäuse der Hö-
rigkeit« zu errichten, wie Max Weber es nannte (Weber, 1904/1905, S. 203). 
Auch wenn dieser Mechanismus auf einem Ausschluss derjenigen basiert, 
die die Konventionen scheinbar nicht erfüllen, droht selbigen in Folge 
die Inklusion: Wer aus der Gemeinschaft psychisch ausschlossen wird, 
kann von der Gesellschaft erst recht vollumfänglich erfasst werden. Wer 
z. B. als Arbeitsloser aus der Arbeitswelt ausgeschlossen ist, der ist dem 
Zugriff der staatlichen Instanzen zur Kontrolle viel deutlicher und un-
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mittelbarer unterworfen. Diese Drohung schwebt über allen (Luhmann, 
1994; Decker et al., 2013). Nicht dazuzugehören, ist daher nicht erst in dem 
Moment, in dem die Gewalt zur Anwendung kommt, eine reale Gefahr.

Wie sehr die Menschen Gruppenbildung brauchen und wie dringend 
der Wunsch nach Identifikation ist, offenbart die reale Hilflosigkeit der 
Einzelnen im gesellschaftlichen Betrieb (vgl. Adorno, 1963, S. 385). Ihre 
Ressentiments eröffnen so der sozialwissenschaftlichen Forschung das 
Verständnis über den in der Gesellschaft bestehenden Anpassungsdruck 
und die gesellschaftlichen Widersprüche. Wenn eine Gesellschaft, so wie 
es bei unserer seit mehr als zwei Dekaden der Fall ist, geprägt ist von einer 
Konjunktur »kollektiver Identitäten« (Niethammer, 2000), einer »Feier 
von Identität und Grenze« (Piketty, 2020, S. 1186) und der autoritären Re-
konstruktion von Zugehörigkeit (Sennett, 1998), dann mündet diese zum 
Teil freiwillig vollzogene Unterwerfung unter die Gemeinschaft im Res-
sentiment auf »Andere«. Es ist jener Groll, der sich nicht im Hass auf die 
Umstände entlädt, die einen zur Identifikation und Unterwerfung führ-
ten, sondern auf Menschen, die nicht dazu gehören. Sie werden aus der 
Gemeinschaft heraus so schwach gemacht, wie man sich selbst erleben 
musste.

Der Antisemitismus hat als »Ressentiment der beherrschten Subjekte 
der Naturbeherrschung« (Horkheimer & Adorno, 1944, S. 238) seit der 
Moderne eine besondere Funktion in dieser Psychodynamik der Gesell-
schaft. Sein Auftreten zeigt mehr an als die Projektion von Eigenem auf 
»Fremde«. Wenn Theodor W. Adorno vom Antisemitismus als »Gerücht 
über die Juden« spricht (Adorno, 1954, S. 200), dann ist zwar auch eine 
projektive Aufladung gemeint, aber Juden sind nicht allein Träger von 
verpönten Wünschen, die abgewehrt werden. Vielmehr tritt im antisemi-
tischen Ressentiment auch die Ambivalenz von Identität überhaupt zuta-
ge. Während es im Ressentiment gegenüber Migranten, Sinti und Roma 
oder Muslimen darum geht, die eigene Gruppenidentität zu sichern und 
sich für die Versagungen an den Schwächeren schadlos zu halten, dreht 
es sich beim antisemitischen Ressentiment um die Erfahrung von Wider-
sprüchlichkeit, von Uneindeutigkeit und damit der Fragilität der mühsam 
aufrechterhaltenen Identität. Ambivalenzen, Uneindeutigkeiten, die Kon-
tingenz von Körper und Sexualität und verpönte Wünsche sind nicht nur 
eine Herausforderung für die Gesellschaft, sondern für viele Menschen 
Gründe für ein fundamental psychisches Bedrohungserleben. Die Schutz-
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suche in der Gruppenidentifikation ist nicht nur wegen der von außen 
kommenden sozialen Bedrohung so dringend. Der eigene Körper und 
die Widersprüchlichkeit der eigenen Wünsche machen das Individuum 
empfänglich für die sozialen Angebote zur Abwehr des Hilflosigkeitser-
lebens. 

Was aber an eigenen Wünschen abgewehrt wurde, bleibt unbewusst 
hoch bedeutsam und wird dadurch für das Individuum und die Gesell-
schaft um so bedrohlicher (Becker-Schmidt, 2004; vgl. Kap. 1; Stender, 
2013). Diese fundamentale Angst wiederum findet seinen Ausdruck im 
»Juden« als »Figur des ›Dritten‹« (Holz, 2000), als absolut Anderem. Aus 
der Projektion der Heimatlosigkeit, Machtlosigkeit und gleichzeitigen 
Übermacht rühren sowohl die Fantasie her, Juden seien gleichzeitig eine 
machtvolle und schwache Gruppe, als auch ihre Wahrnehmung nicht nur 
als fremd, sondern als grundsätzlich anders. Der Antisemitismus ist die 
Projektion auf »the Jew«, durch die dieser zum »invisible antagonist in 
every problem and in all fields« wird (Massing, 1939, S. 77). Nicht zuletzt 
entspringt die Fantasie über »den Juden« dem Wunsch nach Personifizie-
rung der abstrakt gewordenen Herrschaft der Ökonomie, die ein wesent-
liches Merkmal unserer Gegenwart ist (vgl. Haury, 1992a, S. 128).

Wo eine Projektionsfläche gebraucht wird, geht es nicht um Erfah-
rung, es geht um das Bedürfnis desjenigen, der dem Wahnbild anhängt 
(Adorno, 1947, S. 57, 60). Die Erfahrungslosigkeit ist sogar das hervorste-
chendste Merkmal des antisemitischen Ressentiments. Mit Juden und 
ihrem Verhalten hat es nichts zu tun, mit der Not, die eigene Identität 
durch Gemeinschaft zu sichern, dafür um so mehr. Eine mögliche Ab-
wehr der Not, das eigene Ich zusammenzuhalten, wird in der Antisemi-
tismusforschung als Ambiguitätsintoleranz bezeichnet (Frenkel-Bruns-
wik, 1949).1 Sie kommt in modernen Gesellschaften zustande durch einen 
gesellschaftlichen Druck zum widerspruchsfreien, mit sich selbst und 

1 Frenkel-Brunswik entwickelte das Konzept der Ambiguitätstoleranz, in dem sie die Wahr-
nehmungspsychologie des Psychologen Erich Rudolph Jaensch gewissermaßen vom 
Kopf auf die Füße stellte (Benetka, 2020). Jaensch behauptete die Existenz von zwei Wahr-
nehmungstypen: Während der eine über »eine stabile und geordnete Auffassung der 
Welt« verfüge, stehe diesem ein »labile[r] Wahrnehmungstypus« gegenüber. Diesen »Ge-
gentypus« sah Jaensch »vor allem – wenn auch nicht ausschließlich – in den Juden« ver-
körpert (ebd., S. 90f.). Frenkel-Brunswik erkannte in Jaenschs Psychologie den Ausdruck 
seiner Unfähigkeit, mit der Kontingenzerfahrung anders umzugehen, als sie antisemitisch 
zu grundieren.
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den gesellschaftlichen Normen identischen Individuum. Was als Eigenes 
und Authentisches erscheint, ist durch Identifizierungswunsch und -druck 
in der Kindheit erworben worden. So bleibt dieses »Eigene« ambivalent: 
Was als eigener Wunsch erscheint, ist bereits gesellschaftlich bearbeitetes 
Bedürfnis. 

Allerdings führt die Angst, ohne die Anpassung dem gesellschaftli-
chen Zugriff ausgeliefert zu sein, ausgerechnet zur Schutzsuche durch 
Unterordnung unter die sozialen Anforderungen. Der antisemitische Fu-
ror ist ein Versuch, die Ambivalenz aufzulösen: Mit der Anpassung an die 
Gruppe gelingt gleichzeitig die Stärkung der eigenen Identität, wie sie als 
Gruppenmitglied aufgegeben wird.

Antisemitismus und die »Linke«

Deshalb sind die Konjunkturen des Judenhasses immer auch Indikatoren 
für das Verhältnis von Individuum und Gesellschaft. Je offener der Anti-
semitismus sich äußert, desto größer ist nicht nur die Bedrohung von Ju-
den, sondern von Demokratie und Zivilisation überhaupt. Und wie auto-
ritäre Reaktionen nicht nur in der extremen Rechten zu finden sind, 
sondern die gesamte Gesellschaft durchziehen (Decker et al., 2022a), so 
steht auch der Antisemitismus als »dunkle Ressource« allen Gesellschafts-
mitgliedern zur Verfügung. 

Durch seine soziale Ächtung schien der Antisemitismus seit den 1980er 
Jahren im bundesdeutschen Alltag an Präsenz und an Bedeutung verlo-
ren zu haben. Die Zustimmung zu tradierten antisemitischen Aussagen 
in repräsentativen Erhebungen waren jahrelang rückläufig (Bergmann & 
Erb, 1991; Bergmann, 2017; Decker et al., 2022b). Gleichzeitig wog der 
Verdacht schwer, dass sich der Antisemitismus schlicht in einer »Kom-
munikationslatenz« befand, also keinesfalls abnahm, sondern zwischen 
öffentlicher Rede und privaten Ausfällen klar geschieden wurde. Wenn 
antisemitische Vorstellungen öffentlich geäußert wurden, dann über die 
»Umwegkommunikation« (Bergmann & Erb, 1986): Im Schuldabwehr-
antisemitismus (Schönbach, 1961), im israelbezogenen Antisemitismus 
oder im Antiamerikanismus (Diner, 2003; Knappertsbusch & Kelle, 2010) 
fanden sich Gelegenheiten, das Bedürfnis trotz sozialer Sanktionierung 
des »klassischen« Antisemitismus zu befriedigen (vgl. Kiess et al., 2020).
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Seit einigen Jahren scheint der antisemitische Grundsound wieder lau-
ter zu werden. In Community-Befragungen berichten Juden, dass Begeg-
nungen mit Antisemitismus zu ihrem Alltag gehören und dieser wieder 
zunimmt (Zick et al., 2017; Pickel et al., 2022; Bernstein, 2023; Kahn-
Harris et al., 2023; Schließler et al., 2024). Auch verzeichnen die polizei-
lichen und zivilgesellschaftlichen Dokumentationen einen kontinuierli-
chen Anstieg antisemitisch motivierter Vorfälle bis hin zu Terrorakten wie 
dem Angriff auf die Synagoge in Halle 2019 oder dem versuchten An-
schlag auf das israelische Generalkonsulat in München am 5. September 
2024. In nicht einmal einer Dekade hat sich die Zahl der in der polizeili-
chen Kriminalitätsstatistik erfassten antisemitischen Straftaten nahezu ver-
doppelt. Lagen diese vor 2017 stets bei durchschnittlich etwa 1.500 pro 
Jahr, stiegen sie bis 2022 auf fast 2.700 an (Bundesministerium des Inne-
ren & Bundeskriminalamt, 2023). 

Seit dem Angriff  der klerikal-faschistischen Terrororganisation Hamas 
am 7. Oktober 2023 verschärfte sich die Situation noch einmal: So verifi-
zierte der Bundesverband der Recherche- und Dokumentationsstellen 
Antisemitismus (RIAS) allein für die erste Woche nach dem Massaker 
202 antisemitische Vorfälle in Deutschland (RIAS, 2023a, S. 5). Zum 
Vergleich: Im Vorjahr wurden im gleichen Zeitraum 59 Fälle dokumen-
tiert (ebd.). Eine RIAS-Folgeveröffentlichung für den Zeitraum vom 7. Ok-
tober bis 9. November 2023 kommt zu noch drastischeren Ergebnissen: 
Die regionalen Meldestellen verzeichneten allein innerhalb dieses einen 
Monats 994 verifizierte antisemitische Vorfälle in Deutschland, darunter 
»3 Fälle extremer Gewalt, 29 Angriffe, 72 gezielte Sachbeschädigungen, 
32 Bedrohungen, 4 Massenzuschriften und 854 Fälle verletzenden Ver-
haltens (davon sind 177 Fälle antisemitische Versammlungen)« (RIAS, 
2023b, S. 3). 

Wenn es auch gute Gründe gab, in repräsentativen Erhebungen von 
einem großen Dunkelfeld beim tradierten Antisemitismus auszugehen 
(Liebig, 2023), so schien in den letzten Jahren doch zumindest ein Be-
fund relativ sicher zu sein: Antisemitismus wurde vor allem von Menschen 
geteilt, die generell einer Ideologie der Ungleichwertigkeit anhingen. An-
gesichts des Angriffs der Hamas im Oktober 2023 und der Reaktionen, 
die dieser weltweit auslöste, ist dieser Befund in seiner Eindeutigkeit nicht 
mehr haltbar, wurde doch die erwähnte, drastische Zunahme an antise-
mitischen Vorfällen durch eine parallele Entwicklung begleitet: Unmit-
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telbar nach dem Angriff auf Israel kam es trotz der offenkundig antisemi-
tischen, antifeministischen und sexistischen Gewaltexzesse spontan zu 
einer Solidarisierung mit der Terrororganisation Hamas. Allerdings ging 
diese nicht von der extremen Rechten aus, sondern von Bewegungen, die 
allen Grund gehabt hätten, sich eher mit den Opfern zu solidarisieren als 
mit den Tätern. Bewegungen, die sich nicht nur offen mit der Terrororga-
nisation solidarisierten, sondern auch offenen Antisemitismus als Binde-
glied nutzten (die in New York ausgegebene Parole »Queer for Palestine« 
brachte die überraschende Situation nolens volens auf den Punkt). Was 
im ersten Moment als Bruch erschien, muss im Rückblick eher als ein er-
neutes Aufbrechen bereits existierender antisemitischer Ressentiments in 
linken Bewegungen gewertet werden. Denn er war dort schon seit dem 
19. Jahrhundert präsent (Diner, 1984; Hanloser, 2020).

Der moderne Antisemitismus entstand nicht zufällig in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, als verschiedene Klassen durch die Durch-
setzung der kapitalistischen Wirtschaftsform vorher sichere Privilegien und 
Werte verloren (Kiess et al., 2020; Kiess, 2021). Spezifisch modern ist der 
Antisemitismus deshalb, weil er im Gegensatz zum traditionellen (christ-
lichen) Antijudaismus auf einer (pseudo-)wissenschaftlichen Begründung 
beharrt (stellvertretend für weitere Autoren Longerich, 2021). Die Juden 
wurden mit der Moderne gleichgesetzt und für den Niedergang der bäu-
erlichen Wirtschaft, des traditionellen Handwerks sowie die Marktab-
hängigkeit der kleinen Händler bzw. des (entstehenden) Kleinbürgertums 
insgesamt verantwortlich gemacht. Für die restaurativen politischen Mi-
lieus im Wilhelminischen Kaiserreich wurde der Antisemitismus zu einem 
»politischen Code«: Als Erkennungsmerkmal über verschiedene soziale 
Schichten und politische Milieus hinweg machte er jene gesellschaftli-
chen Kräfte erkennbar, die sich gegen Emanzipationsbewegungen rich-
ten (Ṿolḳov, 2000). 

Diese breite Präsenz des Antisemitismus mit Beginn der bürgerlichen 
Gesellschaft wird heute als Reaktion auf die Moderne und damit als mo-
derner Antisemitismus verstanden (Holz, 2001). Obwohl er in einem Wi-
derspruch mit universalistischen Zielen stand, war Antisemitismus auch 
in der Arbeiterbewegung und in kommunistischen und sozialistischen 
Bewegungen verbreitet. Der Antisemitismus trat in dieser Zeit nicht nur 
in seiner Funktion als Ressentiment, sondern als Welterklärungsideologie 
hervor. Dass aber auch innerhalb der Arbeiterbewegung antisemitische 
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Motive bemerkbar wurden, lag an »strukturellen Merkmalen«, die bis heu-
te vorhanden und für die Ausprägung des Ressentiments auch in der Lin-
ken mit verantwortlich sind: Gemeint ist jener Antikapitalismus, der im 
»Juden« personifiziert und bekämpft werden kann (Postone, 1986; Haury, 
2019). Diese Personifizierung und die Konstruktion von identitären Kol-
lektiven sind bis heute existierende Motive. Klaus Holz (2001) weist in 
der Konstruktion von nationalen Kollektiven jene Logiken aus, die sich 
auch in linken oder sozialistischen Bewegungen zu einer Gegenüberstel-
lung des eigenen mit einem absoluten anderen führen. Dieses Gedanken-
konstrukt findet sich über das doppelt bestimmte »Volk« – als Klassen-
position und als Bild ethnischer Homogenität – bis in antiimperialistische 
Bewegungen hinein wieder (ebd., S. 480).

Was Holz insbesondere im Nationalismus findet, ist als Wir-Gruppen- 
Phantasma auch in anderen Formen innerhalb der Linken präsent. Wäh-
rend im postnationalsozialistischen Deutschland in Ost und West zunächst 
eine große Akzeptanz des israelischen Staats existierte, schlug die Stim-
mung bald um. Nach dem Sechstagekrieg kam es zu einem massiven Ver-
lust der Solidarität innerhalb der Linken. Die westdeutsche Linke positio-
nierte sich nicht nur propalästinensisch, sondern bezog auch eine dezidiert 
antiisraelische, antizionistische Position (Haury, 1992). Zugunsten der 
»antikolonialen Eindeutigkeiten« (Kloke, 1994, S. 288) trat also bereits in 
dieser Zeit auch innerhalb der deutschen Linken das Bewusstsein um die 
Besonderheit und Widersprüche des Konflikts zurück. Immer deutlicher 
erkennbar wurde dagegen die »Seelenverwandtschaft« (ebd., S. 323) von 
Antizionismus und Antisemitismus, die sich seit den 1960er Jahren durch 
Gewaltakte bis hin zu Brand- und Terroranschlägen der radikalen Linken 
offenbarte (ebd., passim). 

Auch die verkürzte Kapitalismuskritik ist in globalisierungskritischen 
Bewegungen wie Attac bis in die jüngste Gegenwart zu finden (Knothe, 
2009). In der Paarung von Antikapitalismus mit Antiamerikanismus (Knap-
pertsbusch & Kelle, 2010) zeigte sich darüber hinaus eine weitere in der 
Linken vorhandene Möglichkeit zur Umwegkommunikation des Antise-
mitismus (Claussen, 1992; Diner, 2003; Beyer & Liebe, 2010). Zudem of-
fenbarte der israelbezogene Antisemitismus der Linken auch eine neue 
Spielart des Sekundärantisemitismus (Schönbach, 1961), einem spezifisch 
deutschen Phänomen, das eine Schuldabwehr durch Opfer-Täter-Umkehr 
ermöglicht.



141

4. Antisemitismus als individuelles  Ressentiment und gesellschaftliches  Sediment

Wie bei der Forschung zum vorhandenen Antisemitismus in der Ge-
samtgesellschaft werden auch bei der Untersuchung von dessen Verbrei-
tung in progressiven Gruppen nicht nur individuelle Ressentiments be-
trachtet. Der »handfeste[] Skandal einer ›Linken‹, die derlei Denkformen 
nicht nur toleriert, sondern in vielen Grundzügen teilt« (Haury, 1992, 
S. 126), führt zur Frage nach den Ursachen für das andauernde und heu-
te verstärkte Auftreten des Antisemitismus. Für die Bundesrepublik lässt 
sich zwar festhalten, dass sich im Antizionismus und im israelbezogenen 
Antisemitismus relativ offen ein Schuldabwehrantisemitismus zeigt. Aber 
die Frage ist damit noch nicht ausreichend beantwortet, lassen sich diese 
Ressentiments doch nicht nur in der deutschen Linken finden. Seit dem 
Golfkrieg wurden israelbezogene Ressentiments und Verschwörungs-
erzählungen international immer dominanter (Brumlik, 1991) – so auch 
im Gefolge der Anschläge auf das World Trade Center in New York am 
11. September 2001 (Arnold, 2016; Salzborn, 2019). Auch zeigte sich die 
US-amerikanische und französische Linke genauso vom israelbezogenen 
Antisemitismus getragen (Forster, 1979; Eckmann, 2005) wie jene in Ös-
terreich (Reiter, 2001) und der Schweiz (Späti, 2005). Dass derlei antise-
mitische Ressentiments in vielen Ländern verbreitet sind (Brosch et al., 
2007; Hanloser, 2020), führt nur noch deutlicher vor Augen, wie dring-
lich die Suche nach den Ursachen ist. 

Zwar wird in jüngeren Veröffentlichungen noch mit Zurückhaltung 
von einem »postkolonialen Antisemitismus« gesprochen (Weyand, 2024), 
aber es zeichnet sich eine Linie der Delegitimierung Israels ab, die von 
einem antisemitischen Antizionismus über den israelbezogenen Antise-
mitismus (Heyder et al., 2005; Frindte & Wammetsberger, 2008) hin zum 
postkolonialen Antisemitismus führt (Kempf, 2015; Schwarz-Friesel, 2020; 
Holz & Haury, 2021; Haury, 2024). Mehr noch: In postkolonialen Bewe-
gungen gegen einen fiktiven »Siedlerstaat« Israel treten heute neue Moti-
ve des Antisemitismus in den Vordergrund (Edthofer, 2017). 

Doch die Postcolonial Studies bilden nicht die einzige Traditionslinie im 
Zuge des Poststrukturalismus, in der sich Anschlussstellen für die Legiti-
mation von antisemitischen Ressentiments finden lassen. Auch Klimabe-
wegungen und queere oder feministische Bündnisse sind in den letzten 
Jahren offener für antisemitische Motive geworden (Stögner, 2019; Pot-
ter & Lauer, 2023). Während für Vertreterinnen der zweiten Frauenbewe-
gungen in der Bundesrepublik wie etwa Gudrun-Axeli Knapp die Ausei-
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nandersetzung mit der eigenen generationalen Verstrickung in den Natio-
nalsozialismus noch integraler Bestandteil feministischer Theoriebildung 
war (Knapp, 2012, S. 150ff.), ist Antisemitismus innerhalb emanzipativer 
Theorien und Bewegungen heute ein blinder Fleck. Dabei wäre eine Be-
schäftigung mit ihm auch für sie nicht nur eine Auseinandersetzung mit 
den eigenen Ressentiments, sondern integraler Bestandteil der Kritik einer 
Gesellschaft, die diese hervorbringt.

Empirische Untersuchung: Die Messung des Antisemitismus 
und der politischen Verortung

Einen ersten Zugang zur Auseinandersetzung mit dem antisemitischen 
Ressentiment in progressiven oder linken Gruppen bietet der Blick auf 
dessen dortige Verbreitung. Ob hierfür eine Erfassung derselben Motive 
in Betracht kommt, die sich in rechtsautoritären Milieus beobachten las-
sen, muss aus guten Gründen infrage gestellt werden. Der Antisemitis-
mus hat – entsprechend der jeweils zeitgenössisch relevanten Identitäts-
verständnisse (Longerich, 2021, S. 12) – unterschiedliche Motive, Narrative 
und »Argumente« entwickelt und damit ein »Arsenal an ›Wissen‹ über die 
Juden und ihre Schädlichkeit« angesammelt (ebd., S. 13). Die Wandlungs-
fähigkeit des Antisemitismus drückt sich in unterschiedlichen Motiven 
oder auch Dimensionen aus, die in unseren Studien Schritt für Schritt Be-
rücksichtigung finden. Gleichzeitig lässt sich nicht nur historisch-genetisch 
und sozialpsychologisch – also über die Funktion des Antisemitismus –, 
sondern auch empirisch-statistisch die Kontinuität und der Zusammen-
hang dieser Dimensionen zeigen. 

Im Folgenden berichten wir die Verbreitung unterschiedlicher antise-
mitischer Motive im Frühsommer 2024 in Deutschland. Dabei orientie-
ren wir uns zunächst an der politischen Selbstverortung der Befragten. 
Für die folgenden Berechnungen haben wir die zugrundeliegende zehn-
stufige Skala (»links außen« = 1; »rechts außen« = 10) in eine fünfstufi-
ge Skala verkürzt, um die Darstellungen übersichtlich zu halten. Die Ver-
teilung ist Tabelle 1 zu entnehmen. Wie schon in der Vergangenheit ist 
auffällig, dass sich die meisten Befragten in der politischen »Mitte« veror-
ten, die von zwei etwa gleich großen Gruppen links und rechts von ihr 
flankiert wird. An den Rändern finden wir im Vergleich zu »rechts außen« 
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eine minimal größere Gruppe »links außen«. Insgesamt ist die Verteilung 
aber nahezu glockenförmig.

Da die Frage nach der Selbstpositionierung inhaltlich nicht gerahmt 
ist, erfassen wir nicht, welche Vorstellungen die Befragten von einer »lin-
ken« oder einer »rechten« politischen Position haben. Eine Zuordnung 
zur Parteipräferenz der Probanden zeigt jedoch, dass die Selbstverortung 
mit der Position der bevorzugten Partei im Spektrum in einem gewissen 
Zusammenhang steht. Erwartungsgemäß verorten sich die meisten Be-
fragten auch unter den Parteianhängern politisch in der Mitte (Tab. 2). 
Die AfD und Linkspartei bilden hier die Ausnahmen. Während SPD und 
Grüne einen hohen Anteil von Wählern links der Mitte auf sich vereinen 
können, sich diese aber deutlich weniger dezidiert links außen verorten, 
haben Linkspartei und BSW unter ihren Anhängern relevante Anteile bei 
Menschen mit dieser Selbstverortung. Überhaupt zeigt die Anhänger-
schaft des BSW eine auffällige Verteilung: Zwar verorten sie sich mehr-
heitlich in der politischen Mitte bzw. zu großen Teilen links von ihr, gleich-
zeitig jedoch auch zu über 20 % rechts der Mitte. Insgesamt haben aber 
CDU/CSU und AfD jenes Wählerklientel gebunden, das sich selbst rechts 

Tabelle 1: Verteilung der politischen Selbstverortung in Deutschland (in %)

Links außen 
(N = 137; 

Stufen 1/2)

Links 
(N = 550; 

Stufen 3/4)

Mitte 
(N = 1095; 
Stufen 5/6)

Rechts 
(N = 567; 

Stufen 7/8)

Rechts außen 
(N = 117; 

Stufen 9/10)

5,6 22,3 44,4 23,0 4,7

Tabelle 2: Selbstverortung und Parteipräferenz (Sonntagsfrage; in %)

CDU/ 
CSU

(N = 485)
SPD

(N = 279)
Grüne

(N = 214)
Linke
(N =75)

BSW
(N = 89)

FDP
(N = 73)

AfD
(N = 199)

Partei wahl 
unsicher 
(N = 135)

Links 
außen

2,9 4,3 7,9 34,7 15,7 1,4 0,5 5,2

Links 9,9 39,4 49,1 45,3 25,8 23,2 3,5 27,4

Mitte 48,9 40,9 38,3 14,7 34,8 54,8 21,1 52,6

Rechts 36,7 13,6 4,2 0,7 20,2 16,4 50,8 14,8

Rechts 
außen

1,6 1,8 0,5 1,3 3,4 4,1 24,1 –
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der Mitte verortet, wobei nur die AfD einen großen Teil der Wähler im 
 äußersten rechten Spektrum hat.

Tabelle 3 sind die Zusammenhangsmaße für die verwendeten Dimen-
sionen des Antisemitismus zu entnehmen. Zusätzlich haben wir die Zu-
sammenhänge mit verwandten Einstellungsdimensionen berechnet. Die 
Einzelitems und die Verteilung in der Breite der Bevölkerung sind für alle 
Dimensionen in Kapitel 2 abgebildet. Dort berichten wir auch die Güte-
kriterien für die einzelnen Dimensionen. Bei den hier abgebildeten Zu-
sammenhangsmaßen zeigen sich für die fünf  Antisemitismusdimensionen 
sehr hohe bis hohe Interkorrelationen. Diese Zusammenhänge sprechen 
dafür, dass die Fragebögen einerseits Aspekte eines umfassenderen Phä-
nomens erfassen, gleichzeitig sind die Dimensionen nicht vollständig 
deckungsgleich, gestatten also für den infrage stehenden Antisemitismus 
Differenzierungsmöglichkeiten. Auch die theoretisch angenommene Nähe 
zu Antiamerikanismus, Antikapitalismus und Naturbeherrschung lässt sich 

Tabelle 3: Kreuzkorrelationen der verwendeten Antisemitismusdimensionen

A
nt

is
em

i ti
sc

he
r 

A
nt

iz
io

 ni
sm

us

Is
ra

el
be

zo
 ge

ne
r 

A
nt

is
em

i ti
sm

us

Sc
hu

ld
 ab

w
eh

r
an

tis
em

i ti
sm

us

Tr
ad

ie
rt

er
 

A
nt

is
em

i ti
sm

us

A
nt

i a
m

er
ik

a n
is

m
us

A
nt

i k
ap

ita
 lis

m
us

N
at

ur
 be

he
rr

 sc
hu

ng

Postkolonialer 
Antisemitismus

.84** .67** .4** .57** .31** .32** .19**

Antisemitischer 
Antizionismus

– .71** .38** .59** .29** .33** .22**

Israelbezogener 
Antisemitismus

– – .54** .63** .24** .27** .18**

Schuldabwehr-
antisemitismus

– – – .46** .2** .26** .12**

Tradierter 
Antisemitismus

– – – – .27** .22** .22**

Antiamerikanismus – – – – – .3** .06**

Antikapitalismus – – – – – – .02

Pearson **p < .001
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nachweisen. Die geringeren Zusammenhänge sprechen aber für eigen-
ständige Phänomene. 

Zur Überprüfung der Antisemitismusdimensionen haben wir zusätz-
lich zu den in Kapitel 2 berichteten Gütekriterien eine konfirmatorische 
Faktorenanalyse gerechnet, bei der wir die Anzahl der Faktoren entspre-
chend der fünf angenommenen Dimensionen (antizionistischer, postko-
lonialer, israelbezogener und tradierter Antisemitismus sowie Schuldab-
wehrantisemitismus) vorgegeben haben. Ziel ist es abzusichern, dass mit 
den Dimensionen jeweils ein Konstrukt gemessen wird. Der Modellfit ist 
gut, die starken Zusammenhänge mit dem Faktor zweiter Ordnung sind 
ein weiterer Hinweis dafür, dass mit den Dimensionen ein Phänomen, in 
unserem Fall Antisemitismus, gemessen wird (vgl. Tab. 4). 

Tabelle 4: Ergebnis der konfirmatorischen Faktorenanalyse (Zusammenhangsma-
ße der Dimensionen mit dem Modell bzw. der Items mit der jeweiligen Dimension)

Faktor 2. Ordnung Antisemitismus

Ladung der Dimensionen auf  
den Faktor 2. Ordnung

.98 .99 .86 .49 .7

Ladung der Items auf die 
Dimensionen

AnZ PoK IAS SAS TAS

Item 1 .85 .75 .77 .72 .81

Item 2 .85 .73 .8 .89 .9

Item 3 .87 .83 .85 .66 .88

AnZ = antisemitischer Antizionismus; PoK = postkolonialer Antisemitismus; IAS = israelbezogener 
Antisemitismus; SAS = Schuldabwehrantisemitismus; TAS = tradierter Antisemitismus; Item-Formu-
lierung siehe Kap. 2

Die Befunde: Das antisemitische Ressentiment entlang 
 Parteipräferenz und politischer Selbstverortung

Von Interesse ist nun die Verbreitung der antisemitischen Ressentiments 
entlang der Parteipräferenz und der politischen Selbstverortung. Für die 
folgenden Berechnungen haben wir nur die manifeste Zustimmung je 
Dimension herangezogen, also einen Grenzwert genutzt: Wer durch-
schnittlich allen drei Aussagen je Dimension zustimmt (≥ 12), weist eine 
entsprechende antisemitische Einstellung auf.
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Zwischen den Anhängern der Parteien finden wir deutliche Unterschie-
de. Unter den Wählern der AfD besteht die höchste Zustimmung zu anti-
semitischen Ressentiments auf  allen Dimensionen (Tab. 5). In Anbetracht 
der weiten Verbreitung des Schuldabwehrantisemitismus ist es nicht über-
raschend, dass er unter den Anhängern aller Parteien die am stärksten 
ausgeprägte Erscheinungsform des Antisemitismus ist. Das gilt auch für 
Parteien, deren Wähler sich für tradierten Antisemitismus nicht offen 
zeigen, wie die Grünen, das BSW oder die Linkspartei. Unter deren Par-
teianhängern finden wir dafür häufiger antisemitischen Antizionismus 
und postkolonialen Antisemitismus. In der Zustimmung zum antisemiti-
schen Antizionismus sind sich die Wähler von AfD und Linkspartei ver-
wandt. Überraschenderweise findet postkolonialer Antisemitismus die 
höchste Zustimmung bei AfD-Wählern. Die Ablehnung des Kolonialis-
mus gehört zwar nicht zum ideologischen Bestand der AfD, aber diese 
Legitimation des Antisemitismus wird dennoch genutzt. 

In Grafik 1 sind die antisemitischen Ressentiments entlang der Selbst-
verortung aufgeschlüsselt und es zeigt sich ein eindeutiges Ergebnis: Anti-
semitismus ist links außen auf (fast) allen Dimensionen zustimmungs-
fähiger als links der politischen Mitte, in der Mitte oder rechts der Mitte. 
Rechts außen erfahren die Aussagen die höchste Zustimmung. Zwei Aus-
nahmen bestehen. Die eine ist der Schuldabwehrantisemitismus: Ihn tref-
fen wir mit knapp 17 % bei Befragten links außen seltener an als bei den 

Tabelle 5: Manifeste Zustimmung in den Dimensionen des Antisemitismus abhän-
gig von der Parteipräferenz (in %)

CDU/
CSU SPD

Die 
Grünen FDP AfD

Die 
Linke BSW

Parteiwahl 
unsicher

Tradierter 
Antisemitismus

2,1 4,7 0,5 2,7 15 – 1,1 0,7

Israelbezogener 
Antisemitismus

5,5 7,2 3,2 5,5 22,4 1,3 1,1 8,1

Schuldabwehr-
antisemitismus

32,0 23,3 13,9 24,7 50,2 18,7 26,7 23,1

Postkolonialer 
Antisemitismus

3,3 4,7 4,2 4,1 14,5 6,7 4,4 2,3

Antisemitischer 
Antizionismus

5,1 5,4 7,4 6,8 15,0 16,0 8,9 3,8
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anderen Teilnehmern der Erhebung, also auch seltener als links der Mit-
te und in der Mitte. Die zweite Ausnahme ist, dass dem postkolonialen 
Antisemitismus links außen etwas mehr zugestimmt wird als rechts außen. 
Im Grunde ist dieser Befund erwartungskonform. Eher erstaunlich ist, 
dass Befragte, die sich selbst sehr weit rechts positionieren, dennoch 
einen Echoraum für diese Form des Antisemitismus bieten. Wer sich rechts 
außen verortet, dem ist unabhängig von dessen ideologischer Aufladung 
jedwede Form von Antisemitismus zur Begründung seines bestehenden 
Ressentiments recht.

Antisemitismus in der Linken im Zeitverlauf

In den Erhebungen der vergangenen Jahre haben wir wiederholt die Fra-
ge nach der politischen Selbstverortung gestellt (2016–2024). Während 
wir von Anfang an nach dem tradierten Antisemitismus fragten, haben 
wir weitere Dimensionen des Antisemitismus zwar auch periodisch, aber 
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mit unterschiedlichen Fragebögen erhoben. Erst seit 2018 setzen wir kon-
stant einen Fragebogen zum Schuldabwehrantisemitismus ein, seit 2020 
einen gleichbleibenden Fragebogen zum israelbezogenen Antisemitismus. 
Beim oben berichteten Vergleich der Zustimmungswerte zwischen den 
politischen Gruppen ist keine Auskunft über die Differenzen innerhalb 
der jeweiligen Gruppen zu gewinnen. Weil wir in diesem Kapitel einen 
Fokus auf  den Antisemitismus unter Linken legen, betrachten wir für die-
se Gruppe noch einmal vertiefend den Langzeitverlauf. Mit unseren Daten 
können wir die Entwicklung der Einstellung innerhalb der Gruppe »links 
außen« seit 2016 nachzeichnen (vgl. Grafik 2).

Der tradierte Antisemitismus war innerhalb der Gruppe »links außen« 
2016 und 2018 zunächst unterdurchschnittlich repräsentiert. 2020 kam es 
zu einem Anstieg auf 4,6 % manifester Zustimmung zu allen drei Aussa-
gen des tradierten Antisemitismus und damit zu einer geringfügig höhe-
ren Zustimmung als im Mittelwert von 3,6 % für dieses Jahr (vgl. Kap. 2). 

Nachdem für den tradierten Antisemitismus im Jahr 2022 keine ma-
nifeste Zustimmung verzeichnet wurde – 2022 war ein Jahr mit insge-
samt niedrigen Zustimmungswerten –, liegt der Wert im Jahr 2024 bei 
6,6 %. Überhaupt sehen wir 2024 auf allen Dimensionen einen massiven 
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Anstieg. Innerhalb der Gruppe »links außen« ist Antisemitismus verbrei-
tet, der antisemitische Antizionismus wird von jedem vierten Befragten 
geteilt. Diese Ergebnisse sprechen dafür, dass die offene Äußerung des 
Ressentiments innerhalb des politischen Milieus auf ein Klima der Ak-
zeptanz oder zumindest Duldung stößt.

Autoritarismus und Antisemitismus

In der Literatur wird als wichtiger Einflussfaktor auf  das antisemitische 
Ressentiment das Autoritäre Syndrom diskutiert. Hierzu gehören Dimen-
sionen des Sadomasochismus (autoritäre Aggression, Unterwürfigkeit und 
Konventionalismus) sowie die Dimensionen des Fetischismus (Verschwö-
rungsmentalität und Aberglaube) (vgl. Decker et al., 2020). In Grafik 3 ist 
zu sehen, dass unter den links außen Positionierten die autoritären Aggres-
sionen (deutlich) ausgeprägter sind als links und in der Mitte. Auch die Be-
tonung von Konventionen, Verschwörungsmentalität und Aberglaube fin-
den sich links außen häufiger als dort. Dennoch bleibt sehr deutlich, dass 
bis auf  den Aberglauben alle anderen Dimensionen in Milieus rechts bzw. 
rechts außen häufiger anzutreffen sind. Diese Verteilungen wollen wir in 
den folgenden Analysen der Einflussfaktoren für die verschiedenen Aus-
drucksformen des Antisemitismus vertieft untersuchen.

Um den Zusammenhang mit dem antisemischen Ressentiment zu be-
stimmen, haben wir einen Summenwert über alle fünf Dimensionen des 
Antisemitismus gebildet. Damit haben wir ein Maß zur Ausprägung des 
Antisemitismus unabhängig davon, welche Ausdrucksform für das Be-
dürfnis gewählt wird. Die bivariate Korrelation zwischen Antisemitismus 
und autoritären Bedürfnissen zeigt den Zusammenhang zwischen bei-
dem an. Der Korrelationskoeffizient kann Werte zwischen -1 und +1 an-
nehmen und zeigt an, dass entweder ein negativer Zusammenhang (wenn 
der Antisemitismuswert hoch ist, ist die entsprechende autoritäre Orien-
tierung niedrig) oder ein positiver Zusammenhang (wenn der Antisemi-
tismuswert hoch ist, ist auch die entsprechende autoritäre Orientierung 
hoch) besteht. Auch in unserer Untersuchung wird die These vom Ein-
fluss des Autoritarismus gestützt (vgl. Tab. 6).

Nahezu alle Elemente des Autoritarismus korrelieren sehr hoch mit 
dem Antisemitismus. Es bestätigt sich der enge Zusammenhang zwischen 
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den autoritären Bedürfnissen und der Ausbildung des Antisemitismus. In 
welcher Relation sie zueinander und zur Selbstverortung stehen und ob 
sie mit anderen Faktoren zur Erklärung des Antisemitismus herangezo-
gen werden können, ist allerdings damit noch nicht geklärt. 

Mit einer Regressionsanalyse kann dieses Verhältnis verschiedener 
Faktoren beim Zustandekommen des Antisemitismus bestimmt werden. 
Diese statistische Auswertungsmethode gestattet es, die bisher dargestell-
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Grafik 3: Verbreitung der Elemente des Autoritären Syndroms nach Links-rechts-
Selbsteinschätzung (in %)

Unterschiede zwischen den Gruppen politischer Selbstverortung signifikant; Pearson **p < .01

Tabelle 6: Bivariate Korrelation zwischen dem Antisemitismus (Summenwert) und 
den Elementen des Autoritarismus

Sadomasochismus Fetischismus

Autoritäre 
Aggres-
sionen

Autoritäre 
Unterwürfig-

keit
Konven-

tionalismus
Verschwörungs-

mentalität
Aber-

glaube

Antisemitismus .42** .43** .41** .43** -.05**

Signifikante Zusammenhänge **p < .001
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ten Zusammenhänge sowie weitere Einflussfaktoren (z. B. die Soziode-
mografie) gewichtet zueinander abzubilden. Wir ziehen zur Gewichtung 
verschiedener Einflüsse wieder den Summenwert über alle Antisemitis-
musformen heran (Tab. 7). Es zeigt sich, dass die Links-rechts-Selbstein-
schätzung einen geringen signifikanten Einfluss auf die Ausprägung des 
Antisemitismus hat. Die in der Tendenz höheren Werte bei Befragten, die 
sich rechts außen verordnen, finden sich hier wieder. Die gesellschafts-

Tabelle 7: Einflussfaktoren auf antisemitische Ressentiments 

Prädiktoren
Antisemitische 
Ressentiments

Gesellschaftspolitische Wahrnehmung

Zukunftsblick sehr verändert .11**

Nationale wirtschaftliche Lage (schlecht) .1**

Antikapitalismus (hoch) .16**

Links-rechts-Selbsteinschätzung (rechts) .04*

Autoritäres Syndrom

Sadomasochismus Autoritäre Aggressionen .09**

Autoritäre Unterwürfigkeit .12**

Konventionalismus .16**

Fetischismus Verschwörungsmentalität .21**

Aberglaube (niedrig) -.07**

Weitere psychosoziale Faktoren

Ambiguitätstoleranz (niedrig) .17**

Esoterik (hoch) .05**

Wunsch nach Naturbeherrschung (hoch) .05**

Soziodemografie

Alter (niedrig) -.05*

West/Ost (Ost) .08**

Geschlecht –

Bildung (niedrig) -.06**

Äquivalenzeinkommen (hoch) .05*

Eigene wirtschaftliche Lage (subjektive Einschätzung) –

Lineare Regression, korrigiertes R-Quadrat = .45; signifikante Zusammenhänge **p < .01; *p < .05
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politischen Veränderungen haben einen größeren Einfluss, unabhängig 
voneinander wirkt sich eine wahrgenommene wirtschaftliche Krise und 
ein veränderter Zukunftsblick durch eine Zunahme des Antisemitismus 
aus. Allerdings gehören zu den deutlichsten Einflussfaktoren weiterhin die 
Elemente des Autoritären Syndroms, bei den sadomasochistischen Dimen-
sionen fallen der Wunsch nach Autorität und die Betonung von Konven-
tionen besonders auf. Die autoritären Aggressionen treten demgegenüber 
in den Hintergrund, obwohl sie die höchste bivariate Korrelation mit dem 
Antisemitismus aufweisen (vgl. Tab. 6). Der Grund hierfür liegt wahr-
scheinlich darin, dass autoritäre Aggressionen im Antisemitismus ihren 
Ausdruck finden und deshalb als Ursache hinter die anderen Dimensio-
nen zurücktreten. Groß ist auch der Einfluss der Verschwörungsmentali-
tät, der Aberglaube bleibt bei dem bereits in der bivariaten Korrelation 
beobachteten Zusammenhang (vgl. Tab. 6). Die Unfähigkeit, Differenz 
und Vielgestaltigkeit auszuhalten, erhöht den Hang zum antisemitischen 
Ressentiment deutlich. 

Von den soziodemografischen Merkmalen haben folgende Faktoren 
gleichermaßen einen geringen, aber signifikanten Einfluss auf das mit 
fünf Dimensionen des Antisemitismus abgebildete Ressentiment: Jünge-
re und Menschen mit niedrigerem Bildungsabschluss neigen ihm eher zu, 
auch unter Ostdeutschen findet sich das Ressentiment häufiger. Ähnlich 
wie die Relevanz eines niedrigen Alters beim Zustandekommen des Anti-
semitismus ist der Zusammenhang mit einem höheren Einkommen über-
raschend. Das Modell hat mit einem korrigierten R-Quadrat von .45 eine 
sehr hohe Erklärungskraft, erfasst also 45 % der Varianz des zusammen-
gefassten antisemitischen Ressentiments.

Diskussion

Um die Entwicklung des Antisemitismus, seine Wandelbarkeit und An-
passungsfähigkeit an gesellschaftliche Normen erfassen zu können, ha-
ben wir in diesem Jahr zwei neue Dimensionen aufgenommen. Mit dem 
postkolonialen Antisemitismus und dem antisemitischen Antizionismus 
sollten insbesondere Motive des Judenhasses in politisch linken Milieus 
erfasst werden. Die Überprüfung der neuen Dimensionen zeigte ihre Eig-
nung, Antisemitismus zu erfassen. Nicht nur sind die Fragebögen in sich 
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konsistent, sie stehen auch in einem engen, aber abgrenzbaren Verhältnis 
zueinander. Schließlich lassen sie sich ausreichend von weiteren, verwand-
ten Konstrukten (Antikapitalismus, Antiamerikanismus) abgrenzen.

Die nach insgesamt fünf  Dimensionen differenzierte Betrachtung des 
Antisemitismus erbrachte dann einen deutlichen Befund: Er ist unabhängig 
von der politischen Selbstverortung oder Parteipräferenz weit verbreitet. 
Die Ergebnisse der Regressionsanalyse zeigen, dass die Selbstverortung 
nur ein Faktor mit kleiner Erklärungskraft für das Vorliegen des antisemi-
tischen Ressentiments ist. Um die Bedeutung der von uns oben vorgestell-
ten Ergebnisse richtig einzuschätzen, muss der Stellenwert von Prozent-
angaben berücksichtigt werden. Diese sind eine gute Möglichkeit, die 
Verbreitung entsprechender Ressentiments zu verdeutlichen, aber der 
Schluss, dass sich der Judenhass auf  diejenigen mit der manifesten Einstel-
lung begrenzen lässt, ist falsch. Die Prozentangaben müssen als Hinweis 
darauf verstanden werden, wie stark das jeweilige politische Milieu von 
einem Grundtenor geprägt ist, und es zeigt sich, dass in allen politischen 
Milieus der Bundesrepublik Antisemitismus zum Alltagssound gehört. 

Die Regressionsanalyse hebt hervor, dass soziodemografische Merk-
male wie Alter und Einkommen sowie politische Einstellungen und die 
eigene Positionierung keinen oder geringe und teilweise überraschende 
Einflüsse auf den Antisemitismus haben. Mit Blick auf den Ausgangs-
punkt dieses Kapitels wird deutlich, dass Antisemitismus zwar in neona-
zistischen Milieus (rechts außen) leichter und offener geäußert wird, aber 
die antisemitischen Ressentiments innerhalb der Linken als Reaktion auf 
den 7. Oktober 2023 vor allem einen Judenhass offenbaren, der in diesem 
Milieu bereits seit Längerem existiert. Auch in Gruppen, die dem eigenen 
Anspruch nach emanzipative Ziele verfolgen und in denen der Wunsch 
nach einer gerechteren Welt vorherrschend ist, ist Antisemitismus anzu-
treffen (Schäfer & Dalbert, 2013). 

Während in der bundesdeutschen Linken bisher der Antisemitismus 
nicht so deutlich zutage trat, weil Schuldabwehrantisemitismus und tra-
dierter Antisemitismus innerhalb der Linken lange gegen soziale Normen 
verstießen, werden ideologienähere Formen gewählt. Und doch ist offen-
sichtlich, dass bei der Relativierung des Holocausts angesichts der Kolo-
nialverbrechen im Grunde auch Schuldabwehrantisemitismus eine Rolle 
spielt. Zwar ist Micha Brumlik zuzustimmen, dass »Erinnern und Geden-
ken […] kein Nullsummenspiel« (Brumlik, 2022, S. 138) sind, die Thema-
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tisierung von Shoah und Kolonialverbrechen also nicht zwangsläufig auf 
Kosten des jeweils anderen gehen muss. Aber wenn in der Konsequenz 
die Shoah relativiert wird, indem beispielsweise die Politik Israels dämo-
nisiert und mit dem Nationalsozialismus gleichgesetzt wird, dann zeigt das 
eine konstitutionelle Schwäche nicht nur der deutschen Linken im Um-
gang mit Antisemitismus an.

Die minimale Verschiebung der Motive begründete den Verdacht, dass 
auch in den neuen Erscheinungsformen die Funktion des Antisemitis-
mus am Wirken ist. Heute werden Juden nicht mehr gehasst, weil sie einer 
»fremden Rasse« angehörten, sondern weil sie »Rassisten« seien. Sie sind 
nun nicht mehr bedrohlich, weil sie »heimatlos« sind, sondern weil sie in 
Israel eine Heimat haben (Simons, 2023) Unsere Ergebnisse bestätigen 
wieder die Erkenntnis des Kulturphilosophen David Koigen: »Jede Epo-
che konstruiert sich ihr eigenes Judentum« (Koigen, 1934, S. 5). Oft ge-
nug kommen dann auch und gleichzeitig die tradierten antisemitischen 
Tropen wieder zu ihrem Recht, denn auch in dieser Heimat seien sie Fremd-
körper, nämlich Kolonialisten, die sich geradezu biblischer Verbrechen 
schuldig machten. Die Bildsprache der Propaganda der Hamas und ihrer 
Unterstützer weist entsprechend eindeutige Kontinuitätslinien auf. 

Zu guter Letzt zeigt sich die Identitätslogik in der poststrukturalisti-
schen Theorie in einem absurden, aber vorläufigen Endpunkt. Ihre augen-
fällige Entwicklung von einer Kritik der Identitätslogik hin zur Identi-
tätspolitik in der bewegungsförmigen Linken kann helfen, das Erstarken 
des Antisemitismus besser zu verstehen (Chaouat, 2024). Mit der Beto-
nung von Gruppenidentitäten wurden nicht nur die Forderungen der 
 autoritär-völkischen Rechten legitimiert und unter der Hand der Univer-
salismus aufgegeben (Lilla, 2017). Es wird darüber hinaus sichtbar, wie 
stark der Wunsch nach Eindeutigkeit und autoritärer Sicherheit auch in 
den gesellschaftlichen Gruppen ist, deren Gesellschaftsbilder diesen eigent-
lich entgegenstehen. Hier wie dort wurde und wird die Gruppenidentität 
mit immer neuen Ausschlüssen erkauft (Knapp, 1994). 

In den Reak tionen innerhalb der Linken – in Deutschland und inter-
national – wird deutlich, wie viel mehr als in der Rechten dort lange Zeit 
die Kommunikations latenz gegriffen hat (Liebig, 2023). Der israelbezo-
gene Antisemitismus in seinen unterschiedlichen Erscheinungsformen 
ist Ausdruck eines Autoritarismus der »Gerechten«, die sich gleichzeitig 
in der binären Ordnung der Gesellschaft und ihrem Identitätszwang hal-
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ten müssen und diesen doch kritisieren wollen (Decker, 2023). Die Es-
sentialisierung von Identität findet sich heute nicht nur in den neonazis-
tischen Gruppen wie etwa der »Identitären Bewegung« und in der Neuen 
Rechten als dominantem Teil der AfD, sondern hat sich ausgerechnet 
unter Bezugnahme auf die poststrukturalistischen Theorien auch in lin-
ken Milieus durchsetzen können. Das verwundert nicht nur ihre frühen 
Vertreter (Koschorke, 2023). Geschuldet ist dies zum Teil der Theorie, 
hat sie doch durch die Absehung von der Kritik an der die Gesellschaft 
beherrschenden Totalität des Warentauschs auch das theoretische Hand-
werkzeug für die Reflexion der individuellen Sozialisationsbedingungen 
ins Abseits gestellt. Das Ergebnis ist eine in Teilen illiberale Linke (Ko-
váts, 2024) und ein Antisemitismus, der seit einigen Jahren gerade in 
Gruppen mit ausgeprägten Gerechtigkeitsnormen immer offener zutage 
tritt.

Im Moment der Zuspitzung der ökonomischen Krisen verschärft sich 
die autoritäre Dynamik und mit ihm der Antisemitismus in den verschie-
denen Erscheinungsformen. Es tritt damit immer deutlicher hervor, was 
als tektonische Plattenverschiebung schon früh registriert worden ist (Di-
ner, 2004). Antisemitismus bekommt damit die Funktion einer Brücken-
ideologie. Die dadurch entstehende politische Funktion des Antisemitis-
mus ist auf den ersten Blick nicht neu, sie erinnert an jenen »politischen 
Code«, als welcher der Antisemitismus im Wilhelminischen Kaiserreich 
beschrieben worden ist (Ṿolḳov, 2000). Nicht übersehen werden sollte 
aber, dass es gegenüber dieser geschichtlichen Situation bedeutsame Ver-
änderungen gibt, die wir abschließend noch einmal hervorheben wollen. 

Antisemitismus ist nicht mehr ein Code, an dem sich jene erkennen, 
die sich gegen gesellschaftliche Emanzipations- und Modernisierungs-
prozesse wenden, also von antimodernen und antiaufklärerischen Bewe-
gungen. Vielmehr tritt eine andere Brückenfunktion des Antisemitismus 
deutlicher in den Vordergrund: Er wird links wie rechts in dem Maße 
desto häufiger gebraucht, je stärker die Gesellschaft durch die Identitäts-
logik geprägt ist. In der gut »sortierten Gesellschaft« (Richardt, 2018) 
macht sich die Ambivalenz der Identität ausgerechnet in den gesellschaft-
lichen Bewegungen bemerkbar, denen es dem eigenen Anspruch nach um 
die Überwindung der gesellschaftlich homogenisierenden Gewalt geht.

An der Bedeutung des Antisemitismus auch in progressiven Milieus 
lässt sich ablesen, wie sehr die Betonung von Identität mit einer Schwä-
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chung des Universalismus einhergeht (Furedi, 2018). Die poststruktura-
listische Theorie, selbst einmal als Kritik der Identitätslogik und des 
Identitätszwangs gestartet, gerät immer stärker in den Sog der Essentiali-
sierung von Identität (Stender, 2013; Stögner, 2019; Potter & Lauer, 2023). 
Das antisemitische Ressentiment ist weiterhin das gesellschaftliche Sedi-
ment im Individuum, ein »eingeschliffenes Schema, ja ein Ritual der Zi-
vilisation« (Horkheimer & Adorno, 1944, S. 200) und eine »dunkle Res-
source« moderner Gesellschaften (Decker & Reimer-Gordinskaya, 2024). 
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Einleitung 

Sie ist kinderlos, derzeit in aller Munde und hat viele, viele Katzen. Die 
»crazy cat lady« oder »childless cat lady«, wie der republikanische Vize-
präsidentschaftskandidat J. D. Vance unter anderem die demokratische 
Präsidentschaftskandidatin Kamala Harris 2021 bezeichnete (Miller, 2024), 
ist längst zum Symbol eines Kulturkampfes um Geschlechterrollen und 
-bilder geworden. Sie ist das Schreckgespenst jener, die den Kern von 
Weiblichkeit in Mutterschaft und in der Unterordnung unter männliche 
Dominanz sehen. Sie ist zugleich zum Ideal derjenigen aufgestiegen, die 
sich gegen diese traditionellen Vorstellungen emanzipieren wollen. Letz-
tere möchten zum Ausdruck bringen, dass ein glückliches und erfülltes 
Leben für Frauen auch ohne Mann und Kinder möglich ist. Erstere 
möchten, dass die alleinstehende Frau ohne Familie von gesellschaftli-
chen Möglichkeiten, von Anerkennung und Macht ausgeschlossen bleibt. 
Der Versuch, Kamala Harris als »childless cat lady« zu delegitimieren, 
zeigt: Antifeminismus »sells«. Im Fall von J. D. Vance zeigt sich zugleich, dass 
Antifeminismus selten allein kommt. Denn der republikanische Vizeprä-
sidentschaftskandidat, der sich als Hardliner mit Blick auf das Abtrei-
bungsverbot erwiesen hat und die Haltung vertritt, dass es auch Überle-
benden von Vergewaltigungen nicht erlaubt sein sollte, eine Schwangerschaft 
abzubrechen (Slattery & Coster, 2024), hängt zugleich Verschwörungser-
zählungen an. Dazu zählt allen voran jene der Wahlmanipulation der US-
amerikanischen Präsidentschaftswahlen 2020 und die Verharmlosung des 
Sturms auf das Kapitol vom 6. Januar 2021 (Mansfield, 2024).
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Die enge Verwandtschaft von Antifeminismus zu Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, rechtsextremer Ideologie und Autoritarismus ha-
ben wir bereits vor zwei Jahren genauer untersucht (Kalkstein et al., 2022). 
Dort fielen die hohen Korrelationen zu Verschwörungsmentalität sowie 
Antisemitismus ins Auge. Dass jemand, der antifeministisch eingestellt 
ist, ebenfalls antisemitische Ressentiments hegt oder, wie in unserem an-
fänglichen Beispiel, auch Verschwörungserzählungen folgt (die häufig 
antisemitisch grundiert sind), ist also statistisch wahrscheinlich. Woher 
diese Verbindung kommt und wie sie sich aktuell zeigt, wollen wir im 
Folgenden genauer beleuchten.

Antifeministische Diskurse beruhen auf Vorstellungen von Natur, 
Natürlichkeit und Eindeutigkeit, die auch für die Verbindung zum Anti-
semitismus relevant sind (Stögner, 2017; vgl. Kap. 2 in diesem Band). Im 
Antifeminismus beziehen sie sich auf Annahmen einer essenzialistischen 
Natürlichkeit von Geschlecht und Heterosexualität, woraus Normalität 
und Legitimität der geschlechterhierarchischen Ordnung abgeleitet wird 
(Mayer & Goetz, 2019, S. 222). Gesellschaftliche Unterschiede werden in 
natürliche uminterpretiert. Antifeminismus ist – wie Antisemitismus auch – 
eingebunden in das »autoritäre Syndrom« (Decker, 2018). Analysiert wur-
de dieser Zusammenhang bereits in der historischen Grundlage dieser 
Studienreihe, den Studien zur autoritären Persönlichkeit (Adorno et al., 
1950). Else Frenkel-Brunswik (1950) untersuchte damals die Verbindung 
zwischen Einstellungen in Geschlechterfragen, Autoritarismus und Anti-
semitismus. Wir wollen im Folgenden an ihre Analysen anknüpfen, sie für 
die deutsche Gegenwartsgesellschaft empirisch überprüfen und ggf. wei-
terentwickeln. 

Theoretisches zu Antifeminismus, Transfeindlichkeit  
und die Verbindungen zum Antisemitismus 

Antifeminismus

Antifeminismus richtet sich als eine politische Bewegung gegen den 
Kampf für geschlechtliche Gleichberechtigung und feministische Eman-
zipationsbestrebungen. Gerade in seiner politischen Ausrichtung lässt er 
sich von Misogynie und Sexismus abgrenzen (Höcker et al., 2020; Kalk-
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stein et al., 2022; Lang & Peters, 2018; Schenk, 1992; Schmincke, 2018). 
Gleichzeitig sind diese Phänomene miteinander verwoben und bedingen 
einander (Kalkstein et al., 2022, S. 247). Sexismus definieren wir als rigide 
Zuschreibung traditioneller Geschlechterrollen, die von einer Überlegen-
heit des Mannes ausgeht (Heitmeyer, 2002, S. 20). Misogynie verstehen wir 
als Frauenhass und Vorstellung weiblicher Minderwertigkeit (Planert, 
1998), beides verbunden mit einem Straf- und Kontrollbedürfnis gegen-
über Frauen, die traditionelle Rollenerwartungen nicht erfüllen (Manne, 
2019). Sexismus und Misogynie sind Voraussetzungen für Antifeminis-
mus (Schmincke, 2018).

Antifeminismus wiederum begreifen wir als politischen Widerstand gegen 
die Liberalisierung der Geschlechterverhältnisse, verbunden mit dem Ziel, 
heteronormative Geschlechterverhältnisse (Heterosexualität als soziale 
Norm; Warner 1993) und die darin enthaltene Herrschaft aufrechtzuerhal-
ten (Lang & Fritzsche, 2018, S. 340). Er ist somit eine Ideologie der Un-
gleichwertigkeit, die zwar wandelbar ist und sich je nach politischem Spek-
trum in anderen Ausformungen zeigen kann, die allerdings immer mit 
Vorstellungen von Ungleichwertigkeit und einer Verteidigung gesellschaft-
licher Hierarchien einhergeht. Damit steht Antifeminismus in enger Ver-
bindung zu anderen Ideologien der Ungleichwertigkeit wie Rassismus, 
Homosexuellen- und Transfeindlichkeit (Mayer & Goetz, 2019, S. 2018) 
sowie zu autoritären Einstellungen.

Die Beziehungen zwischen Antifeminismus und Autoritarismus

Die Studie The Authoritarian Personality (Adorno et al., 1950) enthielt neben 
der F-Skala – einem Fragenbogen zur Messung antidemokratischer Ten-
denzen – auch die Auswertung von qualitativen Interviews, die mit den 
Teilnehmenden geführt wurden. Das Interviewmaterial zeigte einen Zu-
sammenhang zwischen Sexualitäts- und Geschlechtervorstellungen, Auto-
ritarismus und Antisemitismus (Frenkel-Brunswik, 1950). Besonders bei 
Personen, die stark autoritär orientiert waren, dominierten dichotome Vor-
stellungen über Männlichkeit und Weiblichkeit sowie binäre Geschlechter-
rollen (Frenkel-Brunswik, 1950). Da die Geschlechtervorstellungen so 
stereotyp und starr ausfielen und an der eigenen Identität alle Züge ver-
leugneten, die assoziativ mit dem anderen Geschlecht in Verbindung ste-
hen, wählte Frenkel-Brunswik die Bezeichnungen Pseudo-Maskulinität und 
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Pseudo-Feminität (Frenkel-Brunswik, 1950, S. 422). Auch die Beschreibun-
gen von Sexualität waren stark konformistisch geprägt und unterlagen 
einer strengen moralischen Bewertung, verbunden mit dem autoritären 
Bedürfnis, Überschreitungen sexueller Konventionen von Anderen zu be-
strafen (Adorno et al., 1973, S. 61). Frenkel-Brunswik stellte heraus, wie 
Ambivalenz in Bezug auf  das eigene Geschlecht und Begehren vereindeu-
tigt und aufgespalten wird, aber als Quelle für autoritäre Aggressionen 
 bestehen bleibt (Frenkel-Brunswik, 1950, S. 405). Insbesondere bei stark 
 autoritär orientierten Männern konnte sie eine Trennung in ›gute‹ und 
›böse‹ Frauen feststellen (Frenkel-Brunswik, 1950, S. 404). Diese Aufspal-
tung bildet bis heute das Fundament des Antifeminismus. Sie manifestiert 
sich in der Gegenüberstellung der guten traditionellen Haus- und Ehefrau 
mit der bösen, sexuell aktiven und moralisch verkommenden Feministin – 
oder der gänzlich ›männerlosen‹ und sexuell inaktiven »cat lady«.

Die Beziehungen zwischen Antifeminismus, Transfeindlichkeit 
und  Antisemitismus

Spaltung findet im autoritären Syndrom auch in Bezug auf eigene Persön-
lichkeitsanteile statt, die nicht der Norm, beispielsweise im Hinblick auf 
Geschlecht und Sexualität nicht der heterosexuellen Sozialnorm entspre-
chen (Pohl, 2004). Da die abgespaltenen, verdrängten Anteile und unein-
gestandenen Wünsche nicht einfach verschwinden, bleiben sie als Quelle 
für innere Konflikte bestehen. Oft ruft das Aggressionen gegenüber den-
jenigen Personen hervor, die die unterdrückten Anteile tatsächlich oder 
vermeintlich aufweisen oder ausleben. Dieser projektive Mechanismus ist 
sowohl im Antifeminismus (Kalkstein et al., 2022) als auch im Antisemi-
tismus (Stögner, 2014; Pohl 2023) zentral. Im Antifeminismus gibt es 
neben dem Bild der ›bösen‹ auch das der ›guten‹ Frau, die sich geschlechts-
konform verhält und zur Reproduktion der Nation beiträgt. Im Antisemi-
tismus hingegen verkörpert ›der Jude‹ »das negative Prinzip als solches« 
(Horkheimer & Adorno, 2011 [1944], S. 197).

In antisemitischen Geschlechterbildern oder in antifeministischen 
Verschwörungserzählungen verschränken sich beide Ideologien unmit-
telbar. Als gegen die egalitären Versprechen der Moderne gerichtetes Res-
sentiment bildete sich diese Verbindung im Laufe des 19. Jahrhunderts 
heraus (Hessel & Misiewicz, 2020, S. 170). Die Chiffren ›Feminismus‹ und 
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›Judentum‹ erlaubten es, bestimmte Personengruppen für das eigene Un-
behagen an den widersprüchlichen Entwicklungen der modernen, kapi-
talistischen Gesellschaft verantwortlich zu machen. Die ideologischen 
und personellen Überschneidungen wurden schon früh erkannt (Dohm, 
1902; Planert, 1998). 

Insbesondere Karin Stögner analysiert die ideologische Verschränkung 
von Antifeminismus und Antisemitismus in Hinblick auf Naturkonzep-
tionen (Stögner, 2014). Die Projektionsfiguren in beiden Ideologien ste-
hen für Unnatürlichkeit und Anti-Natur als auch für eine niederträchti-
ge, defizitäre Natur, die es zu beherrschen gilt (Stögner, 2017, S. 30f.). In 
der antimodernen Orientierung an einer natürlichen Ordnung wird in 
beidem das gehasst, was vermeintlich bloßer Natur widerspricht: »die Zi-
vilisation, die Vermittlung, für die sie steht, die Individualität und Subjek-
tivität« (ebd., S. 36). Aber auch die Formen der Natur, die man an sich 
selbst zu beherrschen gezwungen ist und die man überwunden zu haben 
glaubt, werden stellvertretend an den Projektionsfiguren gehasst: Natur, 
die für Krankheit, Schmutz und Ekel steht, aber auch für Lust, Sinnlich-
keit und Sexualität. »Gehasst wird beides, Natur und Zivilisation, auf-
grund des für die Einzelnen in der entwickelten Moderne immer sinnlo-
ser werdenden Triebverzichts und -aufschubs« und des nicht eingelösten 
Glücksversprechens (Stögner, 2017, S. 36). 

Gleichzeitig wird sowohl Juden als auch Feministinnen vorgeworfen, 
die natürliche Ordnung infrage zu stellen, Grenzen zu überschreiten und 
niederzureißen. In antifeministischen und antisemitischen Geschlechter-
bildern wird eine Uneindeutigkeit in Bezug auf Geschlecht verhandelt, 
die zugleich gewünscht und gefürchtet wird – eine Uneindeutigkeit, die 
an sich selbst abgewehrt werden muss (Stögner, 2019). Besonders stark 
zum Ausdruck kommt der Hass gegenüber dem Uneindeutigen, wenn es 
um Transgeschlechtlichkeit geht. Transgeschlechtliche Menschen sind 
verstärkt Anfeindungen und Gewalt ausgesetzt (Lüter et al., 2022; Pickel & 
Niendorf, 2024). Insbesondere rechtsextreme Akteure haben transge-
schlechtliche Menschen als zeitgenössisches Feindbild und Ziel ihrer Kam-
pagnen ausgemacht, bedroht werden sie aber auch von religiösen Funda-
mentalisten (Strube et al., 2021). 

Die Nähe zum Antisemitismus zeigt sich ebenso deutlich an der in 
rechten Milieus verbreiteten Verschwörungserzählung, dass hinter einer 
vermeintlichen ›Transgender-Agenda‹ eigentlich die ›Globalisten‹ (als Chif-
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fre für Juden und Jüdinnen) stünden (Niendorf & Wetzel, 2023). Trans-
feindlichkeit steht ideologisch in enger Verbindung mit Antifeminismus, 
Homosexuellenfeindlichkeit und Antisemitismus. Sie eignet sich zur Sym-
bolisierung diffuser Ressentiments, die mit gesellschaftlichem Wandel in 
Verbindung stehen (Pickel & Niendorf, 2024), wobei wieder die Verteidi-
gung von ›Natürlichkeit‹, ›Normalität‹ und Eindeutigkeit in Bezug auf 
Geschlecht und Sexualität im Zentrum stehen (Engelmann, 2019; Hechler, 
2019). 

Antifeministische, sexistische und transfeindliche 
 Einstellungen 2024

Zur Messung von Antifeminismus und Sexismus greifen wir auf Befra-
gungsinstrumente zurück, die wir 2020 vorgestellt haben (Höcker et al., 
2020). Die Erhebung von Sexismus basiert auf einem bereits existieren-
den Messinstrument (Endrikat, 2003) und bestimmt mit insgesamt vier 
Items die Verbreitung und Ausprägung eines traditionellen Frauenbildes. 
Antifeministische Einstellungen werden ebenfalls über vier Items erho-
ben (Höcker et al., 2020, S. 260). Beide  Dimensionen wurden über Fak-
torenanalysen 2020, 2022 und jetzt 2024 als reliable und eigenständige 
 Dimensionen bestimmt (Höcker et al., 2020, S. 258–262; Pickel et al. 
2022, S. 52f.). Neu erhoben wurde 2024 eine Skala Transfeindlichkeit 
oder  Ablehnung von Transgeschlechtlichkeit mit drei Items.1 Für die Ana-
lyse nutzen wir eine die jeweiligen Items kombinierende Skala und die di-
chotomisierte Bestimmung einer geschlossenen antifeministischen bzw. 
sexistischen oder transfeindlichen Einstellung.2 Für die weiteren verwen-

1 Aufgrund des Rückgriffs auf eine frühere Skala wurde in den Fragen etwas irreführend der 
Begriff Transsexualität verwendet (siehe Kap. 2). Dort wurde der ursprüngliche Begriff 
»Homosexuelle« jeweils durch »Transsexuelle« ersetzt. Sachgerecht müsste die Begrifflich-
keit Transpersonen und Transgeschlechtlichkeit heißen. Wir gehen allerdings aufgrund 
der kaum bekannten Unterscheidung auf der Seite der Ablehnenden davon aus, dass die 
Ergebnisse nicht beeinträchtigt werden. Cronbachs Alpha der neuen Skala beträgt .94.

2 Geschlossene Einstellung bedeutet, dass die Befragten mehrheitlich den vorgegebenen 
Aussagen zustimmen und man eine konsolidierte antifeministische oder sexistische Einstel-
lung annehmen kann. Grenzwert für die Bestimmung war 10 bei einem Spektrum zwischen 
4 und 16 summierten Antwortpunkten aus vier Items. Für die Transfeindlichkeit war auf-
grund der Erhebung über drei Items in einer Skala mit fünf Ausprägungen der Grenzwert 12. 
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deten Konstrukte sei auf die Darstellungen in anderen Kapiteln des Bu-
ches verwiesen.

Wie 2020 und 2022 weisen 2024 bis zu einem Viertel der Deutschen 
geschlossen antifeministische und sexistische Einstellungen auf (Tab. 1). 
Gegenüber 2022 sind die Werte minimal gesunken. Da die Bewegung 
zwischen 2022 und 2024 allerdings innerhalb von Schwankungsinterval-
len von Befragungen liegt, bietet es sich an, eher von einer konstanten 
Zahl an Deutschen mit geschlossen antifeministischen und sexistischen 
Einstellungen zu sprechen. 

Tabelle 1: Häufigkeit von geschlossen antifeministischen, sexistischen sowie trans-
feindlichen Einstellungen im Zeit- und West-Ost-Vergleich (in %)

Gruppen/Skala Antifeminismus Sexismus Transfeindlichkeit 

2020 19 25

2022 25 27

2024 23 25 37

2024 Westdeutschland 20 25 33

2024 Ostdeutschland 35 28 50

Ergebnisse auf der Basis von Skalenzustimmungswerten3 

Die neu erhobene Transfeindlichkeit ist in der Bundesrepublik noch stär-
ker verbreitet. 37 % der Deutschen weisen eine geschlossene Abwehr von 
Transgeschlechtlichkeit auf. Ebenfalls erkennbar wird die schon in ande-
ren Studien festgestellte höhere Ablehnung sexueller und geschlechtli-
cher Vielfalt in Ostdeutschland (Höcker et al., 2020, S. 262; Schnabel et 
al., 2022, S. 187). Speziell geschlossen antifeministische und transfeindli-
che Einstellungen sind in Ostdeutschland um ca. 15 Prozentpunkte hö-
her als in Westdeutschland. 

Zusätzlich zu dem Anteil an Menschen mit geschlossen antifeministi-
schen, sexistischen bzw. transfeindlichen Einstellungen führen wir in Gra-
fik 1 sowohl den Anteil derjenigen auf, die einzelnen gefragten Items 
 zustimmen, aber kein geschlossenes Weltbild besitzen, als auch den der 

3 In einer Faktorenanalyse bilden sich alle drei hier dargestellten Dimensionen als eigen-
ständige Dimensionen ab. Die neu gebildete Dimension Transfeindlichkeit erreicht in  einer 
Reliabilitätsanalyse ein Cronbachs Alpha von .94, was eine hohe statistische Korrespon-
denz der Items ist. 
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Personen, die alle Aussagen ablehnen. Deutlich wird, 60 % der Bundes-
bürger lehnen antifeministische und 47 % transfeindliche Aussagen durch-
gehend ab. Da hier lediglich 16 bzw. 17 % vereinzelten Items zustimmen, 
deutet sich in beiden Konstrukten eine Polarisierung in Form einer Ganz-
oder-gar-nicht-Tendenz mit einer übersichtlichen Zahl an Personen mit 
ambivalenten Einstellungen an. Sexistische Aussagen werden lediglich 
durch ein Drittel der Bevölkerung abgelehnt, während sich eine große 
Gruppe zeigt, die dem einen oder anderen sexistischen Item zugestimmt 
hat, ohne eine geschlossen sexistische Einstellung aufzuweisen. Antifemi-
nismus und Haltungen zur Transgeschlechtlichkeit sind den Ergebnissen 
nach polarisierender als Sexismus. Dieser Befund lenkt uns zur Überle-
gung, dass antifeministische und transfeindliche Einstellungen stärker poli-
tisch aufgeladen sind (Kalkstein et al., 2022, S. 263ff.).

Betrachten wir die Wählerschaften verschiedener Parteien hinsicht-
lich ihrer Einstellungen zu sexueller und geschlechtlicher Vielfalt, ist das 
Ergebnis nicht überraschend. Unter den Anhängern der AfD bleibt die 
Gruppe mit geschlossen antifeministischen und sexistischen Einstellun-
gen lediglich knapp unter der 50-Prozent-Marke (Grafik 2). Dies bestätigt 
andere Ergebnisse, dass sich bei den Unterstützern der AfD im Vergleich 
mit den Anhängern anderer Parteien häufiger sexistische, antifeministi-
sche und transfeindliche Einstellungen finden (Grigat, 2017; Lang, 2017). 
Die antifeministische Agenda ist Teil der politischen Ideologie der Partei. 
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Grafik 1: Antifeministische, sexistische sowie transfeindliche Einstellungen (in %)

Kombination aus Berechnung geschlossene Einstellung und summiertem Antwortverhalten



169

5. Antifeminismus und Antisemitismus – eine autoritär motivierte Verbindung?

An zweiter Stelle kommen die Wähler des unlängst gegründeten BSW, 
die im Vergleich mit den Anhängern anderer Parteien am zweithäufigsten 
geschossen antifeministische (27 %) und geschlossen transfeindliche (47 %) 
Einstellungen vertreten. Der geschlossene Sexismus ist dagegen unter den 
Wählern des BSW vergleichsweise gering ausgeprägt. Möglicherweise fin-
den sich unter ihnen Menschen aus dem radikalfeministischen Spektrum, 
die Transpersonen aus ihren Bemühungen des Kampfes gegen das Pat-
riarchat ausschließen (Decker et al., 2024; Pearce et al., 2020, S. 679–682). 
Mit 71 % geschlossener Ablehnung gegenüber Transpersonen sind die 
AfD-Wähler am häufigsten transfeindlich. Am seltensten sind ablehnen-
de Einstellungen gegenüber sexueller und geschlechtlicher Vielfalt unter 
den Anhängern der Grünen zu finden. 

Die Verortung der Ablehnung sexueller und geschlechtlicher Vielfalt 
auf der rechten Seite des politischen Spektrums wird auch durch eine 
Kombinatorik von geschlossen antifeministischen, sexistischen und trans-
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feindlichen Einstellungen mit der Links-rechts-Skala politisch-ideologi-
scher Selbstpositionierung bestätigt (Tab. 2). Antifeministische und sexis-
tische Weltbilder finden sich zwar in allen politisch-ideologischen Gruppen, 
aber vor allem auf der rechten Seite des politischen Spektrums. Für trans-
feindliche Einstellungen bleibt das gewohnte Muster, auch wenn die Wer-
te in der Regel um 10 Prozentpunkte höher ausfallen.

Tabelle 2: Geschlossen antifeministische, sexistische sowie transfeindliche Einstel-
lungen nach politisch-ideologischer Selbstpositionierung (in %)

Gruppen/Skala
Links 

außen Links Mitte Rechts
Rechts 
außen

Geschlossener Antifeminismus 16 14 19 35 49

Geschlossener Sexismus 17 13 24 36 48

Geschlossene Transfeindlichkeit 25 24 35 50 61

Ergebnisse entlang zusammengefasster Links-rechts-Selbsteinschätzung; Anteil innerhalb der je-
weiligen politischen Orientierungsgruppe in Prozent

Insgesamt können die Ergebnisse als Hinweis auf eine besondere Bedeu-
tung von Antifeminismus und Transfeindlichkeit für rechtsextreme und 
rechtspopulistische Kampagnen angesehen werden, da deren Inhalte auch 
von anderen Bevölkerungsgruppen geteilt werden (Lang, 2015; Pickel, 
2018).

Antifeminismus und Antisemitismus

Bereits 2022 konnten wir eine enge Verbindung zwischen antifeministi-
schen Einstellungen und antisemitischen Ressentiments feststellen (Kalk-
stein et al., 2022, S. 255). Diese Werte lassen sich für 2024 replizieren. 
Antifeministische, sexistische und transfeindliche Einstellungen stehen 
mit allen Formen antisemitischer Ressentiments in Beziehung (Tab. 3).4 

Dieses Ergebnis schließt an die eingangs diskutierten historischen 
 Debatten über die Beziehung zwischen Antifeminismus und Antisemitis-
mus an (Dohm, 1902; Frenkel-Brunswik, 1950; Planert, 1998) und zeigt 
die Konsistenz empirischer Anknüpfungspunkte (Stögner, 2014, S. 284; 

4 Für die Darstellung der verschiedenen Dimensionen antisemitischer Ressentiments siehe 
Kapitel 2.
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Culina 2018). Sowohl Juden als auch die feministische Bewegung fungie-
ren als Sinnbilder für die Moderne, wodurch sie vor allem auf der rechten 
Seite des politischen Spektrums auf vehemente Ablehnung stoßen. Die 
Korrelationen lassen sich auch in Prozentzahlen übersetzen. Grafik 3 
zeigt die deutlich höher ausfallende manifeste Zustimmung zu antisemi-
tischen Ressentiments unterschiedlicher Ausprägung unter Personen mit 

Tabelle 3: Beziehungen zwischen antifeministischen, sexistischen sowie transfeind-
lichen Einstellungen und antisemitischen Ressentiments (in %)

Antifeminismus Sexismus Transfeindlichkeit 

Tradierter Antisemitismus .35 .32 .32

Sekundärer Antisemitismus .27 .17 .29

Israelbezogener Antisemitismus .24 .21 .27

Antisemitischer Antizionismus .27 .21 .28

Antisemitischer Postkolonialismus .30 .24 .31

Ausgewiesen sind Pearsons r Produkt-Moment-Korrelationen; alle Werte signifikant bei p < .01.
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Grafik 3: Verbreitung antisemitischer Ressentiments unter Personen mit geschlos-
sen antifeministischer Einstellung im Vergleich zur Gesamtbevölkerung (in %)

Nur manifeste Formen des Antisemitismus dargestellt; alle Werte signifikant bei **p < .001
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einem geschlossenen antifeministischen Weltbild gegenüber der Gesamt-
bevölkerung.

Greifen wir zusätzlich noch die Kombinationen von antifeministi-
scher Einstellung und politischer Orientierung auf (Tab. 2), dann zeigt 
sich die besonders große Relevanz antisemitischer Ressentiments für 
Antifeministen, die sich rechts außen verorten (Tab. 4). Auch wenn die 
Ergebnisse aufgrund der teilweise geringen Fallzahlen in den Extremka-
tegorien mit einer gewissen Vorsicht zu betrachten sind, wird eine hohe 
Bereitschaft extrem rechter Antifeministen für alle Formen antisemiti-
scher Ressentiments erkennbar. Am stärksten ausgebreitet sind israelbe-
zogene, antizionistische und postkolonial-antisemitische Ressentiments 
jedoch unter Antifeministen der extremen Linken.

Tabelle 4: Antisemitische Ressentiments nach geschlossener antifeministischer 
Einstellung und politisch-ideologischer Selbstpositionierung (in %)

Gruppen/Skala
Links 

außen Links Mitte Rechts
Rechts 
außen

Tradierter Antisemitismus 9 10 5 6 25

Sekundärer Antisemitismus 54 34 30 53 70

Israelbezogener Antisemitismus 36 12 13 14 33

Antisemitischer Antizionismus 54 12 13 10 35

Antisemitischer Postkolonialismus 32 13 7 11 23

Untersuchungsgröße nur Personen mit einer geschlossen antifeministischen Einstellung; Zustim-
mungsgrade zu geschlossen antisemitischen Ressentiments nach Links-rechts-Selbsteinschätzung; 
Anteil innerhalb der jeweiligen politischen Orientierungsgruppe; Fallzahlen für antifeministische 
Einstellung und extrem links = 22; antifeministische Einstellungen und extrem rechts = 57

Es existiert nach unseren Daten eine Zweigliedrigkeit des Zusammenhangs 
zwischen Antifeminismus und Antisemitismus, der theoretisch kaum be-
arbeitet ist. (1) Unter Antifeministen mit politisch äußerst rechter Orien-
tierung findet sich eine erheblich erhöhte Bereitschaft, antisemitischen 
Ressentiments – hier vor allem tradiertem und sekundärem Antisemitis-
mus – zuzustimmen. (2) Unter Antifeministen der äußeren Linken be-
steht eine erhöhte Bereitschaft zu israelbezogenem Antisemitismus oder 
zu antisemitischem Postkolonialismus und Antizionismus. Theoriekon-
form ist, dass die Zahl der Antifeministen auf der rechten Seite des poli-
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tischen Spektrums zweieinhalbmal so hoch ausfällt wie auf der linken 
Seite des politischen Spektrums.

Die zweigliedrige Verteilung des Antisemitismus unter Antifeminis-
ten je nach politischer Selbsteinschätzung hat uns veranlasst, noch ein-
mal einen differenzierteren Blick auf die verschiedenen Erscheinungsfor-
men zu richten. Hierfür nehmen wir eine Typologisierung vor, also eine 
Kombinatorik von Items.5 Wir unterscheiden auf Basis der Beobachtun-
gen aus Tabelle 4 zwischen einem eher rechten Antisemitismus, dem tra-
dierter und sekundärer Antisemitismus zugeschlagen wird, und einem 
eher linken Antisemitismus, der sich aus antisemitischem Postkolonialis-
mus, Antizionismus sowie israelbezogenem Antisemitismus speist. Ge-
nauso wie beim Antifeminismus nutzen wir nur die geschlossenen Ein-
stellungen antisemitischer Ressentiments. Diese beiden Kategorisierungen 
werden mit einem geschlossenen Antifeminismus zu einer Typisierung 
verbunden, wobei alle Ergebnisse ohne Antifeminismus und ohne Anti-
semitismus ausgeschlossen werden, da diese für uns nicht interessant 
sind. Auch fassen wir die beiden rein antisemitischen Typen zusammen. 
Das Ergebnis sind fünf Typen. 

10 % der Befragten sind geschlossen antifeministisch, aber nicht anti-
semitisch (Typ 1). Eine notwendige und immer existierende Verbindung 
zwischen Antifeminismus und Antisemitismus scheint also nicht vorzu-
liegen. Etwas mehr – zusammengerechnet 13 % – weisen sowohl ein ge-
schlossen antifeministisches als auch ein geschlossen antisemitisches Welt-
bild auf (Typen 2, 3 und 4), wobei das Gros der Verbindung im Bereich 
sekundärer und tradierter Antisemitismus liegt (Typ 3) und die Verbin-
dung von Antifeminismus mit antisemitischen Postkolonialismus, Anti-
zionismus und Israelfeindlichkeit am seltensten anzutreffen ist (Typ 4). 
Über ein geschlossen antisemitisches Weltbild ohne antifeministische Res-
sentiments verfügen 22 % der Befragten (Typ 5).

Insgesamt zeigt sich eine beachtliche Varianz des Verhältnisses von 
Antifeminismus und Antisemitismus. Es bestehen Beziehungen, allerdings 
sind diese spezifisch und weniger allgemein als angenommen. Darüber 

5 In eine Typologisierung kann nur eine begrenzte Menge an Variablen aufgenommen wer-
den, um noch übersichtliche Ergebnisse zu erreichen. Umgekehrt sind die Ergebnisse 
 erheblich klarer und stichhaltiger gegenüber eher mit weichen Kriterien arbeitenden 
Clusteranalysen. Aus Gründen der Verdichtung wurden die Formen des Antisemitismus 
teilweise zusammengeführt.
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hinaus zeigen sich markante Unterschiede in der Aufteilung der Typen 
auf West- und Ostdeutschland. So steigt für Ostdeutschland der Anteil 
derjenigen, bei denen ein geschlossen antifeministisches Weltbild, ein ge-
schlossen antisemitisches Weltbild oder eine Kombination aus beiden 
Ressentiments anzutreffen ist, auf 65 % (41 % in Westdeutschland). Ins-
besondere die Beziehung zwischen Antifeminismus und tradiertem bzw. 
sekundärem Antisemitismus fällt im Osten fast dreimal so hoch aus wie 
im Westen. Zudem liegt der Anteil an Ostdeutschen, die ein geschlossen 
antisemitisches Weltbild haben, bei denen jedoch keine antifeministischen 
Ressentiments anzutreffen sind, um mehr als 10 Prozentpunkte über dem 
westdeutschen Wert. 

Betrachtet man die ermittelten Typen entlang einiger sozialstrukturel-
ler Merkmale, zeigt sich eine stärkere männliche Prägung der mit Anti-
feminismus verbundenen Kategorien (Typen 1 bis 4). Zudem sind diejeni-
gen, bei denen ein geschlossen antifeministisches Weltbild sowie tradierter 
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bzw. sekundärer Antisemitismus anzutreffen sind (Typ 3), die im Durch-
schnitt älteste Gruppe. Hier scheint es sich um längerfristige Verankerun-
gen zu handeln. Gut erkennbar ist die Verbindung der Typen zum autoritä-
ren Syndrom. Die Werte des Autoritarismus fallen bei allen Typen der 
Kombination antisemitischer oder antifeministischer Einstellungen er-
kennbar überdurchschnittlich aus (Typen 2–4), während sie bei den rein 
antifeministischen und rein antisemitischen Einstellungen etwas abfal-
len. Besonders sticht Typ 2 hervor, bei dem alle Formen des Antisemitis-
mus mit antifeministischen Einstellungen zusammenkommen und alle 
Werte des Autoritarismus besonders hoch ausfallen. Auch finden sich 
unter ihnen besonders viele Personen, die danach trachten, die Natur zu 
beherrschen, sowie solche, die keine Ambiguität aushalten können und 
klaren Schemata zwischen Gut und Böse folgen. Letzteres gilt interessan-
terweise genauso für Typ 4, also diejenigen mit einer Verbindung von 
Antifeminismus mit postkolonialem, antizionistischem und israelbezo-
genem Antisemitismus. 

Diese Ergebnisse bestätigen die eingangs formulierte Vermutung, dass 
das Fundament der ideologischen Verbindung zwischen Antisemitismus 
und Antifeminismus vor allem im Abwehrmechanismus gegenüber der 
Moderne und dem im Autoritarismus enthaltenen Anspruch der Natur-
beherrschung zu finden ist. 

Tabelle 5: Typen mit geschlossen antifeministischer Einstellung und antisemiti-
schen Ressentiments nach Merkmalen (in %)

Gruppen/Skala Typ 1 Typ 2 Typ 3 Typ 4 Typ 5

Anteil Männer 65 68 65 74 43

Altersdurchschnitt (Mittelwert) 54 53 59 49 51

Konventionalismus 26 55 38 36 28

Autoritäre Unterwürfigkeit 16 46 18 21 15

Autoritäre Aggression 30 68 43 38 46

Ausschluss von Ambiguität 27 54 18 55 26

Naturverhältnis (volle Naturkontrolle) 17 31 21 17 8

Typen entsprechend Grafik 4; zur Beschreibung der Formen des Autoritarismus sowie der Skalen 
Naturverhältnis und Ambiguität siehe Kapitel 2
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Fazit

Die Verbreitung antifeministischer und sexistischer Einstellungen ist in 
der Bundesrepublik weiterhin auf hohem Niveau stabil: Ein Viertel der 
deutschen Bevölkerung vertritt geschlossen antifeministische Einstellun-
gen, genauso viele ein geschlossen sexistisches Weltbild. Bei geschlosse-
nen transfeindlichen Einstellungen liegen die Werte mit 37 % noch deut-
lich höher. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass Parteien 
und Bewegungen im äußeren rechten Spektrum das antifeministische 
Ideologiefragment mehr in den Mittelpunkt rücken – ist es doch bereits 
Bestandteil ihrer Ideologie (Lang, 2015). Zu Beginn dieses Kapitels ha-
ben wir aus aktuellem Anlass auf die USA geblickt, doch lässt sich für die 
Bundesrepublik Ähnliches konstatieren. »Feministinnen sind hässlich und 
grässlich«, äußerte Anfang des Jahres Maximilian Krah (Conrad, 2024), 
Spitzenkandidat der AfD für die Europawahl, und umriss das Feindbild 
klar und deutlich. Die transfeindliche Agitation der AfD wurde unver-
blümt offenkundig, als sie zum Protest gegen eine Veranstaltung in Mün-
chen aufrief, auf der Dragqueens Kinderbücher vorlesen sollten. Unter 
dem Slogan »Hände weg von unseren Kindern« war eine Dragqueen ab-
gebildet, die deutlich antisemitische Stereotype aufwies. Drag und ver-
meintlich jüdisch verschränkte sich unwillkürlich. 

Antifeminismus und Transfeindlichkeit sind gegenüber Sexismus stär-
ker politisch aufgeladen. Diese in einer Gruppe der Gesellschaft weit ver-
breiteten Abwehrhaltungen besitzen eine große Bedeutung für die Ver-
treter der extremen Rechten und ihre Wahlkampagnen. Feministen und 
Transpersonen werden als ein zentrales Feindbild aufgebaut, auch weil 
sich damit Wähler mobilisieren lassen. Fast drei Viertel der Wähler der 
AfD zeigen eine geschlossen transfeindliche Einstellung, vergleichbare 
Werte finden sich entlang der politisch-ideologischen Selbsteinschätzung 
(rechts bis rechts außen). 

Antifeministische Einstellungen treten sowohl einzeln als auch in Ver-
bindung mit antisemitischen Ressentiments auf. Zu Letzteren finden sich 
statistisch bedeutsame Beziehungen und zugleich eine beachtliche Va-
rianz. Politisch-ideologisch gibt es unter Personen mit einem antifeminis-
tischen Weltbild auf  der rechten Seite des politischen Spektrums erheblich 
stärkeren Zuspruch zu tradiertem und sekundärem Antisemitismus, wäh-
rend postkolonialer Antisemitismus und antisemitischer Antizionismus 
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bei linken Antifeministen besonders hoch im Kurs stehen. Nimmt man 
eine Typisierung der unterschiedlichen Zusammensetzungen von Anti-
feminismus und Antisemitismus vor, wird eine Differenzierung deutlich. 
Unter den Typen, die mindestens Teile beider Ressentiments aufweisen, ist 
die Gruppe derjenigen am größten, bei denen Antifeminismus zusammen 
mit tradiertem bzw. sekundärem Antisemitismus auftritt. Dies verbindet 
sich mit dem Vorergebnis der starken antifeministischen Positionierung 
auf  der extrem rechten Seite des politischen Spektrums. Autoritäre Dyna-
miken lassen sich als wichtiges Verbindungselement für antisemitisches 
und antifeministisches Denken ausmachen. 

Weisen die Ausprägungen des Sexismus relativ geringe Unterschiede 
zwischen West- und Ostdeutschland auf, liegen bei Transfeindlichkeit und 
Antifeminismus die Einstellungswerte im Osten deutlich höher als im 
Westen. Entsprechend kann eine antifeministische und transfeindliche 
Kampagnensteuerung der extremen Rechten in Ostdeutschland auf ver-
stärktes Interesse treffen. Dies zeigen auch die beachtlichen Werte der 
Wählerschaft der AfD hinsichtlich Transfeindlichkeit und Antifemi-
nismus. Es ist also davon auszugehen, dass die AfD zumindest teilweise 
aufgrund antifeministischer und transfeindlicher Positionen gewählt wird 
– und diese Wünsche versucht die Partei zu bedienen. Schließlich verwei-
sen diese Ansprechbarkeiten für Antifeminismus und Transfeindlichkeit 
auf psychologische Abwehrvorgänge, die innerhalb einer autoritären ge-
sellschaftlichen Dynamik entwickelt und erlernt werden. Es sollte nicht 
aus dem Blick geraten, dass autoritär motivierte Ideologien und Ressen-
timents vor allem in Krisenzeiten Konjunktur erfahren und dass gerade 
Ostdeutschland als nach wie vor überwiegend strukturschwache Region 
weniger krisensicher ist. 
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Einleitung

Seit den Leipziger Autoritarismus Studien 2020 und 2022 haben sich 
 einige Befunde zur politischen Kultur und politischen Unterstützung der 
Demokratie in Deutschland bestätigt (G. Pickel et al., 2020; S. Pickel et 
al., 2022). Die bereits 2020 diagnostizierten Potenziale antidemokratischer 
und antisystemischer Haltungen haben sich vor allem im Wahlverhalten 
bei der Europawahl im Mai 2024 entfaltet. Parallel laufen intensive Des-
informationskampagnen über Sinn und Unsinn ordnungspolitischer Ent-
scheidungen der Bundesregierung. In der Folge hat sich die ablehnende 
Haltung eines Teils der Bevölkerung gegenüber der Demokratie vertieft 
und die Unzufriedenheit mit der Regierung, aber auch mit der  Demokratie 
hat weiter zugenommen (AFP/Reuters, 2024). Diese Unzufriedenheit 
stellt sich zunehmend auch als Gefahr für die Demokratie an sich dar: 
Das Wahlverhalten kann zwar als Ventil dieser ablehnenden Haltung ge-
genüber den Leistungen der Regierung und als Reaktion auf das schwa-
che Wirtschaftswachstum durchaus als demokratischer Akt anerkannt 
werden, das Bröckeln der Anerkennungswürdigkeit (Legitimität) der De-
mokratie durch ihre Bürger ist allerdings ein deutlicher Hinweis darauf, 
dass die Demokratie ihr stützendes Fundament verliert. Die damit ein-
hergehende Verschiebung des Verständnisses, was eine gute politische 
Herrschaft ausmacht (von der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
hin zu einer Akzeptanz autokratischer Systemelemente), gehört zu den 
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aktuellen Kernherausforderungen der Demokratie. In diesem Kontext 
stellen wir die Frage: Wie kann die zunehmende Unzufriedenheit der Deut-
schen mit der Demokratie, also unserem ganzen politischen System, so 
wie es tatsächlich funktioniert, erklärt werden? 

Zukunftsängste angesichts der wahrgenommenen Polykrisen aus Kli-
makatastrophe, dem Krieg in der Ukraine, der daraus resultierenden In-
flation, der angeblich schwächelnden deutschen Wirtschaft, den Flucht-
bewegungen und den Folgen der COVID-19-Pandemie steigern einen 
Veränderungsdruck, dem sich viele Menschen in Deutschland nicht mehr 
gewachsen sehen. Gesucht werden einfache, überschaubare Lösungen, die 
vieles im Leben der Menschen unverändert lassen und beherrschbar er-
scheinen. Angebote, die diese Nachfrage befriedigen, kommen von Par-
teien wie der Alternative für Deutschland (AfD), die mit den einfachen Lö-
sungen und Verschwörungserzählungen auch gleich Sündenböcke (v. a. 
Migranten und Menschen anderer Hautfarbe, Religion oder geschlechtli-
cher/sexueller Orientierung) liefern, denen man die Schuld an der eigenen 
und deutschen Misere zuweisen kann (G. Pickel et al., 2020, 2022; Nor-
ris & Inglehart, 2019), oder dem Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW), das 
eine konservative Gesellschaftspolitik mit einer umverteilungsorientierten 
Wirtschafts- und Sozialpolitik vereint (Wagner et al., 2023; Thomeczek et 
al., 2024). Autoritäre Einstellungen unterstützen die Annahme, starke Füh-
rer, Diktaturen oder ein Einparteiensystem könnten zur Problemlösung 
beitragen. Auf diese Weise wird die Legitimität der Demokratie dauerhaft 
untergraben und das demokratische politische System in Deutschland in-
frage gestellt. Ihren Ausgang nimmt diese Entwicklung in der Unzufrie-
denheit der Menschen.

Politische Kultur und politische Unterstützung

Das Konzept der politischen Kulturforschung, das auf Bevölkerungs-
befragungen rekurriert, erlaubt es, die Stimmungen und Einstellungen 
der Bürger in Deutschland systematisch dahingehend zu untersuchen, ob 
die Überlebensfähigkeit der Demokratie (noch) gegeben ist. Die politi-
sche Kulturforschung befasst sich somit mit der subjektiven Seite der 
Politik, mit dem Wissen, den Gefühlen und den Bewertungen der Bürger 
gegenüber dem politischen System (Almond & Verba, 1963) sowie seinen 
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Amtsinhabern und untersucht, welche Einstellungen und Wertorientie-
rungen die Bürger ihnen entgegenbringen, das heißt, ob sie das politische 
System mit seinen Teilobjekten unterstützen. Dabei geht es nicht um die 
Einstellungen eines Individuums, sondern um die Überzeugungen des 
politischen Kollektivs, der Menschen in Deutschland, die sich aus den 
zusammengefassten Einstellungen der Individuen ergeben. 

Die Legitimität der Demokratie, die auch als normative Anerkennungs-
würdigkeit der Demokratie »an sich« (Demokratie als Staatsidee) und als 
empirische, tatsächliche Anerkennung durch die Bürger (positive Einstel-
lung zur Demokratie als Staatsidee) beschrieben wird, bildet das Funda-
ment des demokratischen politischen Systems. Sie markiert einen Grund-
konsens innerhalb der Bevölkerung darüber, dass die Demokratie die für 
die Gesellschaft angemessenste Regierungsform ist (Lipset, 1959, S. 77). 
Damit die Demokratie in dieser Weise durch die Bürger langfristig unter-
stützt werden kann, müssen ihre Regeln und Verfahren den Vorstellun-
gen der Bürger entsprechen. Diese Vorstellungen werden im Demokra-
tieverständnis gebündelt, mit dem die Bürger die tatsächliche Umsetzung 
der Demokratie abgleichen. Eine negative Bilanz führt zu Abstrichen 
beim Legitimitätsempfinden. Fällt die Legitimität unter ein gewisses 
Mindestmaß und treten gleichzeitig aktive Gegner der Demokratie auf – 
Diamond (1999, S. 65) nennt hier etwa 70 % (Legitimität) bzw. 15 % 
(Gegner) der Bürger –, dann ist das Überleben der Demokratie gefährdet. 
Dies gilt einmal mehr für Krisenzeiten, wobei es für die Gefährdung der 
Demokratie eine untergeordnete Rolle spielt, ob es sich dabei um eine 
ökonomische (Inflation, Energie), eine innere (COVID-19- Pandemie), eine 
soziale (zunehmende soziale Ungleichheit) oder eine politische (russischer 
Angriffskrieg auf die Ukraine) Krise handelt. Die Legitimität der Demo-
kratie kann Mängel ihrer Leistungsfähigkeit (Effektivität) langfristig nicht 
mehr ausgleichen.

Eine weitere Form der politischen Unterstützung ist das Vertrauen in 
die politischen Institutionen und Amtsträger. Nach Easton (1979, S. 171–
225) gehört politisches Vertrauen wie die Legitimität zu den eher lang-
fristigen, diffusen Unterstützungsformen, die durch kurzfristige Krisen 
nicht so leicht zu erschüttern sind. Vertrauen in politische Institutionen 
und Amtsinhaber speist sich aufgrund der Einbindung der Institutionen 
in das demokratische politische System zum einen aus dessen Legitimität, 
zum anderen aus positiven, generalisierten Erfahrungen mit der Leis-
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tungsfähigkeit der Amtsinhaber und der Funktionsfähigkeit der Insti tu-
tionen. Easton (1979) definiert Vertrauen auch als Überzeugung der Bür-
ger, dass die Amtsträger in den Institutionen zum Wohle aller handeln. 
Dazu gehört auch, dass die politischen Institutionen die Teilhabe der 
Bürger ermöglichen und ggf. unterstützen. Fehlt den Bürgern das Gefühl 
der Selbstwirksamkeit und sehen sie keine Möglichkeit, sich jenseits von 
Wahlen wirksam an der politischen Entscheidungsfindung zu beteiligen 
(internal und external efficacy; Lane, 1959), dann verlieren sie nicht nur das 
Vertrauen in die politischen Institutionen. Darüber hinaus ziehen sie sich 
möglicherweise aus der Sphäre des Politischen zurück (exit) oder sie wäh-
len aus Protest oder aus Überzeugung von einer höheren Wirksamkeit 
(voice) Parteien (Hirschman, 1970), die unter Umständen Einschränkun-
gen der demokratischen Rechte und Freiheiten vornehmen wollen. Ver-
mitteln diese Parteien dann zusätzlich den Eindruck, auf die Bürger zu 
hören, ihre Wünsche zu erfüllen und fortgesetzt mit ihnen zu kommuni-
zieren (Responsivität; Pitkin, 1967; Esaiasson et al., 2015), dann füllen sie 
eine Leerstelle bei denjenigen Bürgern, die von den meisten Parteien 
frustriert sind und sich entfremdet abgewendet haben (AfD-Wahl aus 
Überzeugung; siehe Walke & Wurthmann, 2024; Wurthmann, 2022a; 
Lewandowsky, 2024; Decker et al., 2024).

Legitimität und Vertrauen gehören zum politischen Objekt »Regime« 
(Easton, 1975), das die grundlegende Struktur des Institutionensystems 
festlegt. Die Legitimität des konkreten politischen Systems, in unserem 
Fall die freiheitlich demokratische Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, wird über die Zustimmung zum politischen System, wie es 
im Grundgesetz festgelegt ist, ermittelt.

Die kurzfristige, sogenannte spezifische Unterstützung oder Effekti-
vität wird ausschließlich politischen Autoritäten zuteil. Ihre eher kurzfris-
tige, fast tagesaktuelle politische und wirtschaftliche Leistung wird von 
den Bürgern ebenso kurzfristig bewertet. Sind die Menschen mehrheit-
lich  unzufrieden, werden die entsprechenden Autoritäten abgewählt. Die 
spezifische Unterstützung wird über die Zufriedenheit mit der gesamt-
wirtschaftlichen und der eigenen finanziellen Lage ermittelt.

Die Zufriedenheit mit der tatsächlichen Demokratie, also damit, wie 
diese funktioniert und jeden Tag erlebt wird, ist ein Mischindikator für die 
Einstellungen der Bürger zur aktuellen Demokratie. Er misst eine grund-
sätzliche Anerkennung der politischen Ordnung, die Selbstwirksamkeit 
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sowie die Bewertung der Bürger hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der 
Regierung, verlässliche Entscheidungen zu produzieren und die wirt-
schaftliche Lage im gesamten Land positiv zu entwickeln. Aus diesen 
subjektiven Wahrnehmungen leiten sich unter Umständen Ängste vor 
Wohlstandsverlusten ab. Die Einschätzung der eigenen finanziellen Lage 
hingegen bleibt meist von nachgeordneter Bedeutung für die Einstellun-
gen der Bürger zur aktuellen Demokratie, ist aber nicht bedeutungslos.

In der Demokratiezufriedenheit vermischen sich Leistungszufrieden-
heit und Legitimitätsempfinden. Sie sollte deshalb nicht als Indikator für 
eine grundsätzliche Befürwortung oder Ablehnung der Demokratie ver-
wendet und verstanden werden. Unzufriedenheit mit der aktuellen Demo-
kratie drückt vielmehr eine Unzufriedenheit mit den aktuellen Zuständen 
und dem Handeln der Regierenden aus, die den Erwartungen, die an das 
demokratische politische System gestellt werden, nicht gerecht werden 
(G. Pickel et al., 2022).

Legitimität der Demokratie

Die Legitimität der Demokratie galt lange Zeit als unhinterfragt, die De-
mokratie als Idee oder die Form der Demokratie, wie sie im Grundgesetz 
festgelegt ist, erfuhren hohe Zustimmungswerte. Dass diese scheinbar un-
gebrochene politische Unterstützung nur die eine Seite der Wahrheit ab-
bildet, wurde übersehen. Neben der weit verbreiteten Anerkennung der 
Demokratie, welche die Grundlage für das Überleben der demokratischen 
politischen Ordnung auch in Krisenzeiten bildet (Lipset, 1959; Pickel & 
Pickel, 2006), besteht auch eine zunehmende Akzeptanz, ja Anerkennung, 
von Systemalternativen (Alvarez & Welzel, 2011; S. Pickel, 2024; Öztürk & 
Pickel, 2024). Das Demokratieverständnis scheint sich von den Eigen-
schaften der Freiheit, politischen Gleichheit und politischen Kontrolle 
stärker zu autokratischen Elementen der zentrierten Entscheidungsfin-
dung, der Kontrolle der Bürger und der Einschränkung des pluralistischen 
Parteiensystems zu verschieben.1 Ein starker Führer, der Deutschland zum 

1 Im World Values Survey steigt zwar das Bekenntnis zur Demokratie in Deutschland seit 
1995, gleichzeitig können sich aber auch mehr Menschen mit einem starken Führer an-
freunden. Seit 2010 liegt dieser Wert bei ca. 20 % (https://www.worldvaluessurvey.org/
WVSOnline.jsp).
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Wohle aller mit starker Hand regiert, eine Diktatur im nationalen Inter-
esse oder eine einzige starke Partei, welche die Volksgemeinschaft ins-
gesamt verkörpert, erscheinen mehr Menschen als sinnvolle Ergänzung 
oder Alternative zur Demokratie. 

Betrachtet man aber genauer, wie viele Menschen nicht nur einem de-
mokratischen politischen System zustimmen, sondern sich auch für Sys-
temalternativen oder Elemente dieser Alternativen erwärmen können, so 
stellt sich heraus, dass die Demokratie zunehmend auf tönernen Füßen 
steht. Die um die Akzeptanz autoritärer Elemente bereinigte Unterstüt-
zung der Demokratie wird ebenso schwächer wie die Menschen weniger 
werden, die sich außer der Demokratie kein anderes politisches System 
vorstellen können. Für das Überleben der Demokratie stellt dies ein gro-
ßes Gefahrenpotenzial dar. 

Aus der Unterstützung der Idee der Demokratie und der Zufrieden-
heit mit der Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland, also unse-
rem ganzen politischen System, so wie es in der Verfassung festgelegt ist, 
kann zunächst ermittelt werden, dass 90 % der Bevölkerung in Deutsch-
land die Demokratie »an sich« und 73 % die Demokratie in Deutschland 
als legitim empfinden. Während die Zustimmung zur „Demokratie als 
Idee“ damit den tiefsten Stand seit Beginn unserer Messung im Jahr 2006 
erreicht, handelt es sich auch um die geringste Akzeptanz der verfas-
sungsmäßigen Demokratie seit 2010 (vgl. Grafiken 24 und 25 in Kap. 2). 
Selbst die einfache, grundlegende politische Unterstützung der deutschen 
Demokratie geht somit zurück; die demokratischen Werte und Verfahren 
befinden sich nicht mehr im Einklang mit den Vorstellungen vieler Men-
schen von Demokratie.

Den Systemalternativen – Führer, Diktatur und Einparteiensystem 
(siehe Kap. 2) – lassen hingegen mehr Menschen ihre Unterstützung zu-
kommen. 2024 meinen knapp 39 % der Menschen in Deutschland, wir 
bräuchten eine einzige starke (völkische) Partei, wünschen sich knapp 24 % 
einen starken Führer und halten 19 % eine Diktatur unter bestimmten 
Umständen für eine bessere Staatsform. Der Anteil der Befürworter eines 
autokratischen politischen Systems hat somit signifikant zugenommen. 
Dies bedeutet, dass die Demokratie unter Druck gerät und die Bürger sie 
zunehmend mithilfe demokratischer politischer Partizipation und Unter-
stützung demokratischer politischer Parteien, aber auch in politischen 
Diskussionen und Statements verteidigen müssen.
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Aus den genannten Zustimmungen zu Demokratie, Führer, Diktatur 
und Einparteiensystem lassen sich Einstellungstypen ermitteln (Grafik 1), 
die (1) ausschließlich demokratische Einstellungen besitzen (solide Demo-
kraten), (2) sich auch zusätzlich autokratische Systemvarianten vorstellen 
können (fragile Demokraten) oder (3) die Demokratie gar ablehnen und 
sich ausschließlich zu Autokratien positiv äußern (Autokraten; Öztürk et 
al., 2023; Öztürk & Pickel, 2024; Landeszentrale für politische Bildung 
Nordrhein-Westfalen, 2023).

Die Unterstützer der liberalen Demokratie, die soliden Demokraten, machen 
2024 noch 44 % aus. 28 % müssen als fragile Demokraten und 17 % als Auto-
kraten bezeichnet werden. Es ist eine knappe Mehrheit von insgesamt 
45 % der Bevölkerung, die sich zumindest teilweise autokratische Ver-
hältnisse in Deutschland vorstellen kann. Im Vergleich zu den Vorjahren 
zeigen sich mehr oder minder deutliche Schwankungen, tendenziell 
nimmt der Anteil der soliden und fragilen Demokraten wieder eher ab, 
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Grafik 1: Zustimmung zur Demokratie in Deutschland 2018–2024 (in %)

Ergebnisse der Leipziger Autoritarismus Studien 2018–2024 (2018: N = 2.516, 2020: N = 2.503, 2022: 
N = 2.522, 2024: N = 2.504); solide Demokraten = Zustimmung zu Items der Demokratieunterstüt-
zung und Ablehnung einer rechtsautoritären Diktatur; fragile Demokraten = Zu stimmung sowohl 
zu Items der Demokratieunterstützung als auch der Befürwortung einer rechtsautoritären Dikta-
tur; Autokraten = Ablehnung von Items der Demokratieunterstützung und Zustimmung zu einer 
rechtsautoritären Diktatur 
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der Anteil der Autokraten hingegen leicht zu. Autoritäre Einstellungen 
unterhöhlen das Fundament der Demokratie in Deutschland, die damit 
grundsätzlich infrage gestellt wird. Dies ist nicht erst seit der COVID-
19-Pandemie der Fall, während der zahlreiche Menschen eine Einengung 
demokratischer Rechte beklagten, sich damit aber immer noch in einer 
Minderheitenposition befinden. Die hohen Anteile und die Dauer der zu 
geringen uneingeschränkten Zustimmung zur Demokratie lassen den 
Schluss zu, dass die Kritiker und Feinde der Demokratie nicht nur aus 
den radikalen und extremistischen politischen Gruppen und ihren An-
hängern kommen. Sie sind vielmehr längst in den politischen Raum der 
sogenannten Mitte vorgedrungen. Autokratische Systemelemente sind 
salonfähig und werden in einem großen Teil der Bevölkerung akzeptiert. 
Dieser empirische Befund deutet auf eine gewisse Verwahrlosung der de-
mokratischen politischen Kultur (Forst, 2020) hin und wirft die Frage 
auf, wie loyal sich die fragilen Demokraten in Krisenzeiten verhalten werden. 

(Un-)Zufriedenheit mit der Demokratie

Die Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland als Mischindika-
tor aus Legitimitätsempfinden (Unterstützung der Demokratie »an sich«) 
und der Zufriedenheit mit ihren Leistungen gibt zunächst nur einen ein-
geschränkten Hinweis auf ihre Krisenfestigkeit. Es ist zu erwarten, dass 
die uneingeschränkten Unterstützer der Demokratie auch zufriedener mit 
ihrer aktuellen Praxis sind und Schwächen in der Praxis eher den politi-
schen Akteuren als dem demokratischen System zuschreiben. Unzufrie-
denheit, die sich aus der Wahrnehmung mangelnder Leistungsfähigkeit 
speist, bildet das Spielbein der Demokratie: Hält man die aktuell verant-
wortlichen politischen Akteure für schlecht, hat man die Chance, sie ab-
zuwählen.

Die Funktionsfähigkeit der Demokratie in Deutschland, so wie sie 
praktiziert wird, ruft 2024 Unzufriedenheit und Ablehnung hervor. Le-
diglich 42 % der Bürger, so wenig wie noch nie seit Beginn unserer Mes-
sung dieses Items im Jahr 2006, sehen ihre Vorstellungen von Demokra-
tie und die aktuelle demokratische Praxis im Einklang (vgl. Grafik 26 in 
Kap. 2). Dies entspricht deutlichen Abweichungen zwischen der tatsäch-
lich praktizierten Demokratie und dem Demokratieverständnis der Bür-
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ger. Die Antworten (N = 1.708) auf eine offene Frage nach den Schwach-
punkten beim Funktionieren unserer Demokratie bestätigen die Kontexte 
der allgemeinen Unzufriedenheit mit detaillierten Begründungen: Sie 
weisen auf eine hohe Unzufriedenheit mit der Regierung sowie auch im 
weiteren Sinne mit Politikern und Parteien – kurzum der aktuellen Poli-
tik – hin. Einen ersten Überblick bieten hierbei die am häufigsten genutz-
ten Worte (Grafik 2). Die Begriffe »Politiker«, »Parteien« und »Regierung« 

Grafik 2: Schwachpunkte beim Funktionieren der Demokratie

Ausgewiesen ist eine Wortwolke mit den am häufigsten verwendeten Worten (mindestens fünf 
Nennungen) im Rahmen der Beantwortung der Freitext-Feld-Frage »Welche Schwachpunkte sehen 
Sie beim Funktionieren unserer Demokratie?«; die Größe des jeweiligen Wortes gibt Aufschluss 
über die Häufigkeit der Nennungen (Referenz: »Politiker« wurde insgesamt 133 mal genannt); Füll-
worte wurden bereinigt 
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stehen sichtlich an erster Stelle. Ebenfalls viele Nennungen zählen Be-
griffe wie »Bürokratie«, »Korruption«, »Migration«, »Volk«, »Ausländer«, 
»AfD«, »Wirtschaft« und andere. Sie deuten auf viele verschiedene Fokus-
se bei der Benennung von Schwachpunkten der deutschen Demokratie 
hin. Mithilfe eines induktiven Kodiervorgangs (Mayring, 2000) wurden 
die insgesamt 1.708 Nennungen kategorisiert und gebündelt (Tab. 1). Die 
Antworten wurden hierbei 20 Kategorien zugeteilt. 

Etwa 18 % der Befragten nennen negative Eigenschaften von Politi-
kern, Parteien oder die aktuelle Regierung als Schwachpunkte. Im Rahmen 
dieser Nennungen tritt eine Regierungs- bzw. Politikerverdrossenheit zu-
tage, die komplementär zu den zuvor vorgestellten Ergebnissen auf eine 
hohe Unzufriedenheit mit der aktuellen Politik und geringe spezifische 
Unterstützung (Easton, 1975), aber auch auf mangelndes Vertrauen ge-
genüber den Parteien und Politikern schließen lässt. 4 % der Antworten 
greifen besonders den Aspekt des Parteienpluralismus auf und problema-
tisieren Streit und Uneinigkeit sowie die Menge der Parteien. Weitere 5 % 
der Befragten nennen Lobbyismus und Korruption als Schwachstellen 
und deuten hierbei mehr oder weniger eindeutig auf politische Akteure 
hin. 8 % sehen gleichzeitig wenige oder keine Möglichkeiten, Einfluss auf 
die Politik zu nehmen. Sie erkennen entsprechend eine mangelnde Re-
sponsivität aufseiten der Parteien und Politiker sowie fehlende Möglich-
keiten zur direkten Partizipation (z. B. in Form von Volksentscheiden) als 
Schwachpunkte. In einer anderen Form drückt sich politische Depriva-
tion im Kontext der Kategorie »Völkisches Aufbegehren« aus. Hierunter 
fallen etwa 2 % der Nennungen, die auf einen »Volks«-Begriff rekurrie-
ren, der auf ein verabsolutierendes und mit (ethnischer) Reinheit verbun-
denes Verständnis hindeutet. 

Etwa 7 % der Antworten zentrieren das Konzept der Demokratie und 
seine fehlende Umsetzung. Hierbei werden auch konkrete Verfahren be-
mängelt, wie z. B. die 5-Prozent-Hürde oder die Dauer der Legislatur-
perioden. Weitere 6 % nennen die Langwierigkeit demokratischer Prozes-
se und die hohe Aufwendung von Bürokratie als Problem. Jeweils 1 % der 
Antworten widmen sich der mangelnden Wehrhaftigkeit der Demokratie 
und dem Misstrauen gegenüber politischen Institutionen, die sich z. B. in 
geringer Wahlbeteiligung ausdrücken. 

Einen problematischen Rechtsruck benennen etwa 4 % der Antwor-
ten. Sie umfassen rechte Einstellungen bis hin zu Rechtsextremismus. 
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Tabelle 1: Kategorisierung der Nennungen im Freitext-Feld 

N in %
Inhaltliche Rahmung der Codes und 
 Beispiel-Nennungen

1. Politik(er)verdrossenheit 300 17,6  − Negative Eigenschaften der Politiker 
(z. B. Gier, Arroganz, Inkompetenz)

 − Kritik an der aktuellen Regierung und 
den Parteien

2. Partizipation und 
 Repräsentanz

133 7,8  − Politiker und Parteien vertreten nicht 
die Interessen der Bevölkerung

 − Zu wenig Partizipationsmöglichkeiten 
und Volksentscheide

3. Konzept und Umsetzung 
der Demokratie

113 6,6  − Demokratiebegriff diffus, dadurch 
auch anfällig für Missbrauch

 − Schwer bzw. nicht umsetzbar
 − Kritik an Verfahren und Prozessen 

(z. B. 5-Prozent-Hürde, Länge der 
 Legislaturperioden)

4. Migration 110 6,4  − Asyl- und Flüchtlingspolitik scheitert
 − »Überfremdung« durch zu viele 

 Ausländer
 − »Ausnutzung« der Sozialsysteme 

durch Ausländer

5. Bürokratie und 
 langwierige Prozesse

99 5,8  − Zu viel Bürokratie
 − Zu langsame/träge Prozesse der 

 Entscheidungsfindung

6. Verteilungsgerechtigkeit 92 5,4  − Soziale Ungleichheit
 − »Schere« zwischen Arm und Reich
 − Arbeitsplätze und Arbeitslosigkeit

7. Lobbyismus und 
 Korruption

82 4,8  − Korruption und »Bestechlichkeit«, oft 
im Kontext von Politik und Politikern

 − Lobbyismus

8. Kommunikationskultur 
und gesellschaftliches 
Klima

77 4,5  − Zu viel Streit
 − Fehlender gesellschaftlicher 

 Zusammenhalt und Gemeinschaftssinn

9. Parteienpluralismus 74 4,3  − Zu viele Parteien
 − Zu viel Streit unter den Parteien

10. Rechtsruck 65 3,8  − Rechte Parteien und Politiker
 − AfD als Gefahr für die Demokratie
 − Rechtsextremismus

11. Sicherheit und 
 Rechtsstaatlichkeit

50 2,9  − Zu viel Kriminalität
 − Strafverfolgung zu »lasch«
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Auch die AfD wird in diesem Kontext als Schwachpunkt genannt. Ein 
wesentlicher Teil ihrer Mobilisierungsstrategie liegt im Schüren von Res-
sentiments gegen Migranten und Muslime (Celik et al., 2020). Entspre-
chend verdeutlichen auch einige der Nennungen Ängste und Sorgen im 
Hinblick auf die deutsche Migrationspolitik. 6 % der Befragten benennen 

N in %
Inhaltliche Rahmung der Codes und 
 Beispiel-Nennungen

12. Wirtschaft 46 2,7  − Wirtschafts-/Finanzkrise
 − Stagnierende Wirtschaft
 − Steuerlast

13. Völkisches Aufbegehren 38 2,2  − »Volk« bzw. »Volkswille« wird nicht 
 gehört/berücksichtigt

 − »Volk« wird betroffen; Regierung und 
Politik arbeiten gegen das »Volk«

14. Fehlende 
 Gleichberechtigung und 
Ungerechtigkeit

34 2,0  − Chancenungleichheit

15. Einschränkung der 
 Meinungsfreiheit

33 1,9  − Meinungsfreiheit nicht gegeben
 − Probleme dürfen nicht angesprochen 

werden

16. Alterssicherung 30 1,8  − Probleme in der Rentenpolitik
 − Altersarmut
 − Niedrige Renten

17. Misstrauen in die 
 demokra tischen 
 Institutionen

21 1,2  − Zu geringe Wahlbeteiligung
 − Kein Vertrauen in politische 

Institutionen und System

18. Fehlende Wehrhaftigkeit 
und Radikalisierung

20 1,2  − »Demokratiefeinden« müssen Grenzen 
gesetzt werden

 − Zunehmende Radikalisierung

19. Klimawandel und -schutz 13 0,8  − Naturkatastrophen als Bedrohung
 − Klimaziele werden durch die Politik 

nicht genügend verfolgt

20. Andere 278 16,3  − Andere Nennungen

Nennungen insgesamt 1.708 68,2

Fehlende Werte 796 31,8

Ergebnisse der Freitext-Feld-Frage »Welche Schwachpunkte sehen Sie beim Funktionieren unserer 
Demokratie?«; die Nennungen (N = 1.708) wurden im Zuge eines induktiven Kodiervorgangs in 20 
Kategorien eingeteilt; Angaben in % nutzen die Anzahl der Nennungen ohne fehlende Werte als 
Referenz
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Asyl- und Flüchtlingspolitik sowie die »Überfremdung« des Landes als 
zentrale Schwachstelle der deutschen Demokratie. 

Im Allgemeinen sehen einige Befragte zudem negative Entwicklun-
gen hinsichtlich der Kommunikationskultur und des gesellschaftlichen 
Klimas. Etwa 5 % der Antwortenden beklagen fehlenden gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und Streit. Zusätzlich nehmen etwa 2 % der Befrag-
ten eine Einschränkung der Meinungsfreiheit an und haben das Gefühl, 
nicht offen aussprechen zu können, was sie denken. 

Insgesamt zeichnet sich ein Bild der Unzufriedenheit und des Misstrau-
ens in Hinblick auf  die derzeitige Regierung und ihre Politik, das flankiert 
wird von politischer Deprivation, einem politisierten und polarisierten – 
wenn nicht fragmentierten – gesellschaftlichen Klima sowie als Bedro-
hung empfundenen Herausforderungen verschiedener Krisenlagen (Mi-
gration, Alterssicherung und Demografie, Klima, Verteilungsgerechtigkeit). 
Es liegt der Schluss nahe, dass die Unzufriedenheit mit der aktuellen Poli-
tik in Kombination mit der Wahrnehmung, keinen Einfluss auf die Poli-
tik nehmen und einen Wandel erwirken zu können, ein hohes Maß an 
Frustration verursacht und sich bei einigen Gruppen zuträglich für anti-
systemische Einstellungen auswirkt. 

Auch korrelative Zusammenhänge zwischen der Unterstützung der 
Demokratie und der Nennung bestimmter Schwachpunkte legen diesen 
Befund nahe (Tab. 2). So steht der zuvor beschriebene Typus der soliden 
Demokraten etwa in einem positiven Zusammenhang zur Benennung 
eines Rechtsrucks (0,090**) und fehlender Wehrhaftigkeit der Demokra-
tie (0,071**) als Schwachpunkte. Die Sorge vor einer »Überfremdung« 
(-0,085**), völkisch konnotierte Forderungen (-0,051*) sowie die Wahr-
nehmung, ungerecht behandelt zu werden (-0,053**), sind hingegen we-
niger wahrscheinliche Nennungen für diese Gruppe. Demgegenüber 
korreliert die Zugehörigkeit zum Typus der Autokraten positiv mit Nen-
nungen zur Migrationspolitik als Schwachstelle der deutschen Demokra-
tie (0,059**) und negativ mit der Benennung eines Rechtsruck (-0,064**). 
Die fragilen Demokraten bewegen sich dazwischen: Sie tendieren dazu, Un-
zufriedenheit mit der Politik und ihren Autoritäten zu äußern (0,054**) 
und zugleich den Mangel an partizipativen Möglichkeiten (0,052**) – 
manchmal gekoppelt an völkische Forderungen (0,062**) – zu beanstan-
den. Zugleich ist die Wahrnehmung eines problematischen Rechtsrucks 
(-0,050*) und fehlender Wehrhaftigkeit gegenüber den Feinden der Demo-
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Tabelle 2: Zusammenhänge zwischen Schwachstellen und Unterstützung der De-
mokratie

  Solide  
Demokraten

Fragile  
Demokraten Autokraten

Ost/West  
(Ost)

Politik(er)verdrossenheit   0,054**   0,104**

Partizipation und Repräsentanz 0,052**   0,040*

Konzept und Umsetzung 
der Demokratie

       

Migration -0,085**   0,059**  

Bürokratie und  
langwierige Prozesse

0,049*      

Verteilungsgerechtigkeit -0,054**     0,050*

Lobbyismus und Korruption       -0,047*

Kommunikationskultur und 
gesellschaftliches Klima

     

Parteienpluralismus

Rechtsruck 0,090** -0,050* -0,064**  

Sicherheit und 
 Rechtsstaatlichkeit

Wirtschaft -0,058**   -0,048**

Völkisches Aufbegehren -0,051* 0,062** 0,072*

Fehlende Gleichberechtigung 
und Ungerechtigkeit

-0,053**      

Einschränkung der 
 Meinungsfreiheit

0,072**

Alterssicherung -0,059**      

Misstrauen in die 
 demokratischen Institutionen

Fehlende Wehrhaftigkeit und 
Radikalisierung

0,071** -0,04*   0,081**

Klimawandel und -schutz

Ausgewiesen sind die Ergebnisse einer Korrelationsmatrix; Pearsons Produkt-Moment- Korrela tion; 
Signifikanzniveaus: **p < .01; *p < .05; leere Zellen = keine signifikante Korrelation
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kratie (-0,04*) innerhalb dieser Gruppe weniger gegeben. Insgesamt zeigt 
sich eine breite Unzufriedenheit und Verdrossenheit der fragilen Demokraten, 
die sich nicht gehört und übersehen fühlen. Diese Einstellungskonstella-
tionen machen auch eine Wahl einer Partei wahrscheinlicher, die es mit 
den demokratischen Prinzipien nicht so genau nimmt – nicht aus Protest, 
sondern aus der Überzeugung heraus, das der vermeintliche »Volkswille« 
und die bestehende, auf einem Mehrparteiensystem aufbauende, reprä-
sentative Demokratie nicht mehr so richtig zusammenpassen.

Erklärung der (Un-)Zufriedenheit 

Wie kann die (Un-)Zufriedenheit der deutschen Bevölkerung mit ihrer 
Demokratie erklärt werden? Das Legitimitätsempfinden scheint zumin-
dest bei der relativen Mehrheit der Deutschen, auch wenn man es um die 
Akzeptanz autoritärer Systemvarianten bereinigt, vorhanden zu sein. 
 Generell liegen die Legitimitätswerte der Demokratie »an sich« in Ost-
deutschland etwas höher als im Westen (Idee der Demokratie: Ost: 95 %, 
West: 89 %; Demokratie in Verfassung: Ost: 81 %, West: 71 %). Aller-
dings ist die Differenz zwischen Ost- und Westdeutschland bei der Zu-
friedenheit mit der demokratischen Praxis mit 16-Prozentpunkten relativ 
groß (Ost: 30 %, West: 46 %). Die Menschen in den ostdeutschen Bun-
desländern  sehen offenbar die deutsche Demokratie, so wie sie im Grund-
gesetz festgelegt ist, als schlechter umgesetzt. Sie fühlen sich der Politik 
hilfloser ausgesetzt und denken im Vergleich zu Menschen in West-
deutschland häufiger, dass sie politisch einflusslos seien (Ost: 78 %, West: 
70 %) und dass es sinnlos sei, sich politisch zu engagieren (Ost: 72 %, 
West: 62 %). Die Werte sind bundesweit schlecht und deuten auf eine ver-
breitete Involvierungsverdrossenheit (G. Pickel, 2002, S. 91) hin.

Steffen Mau führt die erhöhte Involvierungsverdrossenheit der Ost-
deutschen auf unterschiedliche Deutungskulturen2 der Demokratie in 
Ost- und Westdeutschland zurück, die historisch gewachsen sind und tra-
diert werden (Mau, 2024, S. 9). Dies führt er im Falle Ostdeutschlands auf 

2 Nach dem Politikwissenschaftler Karl Rohe sind damit innerhalb einer Gruppe bestehen-
de Grundannahmen über die politische Welt gemeint, die das öffentliche Reden und Han-
deln der Mitglieder leiten.
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sozialstrukturelle, demografische und kulturelle Aspekte zurück: So liege 
eine sozialstrukturelle Unterprivilegierung vor, die sich aus dem vergleichs-
weise geringen Wohlstand der Ostdeutschen zusammenfüge. Diese habe 
sich zusätzlich durch die »Überschichtung der ostdeutschen Gesellschaft 
durch westdeutsches Führungspersonal« (ebd., S. 44) im Nachgang der 
Wiedervereinigung verfestigt und mit der »Unternutzung des demokra-
tischen Potenzials der friedlichen Protestbewegung« bei gleichzeitiger 
»Übernutzung des nationalen Potenzials politischer Mobilisierung« zur 
heutigen Prägung der politischen Kultur Ostdeutschlands beigetragen. 
Im heutigen Kontext ist die ostdeutsche Gesellschaft demzufolge primär 
eine »einfache Arbeitnehmergesellschaft« oder ein »Land der kleinen Leu-
te« (ebd., S. 22), das geprägt ist von einem notorischen Gefühl, nur Bür-
ger zweiter Klasse zu sein. Eine in der DDR gängige Elitenkritik (»die da 
oben, wir hier unten«) konnte sich somit als wichtiges Deutungsmuster 
erhalten. Hinzu kommen eine durch frühere Krisen leicht aktivierbare 
Verlustaversion sowie eine fehlende Verwurzelung von Parteien und zi-
vilgesellschaftlichen Strukturen, welche die politische Kommunikation 
zwischen Bürgern und Politik zusätzlich erschweren sowie das Gefühl 
fehlender Einfluss- und Partizipationsmöglichkeiten verstetigen. 

Neben der angesprochenen Involvierungsverdrossenheit verfestigt 
sich dieser Eindruck auch mit Blick auf  korrelative Zusammenhänge zwi-
schen den Nennungen von Schwachstellen der Demokratie und der Zu-
gehörigkeit zur Gruppe der Ostdeutschen (Tab. 2). Sie sind vergleichbar 
mit den Ergebnissen für den Typus der fragilen Demokraten. Die Politik und 
ihre Funktionsträger – respektive »die da oben« – werden von ostdeut-
schen Befragten vergleichsweise eher als Schwachpunkt identifiziert 
(0,104**). Auch Nennungen, die einen Mangel an Partizipationsmöglich-
keiten beklagen, wurden von ostdeutschen Befragten häufiger getätigt 
(0,040*). Dies gilt ebenfalls für Nennungen der Kategorie »Verteilungs-
gerechtigkeit« (0,050*). Darüber hinaus bestehen positive Zusammen-
hänge zwischen der Zugehörigkeit zur Gruppe der Ostdeutschen und 
völkisch  konnotierten Nennungen (0,072*) sowie der Wahrnehmung 
fehlender Meinungsfreiheit (0,072**). Zugleich scheinen ostdeutsche Be-
fragte aber auch vergleichsweise häufiger eine fehlende Wehrhaftigkeit 
der Demokratie als Problem zu benennen (0,081**). 

Die zuvor ausgeführten Überlegungen und Zusammenhänge bilden 
die Rahmenbedingungen für eine Bewertung der Funktionsfähigkeit der 
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Grafik 3: Erklärung der (Un-)Zufriedenheit mit der deutschen Demokratie

Ausgewiesen sind die Ergebnisse einer linearen Regressionen in Form von standardisierten Beta-
Koeffizienten; abhängige Variable: »Und was würden Sie allgemein zur Demokratie in der Bun-
desrepublik Deutschland, also zu unserem ganzen politischen System, sagen, so wie es tatsäch-
lich funktioniert?«; F(32, 1840) = 39,764; p < .001; R² = 0,409; Signifikanzniveaus: **p < .01; *p < .05
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Demokratie in Deutschland und lassen sich nun in einem nächsten Schritt 
unter Anwendung einer linearen Regressionsanalyse im Verhältnis be-
werten (Grafik 3). Die generelle Unzufriedenheit, die in Ostdeutschland 
verbreiteter ist als in Westdeutschland, bildet sich auch in den Ergebnis-
sen der Regressionsanalyse ab (Beta: -0,15**). Sie hängt eng mit der dif-
fusen Unterstützung (der Legitimität der deutschen Demokratie) sowie 
der spezifischen Unterstützung (der Zufriedenheit mit der gesamtwirt-
schaftlichen und der eigenen wirtschaftlichen Lage) zusammen. Halten 
die Menschen die Demokratie in Deutschland für legitim und unterstüt-
zen sie die Demokratie uneingeschränkt, dann sind sie auch insgesamt 
mit der demokratischen Praxis in Deutschland zufriedener (Beta: 0,18**). 
Je schlechter die wirtschaftlichen Lagen beurteilt werden und je geringer 
das Legitimitätsempfinden gegenüber der deutschen Demokratie ist, des-
to unzufriedener sind die Menschen mit der aktuellen Demokratie in 
Deutschland (Beta: -0,25** und -0,11**). Tatsächlich halten 40 % der 
deutschen Bevölkerung die Leistungen der politischen Akteure in Hin-
blick auf die gesamtwirtschaftliche Lage und 21 % in Bezug auf die 
eigene wirtschaftliche Lage für schlecht (o. Abb.). Dieser Befund stellt sich 
nuancierter auch im Rahmen der Frage nach den Schwachpunkten der 
deutschen Demokratie dar. Dabei ist die Einschätzung der gesamtwirt-
schaftlichen Lage ausschlaggebend für die Unzufriedenheit: Denkt man, 
dass sich die Wirtschaft in Deutschland schlecht entwickelt, so wird dies 
der politischen Praxis zugeschrieben und erzeugt Unzufriedenheit mit 
der Demokratie.

Auch das Gefühl, politisch keinen Einfluss zu haben und nichts be-
wirken zu können (politische Deprivation, im Mittel 68 %), trägt zur Un-
zufriedenheit mit der demokratischen Praxis bei (Beta: -0,07**). Glaubt 
man an Verschwörungserzählungen, hängt dies unter Prüfung korrelati-
ver Zusammenhänge nicht nur mit dem Gefühl politischer Einflusslosig-
keit (0,227**) zusammen, sondern auch mit einer großen Unzufrieden-
heit mit der deutschen Demokratie (-0,287**) und, was für das Überleben 
der Demokratie viel entscheidender ist, mit einem Zweifel an ihrer Legi-
timität (-0,451**). Auch die Ergebnisse der Regressionsanalyse unterstüt-
zen diesen Befund (Beta: -0,10**). Küppers (2024) kann im Einklang mit 
unseren Befunden zeigen, dass Verschwörungsgläubige jedes politische 
System gegenüber der repräsentativen Demokratie bevorzugen. Verschwö-
rungsgläubigkeit erweist sich somit als starkes Gift für die Demokratie 
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(Pickel et al., 2022; Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-
Westfalen, 2023). 

Zukunftsängste werden häufig als Erklärung für die Zuwendung zu 
Parteien diskutiert (Deppisch, 2020; Quent, 2021; Celik et al., 2020), die 
sich an den Rändern des ideologischen Spektrums befinden. Zwei Be-
fürchtungen nehmen im Rahmen der Regressionsanalyse einen Einfluss 
auf die Demokratiezufriedenheit: Während für die Angst vor weiterer 
Migration ein deutlich negativer Zusammenhang festzustellen ist (Beta: 
-0,07**), sind Menschen, die Angst vor dem Klimawandel äußern, mit 
der derzeitigen demokratischen Praxis zufrieden und sehen diese Proble-
matik gut bearbeitet (Beta: 0,05*). Die beiden Themen Migration und 
Klimapolitik spalten vor allem zwischen den Anhänger der AfD und 
denen der Grünen. Dieser Befund deutet in die Richtung der Annahme, 
dass insbesondere die Partei, die Alternativen zur Demokratie schaffen 
und gleichzeitig eine fortgesetzte Migration nach Deutschland verhindern 
will, für die Unzufriedenen attraktiv ist.

Für die kategorisierten Nennungen der Schwachpunkte der deutschen 
Demokratie ergeben sich insgesamt vier signifikante Regressionskoeffizi-
enten. Eine Verdrossenheit gegenüber Politikern und Parteien sowie der 
aktuellen Regierung erweist sich als abträglich für die Demokratiezufrie-
denheit (Beta: -0,15**). Auch das Beklagen mangelnder Partizipations-
möglichkeiten wirkt sich in diese Richtung aus (Beta: -0,09**). Es deutet 
auf eine politische Deprivation hin. Wer Lobbyismus und Korruption als 
Schwachpunkte der deutschen Demokratie identifiziert, tendiert eben-
falls dazu, unzufriedener mit ihr zu sein (Beta: -0,06**). Und auch Nen-
nungen, die völkisch konnotiert sind, wirken sich negativ aus (Beta: -0,04*).

Die allgemeine Unzufriedenheit mit der Demokratie präsentiert sich 
demnach im Kontext mangelhafter Legitimitätsgefühle, einer schlechten 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage, einem Fehlen politischer Selbst-
wirksamkeit und von Zukunftsängsten, die insbesondere Ängste vor wei-
terer Migration nach Deutschland thematisieren, als besonders groß. Im 
Kontext der wahrgenommenen Schwachpunkte der deutschen Demo-
kratie sind es vor allem Angaben, die auf eine Politik(er)verdrossenheit 
schließen lassen, sowie die Wahrnehmung, keine Möglichkeiten zur 
( direkten) Einflussnahme zu haben – in manchen Fällen gekoppelt an 
völkische Forderungen –, die eine Unzufriedenheit mit der Demokratie 
bestärken. 
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Allerdings zeigen sich die Anhänger der AfD und des BSW zunächst 
nicht per se unzufriedener mit der demokratischen Praxis in Deutsch-
land, wenn man die Einstellungen der politischen Kultur, zum Autorita-
rismus und zu bestimmten Zukunftsängsten hinzunimmt. Lediglich die 
Anhängerschaft der Grünen ist etwas zufriedener als die der übrigen Par-
teien (Beta: 0,05*). 

Tabelle 3: Zusammenhänge zwischen der Wahlabsicht für AfD bzw. BSW und Ein-
stellungen zur Demokratie

  AfD BSW

Unterstützung für die Idee der Demokratie -0,144**  

Demokratie, wie in der deutschen Verfassung festgelegt -0,160**  

Demokratie, wie sie aktuell funktioniert -0,213**  

Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen Lage (schlecht) 0,196**  

Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen Lage (schlecht) 0,130** 0,045*

Politische Deprivation 0,068**  

Autoritäre Aggression 0,149**  

Autoritäre Unterwürfigkeit 0,189**  

Konventionalismus 0,156**  

Verschwörungsmentalität 0,232**  

Aberglaube -0,052*  

Zukunftsangst: Migration 0,166**  

Zukunftsangst: Klimawandel -0,221**  

Ausgewiesen sind die Ergebnisse einer Korrelationsmatrix; Pearsons Produkt-Moment- Korrelation; 
Signifikanzniveaus: **p < .01; *p < .05; leere Zellen = keine signifikante Korrelation

Zieht man zusätzlich die korrelativen Zusammenhänge zwischen einigen 
Erklärungsfaktoren heran, bietet sich ein differenziertes Bild (Tab. 3): 
Seit der Gründung der AfD 2013, noch stärker aber seit ihrer Positions-
verschiebung ab 2017 und der Gründung des BSW 2023 stehen den Ent-
täuschten und von der liberalen Demokratie Frustrierten (politische 
 Deprivation) nunmehr Parteien zur Verfügung, welche die eigenen Vor-
stellungen von einer funktionierenden Demokratie abbilden, auch wenn 
diese Vorstellungen oft weit entfernt sind von der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung oder anderen Formen einer liberalen Demokratie 
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(Wurthmann, 2022b, S. 402–419; König, 2022; S. Pickel & Celik, 2024, 
S. 55–57). Eine Analyse der Einstellungen der Anhänger des BSW zeigt 
jedoch, dass – abseits von der Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen 
Lage (0,045*) – keine Zusammenhänge mit der (Un-)Zufriedenheit mit 
der Demokratie, aber auch mit ihrer Unterstützung oder anderen Fakto-
ren bestehen, die den Kontext einer Anhängerschaft der AfD abbilden. 
Dort, wo sich die Anhänger der AfD eindeutig von der Demokratie abwen-
den, sind die Anhänger des BSW indifferent und besitzen kein eindeuti-
ges Einstellungsmuster. Sie sind weder eindeutig pro- noch anti-demo-
kratisch.

Die Anhänger der AfD hingegen zeigen sich als eindeutig unzufrie-
den mit der deutschen Demokratie (-0,160** und -0,213**). Diese Unzu-
friedenheit wird von einer Verschwörungsmentalität (0,232**) und einem 
damit korrespondierenden Mangel an Vertrauen in politische Amtsträger 
begleitet. AfD-nahe Menschen glauben, dass die Politiker nicht selbst 
entscheiden, sondern von obskuren Mächten gesteuert werden (»Politiker 
sind nur Marionetten«). Selbst wenn die Wähler sich ausschließlich aus 
Protest für die AfD entscheiden (was die wenigsten tun), verpufft der 
positive Effekt eines Wahlerfolges auf die Demokratiezufriedenheit zeit-
nah zur Wahlentscheidung – wie auch bei denjenigen Wählern, die der 
AfD aus politisch-inhaltlichen Gründen ihre Stimme gaben (Schäfer & 
Reinl, 2022, S. 100–102). Darüber hinaus erneuern unsere Daten die be-
reits bekannten Befunde, dass die Anhänger der AfD vor allem Angst 
vor der Entwicklung der Migration haben (0,166**) und den Klimawan-
del für nicht existent halten (-0,221**). 

Wesentlich bedeutsamer für die Entwicklung der Demokratie in Deutsch-
land sind die Einstellungen der AfD-Anhänger zur Legitimität (-0,144**) 
bzw. Unterstützung der Demokratie: AfD-Anhänger lehnen die Demo-
kratie deutlich häufiger ab als diejenigen aller übrigen Parteien und glau-
ben stattdessen an Verschwörungserzählungen zulasten der Demokratie 
(Decker et al., 2020, 2022). Dass Befürchtungen hinsichtlich der allge-
meinen wirtschaftlichen Lage in Deutschland oder gar persönliche wirt-
schaftliche Missstände Menschen in die Arme der AfD treiben, können 
unsere Ergebnisse bestätigen (0,196** und 0,130**). Es sind besonders 
Menschen, die sich selbst als wirtschaftlich unsicher und die Volkswirt-
schaft in Deutschland als leidend empfinden, die sich zur AfD bekennen. 
Wiederum zeigt sich: Verschwörungsgläubigkeit passt nicht zur Unter-
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stützung der Demokratie, sie erzeugt nicht nur eine Unzufriedenheit mit 
der Demokratie in Deutschland, sondern eine grundsätzliche Ablehnung 
der Demokratie und die Hinwendung zu einer Partei, die die freiheitlich-
demokratische Grundordnung nachhaltig verändern will.

Die in der Regression abgebildete Indifferenz der AfD-Anhänger 
gegenüber der Demokratiezufriedenheit ist ein Effekt der Binnenkorrela-
tionen: Verschwörungsgläubigkeit und Angst vor Migration hängen eng 
mit der Sympathie für die AfD zusammen und lassen den direkten Effekt 
der Anhängerschaft auf die Zufriedenheit mit der Demokratie verschwin-
den. Das Syndrom aus autoritären Einstellungen, Verschwörungsgläubig-
keit, Leugnung des Klimawandels, Angst vor Zuwanderung, wirtschaft-
licher Unzufriedenheit, politischer Deprivation und insbesondere eine 
Ablehnung der (deutschen) Demokratie kennzeichnet die politischen Ein-
stellungen der Anhänger der AfD und erklärt deren Unzufriedenheit mit 
der Demokratie in Deutschland. Sie ist jedoch nur ein Nebenschauplatz. 
Wesentlich ist die ablehnende Grundhaltung gegenüber der Demokratie, 
die deren Überleben gefährdet – nicht nur in Krisenzeiten.

Fazit

Die Unzufriedenheit mit der demokratischen Praxis in Deutschland bil-
det nur die Spitze des Eisbergs ab. Einerseits kann sie als »Spielbein der 
Demokratie« Auskunft über die Bewertung der Leistungsfähigkeit der 
Demokratie vor dem Hintergrund ihrer grundsätzlichen Anerkennung 
durch die Bürger geben, andererseits äußern sich die Menschen recht ein-
deutig über die Aspekte der Demokratie, die sie unzufrieden machen. Ein 
großer Teil der Antworten auf die Frage, was die Schwachpunkte beim 
Funktionieren der deutschen Demokratie seien, nehmen hierbei Bezug 
auf  Politiker und Parteien, ihre negativen Eigenschaften und ihre Abkopp-
lung von der Wählerschaft als Elite. In dieselbe Kategorie fallen auch 
Nennungen, die als Schwachpunkt eine vermeintliche Inkompetenz der 
aktuellen Regierung identifizieren. Gleichzeitig benennen ebenfalls viele 
Menschen einen Mangel an (direkten) Partizipationsmöglichkeiten als 
Problem. Manche Menschen äußern implizite Forderungen, die sich an 
einem verabsolutierenden Volksbegriff orientieren und von Frustration 
und Wut zeugen. Eine Kombination aus Unzufriedenheit mit den Out-



203

6. Politische Kultur und Unterstützung der  Demokratie in Deutschland

puts der aktuellen Politik und ihrer Funktionsträger einerseits sowie gleich-
zeitiger politischer Deprivation andererseits erweist sich somit als Nähr-
boden für antisystemische Haltungen. Sie ist ein Kennzeichen fragiler 
Demokraten, zu denen auch ein vergleichsweise großer Teil der Ostdeut-
schen gezählt werden kann. Zugleich zeigen sich zwei Pole in Hinblick 
auf die Einstellungen zur Demokratie und die wahrgenommenen Pro-
bleme bei unterschiedlich gefestigten Demokraten bzw. Autokraten. So 
 tendieren diejenigen, die eine hohe Demokratiebefürwortung und -zufrie-
denheit aufweisen, etwa dazu, einen Rechtsruck und den Klimawandel 
als Probleme zu benennen. Befürworter einer rechtsautoritären Diktatur 
und Personen mit einer geringen Demokratiezufriedenheit hingegen ten-
dieren dazu, die aktuelle Migrationspolitik und Verwerfungen von Politi-
kern und Parteien zu problematisieren. Die Befunde verweisen somit auf 
unterschiedliche Deutungen darüber, was genau eine Demokratie aus-
macht und wo ihre Probleme liegen.

Unter der sichtbaren Oberfläche der (Un-)Zufriedenheit und der ein-
fachen Bestimmung der grundsätzlichen Zustimmung zeigt sich, dass 
sich die tatsächliche Legitimität der Demokratie als fragil und innerhalb 
der Bevölkerung als zu wenig eindeutig verbreitet präsentiert. Unsichere, 
fragile Demokraten und Autokraten stehen eindeutigen, soliden Demo-
kraten nach Anteilen an der Gesamtbevölkerung nahezu ebenbürtig gegen-
über. Die Demokratie kann sich demnach auf ihre Bürger nicht mehr un-
eingeschränkt verlassen.

Dieses Ergebnis lässt mehrere Deutungen zu (S. Pickel, 2024):
a) Viele Menschen in Deutschland kennen die Unterschiede zwischen 

einem autokratischen System (Führerstaat, Einparteiensystem, Dik-
tatur) und einer Demokratie nicht. Sie denken möglicherweise, dass 
diese Systeme bzw. derlei Systemelemente ihren Interessen entgegen-
kommen und sie von einem weniger demokratischen System pro-
fitieren, weil sie für ihre Treue zur machthabenden Partei belohnt 
werden.

b) Sie kennen die Unterschiede, denken aber, dass die Einschränkungen 
sie nicht treffen, die freiheitlichen Grundrechte einer Demokratie in 
einem eingeschränkt demokratischen oder autoritären System weiter 
geachtet werden oder es sich bei den Einschränkungen nur um vorü-
bergehende Maßnahmen, vielleicht sogar nur gegenüber von Minder-
heiten, handelt.
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c) Sie kennen die Unterschiede, aber akzeptieren die Einschränkungen 
der Demokratie, weil sie ihnen vermeintlich zugutekommen und sie 
gegenüber anderen Gesellschaftsgruppen bevorzugt werden.

Eine Verschwörungsmentalität, der Wunsch, dass sich in der Gesellschaft 
besonders in Bezug auf  die sozialen Positionen, die bestimmte Gruppen 
einnehmen, nichts ändern darf (soziale Dominanzorientierung), und 
 autoritäre Sozialisationserfahrungen erweisen sich als zentrale Prädiktoren 
antidemokratischer Einstellungen (G. Pickel et al., 2022, Öztürk et al., 
2023; Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen, 2023). 
Die Konsequenz daraus ist, dass die Demokratie in Deutschland nicht 
mehr unumstritten ist. Und diese Auseinandersetzung findet nicht nur um 
die Gestaltung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung oder 
um die politischen Präferenzen und die Qualität der politischen Entschei-
dungen der Regierung statt. Dies wären »normale« Debatten in einer De-
mokratie. Der Streit entbrennt vielmehr um das politische System selbst.
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Mit den Leipziger Autoritarismus Studien (LAS) erheben wir seit dem 
Jahr 2002 rechtsextreme und autoritäre Einstellungen in der deutschen 
Bevölkerung. Ein zentrales Ziel der Studienreihe ist es, die Zustimmung 
zu antidemokratischen Aussagen und somit das Potenzial für autoritäre 
Mobilisierung zu erfassen. Unser Anliegen ist es, alle zwei Jahre einen 
kritischen Beitrag zur politischen Debatte in Deutschland zu veröffentli-
chen, und entsprechend werden die Ergebnisse in der Öffentlichkeit 
kontrovers diskutiert. Im Rahmen einer solchen Langzeituntersuchung 
werden auch immer wieder methodische Fragen aufgeworfen, die die 
Aussagekraft der Ergebnisse hinterfragen. Vor dem Hintergrund zuneh-
mender Wissenschaftsskepsis, in der die Vermischung von Fakten und 
Meinung immer weiter fortschreitet und künstliche Intelligenz die Ein-
schätzung der Legitimität von Quellen erschwert, beobachten wir gleich-
zeitig ein steigendes Interesse an und eine zunehmende Sensibilität für 
die Notwendigkeit einer kritischen Diskussion empirischer Forschungs-
ergebnisse. Aus diesen Gründen enthält die diesjährige Veröffentlichung 
ein eigenes Kapitel zu methodischen Fragestellungen. Dabei wollen wir 
einerseits Probleme der umfragebasierten Forschung im Allgemeinen an-
sprechen, diese aber andererseits stets anhand unseres konkreten For-
schungsgebietes – autoritäre Reaktionen auf der Individualebene als Aus-
drucksformen einer autoritären Dynamik auf der gesamtgesellschaftlichen 
Ebene – betrachten.

Um die zentralen methodischen Fragestellungen zu diskutieren, grei-
fen wir auf etablierte Konzepte, Fachbegriffe und Definitionen zurück. 
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Auch in diesem Grundlagenkapitel können wir dabei nicht alle relevanten 
Aspekte aufgreifen oder gar ausführlich darstellen. Ziel ist es vielmehr, 
einen Einblick zu geben, wofür wir uns auf die für die breitere Öffent-
lichkeit augenfälligen Probleme der Umfrageforschung fokussieren. Zur 
Beurteilung der Qualität von Umfragedaten wird in der Forschung häu-
fig auf das Total Survey Error Framework (TSE) als Theoriegerüst zurückge-
griffen. Bei diesem Ansatz geht es darum, unterschiedliche Fehlerquellen 
im Erhebungs- und Auswertungsprozess offenzulegen, sie zu systemati-
sieren und zu evaluieren, um sie nach Möglichkeit abzuschwächen oder 
sogar ganz auszuräumen. 

Dabei wird grob zwischen zwei Fehlertypen unterschieden: den Re-
präsentationsfehlern einerseits und den Messfehlern andererseits. Im Folgen-
den werden wir diese beiden Fehlertypen näher beschreiben und anhand 
einiger Beispiele erläutern, welcher Umgang in unserer Studie mit den je-
weiligen Problemstellungen gefunden wurde und warum. Vorwegnehmen 
müssen wir, dass sich die meisten Fehlerquellen in Umfragen nicht voll-
ständig beseitigen lassen. Es geht vielmehr darum, Schwachstellen zu iden-
tifizieren, die Vergleichbarkeit der Ergebnisse über Erhebungszeitpunkte 
und variierende Studiendesigns hinweg sicherzustellen und so deren Aus-
sagekraft zu erhöhen.

Repräsentativität – wer wird eigentlich gefragt  
und wer wird gehört?

Der Begriff der Repräsentativität ist im öffentlichen Umgang mit Um-
fragedaten allgegenwärtig und wird von Medienschaffenden häufig recht 
unbedarft verwendet. Nicht selten wird er dabei als eine Art »Gütesiegel« 
der jeweiligen Studien präsentiert. Da es aber keine offiziellen Kriterien 
für Repräsentativität gibt, liegt die Definitionshoheit letztlich in den Hän-
den der Forschenden. Zwar setzen sich auch verschiedene Institute und 
Arbeitsgemeinschaften – beispielsweise der Arbeitskreis Deutscher Markt- 
und Sozialforschungsinstitute (ADM), das Leibniz Institut für Sozialwis-
senschaften (GESIS) oder die American Association for Public Opinion 
Research (AAPOR) – immer wieder für die Etablierung einheitlicher 
Standards ein, diese werden jedoch in der medialen Öffentlichkeit kaum 
rezipiert. 
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Im Allgemeinen beschreibt Repräsentativität die Vergleichbarkeit der 
verwendeten Stichprobe mit der Untersuchungspopulation, also der Per-
sonengruppe, über die Aussagen getroffen werden sollen. Damit ist Reprä-
sentativität abhängig von der jeweiligen Fragestellung der Untersuchung. 
In den LAS wollen wir Aussagen über die Allgemeinbevölkerung in 
Deutschland treffen, sodass wir eine möglichst hohe Übereinstimmung 
unserer Stichprobe mit der Gesamtbevölkerung anstreben. Wenn in der 
Bundesrepublik Deutschland zum Beispiel etwas mehr als 50 % Frauen 
und etwas weniger als 50 % Männer wohnen, dann sollte eine Stichprobe 
in etwa im selben Verhältnis Frauen und Männer beinhalten (Statisti-
sches Bundesamt, 2024).

Um eine solche Übereinstimmung zu erreichen, greifen wir seit Be-
ginn unserer Studienreihe auf Verfahren der Zufallsstichprobenziehung 
(probability sampling) zurück. Dabei werden aus der Grundgesamtheit aller 
in Deutschland lebenden Personen anhand eines Randomisierungsver-
fahrens möglichst zufällig Zielpersonen für die Befragung ausgewählt. 
Nur wenn die Auswahl- und Teilnahmewahrscheinlichkeit für alle Per-
sonen nahezu identisch ist, kann von einer solchen Stichprobe auf Ver-
teilungen bestimmter Merkmale in der gesamten Population geschlos-
sen werden (Diekmann, 2022, S. 380; Schnell et al., 2018, S. 275f.). Die 
Grundidee ist, dass es bei Vorliegen einer echten Zufallsauswahl und hin-
reichend großer Stichprobe immer unwahrscheinlicher wird, zu Ergeb-
nissen zu kommen, die stark von der angestrebten Grundgesamtheit 
 abweichen: Je größer die Stichprobe, desto weiter nähert sich die Stich-
probenzusammensetzung der Zusammensetzung der Grundgesamtheit 
an. Unter anderem deshalb streben wir bei unseren Erhebungen etwa 
2.500 Befragte an und legen fest, dass etwa 500 davon in Ostdeutschland 
wohnen (zur diesjährigen Zusammensetzung der Stichprobe siehe Kap. 2). 
Diese Anzahl ist ausreichend groß, um davon auszugehen, dass eine wei-
tere Ziehung von 2.500 bzw. 500 Befragten zu Ergebnissen mit nur ge-
ringen Abweichungen führen würde. Dennoch handelt es sich bei den 
Ergebnissen solcher Zufallsbefragungen immer um Annäherungen an 
die Wirklichkeit, da wir nicht alle ca. 83 Millionen in Deutschland woh-
nenden Menschen um Auskunft bitten können. Sichere Erkenntnisse er-
langen wir durch die Wiederholung der Studien (seit 2002), in der immer 
wieder dieselben Fragebögen eingesetzt werden, sowie durch eine Siche-
rung der Datenqualität (siehe Abschnitt »Messung«). 
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Eine Möglichkeit zur Randomisierung der Stichprobenziehung stellt 
die Auswahl über Listen der Einwohnermeldeämter dar. Anhand einer 
solchen Liste aller in Deutschland gemeldeter Personen könnte eine zu-
fällige Auswahl der Zielpersonen getroffen werden. Allerdings existiert 
in Deutschland kein allgemeines Einwohnerregister und die Listen müss-
ten einzeln von den jeweiligen Ämtern angefragt und gesammelt werden. 
Das von uns beauftragte Befragungsinstitut USUMA greift daher auf ein 
etabliertes, dreistufiges Randomisierungsverfahren zurück, das die Ein-
wohnermeldeämter umgeht. Es handelt sich hierbei um das sogenannte 
ADM-Design, welches vom Arbeitskreis deutscher Markt- und Sozialfor-
schungsinstitute entwickelt wurde. Hierzu wird das Bundesgebiet in 258 
überschneidungsfreie Flächen, sog. sampling points, aufgeteilt. 210 dieser 
Flächen liegen in Westdeutschland, 48 in Ostdeutschland. Im ersten Ran-
domisierungsschritt wird eine dieser Flächen zufällig ausgewählt. Im 
zweiten Schritt wird ein Haushalt durch das Random-Route-Verfahren zufäl-
lig bestimmt. Bei diesem Verfahren wird zunächst ein Startpunkt festge-
legt, von dem der Interviewer oder die Interviewerin einer vordefinierten 
Route folgt (z. B. eine bestimmte Schrittweite oder jeder dritte Haushalt), 
um den Haushalt zu bestimmen. Im dritten und letzten Randomisie-
rungsschritt wird auch die im ausgewählten Haushalt zu befragende Per-
son zufällig ausgewählt. Hierfür kommt der sog. Schwedenschlüssel zum 
Einsatz: Jeder Person im Haushalt wird eine Nummer zugewiesen. An-
hand einer zufallsgenerierten Nummernfolge wird dann die entsprechen-
de Zielperson ausgewählt.

Trotz dieses komplexen mehrstufigen Verfahrens kommt es jedoch zu 
einem systematischen Ausschluss bestimmter Personengruppen (coverage 
bias). So können beispielsweise weder Wohnungslose erreicht werden noch 
Personen, die sich illegal in Deutschland aufhalten. Auch Personen, die 
in Altenheimen, Psychiatrien oder Gefängnissen leben, werden nicht be-
rücksichtigt, gleiches gilt für spezielle Berufsgruppen wie z. B. Seeleute. 
Hinzu kommen die Ausschlusskriterien, die wir aus erhebungspraktischen 
und ethischen Gründen anwenden: Wir befragen grundsätzlich nur Per-
sonen ab 16 Jahren.1 Außerdem müssen sowohl die Lesekompetenz als 

1 Bis 2020 umfassten die LAS Personen ab 14 Jahren. In den neueren Veröffentlichungen 
schließen wir die unter 16-Jährigen in Langzeitvergleichen deshalb aus. Dadurch kann es 
zu Abweichungen im Nachkommabereich kommen.
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auch die Deutschkenntnisse der Befragten ausreichen, um den Fragebo-
gen selbstständig ausfüllen zu können. Übersetzungen des Fragebogens 
in andere Sprachen liegen nicht vor. Genau genommen handelt es sich bei 
unserer Grundgesamtheit also um die in deutschen Privathaushalten lebende, 
deutschsprachige Bevölkerung über 16 Jahren.

Da die Ziehung von Zufallsstichproben sehr zeit- und kostenintensiv 
ist, wird in den letzten Jahren und Jahrzehnten vermehrt auf sogenannte 
online access panels zur Erhebung von Umfragedaten zurückgegriffen. Die-
se stellen eine kostengünstige und schnelle Alternative zu klassischen Zu-
fallserhebungen dar: Die Anbieter verfügen über einen mehr oder weni-
ger großen Pool an potenziellen Teilnehmenden, denen die jeweiligen 
Umfragen meist gegen eine kleine Vergütung zugespielt wird. Auch wenn 
die Auswahl der Befragten innerhalb des Panels zufällig sein mag, so ist 
dies die Rekrutierung für ein solches Panel keineswegs. Letztere beruht 
vielmehr auf Selbstselektion (nonprobability sampling), d. h. es befinden sich 
schätzungsweise mehr Personen im Pool, die beispielsweise internetaffin 
sind und/oder ein generelles Interesse daran haben, an Umfragen teilzu-
nehmen.2 Dieser Umstand ist besonders problematisch für Umfragen, die 
mit großem medialem Interesse verbunden sind, wie etwa die Wahlpro-
gnose für Jugendliche.3 Derlei Befragungen sowie solche, die zum Bei-
spiel zur Vorbereitung oder Legitimation politischer Entscheidungen bei-
tragen sollen, müssen einen besonderen Wert auf hohe Qualitätsstandards 
legen, damit methodische Einschränkungen auch realistisch (mit)disku-
tiert werden können (Kohler & Post, 2023). 

Ein weiteres Problem, mit dem sich alle Umfragetypen konfrontiert 
sehen, ist die sinkende Teilnahmebereitschaft (De Leeuw et al., 2018; de 
Leeuw & de Heer, 2002; Schnell, 1997; Schnell et al., 2018, S. 279ff.). In 
der Umfrageforschung wird davon ausgegangen, dass die Nichtteilnahme 

2 Schon die Internetnutzung und der Zugang zum Internet variieren beispielsweise nach 
Altersgruppe und Bildungshintergrund. Aber auch innerhalb der Population der Internet-
nutzenden finden sich systematische Unterschiede zwischen denen, die an Onlinebefra-
gungen teilnehmen, und denen, die dies nicht tun (Herzing & Blom, 2019). 

3 Während die auf einer Onlinebefragung beruhende »Jugendstudie« unter jungen Men-
schen einen Anteil von AfD-Unterstützern in Höhe von 22 % ausmachte, kam eine Tele-
fonbefragung auf 14 % (forsa, 2024). Neben der Art der Stichprobenziehung können hier 
jedoch auch der Erhebungsmodus und damit verbundene, sozial erwünschte Antwort-
tendenzen eine Rolle spielen (s. Abschnitt »Messung«).
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von Zielpersonen dann weitgehend unproblematisch ist, wenn es sich um 
unsystematische, also zufällige Ausfälle handelt. Problematisch wird es 
demnach erst, wenn sich hinter der Nichtteilnahme eine Systematik ver-
birgt, wenn also bestimmte Personengruppen aufgrund geteilter Merk-
male nicht teilnehmen möchten oder können (man spricht hier von einem 
nonresponse bias). So weisen beispielsweise fast alle Zufallserhebungen einen 
gewissen Bildungsbias auf, d. h. Personen mit einem höheren formalen 
Bildungsabschluss werden tendenziell besser erreicht (oder sind eher be-
reit zu antworten) als Personen mit niedriger Bildung, wobei auch der 
Erhebungsmodus eine Rolle spielen kann (Best et al., 2018; Dillman et 
al., 2009). Eine umfassende Erfassung des nonresponse bias ist schwer mög-
lich, da hierzu sehr viele Faktoren berücksichtigt werden müssten. Es 
existieren jedoch Ansatzpunkte und Indikatoren, die Stichprobenzusam-
mensetzung zumindest mit Blick auf Basismerkmale zu analysieren. So 
wird eine hohe Rücklaufquote tendenziell mit einem niedrigen nonres-
ponse bias in Verbindung gebracht, auch wenn eine Gleichsetzung eigent-
lich nicht zulässig ist. Die Rücklaufquoten der LAS lagen in der Vergan-
genheit stets höher als in vergleichbaren Bevölkerungsumfragen wie der 
Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) 
oder dem European Social Survey (ESS, siehe Tab. 1), wobei auch in 
unseren Befragungen die Teilnahmebereitschaft rückläufig ist. In die-
sem Jahr lag unsere Rücklaufquote mit 39,2 % durchaus im erwartbaren 
Bereich.

Zusätzlich können Außenkriterien (benchmarks) zur Einschätzung des 
nonresponse bias genutzt werden, die aus offiziellen, externen Erhebungen 
wie beispielsweise dem Mikrozensus oder den zuständigen Einwohner-
meldeämtern stammen. Die Stichprobenzusammensetzung kann dann 
hinsichtlich zentraler Merkmale wie Geschlecht und Alter mit dieser Ver-
gleichsstichprobe in Beziehung gesetzt werden. Eine Meta-Analyse von 
Cornesse und Bosnjak (2018) kam zu dem Schluss, dass Zufallsstichpro-
ben im Vergleich mit solchen offiziellen benchmarks tendenziell besser ab-
schnitten als nonprobability samples – also zum Beispiel Stichproben, die 
durch Selbstselektion zustande kommen – und nicht-webbasierte Erhe-
bungsmodi besser als webbasierte. Insgesamt erzielten aber sogenannte 
Mixed-mode-Befragungen, also solche, die mehrere verschiedene Erhe-
bungsmodi miteinander kombinieren, die besten Stichprobenzusammen-
setzungen (ebd.). 
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Tabelle 1: Rücklaufquoten einiger Langzeitbefragungen aus dem Bereich Rechts-
extremismus/Autoritarismus (in %)

2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018
2020/ 
2021

2022/ 
2023

2024/ 
2025

Leipziger 
»Mitte«-
Studien, 
ab 2020 
LAS

71,9 61,4 62,1 62,1 56,2 56,5 54,8 49,4 47,3 47,3 41,2 39,2

ALLBUS 47,3 45,7 41,0 40,3 34,4 37,6 35,0 34,9 32,2 29,5 – /

ESS 51,7 51,0 52,9 42,7 29,7 33,7 31,4 30,6 27,6 37,0 26,7 /

FES4 / / / / / / – 14,7 12,5 11,1 10,4 /

Legende: – = nicht bekannt oder (noch) nicht angegeben; / = in diesem Jahr (noch) nicht erhoben

Qualitätsneutrale Ausfälle werden nicht berücksichtigt; LAS = Leipziger Autoritarismus Studien; 
ALLBUS = Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften; ESS = European Social 
 Survey; FES = Mitte-Studien der Universität Bielefeld im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung. Da 
verschiedene Definitionen vom Begriff Rücklaufquote existieren (American Association for Public 
Opinion Research, 2023; Stadtmueller et al., 2019), beziehen wir uns in der Darstellung aus prakti-
schen Gründen auf die Angaben der jeweiligen Studien.

Um den nonresponse bias zu minimieren, setzen wir seit 2002 auf einen Mo-
dus der Befragung, der sich aus zwei Teilen zusammensetzt: Sobald die 
Befragungspersonen durch die oben beschriebene Zufallsauswahl be-
stimmt wurden, werden sie von geschulten Interviewerinnen und Inter-
viewern aufgesucht. Sollte die Zielperson nicht erreichbar sein, wird sie 
bis zu viermal erneut kontaktiert, bevor eine neue Zielperson ausgewählt 
wird. Nachdem die Person über die Ziele der Studie, die Freiwilligkeit der 
Teilnahme sowie über den Datenschutz und die Vertraulichkeit der Aus-
sagen aufgeklärt wurde, beginnt das Interview.5 Der erste Teil der Befra-
gung besteht aus einem mündlichen, soziodemografischen Interview, um 
Basisdaten über die Befragten zu sammeln und ein Vertrauensverhältnis 

4 Von 2006 bis 2012 bestand eine Kooperation zwischen unserer Arbeitsgruppe und der 
Friedrich-Ebert-Stiftung. Nach dem Ende der Kooperation führten wir die Studienreihe 
2014 wie schon 2002 und 2004 allein durch. Die FES beauftragte ab 2014 eine Arbeits-
gruppe in Bielefeld und ging in den damit begonnenen FES-Mitte-Studien zum Telefon-
modus über. Grundsätzlich erzielen Telefonbefragungen niedrigere Rücklaufquoten als 
Face-to-face-Befragungen.

5 Im Falle von Minderjährigen wird mindestens ein Elternteil vor Beginn des Interviews über 
die Befragung informiert. 
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aufzubauen. Der zweite Teil der Befragung, der die eigentlichen Frage-
bögen enthält, wird von den Befragten selbstständig und schriftlich aus-
gefüllt. Die Interviewerinnen und Interviewer stehen hier lediglich für 
Rückfragen zur Verfügung.6 Der ausgefüllte Fragebogen wird dann – auf 
Wunsch in einem Briefumschlag – übergeben. Ein solches Face-to-face-
Setting ermöglicht es uns, bildungsferne Schichten sowie Personen, die auf 
Hilfe beim Ausfüllen angewiesen sind, besser zu erreichen. Trotzdem ist 
es so, dass bestimmte Personengruppen, wie z. B. Menschen, die Umfra-
gen generell skeptisch gegenüberstehen, die Teilnahme eher verweigern, 
sodass Verzerrungen der Stichprobe (in diesem Fall eine Unterrepräsen-
tation misstrauischer oder wissenschaftsskeptischer Personen) möglich 
sind, die mit für uns relevanten Einstellungsdimensionen wie Autoritaris-
mus und Rechtsextremismus zusammenhängen können. Wenn dies der 
Fall ist, dann unterschätzen unsere Ergebnisse tendenziell die Verbrei-
tung solcher Einstellungen. 

Um fehlende Repräsentativität auszugleichen, wird insbesondere in 
webbasierten Onlinepanel-Befragungen häufig auf vordefinierte Quotie-
rungen zurückgegriffen – es werden also so lange Zielpersonen gesucht, 
bis die Stichprobenzusammensetzung die erwünschten Vorgaben erfüllt. 
Um trotz zufälliger Stichprobenziehung die Stichprobenverteilung be-
stimmter Merkmale (Alter, Geschlecht, Bildung usw.) näher an die bekann-
ten Charakteristika der Gesamtpopulation anzugleichen, wird in vielen 
Auswertungen außerdem mit Gewichtungen gearbeitet. Beide Vorgehens-
weisen verbessern zwar auf den ersten Blick die Eigenschaften der Stich-
probe, können aber Verzerrungen der Stichprobenzusammensetzung nur 
bedingt ausgleichen (Jensen et al., 2022; Kocar & Baffour, 2023).7 Dies 
liegt mitunter auch daran, dass die Verfahren auf unrealistischen Annah-
men beruhen. Ein Beispiel: Angenommen, ältere Personen nehmen ten-
denziell weniger häufig an Onlinebefragungen teil. Die spezielle Sub-
population älterer Personen, die aber an solchen Erhebungen teilnimmt, 
vertritt womöglich eine besonders starke politische Einstellung. Eine 
Quotierung würde diese Subpopulation dann lediglich vergrößern, eine 

6 USUMA versendet an alle Befragten zudem Kontrollkarten, mit denen der ordnungsge-
mäße Ablauf des Interviews sichergestellt werden soll.

7 Die Effektivität sogenannter sampling weights hängt auch immer von der Qualität der für 
die Erstellung der Gewichtung verfügbaren Außenkriterien zusammen (Kocar & Baffour, 
2023). 
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stärkere Gewichtung würde zu einer Überbetonung ebendieser Ein-
stellungen führen. In beiden Fällen wären keine Rückschlüsse auf die 
eigentliche Gruppierung der älteren Personen möglich.8 In der LAS ver-
zichten wir deshalb auf Gewichtungen und greifen nur für einen wichti-
gen Aspekt unseres Langzeitforschungsprojektes auf eine Quotierung 
zurück: Personen, die in den ostdeutschen Bundesländern leben, werden 
bei uns überquotiert. Auf diese Weise steht uns eine ausreichend große9 
Stichprobe zur Verfügung, um regionale Differenzen aussagekräftig iden-
tifizieren und analysieren zu können (siehe Kap. 3). 

Messung: Welche Fragen werden gestellt  
und  welche  Rückschlüsse daraus gezogen?

Während sich Fehler der Repräsentation vor allem auf Aspekte der Stich-
probenauswahl, -ziehung und -adjustierung beziehen, stehen bei der Dis-
kussion um Messfehler die konkreten Messinstrumente und das individu-
elle Antwortverhalten im Fokus. Das Antwortverhalten der Befragten 
wird von vielen unterschiedlichen Faktoren beeinflusst, die nicht Teil 
dessen sind, was wir erheben wollen oder können, und die sich daher als 
Fehler über den eigentlichen, sogenannten »wahren Wert« der Antwort 
legen. So können beispielsweise bereits kleine Änderungen der Fragen-
formulierung einen Einfluss auf das Antwortverhalten haben. Auch 
 Fragenreihenfolge, Kategorienbeschriftung und sogar eine andere Präsen-
tation der Antwortskala (z. B. horizontale im Vergleich zu vertikalen Ant-
wortmöglichkeiten) können sich mitunter auf die Messung auswirken 
(Menold & Bogner, 2015).

Die psychologische und sozialwissenschaftliche Forschung ist in der 
Regel nicht oder nicht nur an den beobachteten Zustimmungswerten zu 
einzelnen Aussagen interessiert. Vielmehr werden die Zustimmungswer-

8 Zur Modellierung der entstehenden Verzerrungen und der Probleme, die damit verbun-
den sind, siehe Diekmann (2022, S. 394ff.), Kohler & Post (2023) sowie Schnell et al. (2018, 
S. 218).

9 Um mit einer reinen Zufallsauswahl über Gesamtdeutschland auf eine ausreichende 
 Anzahl von 500 Befragten in Ostdeutschland zu kommen, müssten sonst mehr als 3.300 
Befragte insgesamt erreicht werden (bei etwa 15 % Ostdeutschen an der Gesamtbevölke-
rung in Deutschland), was die Kosten der Befragung deutlich steigern würde.
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te als Ausdruck zugrunde liegender, sogenannter latenter Konstrukte (wie 
bspw. Rechtsextremismus oder Autoritarismus) verstanden, die sich mit-
unter aus verschiedenen Facetten oder Dimensionen zusammensetzen 
und nicht direkt messbar sind. So wäre die Frage »Würden Sie sich selbst 
als rechtsextrem eingestellt einordnen?« genauso wenig zielführend wie 
im Gesundheitsbereich die Frage »Haben Sie eine Angststörung?«. Statt-
dessen wird mithilfe mehrerer Fragen, sogenannter Items, zu konkreten 
Sachverhalten (Zustimmung zu bestimmten Aussagen oder Auftreten be-
stimmter Beschwerden) ermittelt, ob eine Einstellung vorliegt. In der 
Einstellungsforschung werden die Konstrukte und eventuell deren Sub-
dimensionen in der Regel zunächst theoretisch hergeleitet und begrün-
det, ehe sie in einzelne Fragen bzw. Aussagen »übersetzt« werden können. 
So setzt sich beispielsweise der von uns verwendete »Fragebogen zur 
rechtsextremen Einstellung – Leipziger Form«, der das als Ungleich-
wertigkeitsideologie definierte Konstrukt »rechtsextreme Einstellung« 
erfassen soll, aus sechs Dimensionen zusammen, die für den Rechtsext-
remismus in Deutschland prägend sind und deshalb als relevant für die 
Messung gelten können (siehe Decker & Brähler, 2006; Kiess, 2011; Kreis, 
2007). Die Dimensionen Sozialdarwinismus, Zustimmung zu einer rechts-
autoritären Diktatur, Antisemitismus, NS-Verharmlosung, Chauvinismus 
und Ausländerfeindlichkeit (vgl. Kap. 2) und der Zusammenhang als 
rechtsextreme Einstellung wurden seither mehrfach anhand empirischer 
Studien überprüft und bestätigt (Decker et al., 2013; Dilling et al., 2023; 
Heller et al., 2020; Heyder & Decker, 2011).

In manchen Fällen ist jedoch auch ein umgekehrtes oder ein iteratives 
Vorgehen notwendig bzw. angemessen – beispielsweise, wenn zu einem 
Phänomen (noch) keine ausreichend differenzierte Theorie existiert. In 
einem solchen Fall kann es sinnvoll sein, eine große Anzahl von Items, 
die zur Erfassung des Konstrukts infrage kommen, in einer Vorstudie zu 
testen und deren Zusammenhänge durch strukturaufdeckende, explora-
tive Verfahren zu untersuchen. Ein solches Verfahren haben wir beispiels-
weise für die Analysen neuer Formen des Antisemitismus (Kap. 4) sowie 
in der Vergangenheit zur Entwicklung des Fragebogens zum Antifemi-
nismus (Höcker et al., 2020) genutzt. Vorstudien dieser Art können fer-
ner eingesetzt werden, um zu untersuchen, welche Itemformulierungen 
sich am besten eignen, um die jeweiligen Dimensionen oder Konstrukte 
zu erfassen (Itemselektion). 
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In den LAS nutzen wir nach Möglichkeit validierte, bewährte Frage-
batterien, die sich in der Regel aus drei oder mehr Items pro Konstrukt 
bzw. pro Dimension zusammensetzen. So können Messfehler besser ein-
geschätzt und kontrolliert werden. Erst dieses Vorgehen ermöglicht eine 
nachträgliche Evaluation der Messqualität und eine Korrektur der Mess-
fehler über strukturbestätigende, konfirmatorische Verfahren. Die Zu-
verlässigkeit unserer Messung (Reliabilität) bewerten wir beispielsweise 
über Kennwerte wie Cronbachs Alpha und McDonalds Omega, die einen 
Indikator dafür bieten, ob unsere Items ein einheitliches Konstrukt mes-
sen (vgl. Schermelleh-Engel & Gäde, 2020). 

Nichtsdestotrotz stellt sich die Frage, ob unsere Fragebögen von allen 
Befragten gleich verstanden werden bzw. ob die Struktur der untersuch-
ten Konstrukte über die Gruppen hinweg identisch ist, da nur dann aus-
sagekräftige Vergleiche möglich sind (Leitgöb et al., 2023). So wäre es 
beispielsweise theoretisch denkbar, dass Rechtsextremismus bei Männern 
stärker durch Ausländerfeindlichkeit geprägt ist als bei Frauen oder dass 
ältere Personen ein gänzlich anderes Verständnis vom Begriff »Auslän-
der« haben als jüngere, sodass sich die Items dieser Dimension für diese 
Gruppe gar nicht zur Messung rechtsextremer Einstellungen eignen wür-
den. Solche Strukturunterschiede lassen sich empirisch anhand von Mess-
invarianzanalysen10 untersuchen. Die Verfahren eignen sich ferner auch, um 
die Strukturgleichheit (Invarianz) der Fragebögen über die Zeit und über 
verschiedene Erhebungsarten hinweg zu evaluieren. Bisherige Ergebnis-
se deuten darauf hin, dass unsere Fragebögen sowohl über soziale Grup-
pierungen (Altersgruppen, Bildungshintergründe, Geschlecht und Wohn-
ort in Ost- oder Westdeutschland) als auch über die Zeit hinweg ver-
gleichbare Ergebnisse produzieren (Heller et al., 2020, für den Fragebogen 
zur rechtsextremen Einstellung; Heller et al., 2022, für die Kurzskala 
Autoritarismus).

10 Das gängigste Verfahren zur Überprüfung testet in einem mehrstufigen Prozess, ob Frage-
bögen in verschiedenen sozialen Gruppierungen gleich gut funktionieren, das heißt, ob 
beispielsweise die gleichen Dimensionen eines Konstruktes vorliegen (konfigurale Invari-
anz) und ob die einzelnen Items gleich stark mit dem latenten Konstrukt zusammenhän-
gen (metrische Invarianz). Erst bei Vorliegen der höchsten Messinvarianzstufe, der skalaren 
Invarianz, lassen sich die (latenten) Mittelwerte zwischen den Gruppen aussagekräftig 
vergleichen (Leitgöb et al., 2023).
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Ein weiterer relevanter Verzerrungseffekt bei der Messung ist die so-
ziale Erwünschtheit. Mit diesem Begriff wird das Bedürfnis bezeichnet, 
sich auch in anonymen Befragungen sozial konform zu präsentieren und 
entsprechend zu antworten. Sehr persönliche, sensible Themen wie die 
eigene Gesundheit oder auch bestimmte Einstellungen sind stärker von 
einem sozial erwünschten Antwortverhalten betroffen als andere (Bos-
njak, 2017). Bergmann und Erb (1986) wiesen auf den für unsere Unter-
suchungen besonders relevanten Umstand hin, dass antisemitische Res-
sentiments zwar in der Bevölkerung breit geteilt werden, sich aufgrund 
ihrer gesellschaftlichen Tabuisierung aber in einer Kommunikationslatenz 
befinden, also nicht offen geäußert werden (können) und deshalb über 
Umwege kommuniziert werden. Zum Beispiel wird dann nicht über die 
angebliche jüdische Weltverschwörung gesprochen, dafür aber das »Ost-
küstenkapital« als Verursacher von Krisen identifiziert – oder es werden 
andere Chiffren genutzt. 

Aus zahlreichen Meta-Analysen ist bekannt, dass interviewbasierte 
Erhebungsmodi wie Telefonbefragungen oder reine Face-to-face-Befra-
gungen insbesondere bei persönlichen, sensiblen Themen eher ein sozial 
erwünschtes Antwortverhalten hervorrufen, als wenn ausgewählte Per-
sonen die Fragebögen selbst ausfüllen können (selbstadministrierte Modi; 
Bosnjak, 2017). Der selbstadministrierte Hauptteil unserer Befragung so-
wie die durch den Briefumschlag gewährleistete Anonymität der eigenen 
Aussagen – auch vor der Interviewerin oder dem Interviewer vor Ort – 
sollen diesen möglichen Verzerrungseffekt reduzieren. Gerade im Hin-
blick auf stark tabuisierte Einstellungen wie Antisemitismus ist davon 
auszugehen, dass der gewählte Befragungsmodus diese Einstellungen 
weniger stark verdeckt als rein interviewbasierte Erhebungsmodi. Zwar 
argumentiert Reuband (2023) anhand eines Vergleichs der (telefonbasier-
ten) FES-Mitte-Studien und der Ergebnisse der (face-to-face durchge-
führten) Studien des Instituts für Demoskopie von 2023, dass Modus-
unterschiede nicht der Hauptgrund für die erheblichen Unterschiede in 
Zustimmungswerten zu rechtsextremen Einstellungen darstellen könn-
ten. Hier handelt es sich jedoch um zwei interviewbasierte Modi und 
auch die verwendeten Fragebögen unterscheiden sich. Vergleicht man die 
Ergebnisse der FES-Mitte-Studien mit den unsrigen, finden sich trotz 
gleicher Fragebögen konstant geringere Zustimmungswerte in den tele-
foninterviewbasierten FES-Mitte-Studien. Die FES-Mitte-Studien do-
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kumentieren diese Unterschiede selbst und führen an, dass dies auf die 
»konservativere« (telefonbasierte) Erhebungsmethode zurückzuführen sei 
(Küpper & Zick, 2024) und somit zumindest teilweise durch sozial er-
wünschtes Antwortverhalten erklärbar sein könnte. Entsprechende sta-
tistische Analysen zur Messinvarianz über die verschiedenen Modi hin-
weg stehen bisher jedoch aus. Unabhängig vom Erhebungsmodus gilt, dass 
die tatsächliche Zustimmung zu rechtsextremen Einstellungen in allen 
Studien eher unter- als überschätzt wird, da immer von einer Tendenz zu 
sozial erwünschtem Antwortverhalten auszugehen ist. 

Neben sozialer Erwünschtheit kann auch das sogenannte satisficing das 
Antwortverhalten beeinflussen. Übertragen auf  die Umfrageforschung be-
schreibt dieses ursprünglich aus den Wirtschafts- und Kognitionswissen-
schaften stammende Konzept eine Tendenz der Befragten, den kogniti-
ven Aufwand der Befragung zu minimieren: Anstatt sich die Mühe zu 
machen, die Fragestellung und die präsentierten Auswahlmöglichkeiten 
ausführlich zu lesen, zu verarbeiten und die eigene Positionierung mit Blick 
auf die Antwortkategorien zu beurteilen, kürzen Teilnehmende diesen 
Prozess ab (Krosnick, 1991). Es wird die erstbeste, immer die gleiche oder 
irgendeine Antwortmöglichkeit gewählt; Befragte stimmen jeder Aussage 
blind zu (Akquieszenz), wählen die Antwort, die am ehesten den Status 
quo beschreibt oder die »Weiß-nicht«-Kategorie, wenn diese angeboten 
wird (ebd.). Das Auftreten dieser Verzerrungseffekte hängt neben der 
Schwierigkeit der Fragen selbst vor allem auch mit den kognitiven Fähig-
keiten und der Motivation der Befragten zusammen (ebd.). Die Erfassung 
wiederum ist schwierig, da Antwortmuster mit tatsächlichen, »realen« 
Einstellungen vermischt werden könnten. So lehnten in unserer diesjäh-
rigen Befragung 7,9 % der Befragten durchgängig ab – sie wählten also 
stets die gleiche Antwortkategorie. Ob dies auf sozial erwünschtes Ant-
wortverhalten oder Formen des satisficing zurückführzuführen ist oder 
aber von einer tatsächlich ablehnenden Einstellung zeugt, kann kaum 
differenziert werden.11 In Onlinebefragungen werden daher vermehrt 
Fragen zur Qualitätssicherung eingesetzt, in denen die Befragten bei-
spielsweise dazu aufgefordert werden, in einem Fragenblock eine be-
stimmte Antwortoption zu wählen. Auch wird vorgeschlagen, Items mit 

11 Zum Vergleich: Insgesamt weniger als 1 % der Befragten wählte durchgängig eine der an-
deren Antwortoptionen.
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gegenteiliger Polung zu verwenden, um solchen Antworttendenzen ent-
gegenzuwirken (vgl. Bizumic & Duckitt, 2018; Funke, 2005). In der Be-
fragung 2020 haben wir beispielsweise zusätzlich zu den existierenden 
Items des Antisemitismus die Aussage »Juden gehören selbstverständlich 
zur deutschen Bevölkerung« verwendet, bei der eine Ablehnung statt 
einer Zustimmung für eine hohe Ausprägung des antisemitischen Res-
sentiments steht. Dies ist jedoch insofern problematisch, als unklar ist, ob 
mit solchen invertierten Items tatsächlich noch dasselbe Konstrukt ge-
messen wird. Diese Problematik zeigte sich dann auch in der faktoren-
analytischen Untersuchung: Zwar entsprachen die Zustimmungswerte zu 
dieser Aussage ungefähr den Ablehnungswerten der anderen Antisemit-
ismusitems (was gegen das Vorliegen von satisficing spricht), jedoch ergab 
die Auswertung, dass diese Aussage im Vergleich zu den anderen nur re-
lativ geringe Zusammenhänge mit dem zu messenden latenten Konstrukt 
aufwies, sich also nicht so gut wie die anderen Aussagen eignete, Antise-
mitismus zu erfassen (Kiess et al., 2020).

Bei den ein breiteres Publikum adressierenden Veröffentlichungen wie 
der vorliegenden berichten wir, um die Interpretierbarkeit zu erleichtern, 
die Zustimmung zu einzelnen rechtsextremen Aussagen sowie zu ganzen 
Dimensionen rechtsextremer Einstellung in Prozentwerten. Dabei diffe-
renzieren wir bei den von uns eingesetzten Likert-Skalen zwischen einem 
ablehnenden Bereich (1) »lehne völlig ab« und (2) »lehne überwiegend ab« 
sowie einer manifesten Zustimmung (4) »stimme überwiegend zu« und 
(5) »stimme voll und ganz zu«. Außerdem interpretieren wir auch die 
mittlere Kategorie (3), die in den Fragebögen mit »stimme teils zu, teils 
nicht zu« bezeichnet ist als latente Zustimmung (siehe Tab. 2). Mit dem zu-
sätzlichen Bericht der teilweisen Zustimmung machen wir auf ein latentes 
Potenzial der Demokratiebedrohung aufmerksam.12

Diese Aufteilung wird – wie fast alle methodischen und methodologi-
schen Fragen – durchaus diskutiert: So wird beispielsweise argumentiert, 
dass das Angebot einer Mittelkategorie von den Befragten als »Weiß-nicht«-
Kategorie oder Indifferenz missverstanden werde und eher zum zuvor 
genannten satisficing führe (Krosnick, 1991; vgl. auch Wang & Krosnick, 

12 Die FES-Mitte-Studien sprechen vergleichbar von einem Graubereich (Küpper & Zick, 2024).
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2020).13 Vergleiche einer 4-stufigen Skala, wie sie unter anderem im Thü-
ringen Monitor und in den Befragungen des Instituts für Demoskopie 
eingesetzt wird, zeigten jedoch, dass sich zwischen den verschiedenen 
Antworttypen in den meisten Skalen nur minimale Unterschiede erga-
ben, wenn die Hälfte der »Teils-teils«-Antworten als Zustimmung gewer-
tet wurden und die andere Hälfte als Ablehnung (Reuband, 2023). Auch 
ein Split-Experiment, das im Rahmen der FES-Mitte-Studien 2019 der 
Hälfte der Befragten eine 4er- und der anderen Hälfte eine 5er-Antwort-
skala anbot, konnte diesen Befund untermauern (Zick et al., 2019). Zu 
einem ähnlichen Schluss kommen auch Wang und Krosnick (2020) in 
ihren methodischen Experimenten. Zwar zeigten Befragte, die die Mit-
telkategorie wählten, eher Tendenzen des satisficing, jedoch verbesserte 
das Weglassen der Mittelkategorie die Datenqualität in keiner der unter-
suchten Varianten. Vielmehr ermöglicht der Einsatz einer mittleren Ka-
tegorie auch, dass die Befragten ambivalente – also: teilweise zustimmen-
de, teilweise ablehnende – Einstellungen äußern, was zu reliableren und 
valideren Antworten führen kann (Sturgis et al., 2014, S. 35). Die Inter-
pretation dieser Antwortkategorie als latente Zustimmung, also als Zu-
stimmungspotenzial oder teilweise Zustimmung, ist aus unserer Sicht 
 daher gerechtfertigt.14 Liebig (2023) argumentiert für den Fall des Antise-

13 Der mögliche Effekt des satisficing ist aus unserer Perspektive – trotz des Anbietens einer 
Mittelkategorie – zu vernachlässigen: Nur 12 der 2.504 Befragten wählten über alle 
18 Items des FR-LF zur rechtsextremen Einstellung durchgängig die mittlere Kategorie.

14 Für komplexere statistische Auswertungen, die über die Darstellung der Zustimmungs-
werte hinausgehen, ist ferner die Klassifizierung der Antworten als ordinal, also eine 
Rangfolge bildend, oder metrisch bzw. intervallskaliert relevant. Eine metrische Skalie-
rung setzt voraus, dass die Befragten die Abstände zwischen den einzelnen Antwortoptio-
nen als gleich interpretieren. Dies ist für die vorliegende Skala nicht unbedingt anzuneh-

Tabelle 2: Zuordnung manifester und latenter Zustimmung 

Antwort
kategorie

Lehne  
völlig ab

Lehne über
wiegend ab

Stimme teils 
zu, teils 
nicht zu

Stimme 
überwie
gend zu

Stimme voll 
und ganz zu

Likert- 
Skalenwert

1 2 3 4 5

Inhaltliche 
Zuordnung

Ablehnung
Latente  

Zustimmung
Manifeste Zustimmung
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mitismus sogar für eine noch weitergehende Interpretation: Wer Items 
zum Antisemitismus nur »überwiegend« ablehne, hege trotzdem in An-
teilen ein antisemitisches Ressentiment – eben, weil er oder sie die Aussa-
gen nicht vollständig ablehnt. Mit dieser Argumentation könnte also so-
gar die von uns verwendete Antwortkategorie 2 als latente Zustimmung 
gewertet werden (siehe Tab. 2). Grundsätzlich drückt sich dies auch in der 
in wissenschaftlichen Publikationen verbreiteten Nutzung von Mittel-
werten aus: Liegt der Mittelwert der Zustimmung zu einer Aussage in 
zwei Gruppen unter 2 »lehne überwiegend ab«, so ist diese Aussage in der 
Gruppe mit einem statistisch signifikant höheren Wert dennoch zustim-
mungsfähiger. Eine solche Information scheint uns auch dann relevant, 
wenn die Zustimmung insgesamt niedrig ist. So würden wir bei rechtsex-
tremen Einstellungen schließlich stets wissen wollen, ob diese bei Män-
nern oder Frauen, Älteren oder Jüngeren usw. häufiger auftritt. 

Fazit und Ausblick

Ziel der Ausführungen in diesem Kapitel ist es, aktuelle methodische De-
batten aus der Forschung zum Rechtsextremismus und Autoritarismus 
aufzugreifen und die Entscheidungen unseres Erhebungsdesigns aus-
führlicher zu begründen. Ein solch differenzierter Blick kann dabei hel-
fen, unsere und die Ergebnisse anderer umfragebasierter Studien besser 
einzuordnen. 

Wir unterscheiden zwischen der Repräsentationsebene einerseits, die 
sich auf Fragen der Stichprobenziehung und der Auswahl der Befragten 
bezieht, und der Messebene andererseits, die das konkrete Antwortver-
halten der einzelnen Befragten in den Blick nimmt. Repräsentationsfehler 
versuchen wir in den LAS zu minimieren, indem wir auf ein dreistufiges 

men, da der Abstand zwischen »stimme voll und ganz zu« und »stimme überwiegend zu« 
möglicherweise anders interpretiert wird als der zwischen »stimme überwiegend zu« und 
»stimme teils zu, teils nicht zu«. In Simulationsstudien kommen Rhemtulla et al. (2012) je-
doch zu dem Schluss, dass auch Likert-skalierte Antworten bei latenten Modellierungen 
als metrisch behandelt werden können, wenn diese fünf oder mehr Antwortoptionen an-
bieten. Ähnlich argumentieren Lozano et al. (2008): Sie halten fest, dass Likert-Skalen zwi-
schen vier und sieben Antwortkategorien gute psychometrischen Eigenschaften aufwei-
sen, womit komplexere statistische Modellierungen ermöglicht werden.
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Randomisierungsverfahren nach ADM-Design (also eine Zufallsauswahl 
der Befragten) sowie die recht aufwendige Face-to-face-Befragung als Re-
krutierungsmethode setzen. Unsere Ausschöpfungsquoten deuten auf  eine 
rückläufige, aber im Vergleich zu anderen Bevölkerungsumfragen den-
noch hohe Teilnahmebereitschaft hin. Auf der Messebene begegnen wir 
Verzerrungseffekten, indem wir für sensible Themen einen Papierfrage-
bogen einsetzen, um sozial erwünschtes Antwortverhalten zu reduzie-
ren. Außerdem analysieren wir regelmäßig die Datenqualität; wir greifen 
auf bewährte Erhebungsinstrumente zurück, Neuentwicklungen werden 
stets anhand geeigneter Methoden und Kennwerte auf ihre Messqualität 
überprüft. Ein latentes Zustimmungspotenzial bilden wir durch eine 
Mittelkategorie (»stimme teils zu, teils nicht zu«) ab. Etwaige daraus re-
sultierende Tendenzen zu unaufmerksamen Antworten oder satisficing las-
sen sich auf Basis der vorliegenden Daten nicht ausmachen.

Nichtsdestotrotz bleibt festzuhalten: Alle Umfragedaten unterliegen 
bestimmten Verzerrungseffekten auf der Repräsentations- sowie auf der 
Messebene. Es liegt bei den Forschenden, diese bestmöglich aufzudecken, 
nach Möglichkeit abzumildern und mögliche Schwachstellen der eigenen 
Forschung transparent zu machen. Die Länge von Publikationen und 
Präsentationsformaten setzt diesem Vorhaben in der Praxis der Wissen-
schaftskommunikation Grenzen. Eine zunehmend methodeninformier-
te mediale Aufbereitung und eine kritische und interessierte Öffentlich-
keit können diesen Prozess aber unterstützen. Mit den vorliegenden 
Erläuterungen wollen wir auch den Leserinnen und Lesern direkt einen 
niedrigschwelligen Einstieg in die methodische Diskussion ermöglichen 
und Medienschaffende dazu animieren, diese Grundlagen bei der Rezep-
tion und Aufbereitung von Umfrageergebnissen zu berücksichtigen. 

Die Einstellungsforschung sieht sich darüber hinaus mit weiteren 
Schwierigkeiten konfrontiert. Politische Einstellungen können zwar er-
fragt, jedoch nicht direkt beobachtet werden. Sie sind starken zeitlichen 
Fluktuationen unterworfen und nicht direkt in Handlungen und Verhal-
tensweisen übertragbar. Vielmehr besteht ein komplexes Wechselverhält-
nis zwischen Einstellungen und Handlungen. Rechtsextreme Einstel-
lungen können einerseits zu entsprechendem Wahlverhalten oder sogar 
Gewalthandlungen führen, andererseits können sich Einstellungen auch 
durch eine entsprechende Praxis radikalisieren (vgl. Stöss, 2010). Darüber 
hinaus sind bestimmte auslösende Faktoren dem Bewusstsein der Befrag-
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ten gar nicht zugänglich: Verstehen wir Autoritarismus in Weiterführung 
der Arbeiten von Adorno, Frenkel-Brunswik, Levinson und Sanford (1950) 
als unbewusste Dynamik, so kann diese nicht gänzlich durch die Erhe-
bung von Einstellungen aufgedeckt werden. Es ist daher notwendig, die 
Ergebnisse der Umfrageforschung mit anderen Datenquellen – mit tat-
sächlichen Wahl- oder Gewaltstatistiken, Analysen von Medieninhalten 
und insbesondere auch qualitativer Forschung – in Verbindung zu setzen, 
um Ursachen und Auswirkungen rechtsextremer und autoritärer Einstel-
lungen in ihrer Dynamik zu begreifen. 
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8. Selbstwirksamkeit, Widerstand und Religion: 
Nuancen der Selbstverortung jüdischer 
 Aktivisten in Deutschland

Thorsten Fehlberg & Dani Kranz 

Einleitung 

Unmittelbar nach der Shoah begannen Juden1 in Deutschland wieder, sich 
sozialpolitisch zu engagieren. Überlebende organisierten sich, um besse-
re Lebensbedingungen in den Lagern für Displaced Persons (DP) zu er-
reichen (Onken, 2022, S. 65), sie kämpften für die Anerkennung der  Shoah, 
für Orte des Gedenkens (Saalmann, 2022, S. 215–216) und für Entschä-
digungszahlungen (Bodemann, 1996; Platt, 2012). Außerdem wiesen sie 
auf  personelle Kontinuitäten der bundesdeutschen Eliten hin (Fehlberg & 
Klein, 2021). Allerdings lässt sich an den Entlassungen der jüdischen 
Landesbeauftragten und Staatskommissare für Wiedergutmachungsange-
legenheiten, die schon ab 1950 stattfanden (Kranz, 2023), erkennen, dass 
politisches Engagement von Juden nur sehr bedingt willkommen war. 
Fälle wie der Suizid des bayrischen Staatskommissars Philipp Auerbach 
nach dessen antisemitisch begründeter Verurteilung sowie die Dauer-
kämpfe des Staatsanwalts Fritz Bauer und des Richters Robert Michaelis 
sind symptomatisch für die bundesdeutsche Nachkriegsgesellschaft. Vor 
diesem Hintergrund muss das politische Engagement von Juden als (Ver-
such von) Selbstwirksamkeit ebenso wie als Kampf um Anerkennung als 

1 Zur besseren Lesbarkeit verwenden wir im Text das generische Maskulinum. Es sind je-
doch stets alle Geschlechter gleichermaßen gemeint.
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Juden in Post-Shoah-Deutschland verstanden werden. Denn wer sich 
politisch engagiert, versteht sich als Teil der Gesellschaft oder hegt zu-
mindest einen Zugehörigkeitswunsch.

Im Folgenden richten wir den Blick in die Gegenwart, auf die Motiva-
tion von Juden, die aktuell oder in den vergangenen Jahren in Deutschland 
politisch aktiv waren bzw. sind. Dabei geht es insbesondere um Muster der 
persönlichen Motivation, die sich in Handlungsfeldern und Umgangs-
formen zeigen. Bezugspunkte des Engagements von Juden bilden ihre in-
dividuellen Biografien, ihre Familienbiografien sowie die kollektivierte 
 jüdische Erfahrung. Um mehr über die verschiedenen Motivationen für 
politisches Engagement von Juden zu erfahren, führten wir qualitative 
Interviews, bei denen wir die Interviewpartner unter anderem fragten, 
welche familiären Tradierungen, Alltagserfahrungen und, wenn zutref-
fend, in welcher Form die eigene Migrationsgeschichte für das politische 
Engagement relevant sind. Bevor der Beitrag sich dem methodischen An-
satz – den Interviews und der darauf basierenden Typenbildung – zuwen-
det, wird das politische Engagement von Juden nach 1945 skizziert.

Politisches Engagement von Juden in Deutschland nach 1945

In Bezug auf das politische Engagement von Juden in den ersten Jahren 
nach 1945 lassen sich auf Grundlage ihrer Biografien grob zwei Gruppen 
unterscheiden. Während sich deutsche Juden vor allem innerhalb von Jus-
tiz und Verwaltung für jüdische Angelegenheiten einsetzten, stand bei 
osteuropäischen, jüdischen DPs, die politisch aktiv waren, ihre aktuelle 
Lebenswelt im Zentrum: ihre Lebensbedingungen in den DP-Camps 
und ihr Wunsch nach Emigration. Weder wollten sie in Deutschland blei-
ben noch hatten sie ausreichend Sprach- und Kulturkenntnisse, um sich 
in Deutschland selbst zu beteiligen (Kranz, 2021). Entsprechend dieser 
Zusammensetzung der jüdischen Bevölkerung entstand zunächst eine 
Doppelstruktur, die 1950 zusammengeführt wurde (Geller, 2005). Mit der 
Gründung der Einheitsgemeinde 1950 wurde klar, dass Juden auf Dauer 
in Deutschland verbleiben würden. Allerdings blieb das politische Enga-
gement abhängig von den Biografien der Aktiven und die Außen reprä sen-
tation fiel an deutsche Juden. Da die Mitglieder in den Einheitsgemeinden 
im Vergleich zur bundesdeutschen Bevölkerung eine Kleinstgruppe von 



233

8. Nuancen der Selbstverortung jüdischer  Aktivisten in Deutschland

15.920 Menschen2 (im Jahr 1955) waren, hatten ihre Vertreter eine ent-
sprechend schwierige Position in den Verhandlungen mit dem bundes-
deutschen Staat. Sie stellten Forderungen an die Politik, wurden jedoch 
gleichzeitig vom Staat finanziert. Auch verstanden sich einige der Reprä-
sentanten des Zentralrats – nicht zuletzt um sich selbst zu rechtfertig-
ten – als Repräsentanten eines »anderen« Deutschlands (Kauders, 2007, 
2010). Diese Repräsentation für »die Deutschen« war unter den Mitglie-
dern der Einheitsgemeinde umstritten, bei im Ausland lebenden Juden 
traf sie auf komplettes Unverständnis (Kauders, 2010).

Die Kinder der Überlebenden (die Zweite Generation, vgl. Kranz, 
2019)3 erlebten sich weder als deutsche noch als osteuropäische Juden, 
sondern als Juden in Deutschland (Rapaport, 1997). Neben den Kämpfen 
um Restitution und Reparation, welche die Zweite (und später auch die 
dritte) Generation gezwungenermaßen weiterführten (Kranz, 2023), be-
gannen mit der Zweiten Generation die Debatten, die noch bis heute 
 aktuell sind: Seitdem werden die Themen Leben in Deutschland (im Ge-
gensatz zu Verweilen), der Umgang mit Interehe/Interfamilien und die 
Beziehung zu Israel kontrovers diskutiert (Kauders, 2007). Auch in der 
Ersten Generation bestand über diese Themen kein Konsens. Die Nähe 
zur Shoah war allerdings zu groß und die Gemeinschaft, nicht nur die 
Gemeinden, so klein, dass für Dissens wenig Raum war.

Die Ausdifferenzierung in der Zweiten Generation mündete darin, 
dass sich im Rahmen des politischen Engagements jüdische Gruppen bil-
deten (Khasani, 2004). Diese bestanden aus Juden der Zweiten Genera-
tion, die sich im engen Korsett der Einheitsgemeinden nicht wiederfanden 
und die sich mit den drei benannten Themen kontrovers auseinandersetzen 
wollten. Gerade das Verhältnis zu Israel war in dieser Zeit besonders bri-

2 Die von uns genannten Zahlen beziehen sich immer auf die Mitgliederzahlen der jüdi-
schen Gemeinden. Wenn wir von jüdischer Community sprechen, meinen wir die Grund-
gesamtheit aller Menschen, die sich selbst als Juden identifizieren. Die Anzahl wird mit 
118.000 beziffert, wenn die strikte, orthodoxe Auslegung der Halacha, des jüdischen 
 Gesetzes, zugrunde gelegt wird, und mit 175.000, wenn alle einbezogen werden, die 
 zumindest ein jüdisches Elternteil haben und die sich als »partly Jewish« identifizieren 
(vgl. JPR, o. J.). Die Einheitsgemeinde hatte am 31.12.2023 90.478 Mitglieder (ZWST, 2024).

3 Erste, Zweite und Dritten wird großgeschrieben, wenn es sich um die in Deutschland ver-
bliebenen Überlebenden, deren Kinder und Enkel handelt. Im Gegensatz dazu wird erste, 
zweite, dritte nicht großgeschrieben, wenn es sich um die generativen Kohorten handelt, 
in denen die Erste, Zweite und Dritte Generation nur eine Teilgruppe sind (vgl. Kranz, 2019).
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sant: In der Bundesrepublik hatten linke politische Fraktionen den israe-
lisch-palästinensischen Konflikt entdeckt und antiisraelische Positionen 
wurden offen verbalisiert (Klocke, 2007). Die Zweite Generation, die sich 
linken Spektren zuordnete, erlebte, wie ihre politischen Positionen aus dem 
Kontext gerissen und ihre Sprecherposition als Juden von an deren Perso-
nen genutzt wurden, um deren eigene Einstellung gegenüber  Israel zu 
rechtfertigen. Als Reaktion zogen sich jüdische Akteure in jüdische Grup-
pen zurück, um kritisch, offen und ohne Angst vor Implementierung dis-
kutieren zu können (Khasani, 2004).

Bedingt durch die Immigration (post-)sowjetischer Juden ab 1990, die 
sich durch den Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 beschleunigte, 
wuchs die jüdische Community in Deutschland stark und damit auch die 
Zahl der in Gemeinden organisierten Juden. Die letzte Volkskammer der 
DDR hatte im Sommer 1990 ein Gesetz auf den Weg gebracht, das Ju-
den aus der Sowjetunion die Immigration in die DDR ermöglichte. Nach 
hartem Ringen mit der Bundesrepublik wurde diese Regelung schließlich 
in den Einheitsvertrag übernommen (Cronin, 2019; Körber, 2021). Eine 
größere Community, wachsende Gemeinden und andere biografische Be-
züge bedeuteten auch, dass sich der politische Aktivismus weiter ausdif-
ferenzierte und neben die Kernthemen (Leben in Deutschland, Interehe/
Interfamilien, Verhältnis zu Israel) neue Aktionsfelder traten: die mangel-
haften Rentenansprüche postsowjetischer Juden und der mangelhafte 
Zugang von Nachfahren deutscher Juden zur deutschen Staatsangehö-
rigkeit (Kranz, 2025). Weiterhin etablierten sich intersektionale Perspek-
tiven auf jüdisches Leben in Deutschland, es entstanden inter-ethnische 
und inter-religiöse Gruppen, die sich für eine inklusive Zukunft des Er-
innerns einsetzten oder die sich mit zivilgesellschaftlichen Themen/
Problemen  befassten. Zwei Beispiele dafür sind das im Rahmen des Ernst 
Ludwig Ehrlich Studienwerks (ELES) entstandene Projekt Dialogpers-
pektiven, das nun ein eigenständiger Verein ist, sowie das Begegnungs-
projekt  Shalom Aleikum, das beim Zentralrat der Juden in Deutschland 
beheimatet ist. 

An dieser Stelle muss erwähnt werden, dass diese Projekte alle vor dem 
7. Oktober 2023 gegründet worden waren. Seit diesem Tag haben sich 
deutliche Spannungen in inter-ethnischen und inter-religiösen Projek-
ten manifestiert: Einige Kooperationen sind komplett kollabiert, da nicht-
jüdische Kooperationspartner sich wenig empathisch, andere gar  offen 
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antiisraelisch positionierten, wobei der Anti-Israelismus deutlich auf Anti-
semitismus zurückgriff (Kranz, 2024a).

Spannend ist, dass Erinnerungskultur und -politik von Juden zwar 
schon in den 1950er Jahren thematisiert wurden (Geis, 1996), im politi-
schen Engagement aber erst ab den 1990er Jahren an Bedeutung gewan-
nen. Vorher hatten Juden die deutsche Erinnerungskultur bereits kritisiert 
und attestiert, dass die als deutsch konstruierte und die jüdische Erinne-
rungskultur auseinanderfallen (Bodemann, 1996; Brumlik & Kunik, 1988; 
Geis, 1996). Großflächigere Kritik entstand allerdings erst, nachdem die 
jüdische Community stark gewachsen war. Verstärkt wurde diese Entwick-
lung, als die Kinder der russischsprachigen Juden erwachsen waren, und 
auch dadurch, dass ab Mitte der 2000er Jahre die Anzahl von jüdischen 
Israelis in Deutschland anstieg (Rebhun et al., 2022). Mit 20.000 Israelis 
handelt es sich zwar im Verhältnis zu den knapp 220.000 als Kontin-
gentflüchtlingen immigrierten Juden um eine kleine Gruppe (ebd., S. 
65).  Jedoch sind beides riesige Zahlen im Vergleich zu den alten Gemein-
den Ost und West. Die alte Gemeinde West hatte 1989 27.711 Mitglieder 
(ZWST, 2001), die Gemeinde Ost 372 (Burgauer, 1993, S. 359). Diese 
 jüdischen Immigranten brachten ihre eigenen Erinnerungskulturen mit 
(Bernstein, 2008; Kranz, 2021) und gerade die in einer jüdischen Mehr-
heit aufgewachsenen Israelis äußerten sich öffentlich kritisch gegenüber 
der deutschen Erinnerungskultur. Durch die größere jüdische Communi-
ty und eine entsprechend viel größere Anzahl von Aktiven konnte sich 
das politische Engagement von Juden einerseits stabilisieren (Kranz, 2023), 
andererseits differenzierte es sich sowohl thematisch als auch hinsichtlich 
der zugrundeliegenden Motivationen weiter aus. 

Datenerhebung und Auswertung

Um Zusammenhänge zwischen persönlicher Motivation, Biografie und 
jüdischen Identitäten aufzuzeigen, haben wir auf  der Grundlage von Inter-
views Typen der Motivation für politisches Engagement gebildet.4 Alle 
befragten Personen sind Angehörige der zweiten oder dritten Genera-

4 Interviewführung, Datenauswertung und Typenbildung wurden von Thorsten Fehlberg 
durchgeführt. Im Gespräch mit Dani Kranz wurden die Typen reflektiert und überarbeitet. 
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tion. Sie sind politisch agierende Subjekte und keine passiven Empfänger 
sozialer Strukturen, sondern nutzen ihre Handlungsfreiheiten, um ihre 
Umgebung aktiv zu beeinflussen und zu gestalten (Somers, 1994, S. 614). 
Sie engagieren sich in einer großen Bandbreite von Themen für sozialen 
Wandel, die auch gesellschaftliche Teilhabe und die Kritik an einer unfai-
ren Ressourcen- und Privilegienverteilung umfasst (vgl. Müllenmeister et 
al., 2023, S. 377f.). Einige sind sozialpolitisch für benachteiligte Gruppen, 
inklusive den älteren Kontingentflüchtlingen oder Menschen mit Flucht-
erfahrung, aktiv. Wieder andere widmen sich der Aufklärung über die 
Vielfalt jüdischen Lebens – sowohl innerhalb von jüdischen Gemeinden 
als auch über die jüdische Community hinaus. Einige Befragte sind oder 
waren in etablierten Vereinen, aber auch in politischen Parteien oder anti-
faschistischen Gruppen engagiert. 

Für die vorliegende Untersuchung führten wir problemzentrierte Inter-
views, wobei wir alle Gespräche mit einer narrativen Einstiegsfrage be-
gannen (vgl. Witzel & Reiter, 2012). Die vollständig transkribierten Inter-
views haben wir mit der qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet, um darauf 
aufbauend eine Typenbildung hinsichtlich der Motivation für das politi-
sche Engagement vorzunehmen (Kuckartz, 2010, S. 556f.). Wir konnten 
drei empirische Typen aus den Materialien herausarbeiten (vgl. Kluge, 
2000). Dafür betrachteten wir zum Beispiel, wie Menschen für bestimm-
te Aspekte oder Themen ihres Engagements argumentieren, und analy-
sierten die Aussagen in einem nächsten Schritt hinsichtlich empirischer 
Regelmäßigkeiten: Erzählen Menschen mit ähnlicher Motivation über 
ähnliche Formen des Engagements? Lassen sich hier wiederkehrende 
Muster und Sinnzusammenhänge erkennen? Zur Charakterisierung und 
Kontrastierung der Typen haben wir im Laufe der Auswertung vier Ver-
gleichsdimensionen aus den Materialien herausgearbeitet (Kluge, 2000). 
Mit diesen Ebenen werden die Typen voneinander abgegrenzt, um Unter-
schiede in den Erzählungen über die Motivation für das Engagement 
deutlich zu machen (vgl. Kuckartz, 2010, S. 563).

Da wir uns auf das Erkenntnisinteresse, das der Untersuchung voraus-
ging, fokussierten, betonten wir diejenigen Erzählungen, die mit dem 
Engagement verknüpft sind (vgl. Gerhardt, 2010, S. 77). Die  empirischen 
Typen konstruierten wir so, dass sie allgemeine Charakteristika in den 
Vordergrund stellen. Entsprechend blendeten wir regelmäßig auftretende 
individuelle Besonderheiten oder Abweichungen zur Typenbildung aus 
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(Kuckartz, 2010, S. 560f.). Da es sich um eine Typisierung handelt und 
Einzelpersonen mit mehreren Motivationen für ihr Engagement argu-
mentieren können (vgl. Fehlberg, 2023), müssen sich die im Folgenden 
dargestellten Narrationen über das Engagement in ihrer Eindeutigkeit 
nicht in der sozialen Realität wiederfinden. Es geht um die modellhafte 
Verdeutlichung und Erklärung der Realität, nicht aber um eine Abbil-
dung dieser (vgl. Kuckartz, 2010, S. 555; Gerhardt, 2010, S. 81). 

Motivation für gesellschaftspolitisches Engagement

Im folgenden Schema werden drei Typen politisch Engagierter – die 
 Vermittler, die Selbstwirksamen und die Widerständigen – hinsichtlich ihrer 
Motivation und mithilfe von vier Vergleichsebenen voneinander abge-
grenzt (vgl. Kluge, 2000). Darauf folgt eine ausführlichere Beschreibung 
unter Zuhilfenahme von Zitaten aus den Materialien. 

Typ 1: Die Vermittler 

Das Engagement von Typ 1 erfolgt in direkter Verbindung zu jüdischen 
Institutionen (vgl. Interviews 2023D, 2023F). Jüdische Identität, Erfah-
rungen mit Antisemitismus sowie die eigene Zuwanderungsgeschichte 
sind hierbei entscheidende Einflussfaktoren. Einen wichtigen Bezugs-
punkt für Vermittler bilden die unterschiedlichen Verbindungen zum Ju-
dentum, mit denen Kontingentflüchtlinge aus der ehemaligen Sowjet-
union nach Deutschland kamen. Die Verständigung mit diesen sowie 
mit anderen  Juden bilden ein zentrales Ziel des Engagements. 

»[...] innerhalb des Judentums gibt es sehr viele, die ganz liberal aufwachsen, 
orthodox, die gar nichts mit dem Judentum zu tun haben« (Interview 2023C).

Im Engagement werden die unterschiedlichen Bezüge zur jüdischen Iden-
tität aufgegriffen und entsprechende Handlungsbedarfe abgeleitet. Es geht 
um Kommunikation zwischen nicht-praktizierenden Juden und Menschen, 
die mit einer starken Verbindung zum Judentum aufgewachsen sind. Gleich-
zeitig macht sich Typ 1 für den Austausch über die vielen dazwischenliegen-
den Bezüge zu jüdischen Identitäten stark. Unterschiedliche Erfahrungen 
mit Antisemitismus motivieren die Aktivitäten ebenso (Interview 2023C). 
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Tabelle 1: Idealtypische Motivationen für politisches Engagement 

Typ 1:  
Die Vermittler 
religiös orientiert 

Typ 2:  
Die Selbstwirksamen 
realpolitisch, 
 generalistisch

Typ 3:  
Die Widerständigen 
kämpferisch

Erfahrungen 
und 
 Tradierungen

 − Beschreibung von 
Fremdheitsgefühl 
nach Zuwande-
rung

 − Verbergen der 
Identität

 − Antisemitismus 

 − Zuwanderung als 
Empowerment

 − Wirkungsmacht in 
der Kindheit

 − Positive Wahr-
nehmung der 
 Vergangenheit

 − Rückbezug auf 
Widerstands-
kämpfer, Sieg  
über das national-
sozialistische 
Deutschland 

 − Diverse Familien-
geschichten

 − Verantwortungs-
gefühl

Anbindungen  − An jüdische 
Institutionen 

 − An unterschiedlich 
ausgerichtete 
 jüdische 
 Gemeinden

 − An größere 
 Organisation,  
die bundesweit 
agieren: Parteien, 
gemeinnützige 
Vereine, Nicht-
regierungsorgani-
sationen 

 − An unabhängige 
politische  Gruppen, 
nicht- religiöse 
 jüdische Strukturen

 − An unterschied liche, 
themen  bezogene 
Bünd nisse

Bezug zum 
Jüdischsein

 − Gibt Zugehörig-
keitsgefühl

 − Traditionen und 
Praktiken wichtig 
für Selbstver-
ständnis

 − Frühe Anbindung 
oder Rückbesin-
nung

 − Beschreibung als 
Einsatzfeld z. B. 
gegen Antisemi-
tismus

 − Formulierung von 
Bedrohungsgefühl

 − Jüdischsein als 
einer von vielen 
politischen 
 Bezugspunkten

 − Leidens-, Schick-
salsgemeinschaft

Handlungs-
felder, Ziele, 
Umgangs-
formen 

 − Verständigung  
mit Juden über  
 jüdische Identität 

 − Religiöse 
 Ver  stän digung

 − Arbeit mit 
 Geflüchteten

 − Breites Themen-
spektrum

 − Wirksamkeit 
 entfalten, z. B.  
über Partei oder 
gesellschaftlichen 
Status

 − Engagement 
gegen Neonazis 
und Antisemitis-
mus

 − Einsatz für 
 Sichtbarkeit von 
 jüdischem Leben 
in Deutschland
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»Denn danach hatte die Mutter Probleme in der Schule. Das war auch die 
gleiche Geschichte mit meiner Oma. Und deshalb für sie das wichtig war 
dieser Punkt, dass ich werde die jüdische Schule besuchen und dann ich wer-
de nicht so schwierige Weg haben im Leben, nicht solche schlechte Erfah-
rungen wie sie damals. […] Ich habe nur gute Erinnerungen [an die Schule] 
danach daran« (Interview 2022D).

Prägend für die Vermittler sind Erfahrungen mit Antisemitismus, die Teil 
der eigenen Biografie sowie des Familiengedächtnisses sind und teilweise 
über Generationen hinweg tradiert werden. Berichtet wird beispielsweise 
von Ausgrenzungen in der Schule durch Mitschüler und sogar Lehrer 
(vgl. Interview 2023E). Auch antisemitische Anfeindungen von unbe-
kannten Personen sind Teil der Erfahrungswelt. Antisemitismus führt 
auch dazu, dass die eigene Identität aufgrund (potenzieller) Anfeindun-
gen durch die Dominanzgesellschaft verborgen werden muss. 

»Ich habe in der Schule immer gesagt, ich bin Russe und damit hatte ich einen 
sehr guten Status. Russen, ja sind stark, trinken Wodka [...] Also ich habe mich 
damit wenig beschäftigt und auch meine Eltern meinten, ja lieber nicht drü-
ber sprechen« (Interview 2023E).

Die eigene Identität verbergen zu müssen, ist eine weitere Erfahrung, die 
das Engagement motiviert. Aus der erlebten Ausgrenzung, den entspre-
chenden Erzählungen innerhalb der Familie und dem angepassten Verhal-
ten von Angehörigen ergeben sich starke Impulse für aktuelle Handlun-
gen der Vermittler. Beschrieben wird eine Rückbesinnung auf die eigene 
jüdische Abstammung ebenso wie die Ermutigung anderer Menschen, 
sich mit ihrer jüdischen Identität auseinanderzusetzen. Eigene und fami-
liäre Erfahrungen aus der Vergangenheit führen zu einer stärkeren Orien-
tierung in Richtung jüdischer Praktiken und Religiosität in der Gegenwart. 

»Das habe ich eher mit der Zeit in die Familie gebracht. In meinen Anden-
ken an meine Urgroßmutter, mit der wir dann hergekommen sind, die eben, 
ne, unsere Shoah-Überlebende ist […]. Also ich bin mütterlicherseits jüdisch, 
mein Vater nicht […]« (Interview 2023C).

Es handelt sich nicht zwangsläufig um eine Neuzuwendung zum eigenen 
Jüdischsein. Die Verbundenheit zum Judentum wird auch mit frühen 
Kindheitserinnerungen verknüpft. Gründe dafür sind nicht nur der oben 
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aufgezeigte Antisemitismus, sondern auch positive Emotionen, die mit 
dem eigenen Jüdischsein verbunden sind (vgl. Interview 2023C). Die 
 Erinnerung an gelebte jüdische Kultur wird bei Vermittlern auch mit Ge-
borgenheit in Verbindung gebracht und als wichtiger Teil des Lebens be-
schrieben, als »ein warmes Gefühl […] wie zu Hause« (Interview 2022D). 
Diese Verbundenheit motiviert zur Anbindung an jüdische Strukturen, 
wobei der Weg in jüdische Institutionen Hand in Hand mit gesellschaft-
lichem Engagement geht. Es werden Tätigkeiten in der Beratung (Inter-
view 2023F) oder die Arbeit als Jugendbetreuer (Interview 2023D) ange-
führt. Charakteristisch für diese eher suchende Haltung im Engagement 
ist es, an Bedarfen anzuknüpfen, die jüdische Communities betreffen. 
Das Engagement zielt darauf ab, das Verständnis für die eigene Identität 
oder die eigenen Wurzeln sowie den Austausch mit anderen zu fördern. 
Darüber hinaus ermutigen sie Menschen, sich mit ihren eigenen Zugän-
gen zur jüdischen Identität auseinanderzusetzen. 

»Und jetzt aktuell genau konkretisiert sich unsere Idee mit [Name einer Per-
son] einfach immer mehr. Deswegen auch eben nicht nur in der Gemeinde 
in [Name einer Stadt] zu bleiben, sondern eben auch über die Gemeinden 
hinweg und auch über die Jugendzentren. Also es geht uns auch nicht dar-
um, irgendwie ein Angebot wegzunehmen oder Konkurrenz zu schaffen, 
sondern einfach ein Bildungsangebot mehr anzubieten, genau den Strömun-
gen übergreifend« (Interview 2023C).

Dabei resultieren Initiativen zur Verständigung zwischen Juden mit unter-
schiedlichen Zuwanderungsgeschichten und Bezügen zur Religion aus 
dem Gefühl von Nichtzugehörigkeit nach der Zuwanderung, der Ver-
bundenheit zum Jüdischsein, aber auch aus der eigenen Religiosität. Auf-
fällig ist gleichzeitig das Engagement für Menschen mit Fluchterfahrung, 
das Vermittler praktizieren und das direkt mit der eigenen Zuwanderungs-
geschichte verbunden ist. Der Austausch über unterschiedliche Religio-
nen ist für Vermittler ebenso wichtig. 

Aufgrund der eigenen oder familiären Biografie besteht bei den En-
gagierten des Typs 1 oftmals ein besseres Verständnis der allgemeinen 
Schwierigkeiten, die Menschen nach der Zuwanderung oder auch Flucht 
erleben. Entsprechend bezieht sich das Ziel der gegenseitigen Verständi-
gung mitunter nicht allein auf Juden, sondern auf einen erweiterten Ad-
ressatenkreis, sodass es auch um kulturelle und religiöse Verständigung 
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im Allgemeinen geht. Aus der eigenen Religiosität und Biografie leitet 
sich die politische Mission zum Verständnis anderer Religionen und Kul-
turen ab (vgl. Interview 2023C). 

Typ 2: Die Selbstwirksamen 

Die Selbstwirksamen engagieren sich in sozialpolitischen Themen (bei-
spielsweise Armutsbekämpfung, soziale Gerechtigkeit, Europapolitik) so-
wie gegen Antisemitismus und Rassismus. Sie sind mitunter an mehrere 
Institutionen angebunden. Ein frühzeitiger Kontakt mit etablierten Or-
ganisationen und der Bezug auf Mentoren, die bei der Orientierung in der 
Anfangsphase des Engagements geholfen haben, sind charakteristisch für 
Typ 2. Oftmals sind sie Mitglieder einer Partei oder auch größerer Nicht-
regierungsorganisationen. Im Mittelpunkt der eigenen Motivation steht 
dabei die persönliche Wirksamkeit, weniger die Bindung an eine spezielle 
Institution. Insgesamt handelt es sich um eine Motivation, die von einem 
hohen Maß an Selbstsicherheit und Selbstbewusstsein geprägt ist (vgl. 
Interviews 2022B, 2023A, 2023F). 

»[…] aber ich glaube mal, mir ist immer wieder, wenn ich sehe, dass ich et-
was verändern kann, und dann finde ich das gut, dass ich in der Partei bin 
und kann das durchsetzen. […] Deswegen auch sehr viel Engagement auf 
Ortsvereinsebene, auf der Kommunalebene, weil auf der Kommunalebene 
was zu bewirken ist vielleicht (unv.) auf das Ergebnis« (Interview 2023A). 

Die Selbstwirksamen beschreiben eine hohe persönliche Leistungsbereit-
schaft (bspw. ein ambitioniertes Selbststudium) oder berichten davon, früh 
wichtige Lebensentscheidungen getroffen zu haben (bspw. ein Schulwech-
sel in sehr jungem Alter), womit einmal mehr deutlich wird, dass sie 
selbstbewusst und zielorientiert sind.

»Da[s] war so große Erfahrung für mich, so große Aha-Erlebnis für mich, 
dass eigentlich nicht ich muss, abhängig sein von […] Menschen, die neben 
mir stehen, sondern ich muss mich so stehen, dass alle andere von mir ab-
hängig sind, verstehst du? […] Und eigentlich an der Uni war ich auch sehr 
aktiv politisch, ja? Ich war Sprecherin von unserer Studentengruppe auch 
und so eigentlich meine Rolle, wie in der Klasse in Schule, genauso […]« 
(Interview 2023F).
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Die Motivation zum politischen Handeln ergibt sich für die Selbstwirk samen 
aus dem Bedürfnis, bestimmten Anfeindungen und stereotypen Vorstel-
lungen zu widersprechen. Zwar werden auch eigene negative Erfahrungen 
mit Antisemitismus (hier vor allem israelbezogener Antisemitismus) als Be-
stärkung für die Motivation benannt, jedoch ist Typ 2 weniger vom eigenen 
Jüdischsein oder direkter Betroffenheit motiviert, sondern fokussiert auf  
eigene Fähigkeiten. Darüber hinaus taucht auch die eigene Zuwanderungs-
geschichte als positiver Bezugspunkt im Engagement auf, wenn beispiels-
weise eine besondere kulturelle oder sprachliche Kompetenz betont wird 
(vgl. Interview 2022B). Aufgrund der eigenen Erfahrungen und Fähigkei-
ten engagieren sich die Selbstwirksamen in vielen Bereichen. 

»Ja, ich bin ja in mehreren Vereinen, also, einmal natürlich ein großer Teil 
meines Lebens ist mittlerweile die [Name einer Partei]« (Interview 2022B).

Die Anbindung des Typs 2 an unterschiedlichste Organisationen hängt mit 
den vielfältigen Zielen zusammen, die diese Engagierten verfolgen. Der da-
mit verbundene Wunsch nach großer Wirksamkeit in vielen Bereichen lässt 
sich oft nur als Parteimitglied realisieren. Daher wirkt ihre  Parteimitgliedschaft 
in erster Linie als Mittel, um Ziele durchzusetzen (vgl. Interviews 2022B, 
2023A). Engagierte diesen Typs beschreiben sich als einflussreich, weisen 
auf  eigene Erfolge hin und strahlen damit große Sicherheit aus. Auch be-
sitzen sie eigenen Angaben zufolge eine besondere Überzeugungskraft. Be-
darfe werden an große Organisationen herangetragen, um diese zum Han-
deln zu bewegen. Mit jüdischen Gemeinden arbeiten die Selbstwirksamen 
folglich genauso themenspezifisch zusammen, wie mit anderen Organisa-
tionen. Im Gegensatz zur starken Bindung an jüdische Strukturen, wie sie 
bei Typ 1 zu finden ist, wird die Zusammenarbeit mit jüdischen Gemein-
den nur in bestimmten Kontexten gesucht. Dennoch sind im Rahmen die-
ser Motivation auch Themen relevant, die jüdische Gemeinden direkt oder 
indirekt betreffen (vgl. Interviews 2022A, 2023A, 2023F). Dies ist bei-
spielsweise der Fall, wenn es um Antisemitismus geht. Die Selbstwirksamen 
betrachten sich als Netzwerker, Moderatoren oder Multiplikatoren und 
agieren strategisch (vgl. Interviews 2023A, 2023F). 

»Manchmal versuche ich alle ins Boot zu holen und mache ich auch nur mit bei 
den Sachen, wo ich sehe, das bringt was den Menschen [...]« (Interview 2023A). 
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Typ 2 zielt auf gesellschaftspolitische Wirksamkeit auch über die genann-
ten Politikfeldern hinaus. Der Weg dorthin kann über ein Berufsziel oder 
Bildungsabschluss eingeschlagen werden. 

»Ja, ich würde sagen, das [Einfluss nehmen] ist meine Hauptmotivation ge-
wesen. Und heutzutage ist es sie immer noch; plus dazu kommt eben, dass 
ich jetzt seit guten eineinhalb Jahren ungefähr Jura studiere und ja, ich mer-
ke, wie wichtig einfach die Zukunft und die Gegenwart für uns ist, auch 
politisch gesehen« (Interview 2023D).

Der Wunsch nach Wirksamkeit und vollständiger Teilhabe wird als An-
trieb beschrieben, auch um politische Sichtbarkeit zu erreichen. Fehlende 
gesellschaftliche Einflussmöglichkeiten werden als Problem benannt. 
Dies ist eine Erfahrung, die zum Teil von den Eltern gemacht wurde, die 
als zugewanderte Personen nicht in der deutschen Gesellschaft angekom-
men sind. Die schwierige Situation der Eltern kann also eine weitere trei-
bende Kraft für politischen Aktivismus sein (vgl. Interview 2022B).

Typ 3: Die Widerständigen 

Die Widerständigen beschreiben den Weg ins Engagement eher als Prozess 
oder als intellektuellen Zugang. Auffällig ist der hohe Grad an Selbst-
reflexion bezüglich des eigenen Engagements. Typisch ist ein Bezug zur 
Politisierung während der Schulzeit, noch stärker ist jedoch der Bezug 
zum Studium. Erlebnisse und theoretische Auseinandersetzung werden 
bei der Motivation verknüpft. Charakteristisch ist die akademische Be-
schäftigung mit Themen des Engagements, wobei die Widerständigen auch 
die Wahl der Studienrichtung sowie die Themen von Qualifizierungs-
arbeiten (von Seminararbeiten bis zu Dissertationen) als Teil der politi-
schen Auseinandersetzung anführen (vgl. Interviews 2022E, 2023B, 
2023E). 

»Aber es [das Engagement] kam eigentlich so aus dem Studium, also ich 
habe Geschichte studiert und bin […] so in das Studium reingegangen mit 
(unv.). Ich habe eigentlich ganz viel schon zur Geschichte des Nationalsozia-
lismus gelernt und ich will da eigentlich nicht die ganze Zeit darin herum-
graben […]« (Interview 2022E).
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»Und habe dann sozusagen mich intensiv nochmal mit der Geschichte mei-
ner Eltern und meiner Großeltern befasst, über diese [Bezeichnung einer 
Abschlussarbeit]. Und sicherlich auch, wie das ja immer ist bei so einer [Be-
zeichnung einer Abschlussarbeit], wenn man die eigene Familiengeschichte 
macht, auch aus Anerkennungsdrang oder sowas […]« (Interview 2023B).

Zur Selbstreflexion gehört bei Typ 3 das Hinterfragen der eigenen Moti-
vation. Typischerweise bevorzugen sie kleinere Organisationsformen wie 
politische Bündnisse an Universitäten, nicht-religiöse jüdische Organisa-
tionen und Vereine mit Bezug zu Gewerkschaften, aber auch Gruppie-
rungen aus dem linken politischen Spektrum. Die Widerständigen setzen 
sich gegen neonazistische oder rechtspopulistische Strukturen und Anti-
semitismus ein, befürworten eine erhöhte Sichtbarkeit von vielfältigem 
jüdischem Leben, beteiligen sich an deutschen Diskursen zur Gedenk- 
und Erinnerungskultur, engagieren sich in Universitätsgremien oder sind 
in der politischen Bildungsarbeit aktiv. 

Der Einsatz gegen Unsichtbarkeit von jüdischer Vielfalt ist für Typ 3 
charakteristisch. Sichtbarmachung ist dabei eine Form der Widerständig-
keit. Jüdischer Widerstand und jüdische Wut sind in Deutschland weniger 
präsente Erzählungen im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der 
 Shoah. Eine Motivation für Typ 3 ist es, solche Facetten jüdischer Ver-
gangenheit sichtbar zu machen. 

»Und das hat sich dann immer vermischt mit genervt sein von bestehenden 
Diskursen und da irgendwie so eine eigene Perspektive einbringen wollen 
und sozusagen über die Shoah sprechen aus einer Gegenwartsperspektive 
und aus einer Perspektive, die im heutigen Deutschland lebende Jüdinnen 
und Juden irgendwie miteinbezieht. Vor allem eine, die halt auch in Deutsch-
land lebenden Jüdinnen und Juden oder Nachfahren von Kontingentflücht-
lingen, die halt eben russischsprachig sind oder halt aus dem postsowjeti-
schen Raum sind« (Interview 2022E). 

Widerständige betonen die Pluralität der Bezüge zum Zweiten Weltkrieg 
und zum Leben in der Sowjetunion, wobei sich Migrationsgeschichten 
mit weiter zurückliegenden familiären und kollektiven Tradierungen ver-
weben. Geschichten über Familienmitglieder, die gegen die Nazis ge-
kämpft haben, werden als bestärkend für die eigenen Handlungen be-
schrieben (vgl. Interview 2023B). In diesem Zusammenhang wird zudem 
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ein Gefühl von Verantwortung aufgrund der Familiengeschichte und der 
eignen jüdischen Identität benannt. Ein weiterer bedeutender Aspekt der 
Motivation für das politische Engagements besteht daher darin, verbor-
gene Geschichten sichtbar zu machen, das gilt sowohl für patrilineare als 
auch matrilineare Bezüge zum Judentum. Dafür werden beispielsweise 
Bildungsangebote geschaffen oder Veranstaltungen organisiert. 

»Nein, ich bin nicht jüdisch, habe aber halt trotzdem den Hintergrund. Also 
im Sinne von einerseits den Shoah-Hintergrund in der Familie und aber 
auch eben, weil meine Familie als Kontingentflüchtlinge gekommen sind, 
also man auch irgendwie manchmal denkt so: Hey, das ist halt meine Exis-
tenzberechtigung mehr oder weniger, auch wenn ich es jetzt im halachischen 
Sinne nicht bin« (Interview 2022E).

Das Tragen jüdischer Symbole wird im folgenden Zitat auch mit einem 
Verweis auf Widerständigkeit und Sichtbarmachung verbunden. 

»Und ich weiß noch, dass ich damals, wenn mich nicht alles täuscht, ich glau-
be, eine Kippa mitgenommen habe und in Birkenau die aufgesetzt habe so-
zusagen in Birkenau als größter jüdischer Friedhof. Ich glaube und das ist 
aber insofern bemerkenswert, als dass ich sonst nie die trage, wirklich nicht, 
in keiner Weise, also in keiner Weise religiös bin, keine religiösen Traditio-
nen gepflegt habe und nur ganz wenige überhaupt Feiertage zu Hause be-
gangen habe« (Interview 2023B).

Beschrieben wird ein »Moment von Stolz […]. Stolz dahingehend, dass 
man nicht der Tätergemeinschaft angehört« (Interview 2023B). Sich in 
solch einer Situation als Jude erkennbar zu machen, deutet darauf, dass 
man selbst nicht das Privileg hatte, die Vergangenheit zu ignorieren, da 
Mitglieder der eigenen Familie zu den Verfolgten gehörten. 

»[…] für mich persönlich heißt jüdisch sein, ein starkes Zugehörigkeitsge-
fühl zu einer ja, irgendwie eine Art Schicksalsgemeinschaft […] zu sein« 
(Interview 2023B). 

Auch wenn die Widerständigen von othering in unterschiedlichen Kontexten 
berichten, basiert ihre Motivation nicht auf eigenen Erfahrungen mit 
Antisemitismus. Dennoch ist der Einsatz gegen Antisemitismus Teil aka-
demischer und aktivistischer Auseinandersetzung. Hier und auch beim 
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Engagement gegen Neo-Nazis spielt die Anbindung an linke Organisa-
tionen eine wichtige Rolle. 

Diskussion 

Während Typ 1 (Vermittler) stark auf die Verständigung innerhalb und 
zwischen verschiedenen Communities und Einzelpersonen abzielt, rich-
tet sich der Ansatz von Typ 2 (Selbstwirksame) an einen breiteren Adressa-
tenkreis. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass Typ 1 vom eigenen 
Engagement selbst profitiert und daher potenziell Teil der eigenen Ziel-
gruppe ist. Vermittler greifen die Bedarfe von Kontingentflüchtlingen auf, 
auch wenn diese nicht als praktizierende Juden nach Deutschland gekom-
men sind (vgl. Körber & Gotzmann, 2022, S. 105–115). Die eigene Ver-
wurzelung im Judentum, die manchmal erst nach einer Orientierungs-
phase besteht, motiviert sie, die Identitätssuche anderer zu unterstützen 
(vgl. Vataman, 2020). Eigene oder familiäre Antisemitismus erfahrungen 
dienen als Anhaltspunkt für einen engeren Austausch mit Menschen, die 
ähnliche Erfahrungen gemacht haben. Das Engagement von Typ 1 macht 
deutlich, dass zugewanderte Menschen Communities zum Empower-
ment benötigen. 

Die Typen 2 und 3 (Widerständige) profitieren, wenn überhaupt, nur in-
direkt vom eigenen Engagement. Beide engagieren sich gegen die Fremd-
machung und Anfeindungen aus der Dominanzgesellschaft (vgl. Rom-
melspacher, 1998, S. 23–38; Schäuble, 2015), setzen sich also gegen ge-
sellschaftlichen Ausschluss und »Entgleichung« ein (vgl. Terkessidis, 2004, 
S. 195ff.; Klein, 2012, S. 220). 

Die Typen 1 und 2 sind langfristig in etablierten Strukturen aktiv, 
auch wenn es unterschiedliche Gründe für ihre Anbindung gibt und die 
Institutionen variieren. Im Gegensatz dazu zeigt sich Typ 3 eher rastlos 
und setzt häufiger auf neue, kleinere Initiativen. 

Während die Ziele bei den Typen 1 und 3 klar und konstant bleiben, 
bezieht sich Typ 2 auf ein breiteres Themenspektrum. Das Themenfeld 
der eigenen Familiengeschichte und deren Verbindung zur Shoah und 
zum Zweiten Weltkrieg taucht im Rahmen der Interviews immer wieder 
auf und wurde in Teilen auch mit der Motivation in Verbindung gebracht. 
Dies zeigt sich auch bei anderen Nachkommen von NS-Verfolgten und 
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kann als Gemeinsamkeit festgehalten werden (vgl. Fehlberg, 2023, S. 24–
26; Fehlberg & Klein, 2021). Neben Geschichten vom Kampf in der Ro-
ten Armee oder vom Widerstand gegen Faschisten sind auch Erzählun-
gen von Verfolgung und Ermordung im Familiengedächtnis enthalten. 

Bei den Typen 1 und 2 sind aktuellere Bezüge zur Familiengeschichte 
von größerer Bedeutung, was im Zusammenhang mit ihrer Zuwande-
rungsgeschichte steht. Dabei verweben sich für Vermittler eigene Erfah-
rungen im Kontext der Migration mit dem Engagement, während bei den 
Selbstwirksamen eher die zusätzliche sprachliche oder interkulturelle Kom-
petenz, aber auch der Wunsch nach Wirksamkeit eine Rolle spielen. Feh-
lende gesellschaftliche Anerkennung und Einflussmöglichkeiten können 
erklären, warum zugewanderte Personen den Bedarf sehen, sich zu enga-
gieren (vgl. Schührer, 2019, S. 337–367). Bei Typ 3 wird die Zuwanderung 
nur in Verbindung mit einem historischen Verantwortungsgefühl rele-
vant. Die Widerständigen engagieren sich gegen Privilegien der Dominanz-
gesellschaft gegenüber Juden, die Coffey und Laumann (2021) als Teil 
von Gojnormativität bezeichnen, die jüdische Perspektiven unsichtbar 
macht.

Ausblick 

Im vorliegenden Beitrag wurde vor dem Hintergrund des politischen 
 Engagements von Juden nach 1945 gezeigt, was Aktivisten zu unter-
schiedlichen Formen des Engagements in der Gegenwart motiviert. Die 
drei Idealtypen samt ihrer Motivationen dienen als empirische Beispiele 
und erheben keinen Anspruch darauf, alle Gründe für das Engagement 
abzudecken. Der Text soll helfen, einzelne Aspekte der Motivation für 
Engagement besser zu erfassen und einzuordnen, aber auch eine Basis 
für zukünftige Forschung zu bieten. Die oben dargestellten Typen kön-
nen beispielsweise für empirische Vergleiche in zukünftiger Forschung 
genutzt werden.

Der 7. Oktober 2023 sowie der in der Folge latent bis offen ausge-
drückte Antisemitismus und Anti-Israelismus in Deutschland und darü-
ber hinaus zeigen, wie relevant die Erforschung jüdischer Perspektiven 
bleibt. Dass der 7. Oktober 2023 Folgen für die jüdische Community hat, 
steht außer Zweifel (Kranz, 2024b.). Es stellt sich die Frage, wie Bedro-
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hungen auf persönlicher Ebene, aber auch physische Gewalt gegen jüdi-
sche Institutionen, wie der Brandanschlag auf eine Synagoge in Berlin am 
18. Oktober 2023 oder gegen das israelische Generalkonsulat am 5. Sep-
tember 2024 in München, sich in jüdischen Lebenswelten manifestieren 
werden, zumal die Gewalt, physisch, psychisch und strukturell, nicht ab-
reißt. Erschwerend war schon vor diesem letzten Gewaltausbruch, dass 
sich Antisemitismus und Marginalisierung auch aus den Reihen einstiger 
Bündnispartner zeigten. Dieses wird die politische Teilhabe und das En-
gagement von Juden in Deutschland nachhaltig erschweren (vgl. Cher-
nivsky & Lorenz- Sinai, 2024, S. 22; Kranz, 2024a; vgl. auch Kap. 4). Die 
Ursachen für die Marginalisierung jüdischer Akteure nach dem 7. Okto-
ber 2023 müssen aufgearbeitet und jüdische Perspektiven einbezogen 
werden. Judith Coffey und Vivien Laumann haben die Ursachen der Un-
sichtbarmachung  jüdischer Lebenswelten umfassend dargestellt. Ihr An-
satz kann dabei helfen, die Mechanismen zu erkennen, die dazu führen, 
dass nicht-jüdische Perspektiven, Werte und Verhaltensweisen als normal 
und universell betrachtet werden, während jüdische Perspektiven als an-
ders oder abweichend wahrgenommen werden (vgl. Coffey & Laumann 
2021), und dass dieses auch den Bereich der Antisemitismusforschung 
selbst betrifft. 

Das Juden, die sich öffentlich äußern, aufgrund ihrer Sprecherposition 
als Juden zu tokens degradiert werden können, ist eine Erfahrung, die 
 Juden in der Bundesrepublik seit Ende des Zweiten Weltkrieges gemacht 
haben (Kranz, 2024a). Und auch der gegenwärtige Mechanismus, dass 
sich Juden in sichere (oft jüdische) Räume zurückziehen (Chernivsky & 
Lorenz-Sinai 2024, S. 21–24), war bereits in der Zweiten Generation zu 
 beobachten (Khasani, 2004). Allerdings sind es nicht nur die politisch 
Aktiven, die sich in jüdische Safer Spaces zurückziehen: Dass Juden sich 
verstecken müssen oder ihre Identitäten verbergen, kann in einer demo-
kratischen Gesellschaft nicht die Antwort auf  Antisemitismus sein. Neben 
dem zusätzlichen Schutz, den Juden benötigen, stellt sich eine sehr weit-
reichende Frage zur Zukunft jüdischen Lebens und jüdischen, politischen 
Aktivismus in Deutschland: Wie wird sich der gegenwärtige Einschnitt 
auf Juden in Deutschland, ihr politisches Engagement und die Themen, 
für die sie sich einsetzen, auswirken? 
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9.  Mehr als ein starkes Symbol?  
Die Proteste gegen Rechtsextremismus 2024

Marco Bitschnau & Sebastian Koos

Vorgeschichte

Am 10. Januar 2024 veröffentlichte das Rechercheportal CORRECTIV 
einen mit »Geheimplan gegen Deutschland« betitelten Bericht über eine 
klandestine Zusammenkunft von Privatleuten, Funktionären der Alter-
native für Deutschland (AfD) und außerparlamentarischen Akteuren der 
radikalen Rechten, die sich im vorangegangenen November in der Pots-
damer Villa Adlon zugetragen haben soll (vgl. Bensmann et al., 2024).1 
Auf diesem Treffen, so die Autoren, waren unter anderem auch Vorschlä-
ge diskutiert worden, die eine Remigration deutscher Staatsbürger mit Mi-
grationshintergrund vorsahen – also das Verbringen dieser Menschen in 
die Länder ihrer (elterlichen) Herkunft. Diese Enthüllung geriet umso 
brisanter, da die AfD in den Wochen und Monaten zuvor einen beeindru-
ckenden Umfragehöhenflug hingelegt hatte. Allein zwischen Juli 2022 
und Dezember 2023 war ihr Stimmenanteil (»Sonntagsfrage«) bei INSA 
von 12 % auf  23 %, bei der Forschungsgruppe Wahlen von 11 % auf  22 % 
und bei Forsa von 9 % auf 23 % angewachsen,2 womit sich die lange an 
der Grenze zur Einstelligkeit herumdümpelnde Partei mit einem Schlag 
zur zweitstärksten Kraft des Landes aufgeschwungen hätte. Ein gutes 
Stück hinter der Union zwar, doch noch vor der Kanzlerpartei SPD und 
den ihr weltanschaulich wie habituell scharf entgegen gesetzten Grünen. 

1 Zu den prominentesten Teilnehmern zählten mit Martin Sellner der ehemalige Sprecher 
der Identitären Bewegung Österreich und mit Roland Hartwig der damalige persönliche 
Referent der AfD-Bundesvorsitzenden Alice Weidel.

2 YouGov wies am 11. Januar 2024 gar einen bis heute nicht wieder erreichten Spitzenwert 
von 24 % aus.
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Für das Alltagsgeschäft im Plenarsaal mag dieser Anstieg nur bedingt 
von Bedeutung gewesen sein. Doch psychologisch brachen sich mit ihm 
über Jahre angestaute Befürchtungen Bahn: dass sich in der Gesellschaft 
etwas nachhaltig verschoben hätte, dass auf alte Gewissheiten (etwa die 
Hinwendung des Wählers zu moderaten Kräften) kein Verlass mehr sei 
und dass die bislang gegenüber der AfD angewandte Mischstrategie aus 
Ablehnung und Nichtbeachtung sichtlich an ihre Grenzen gestoßen war. 
Bereits sechs Jahre zuvor hatte sich mit dem #unteilbar-Bündnis ein Be-
wegungsakteur mit dem Ziel formiert, den zivilgesellschaftlichen Kampf 
gegen die Partei und den von ihr beförderten »Rechtsruck« voranzutrei-
ben (vgl. Stjepandić et al., 2023) – doch waren die politischen Fahrwasser 
damals noch zu ruhig, als dass sich dauerhafter Erfolg hätte einstellen 
können. Zumal es weder einen Protestkatalysator noch eine ähnlich ver-
breitete Wahrnehmung gab, die Gesellschaft sei in ihren demokratischen 
Grundsätzen gefährdet.

Nun aber gelang dem CORRECTIV-Bericht auch vor dem Hintergrund 
einer zunehmenden gesellschaftlichen Polarisierung und Krisensensibili-
sierung (vgl. Hutter & Weisskircher, 2023) das, woran #unteilbar geschei-
tert waren: organische Massenkundgebungen zu initiieren, die sich inner-
halb von Wochen im ganzen Land verbreiteten, mit fast vier Millionen 
Teilnehmern zu den größten Protesten der deutschen Geschichte zähl-
ten, dann aber mit Frühjahrseinbruch rasch wieder abflauten und seither 
nicht nur aus Sicht der Protest- und Bewegungsforschung zahlreiche Fra-
gen aufwerfen. Wo und in welchem Ausmaß wurde protestiert? Wer ging 
auf die Straße und weshalb? Welchen Rückhalt hatten die Proteste in der 
Gesellschaft und was haben sie erreicht? In diesem Kapitel wollen wir 
einen Überblick über die Proteste als einer bemerkenswerten Episode ge-
sellschaftlichen Engagements gegen Rechtsextremismus geben, wobei wir 
uns auf Protestereignisdaten, eigene Befunde und eine Auswertung des 
Politbarometers stützen.

Ein deutschlandweiter Proteststurm

Die Entstehung kontingenter Sozialphänomene wie Proteste ist häufig 
schwer zu rekonstruieren: Wie, wo und unter welchen Umständen wird 
auf kollektiver Ebene aus einem Anlass ein Handlungsmotiv und aus die-
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sem eine koordinierte Handlung? Auch bei den Protesten gegen Rechts-
extremismus bleiben diese Dynamiken weithin verschattet – wir wissen 
allein, dass es keine vierundzwanzig Stunden nach Veröffentlichung des 
CORRECTIV-Berichts bereits zu einer ersten, wenn auch überschauba-
ren Spontandemonstration auf der Persiusbrücke nahe der Villa Adlon 
kommt. »Jetzt ist ein Punkt erreicht, der uns zum Handeln zwingt«, ver-
kündet eine der Initiatorinnen unmittelbar im Anschluss im Berliner Tages-
spiegel (Grote & Kramer, 2024) und nimmt damit ein Argument vorweg, 
dass in den nächsten Wochen noch häufiger zu hören sein wird. Auch be-
sitzt es dezidiert prophetischen Charakter, denn schon am nächsten Tag 
versammeln sich in Hamburg an die 2.000 Menschen, zwei weitere Tage 
später sind es in Berlin bereits Zehntausende, und spätestens mit Anbruch 
der neuen Woche gibt es kein Halten mehr. Landauf, landab schließen sich 
nun kirchliche und gewerkschaftliche Akteure mit Einzelpersonen, Par-
teigliederungen, Vereinen und Zivilgesellschaft zu Organisationsbündnis-
sen zusammen, um Proteste anzumelden, Veranstaltungen zu planen und 
unter dem Slogan Für Demokratie – gegen Rechtsextremismus die sozialen Me-
dien zu bespielen. Bereits am 21. Januar werden aus München und Berlin 
Teilnehmerzahlen im sechsstelligen, aus zahlreichen anderen Städten im-
merhin im fünfstelligen Bereich gemeldet. 

Spätestens jetzt ist klar: Ein Sturm hat die Republik erfasst und die 
Empörung über das Potsdamer Treffen in eine massentaugliche und 
überraschend breitenwirksame Form gebracht. Von Nord bis Süd, von 
Aachen bis Zwickau versammeln sich Tausende und Abertausende zu 
Märschen und Kundgebungen; selbst in vergleichsweise entlegenen Dör-
fern und Weilern kommen vielerorts noch einige Hundert zusammen. Bis 
Ende März, so eine Analyse auf Basis von Ereignisdaten der Tageszeitung 
(vgl. Sander & Ansa, 2024), sind es mehr als 3,9 Millionen Menschen, die 
an einer der deutschlandweit knapp 1.800 Veranstaltungen teilnehmen.3 
Dennoch verrät eine Betrachtung der Veranstaltungsverteilung auf Land-
kreisebene zugleich eine gewisse Zusammenballung in urbanen Zentren 
und Agglomerationen, wie man sie auch von zahlreichen anderen Protes-

3 Dabei ist davon auszugehen, dass nicht wenige Menschen mehr als eine Protestveranstal-
tung besucht haben und daher mehrfach in die Gesamtsumme zählen. Es handelt sich 
also nicht um 3,9 Millionen Einzelpersonen.
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ten in Westeuropa kennt (Grafiken 1 und 2).4 Vor allem in Berlin, für das 
auch Rucht (2024) eine deutliche Überrepräsentation feststellt, Hamburg, 
Düsseldorf und München finden gleich mehrere besonders teilnehmer-
starke Kundgebungen statt.5 Und auch bei der Gesamtzahl der Protest-
veranstaltungen weist die Hauptstadt mit 31 Fällen vor dem ebenfalls 
stark protestaffinen Landkreis Hannover (29 Fälle) den Spitzenwert auf, 
wiewohl auch für diverse Kreise ohne Großstadt (wie etwa Mittelsachsen 
oder Steinfurt) zweistellige Werte zu verzeichnen sind.

4 Für die Analyse wurden die Daten von Sander und Ansa (2024) mit jenen der Webseite De-
mokrateam abgeglichen und auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte aggregiert. 
Ausgewiesen wird hier der für Verzerrungen (z. B. durch hohe Teilnehmerzahlen in Groß-
städten) weniger anfällige Medianwert. 

5 Im Falle der Stadtstaaten Hamburg und Berlin wird dieser Effekt allerdings dahingehend 
gemildert, dass eine analytische Untergliederung in (bezüglich ihrer Einwohnerzahl land-
kreisäquivalente) Bezirke entfällt.

Grafik 1: Anzahl der Proteste nach Landkreis

Datenbasis: Sander & Ansa, 2024.



257

9. Mehr als ein starkes Symbol? Die Proteste gegen Rechtsextremismus 2024

Diskursiv begleitet wird dieser hohe Aktionsgrad von nahezu einmütigen 
Unterstützungs- und Solidaritätsbekundungen aus Politik, Medien und 
Wissenschaft. So lobt etwa Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier die 
Protestgänger dafür, »unsere Republik und das Grundgesetz gegen seine 
Feinde [zu verteidigen]« (Sabinsky-Wolf et al., 2024), und der Journalist 
Georg Diez (2024) spricht in einem ausladenden Essay für Die Zeit gar 
von einer »neuen Revolution« auf den Straßen: »Sie können die Demokra-
tie nicht nur beschützen, sondern verändern.« Aber auch abseits dieses 
politmedialen Elitenkonsenses lassen sich – zumindest für die Kernpha-
se der Proteste – hohe lagerübergreifende Zustimmungswerte ausmachen. 
Der im Februar gestellten Politbarometer-Frage, ob man »die Proteste 
gegen rechtsextreme Parteien und Gruppierungen« gut finde, stimmen 
zum Beispiel beinahe 80 % der Befragten zu, darunter drei Viertel der 
Wähler von Union und FDP sowie jeder zweite Unterstützer der Freien 

Grafik 2: Median der Protestteilnehmer nach Landkreis

Datenbasis: Sander & Ansa, 2024.
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Wähler.6 Auffällig ist hier indes der erhebliche Ost-West-Unterschied von 
fast zwanzig Prozentpunkten und der auf den ersten Blick kontraintuitiv 
erscheinende Umstand einer 15-prozentigen Zustimmungsrate unter Wäh-
lern der AfD (Grafik 3).7

Ebenfalls positive Resonanz erfährt der Umstand, dass die Proteste in 
ihrer großen Mehrheit friedlich und gesprächsorientiert angelegt sind – 
etwas, dass in einer immer mehr von disruptiver Härte geprägten Bewe-

6 Gefragt wurde: »In der letzten Zeit gibt es in ganz Deutschland Demonstrationen gegen 
rechtsextreme Parteien und Gruppierungen. Finden Sie diese Demonstrationen gut oder 
nicht gut?« Da die Daten nicht frei verfügbar sind, wurde die Auswertung freundlicher-
weise von Annette Mayer (Forschungsgruppe Wahlen) durchgeführt.

7 Dieser dürfte sich zum Teil dadurch erklären lassen, dass viele AfD-Wähler ihre Partei kei-
nesfalls für rechtsextrem halten und entsprechende Kategorisierungsversuche ablehnen. 
Auf der anderen Seite wurde sich auf einer Mehrzahl der Proteste unmissverständlich ge-
gen die AfD ausgesprochen. 
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Datenbasis: Politbarometer, Februar 2024.
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gungslandschaft keineswegs selbstverständlich ist. Auch der »spielerische 
Charakter etlicher Slogans und Sprüche« und die »teilweise originellen 
Wortspiele« (Rucht, 2024, S. 8f.), die politkulturelle Referenzen ebenso 
aufgreifen (»Liberté, Egalité, NoAfDé«) wie sie Forderungsironisierung 
betreiben (»Nazis deportieren«), stoßen in der medialen Betrachtung auf 
Lob. Nichtsdestoweniger gibt es Unterschiede zwischen den verschiede-
nen Städten, zumal die Dezentralität der Organisation das Ausformen 
einer einheitlichen Protestkultur erschwert und eine gewisse Variabilität 
in Fragen der Themensetzung und des Sprachgebrauchs befördert. Am 
deutlichsten über das Ziel hinausgeschossen wird dabei in jenen Fällen, in 
denen das Potsdamer Treffen mit der nur wenige Kilometer entfernt ab-
gehaltenen Wannseekonferenz parallelisiert und so einer (unbeabsichtig-
ten) Bagatellisierung des Holocausts Vorschub geleistet wird. Am Ende 
sind die Abschiebebegehrlichkeiten von Privatpersonen und Funktionä-
ren der dritten Reihe – ganz gleich, was man von ihnen halten mag – et-
was fundamental anderes als ein von staatlicher Stelle geplanter und ma-
schinell durchexerzierter Völkermord (vgl. Lotter, 2024).8 

Die Mitte der Gesellschaft?

Zu den prominentesten Begleiterzählungen der Proteste gehört nicht nur 
die vom Fass, das mit dem CORRECTIV-Bericht zum Überlaufen ge-
bracht worden sei, sondern auch die, dass hier in erster Linie die Mitte der 
Gesellschaft respektive die schweigende Mehrheit auf die Straße gehe. Zwei 
Größen also, die sich dem Streben nach »einer exakten Definition vor-
trefflich entzieh[en]« und deren Verortung mit allerhand Komplikationen 
einhergeht, sofern »der Nenner nicht gerade in ihrer relativen Unbe-
stimmtheit bestehen soll« (Burzan et al., 2014, S. 13). Da ist allein schon 
die Frage nach ihrer normativen Grundierung, denn während sich im 
Fall der schweigenden Mehrheit zumindest noch ein Majoritätsbezug an-
nehmen lässt (und vor allem das schweigend für Interpretationsspielraum 
sorgt), ist der Begriff der Mitte mit stark wertgebundenen Vorstellungen 
von Normalität und Erwünschtheit verknüpft. Wer zu ihr statt zu den 

8 Ähnliches gilt für die auf den Protesten häufig zu beobachtende Gleichsetzung von AfD 
und NSDAP.
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Rändern gehört, stellt eine tragende Säule des Gesellschaftsgefüges dar. 
Er trägt unmittelbar zu dessen Reproduktion bei und ist in diesem Sinne 
seinerseits Angehöriger einer Mehrheit, deren Schweigen nicht Apathie, 
sondern Duldsamkeit verrät. Wird es gebrochen, beispielsweise durch die 
Entscheidung für eine Protestteilnahme, bedeutet das nichts anderes als: 
Die Lage ist ernst. Nun geht es nicht länger um Partikularinteressen, son-
dern um eine akute Gefährdung der sozialen Ordnung. 

Die Operationalisierung beider Konzepte bleibt dennoch diffizil, wes-
halb es sinnvoll ist, sich als Annäherung zunächst die Frage nach der De-
mografie der Protestteilnehmer zu stellen und auf dieser Grundlage ver-
schiedene Konzepte von Mitte und Mehrheit zu durchleuchten. Welche 
Gruppen finden sich also auf den Kundgebungen? Welche wurden er-
folgreich mobilisiert? Und welche blieben dem Ganzen lieber fern? Erste 
empirische Anhaltspunkte hierzu bietet eine Vor-Ort-Untersuchung, die 
wir im Januar 2024 auf Protestveranstaltungen in drei südwestdeutschen 
Gemeinden – Konstanz, Singen und Radolfzell (N = 509) – durchge-
führt und in Teilen bereits ausgewertet und veröffentlicht haben (vgl. Bit-
schnau & Koos, 2024). Die genannten Orte teilen sich zwar denselben 
Landkreis, sind in ihrem sozialräumlichen Profil aber ansonsten recht he-
terogen: So gilt die Konzilsstadt Konstanz mit ihren Hochschulen und 
ihrer Kulturszene als regionales Oberzentrum, Singen ist eine im Lan-
desinneren gelegene und sozialdemokratisch geprägte Industriestadt und 
das auf halber Strecke gelegene, kaum 30.000 Einwohner zählende Ra-
dolfzell weist schließlich deutliche Kleinstadtcharakteristika auf.9

Unabhängig von diesen Unterschieden verweisen unsere Befunde auf 
erhebliche Ambivalenzen und Gegenläufigkeiten. Versteht man Mitte etwa 
politisch im Sinne der Selbstidentifikation im Ideologienbogen von Mitte-
links über Mitte bis Mitte-rechts, so rechnet sich einerseits zwar das Gros 
der Befragten dieser Gruppe zu, andererseits zeigt sich insofern eine 
Schräglage, als sich nur 3 % der Befragten Mitte-rechts und nur 26 % in der 
Mitte als solcher verorten, fast zwei Drittel (65 %) dagegen Mitte-links 
(Grafik 4). Diese Werte spiegeln sich auf der parteipolitischen Ebene in 
dem Umstand, dass eine Mehrheit von 61 % angibt, bei der vergangenen 

9 Dies schlägt sich etwa auch im AfD-Wahlanteil nieder. Bei der Bundestagswahl 2021 er-
zielte die Partei in Konstanz lediglich 4,6 % (-2,2 Prozentpunkte), in Singen dagegen 
14,3 % (-2,6 Prozentpunkte) und in Radolfzell 7,4 % (-2,1 Prozentpunkte). Bei der Europa-
wahl 2019 war die Spreizung ähnlich gelagert. 



261

9. Mehr als ein starkes Symbol? Die Proteste gegen Rechtsextremismus 2024

Bundestagswahl 2021 mit Zweitstimme Bündnis 90/Die Grünen gewählt 
zu haben, während der Gesamtstimmen anteil der bürgerlichen Parteien 
CDU, CSU und FDP bei gerade einmal einem Zehntel liegt.10 Selbst 
unter Berücksichtigung regionaler Kontextfaktoren – die Grünen sind in 
Baden-Württemberg traditionell stark und seit nunmehr dreizehn Jahren 
an der Landesregierung beteiligt – zeigt sich so, dass ein Teilelement der 
politischen Mitte zwar durchaus auf den Protesten zugegen ist, man aber 
wie bei vielen anderen Protestereignissen kaum von der gleichmäßigen 
Einbindung aller politischen Lager diesseits der Extreme sprechen kann 
(vgl. Daphi et al., 2023).

Dieser Eindruck setzt sich bei einer sozioökonomisch (also um die 
Variablen Bildung und Schicht) erweiterten Lesart des Mitte- Begriffs 
fort: In allen drei Städten besitzen die Teilnehmer ganz überwiegend Ab-
itur oder einen Hochschulabschluss (79 %) und rechnen sich zumeist der 
mittleren oder oberen Mittelschicht zu (86 %). Unterrepräsentiert sind im 
Vergleich dazu Menschen mit abgeschlossener Berufsausbildung sowie 
Angehörige der unteren Mittelschicht (Grafik 5). »Arriviert, gebildet und 
mit klarer politischer Linkstendenz« (Bitschnau & Koos, 2024, S. 8) stellt 
sich das Protestpublikum in der Summe also dar – ein Teil der Mitte, doch 

10 Konkret hatten 8 % für die CDU oder die CSU und 3 % für die FDP gestimmt. Dazu kom-
men weitere 8 % für Die Linke, 18 % für die SPD und 2 % für sonstige Parteien.
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nicht die Mitte als Ganzes oder gar eine Mehrheit. Und das Adjektiv schwei-
gend? Tatsächlich zeigt sich, dass mehr als ein Drittel der Befragten zum 
ersten Mal überhaupt an einem Protest teilgenommen hat (38 %), zwei 
Drittel waren das erste Mal bei einem, der ausdrücklich gegen Rechtsex-
tremismus gerichtet war (66 %). Es finden sich also nicht wenige Men-
schen unter ihnen, die keine erfahrenen »Demogänger« sind, sich aber 
aufgrund der dem Protestzweck zugeschriebenen Bedeutung auf das un-
gewohnte Format eingelassen haben. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, wo die Befragten die 
Verantwortung für die in ihrer Wahrnehmung erheblichen rechtsextremen 
Geländegewinne sehen; mithin also die Frage, ob es sich bei einem Phä-
nomen wie dem Erfolg der AfD – so die Formulierung – um einen inne-
ren gesellschaftlichen Defekt oder doch um etwas situativ Bedingtes, der 
Gesellschaft gewissermaßen Übergestülptes handelt. Sind es die Parteien 
und Massenmedien oder doch eher die multiplen Krisenlagen der letzten 
Jahre, denen hier entscheidende Bedeutung zukommt?11 Tatsächlich gibt 
es unter den Befragten eine Tendenz zur zweiten Interpretation, wobei 
eine deutliche Mehrheit von 89 % den Nachwirkungen der Flüchtlings-
krise entweder sehr oder ziemlich viel Verantwortung zuschreibt, 63 % der 
Inflation, 55 % der COVID-19-Pandemie, aber nur 33 % dem russischen 

11 Die Frage nach der Verantwortung für den »Rechtsruck« hat hier ätiologischen Charakter. 
Sie fragt nicht nach Schuld im Sinne einer Fehlleistung oder eines Versäumnisses.
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Einmarsch in die Ukraine. Bei den Einzelakteuren liegen die Werte mit 
Ausnahme der Unionsparteien (53 %) und der FDP (51 %) durchgehend 
niedriger, wobei diese Ausreißer angesichts der politischen Verortung der 
meisten Protestgänger nicht allzu überraschend sind. Ebenfalls fast uni-
sono werden auch die sozialen Medien in der Verantwortung gesehen 
(86 %), deren Nennwert im Vergleich zu traditionelleren Formaten (29 %) 
um mehr als das Fünffache höher ausfällt (Grafik 6).

Insgesamt verweisen diese Befunde auf der Einstellungsebene also 
auf eine recht heterogene Gemengelage, widersprechen in Sachen Sozio-
demografie aber dennoch »dem von Medien, aber auch einigen Wissen-
schaftlern gezeichneten Bild der Demonstrierenden als eines Querschnitts 
der Bevölkerung« (Rucht, 2024, S. 12), wie es bereits bei anderen Protest-
ereignissen voreilig gezeichnet wurde.12 Auch bei den Protesten gegen 

12 Rucht (2024) nennt hier exemplarisch »die Demonstrierenden gegen den bevorstehen-
den Irakkrieg im Jahr 2003 und gegen das Stuttgarter Bahnprojekt S21« (ebd., S. 12). In 
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Rechtsextremismus ist es letztlich nur ein bestimmter Teil der Mitte, der 
zugegen ist »und in seinen wesentlichen Charakteristika […] nur bedingt 
Schnittmengen mit der abstiegsbedrohten unteren Mittelschicht auf-
weist, wie sie seit einiger Zeit als [Adressatin] radikaler Politik diskutiert 
wird« (Bitschnau & Koos 2024, S. 8). Dabei gilt, dass die vorliegenden 
Befunde als Lokalerhebungen zwar keine bundesweite Aussagekraft für 
sich in Anspruch nehmen können, in ihrer Tendenz aber durchaus einige 
Fragen aufwerfen: Woran lag es, dass nicht mehr Wähler bürgerlicher 
Parteien – die ja meist ein positives Bild der Proteste hatten – und Ange-
hörige von Bevölkerungsgruppen diesseits der gebildeten Mittelschicht 
präsent waren? Haben sie mit dem Format gefremdelt? Wurden sie von 
der Protestästhetik nicht angesprochen? Oder fehlte ihnen im von Sach-
zwängen bestimmten Alltag einfach die Zeit oder Gelegenheit zur Teil-
nahme? Dies sind nur einige Fragen, an denen künftige Forschung quali-
tativ und vergleichend ansetzen kann. 

Was bleibt? 

Die Proteste gegen Rechtsextremismus waren heftig, aber kurz. So rasch 
wie sie sich im Januar und Februar aufgebaut hatten, ebbten sie mit Früh-
jahrseinbruch wieder ab. Als »größte auf einen engen Zeitraum konzen-
trierte Protestwelle in der Geschichte der Bundesrepublik« (Rucht, 2024, 
S. 17) kam ihnen dessen ungeachtet hohe Symbolkraft zu, boten sie doch 
der Zivilgesellschaft eine Gelegenheit, neuen Mut zu schöpfen und sich 
aus einer jahrelangen Handlungsstarre zu befreien. Angetrieben von der 
Wahrnehmung rechtsextremer Bodengewinne und dem stetigen Populari-
tätszuwachs der AfD hatte sich hier vielerorts ein Gefühl der Hilflosigkeit 
eingestellt – der Eindruck, dass man es mit einem übermächtigen Gegner 
zu tun habe, an dem jeder Angriff abpralle und gegen den anzukämpfen 
letztlich aussichtslos sei (vgl. Bitschnau & Koos, 2024). Das  Mobilisieren 
von Hunderttausenden binnen Wochen setzte dieser von Fatalismus-
motiven durchwirkten Erzählung die einer widerständigen Bürgerschaft 
gegenüber: Die Scharen an Protestgängern mussten unweigerlich als eine 

beiden Fällen war das Mitte-Narrativ weit verbreitet, konnte sich empirisch (und im Falle 
von S21 auch an der Wahlurne) aber nicht bestätigen.
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Hoffnung stiftende Gegenprojektion zum Bild der dem Abgrund ent-
gegentaumelnden Republik erscheinen. Nach außen konnten sie so das bis 
dahin dominante Narrativ umkehren; nach innen trugen sie hingegen zur 
Bemühung um demokratische Selbstvergewisserung bei.

Problematisch erscheint hingegen – neben der demografischen Un-
wucht, auf die unsere Befunde hindeuten – der Umstand, dass die Protes-
te längst nicht immer gegen Rechtsextremismus, sondern häufig schlicht gegen 
rechts gerichtet waren. Problematisch deshalb, weil der Begriff rechts nach 
international üblicher Nomenklatur etwa christdemokratische und libe-
rale Parteien miteinschließt (vgl. etwa Bale & Rovira Kaltwasser, 2021) 
und auch hierzulande eine entsprechende Ambiguität in sich trägt. Ihn in 
der dargestellten Form als Abgrenzungsmarker zu verwenden, erscheint 
vor diesem Hintergrund wenig zielführend und dürfte (zusammen mit 
stellenweise auftretenden Anfeindungen gegen das bürgerliche Lager13) 
dazu beigetragen haben, die Teilnahmebereitschaft bereits unterrepräsen-
tierter Gruppen weiter zu mindern: Mancher mag angesichts der insinu-
ierten Ideologiebinarität gar geglaubt haben, dass ein Protest gegen rechts 
notwendigerweise von links kommen beziehungsweise eine linke Konno-
tation haben muss. So oder so gilt indes, dass die Rechte ein legitimer 
 Bestandteil jeder demokratischen Pluralität ist. Einzig da, wo sie in den 
Extremismus kippt, wo also elementare Spielregeln der Demokratie miss-
achtet werden, lässt sie sich unter das Vorzeichen der Proteste stellen, 
die das Objekt ihrer Kritik ja außerhalb dieser Regeln verorten.14

Alles andere als einfach gestaltet sich zuletzt eine Bewertung des sub-
stanziellen (also über das Symbolische hinausgehenden) Protesterfolgs, 
zu dem vermutlich nur in der Langzeitbetrachtung und mit ergänzendem 
Datenmaterial tragfähige Aussagen getroffen werden können. So büßte 
beispielsweise die AfD ab Januar 2024 bei allen großen Umfrageinstitu-
ten einige Prozentpunkte Unterstützung ein und kam auch bei der Europa-
wahl im Juni auf nur 15,9 % – die Annahme einer unmittelbaren Kausal-

13 So wurde etwa von Protesten berichtet, auf denen Einlassungen gegen die Unionspartei-
en zu hören waren und ihren Rednern das Wort verweigert wurde (vgl. u. a. Betschka & 
von Marschall, 2024). 

14 Entsprechend auch das Fazit des baden-württembergischen Ministerpräsidenten Win-
fried Kretschmann, der zu Protokoll gab, diese Begriffsvermengung »überhaupt nicht [zu 
verstehen]. Ich finde das fragwürdig. Es geht gegen Rechtsextremismus und Rechtsradi-
kalismus. Rechts darf man sein …« (Busch & Schultheiß, 2024).
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beziehung zu den Protesten wird jedoch dadurch verkompliziert, dass 
sich zur selben Zeit auch das neugegründete Bündnis Sahra Wagenknecht 
(BSW) als Umfrageoption etablierte und so für eine psephologische Rup-
tur der hiesigen Parteienlandschaft sorgte.15 Gut möglich also, dass es sich 
beim AfD-Umfrageknick stattdessen um die Abwanderung16 vormaliger 
Nicht- und Wutwähler zum BSW handelt, die dem politischen Betrachter 
dann aufgrund der zeitlichen Koinzidenz und narrativen Schlüssigkeit irr-
tümlich als Protestfolge erscheint. Die wahrscheinlichste Option dürfte 
freilich sein, dass beide Entwicklungen in einem noch zu bestimmenden 
Wechselverhältnis zueinander stehen; dass also die Berichterstattung von 
CORRECTIV und die daran anschließenden Proteste die AfD in einigen 
Bevölkerungsschichten durchaus Rückhalt gekostet haben, das Aufkom-
men des BSW diesen Effekt aber verstärkt, überlagert und verstetigt hat. 

In jedem Fall erscheinen die Verluste der Partei moderat und stellen 
eher ein Zurechtstutzen auf den Wert der ersten Jahreshälfte 2023 (16–
18 %) als einen wie auch immer gearteten Kollaps dar. Weder, so ist fest-
zuhalten, hat sich etwas am Status der AfD als bundespolitisch zweit-
stärkster Kraft hinter der Union geändert, noch haben die Proteste einem 
der drei Ampelkoalitionäre demoskopischen Auftrieb gegeben. Optimis-
tischer stimmt demgegenüber ein Blick auf die mit der Protestorganisa-
tion befassten Bündnisse und Initiativen, die sich überall in Deutschland 
herausgebildet haben, nicht selten in bestehende zivilgesellschaftliche 
Formationen eingemündet sind und so eine neue Dynamik des Austauschs 
und der Vernetzung geschaffen haben. Ein gutes Beispiel stellen hier 
etwa die 2018 gegründeten Omas gegen Rechts dar, die in den vergangenen 
Monaten um mehr als 100 neue Ortsgruppen angewachsen sind und einen 
deutschlandweiten Wahrnehmungsschub erfahren haben (DPA, 2024) – 

15 Die Gründung des BSW erfolgte in der zweiten Januarwoche; die großen Meinungsfor-
schungsinstitute wiesen die Partei aber erst Ende Januar gesondert aus, also zu dem Zeit-
punkt, als die Proteste ihren Zenit erreicht hatten. 

16 Wie aus Statistiken zur Wählerwanderung bei der Europawahl ersichtlich wird, rekrutiert 
sich das BSW-Elektorat größtenteils aus einstigen SPD- und Linken-Wählern – was aber kei-
neswegs im Widerspruch zu dem beschriebenen Abwerbeeffekt stehen muss. Die statisti-
sche Wählerwanderung weist schließlich nur Verschiebungen im Vergleich zweier Wahlen 
aus. Sie lässt damit all diejenigen unberücksichtigt, die in der Vergangenheit nicht die AfD 
gewählt hatten, es dieses Mal aber ohne das BSW als gangbare Alternative getan hätten 
(und zu Jahresbeginn auch mit AfD-Wahlabsicht in den Umfragen aufgetaucht waren).
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ein häufig unterschätzter, in seiner Wirkmächtigkeit aber durchaus be-
deutsamer Protesteffekt.

Am Ende bleibt somit die Feststellung, dass das Land es zu Jahres-
beginn 2024 mit einer beachtlichen und in ihrer Spitze auch historischen 
Protestwelle zu tun hatte, die insbesondere das Erzeugen medialer Auf-
merksamkeit bei gleichzeitiger Revitalisierung der Zivilgesellschaft auf 
ihrer Habenseite verbuchen kann. Gleichwohl gelang es nur eingeschränkt, 
AfD-Anhänger zum Überdenken ihrer Wahlentscheidung zu bewegen 
und die Partei empfindlich zu schwächen, was die Frage aufwirft, ob es 
sich bei alldem wirklich um den beispielsweise von Klaus Hurrelmann 
beschworenen »Befreiungsschlag« (Sabinksy-Wolf et al., 2024) gehandelt 
hat. Aus heutiger Sicht liegt eher die Vermutung nahe, dass die Proteste 
nicht als singulärer Wendepunkt in der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus, sondern als eine aus dem Moment geborene und sich 
dynamisch aufbauende Gelegenheitsstruktur für diverse Gruppen und 
Initiativen verstanden werden müssen. Für die Zukunft bleibt offen, in-
wieweit es diesen gelingen kann, die Kraft des Augenblicks in langfristi-
ge Handlungsstrategien umzuleiten und so zu einer Stärkung der demo-
kratischen Resilienzfähigkeit unseres Gemeinwesens beizutragen.
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